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EDITORIAL/118: Karma, Mummenschanz und Eigentum ... (SB)
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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019
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WALD/379: Hambacher Forst - verwurzeln und vergipfeln ... (ausgecO2hlt)


ausgecO2hlt - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Klimaschützer der Initative ausgeCO2hlt fordern Leitentscheidung
zum Erhalt des Hambacher Waldes +++ Aktivisten kündigen zivilen
Ungehorsam bei Räumung des Hambacher Forst an +++ Empfehlung der
Kohlekommission verfehlt Pariser Klimaziel



Köln, 01.02.2019. Auf die gestrige Ankündigung der Aachener Polizei,
bald wieder den Hambacher Forst räumen zu wollen, reagierten
Klimaschützer der Initative ausgeCO2hlt mit Unverständnis und
Empörung. Polizeipräsident Weinsbach betonte, dass dafür wieder Bäume
gerodet werden müssten. Die Initative fordert den sofortigen
Kohleausstieg, um den Hambacher Wald und die Garzweiler Dörfer zu
erhalten. Hierfür soll eine neue Leitentscheidung der Landesregierung
erarbeitet werden.

"Wir müssen den Hambacher Wald schützen, bis die Landesregierung per
Leitentscheidung den Tagebau stoppt. Sein Erhalt ist nicht nur
wünschenswert, sondern für die Pariser Klimaziele zwingend
notwendig.", so Daniel Hofinger, aktiv bei ausgeCO2hlt. "Um das
1,5-Grad-Ziel zu schaffen brauchen wir den sofortigen Kohleausstieg.
So können auch der Hambacher Forst und die Dörfer bei Garzweiler
erhalten bleiben".

AusgeCO2hlt forderte NRW-Ministerpräsident Laschet auf, eine neue
Leitentscheidung für das rheinische Braunkohlenrevier zu erarbeiten.
Bis dahin dürften keine weiteren Fakten durch Räumungen und Rodungen
im Hambacher Forst geschaffen werden. Bis mindestens zu diesem
Zeitpunkt müsse der Hambacher Forst weiterhin beschützt werden. "RWE
können wir nicht vertrauen. Wir müssen aufpassen, dass keine illegalen
Rodungen passieren.", so Hofinger. "Sollte die Regierung abermals
lieber räumen statt retten, würden es wie letztes Jahr massenhafte
Proteste geben", kündigte Daniel Hofinger an.

Die Initative ausgeCO2hlt kritisiert die Pläne der
Kohlekommission, erst 2038 aus der Kohle auszusteigen. Studien zeigen,
dass Deutschland so das Pariser Klimaziel um eine Milliarde Tonnen CO2
verfehlt. In der Empfehlung werden weder der Hambacher Forst sicher
erhalten, noch die Umsiedlungen im Rheinland, dem Leipziger Land und
der Lausitz gestoppt. Stattdessen würden den Energiekonzernen
Milliarden als Entschädigungen geschenkt. AusgeCO2hlt beteiligt sich
daher mit einer Demonstration in Bonn am 03.02. (14 Uhr ab
Münsterplatz) an einer bundesweiten Aktionswoche für
Klimagerechtigkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.02.2019

Presseteam ausgeCO2hlt

E-Mail: info@ausgecO2hlt.de

Internet: www.ausgecO2hlt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 
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KOHLEALARM/562: Klimakampf und Kohlefront - verschärfte Justiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Untersuchungshaft für 18 Aktivist*innen nach Baggerblockade in der
Lausitz +++ Ende Gelände fordert Freilassung der Gefangenen +++
Demonstration vor der Landesvertretung von Brandenburg in Berlin
angekündigt



Berlin/Cottbus, 06.02.2019. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses
Ende Gelände am Montag in der Lausitz sind 18 der Aktivist*innen in
Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. Die
Aktivist*innen protestierten mit ihren Aktionen gegen das
Abschlussergebnis der Kohlekommission und fordern den sofortigen
Kohleausstieg.

"Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die die nicht mit am
Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Generationen, die
Angst um ihre Zukunft haben. Angesichts dieses Versagens der Politik
sehen wir uns gezwungen, Regeln zu übertreten und mit zivilem
Ungehorsam den Kohleausstieg selbst in die Hand zu nehmen. Die
Aktivist*innen werden nun wie Schwerverbrecher*innen behandelt, obwohl
sie diejenigen sind, die Verantwortung übernehmen. Wir fordern die
Freilassung der 18 Gefangenen," sagt Nike Mahlhaus, Pressesprecherin
von Ende Gelände.

In ähnlichen Fällen wurden Aktivist*innen von Ende Gelände bisher vom
Vorwurf des Hausfriedensbruchs freigesprochen, weil die Tagebaue in
der Lausitz nicht umfriedet sind. Noch nie wurde gegen
Klima-Aktivist*innen Untersuchungshaft einzig aufgrund dieses Vorwurfs
angeordnet. Die Untersuchungshaft ist bis Ende April befristet.
Verhandlungen sind für die nächsten zwei Wochen geplant.

"Untersuchungshaft für Hausfriedensbruch anzuordnen, ist völlig
unverhältnismäßig," kommentiert die Rechtsanwältin der Aktivist*innen
Marie Melior, "Diese Unverhältnismäßigkeit sieht man insbesondere
daran, dass sämtliche angebotenen milderen Maßnahmen anstatt einer
Haft von der Richterin nicht einmal in Betracht gezogen wurden. Hier
soll offensichtlich ein Exempel an Aktivist*innen statuiert werden."
Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr vor der Landesvertretung von
Brandenburg in Berlin-Mitte. Ab 18 Uhr ist eine Demonstration vor der
Landesvertretung angemeldet.


 * 


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement
zu den U-Haft-Anhörungen nach Baggerbesetzungen in Cottbus

Cottbus, 05. Februar 2019. Nach den Baggerblockaden von Ende Gelände
gestern in der Lausitz und im Leipziger Land sitzen 23 Aktivist*innen
immer noch in Cottbus in Gewahrsam. Ihnen wird Hausfriedensbruch
vorgeworfen. Grundlegende Rechte wie Telefonate werden ihnen
vorenthalten. Seit 14h werden die Aktivist*innen einzeln vor Gericht
geführt, um zu untersuchen, ob Untersuchungshaft verhängt wird.
Unterstützer*innen von Ende Gelände sind in Cottbus vor Ort.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Hier werden junge Leute eingesperrt, weil sie sich für das Klima
einsetzen und für eine sichere Zukunft für alle Menschen, im bedrohten
Dorf Pödelwitz und weltweit. Die Brandenburgische Landesregierung
arbeitet Hand in Hand mit dem Kohle-Konzern LEAG gegen unsere Zukunft.
Wir lassen uns aber nicht einschüchtern. Ziviler Ungehorsam ist
angesichts der Klimakrise und der Untätigkeit der Regierung dringend
notwendig und legitim."

 * 

Quelle:

Pressestatement+-mitteilung, 05+06.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/561: Klimakampf und Kohlefront - Baggeretikett und Antitext ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2019

#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse

Protestaktion im Braunkohletagebau Jänschwalde



[Cottbus, 4.2.2019] In den frühen Morgenstunden haben 
Anti-Kohle-Aktivist*innen heute ein ROBIN WOOD-Banner mit der Aufschrift
"#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse" an einem Bagger im
Braunkohletagebau Jänschwalde in der Lausitz entrollt. Damit
protestieren sie gegen den Abschlussbericht der Kohlekommission. Die
Aktivist*innen wollen klarstellen, dass es sich bei dem Bericht
keinesfalls um einen gesellschaftlichen Konsens handelt und dass -
trotz der Zustimmung von in der Kommission vertretenen
Umweltorganisationen - weiterhin mit erheblichem Protest aus der
Klimabewegung gerechnet werden muss.

Zeitgleich demonstrieren heute Aktivist*innen vom Aktionsbündnis "Ende
Gelände" in der Braunkohle-Grube Jänschwalde sowie in weiteren
Tagebauen. Zurzeit läuft eine bundesweite Protestwoche, um mehr Druck
für einen klimagerechten Kohleausstieg zu machen.

Die Empfehlung der Kohlekommission, erst im Jahr 2038 aus der Kohle
auszusteigen ist weder mit den Klimazielen der Bundesregierung noch
mit dem internationalen Klimaabkommen von Paris vereinbar. ROBIN WOOD
fordert, Klimaschutz konsequent umzusetzen und den Kohleausstieg jetzt
zu starten.

"Wir haben von der Kohlekommission keine Lösung erwartet - und doch
ist das Ergebnis eine krasse Enttäuschung. Der Abschlussbericht ist
ein Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind", erklären ROBIN WOOD-Aktivist*innen vor Ort.

Im Bezug auf die ostdeutschen Braunkohlereviere zeigt sich besonders
eindrücklich, wie ungenügend das Ergebnis der Kohlekommission ist:
ohne Ehrgeiz, zu unkonkret, mit vielen Schlupflöchern und
Milliardengeschenken an die Kohlelobby.

In der Lausitz und im Leipziger Land soll bis 2022 gar keine
Kohlekapazität vom Netz gehen. Wie und wann anschließend die extrem
klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden, bleibt
vollkommen unklar.

Einzig ein bisher nicht spezifiziertes "Innovationsprojekt" am
Kraftwerk Jänschwalde wird von der Kohlekommission benannt. Das
Kraftwerk soll Mitte der 2020er Jahre möglicherweise zu einem
Wärmespeicherkraftwerk umgerüstet werden. Damit tritt ein vages
Versprechen auf eine potentielle Nachnutzung an die Stelle eines
verbindlichen Abschaltdatums für eins der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas.

Auch für die Bewohner*innen der bedrohten Dörfer bringt der
Abschlussbericht keine Sicherheit. Aktuell könnte Tagebaubetreiber
LEAG weiterhin das Lausitzer Dorf Proschim abbaggern. Auch die Dörfer
am rheinländischen Tagebau Garzweiler könnten weiterhin der Braunkohle
weichen. In Reaktion auf den Abschlussbericht der Kohlekommission
hatte Energiekonzern RWE Anfang dieser Woche angekündigt, an der
Zerstörung von Keyenberg, Morschenich und Kuckum festzuhalten.

"Der Vorschlag der Kommission stellt Kraftwerksbetreibern saftige
Entschädigungen in Aussicht - und liefert denkbar wenig für
Klimaschutz und die direkt vom Kohleabbau betroffenen Menschen. Er
zeigt einmal mehr: Wir müssen den Kohleausstieg selber in die Hand
nehmen!", so die Aktivist*innen.

ROBIN WOOD wird sich gemeinsam mit zahlreichen Akteur*innen der 
Anti-Kohle Bewegung weiterhin entschlossen für Klimagerechtigkeit 
und einen sofortigen Kohleausstieg einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de
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KOHLEALARM/560: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen koordinieren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Ende Gelände blockiert Kohle-Bagger in der Lausitz und bei Leipzig
+++ Protest für sofortigen Kohleausstieg +++ bedrohte Dörfer brauchen
Sicherheit für ihre Zukunft



Cottbus, 04.02.2019. Die Bagger stehen still: Aktivist*innen von Ende
Gelände besetzen seit heute Morgen mehrere Bagger in den Kohlerevieren
Lausitz und im Leipziger Land. Mit zivilem Ungehorsam protestieren sie
in den Braunkohle-Gruben gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für den sofortigen Kohleausstieg.

"Die Kohlekommission hat die Menschen in den bedrohten Dörfern im
Stich gelassen. Die Konzerne bekommen Geld für nichts, für die Dörfer
gibt es keine Sicherheit. Jeden Tag fressen sich die Bagger weiter in
Richtung Proschim und Pödelwitz. Wir haben heute diese Bagger besetzt,
denn wir können nicht bis 2038 warten. Wir fordern den sofortigen
Kohleausstieg, damit alle Dörfer bleiben: im Leipziger Land und in der
Lausitz genauso wie im Rheinland", sagt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Der Vorschlag der Kohlekommission sieht einen Ausstieg aus der Kohle
erst 2038 vor. Einen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im
Osten Deutschlands gibt es noch nicht. Somit ist bisher nicht klar, ob
die von Abbaggerung bedrohten Dörfer - Proschim in der Lausitz sowie
Pödelwitz und Obertitz bei Leipzig - erhalten bleiben können.
Versprochen werden stattdessen Entschädigungszahlungen für
Energiekonzerne wie LEAG und Mibrag, die beide zur tschechischen
Investmentfirma EPH gehören.

"Kohleverbrennung bis 2038 ist kein Konsens, denn damit rauschen wir
um Milliarden Tonnen CO2 an der 1,5°-Grenze vorbei. Das CO2, das hier
produziert wird, lässt an anderen Orten den Meeresspiegel steigen,
führt zu Dürren und anderen Extremwetterereignissen. Die Menschen im
Globalen Süden saßen nicht mit am Verhandlungstisch, obwohl sie am
stärksten von der Klimakrise betroffen sind. Dieser Ungerechtigkeit
stellen wir uns entgegen. So geben wir auch denen eine Stimme, die
direkt betroffen sind", sagt Aktivistin Elisa Lange.

Die Besetzung ist Teil der Aktionswoche von Ende Gelände für den
sofortigen Kohleausstieg. In der vergangenen Woche fanden als Reaktion
auf das Versagen der Kohlekommission bereits zahlreiche Aktionen
statt. In Karlsruhe und Hamburg wurde Kohleinfrastruktur blockiert, in
zahlreichen Städten fanden Protestaktionen für Klimagerechtigkeit
statt.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Ortsgruppen den sofortigen Kohleausstieg und
weltweite Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im
Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am
Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/559: Klimakampf und Kohlefront - Mahnwache ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

"RWE muss gestoppt werden!"

Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" ruft zu Mahnwache gegen Rodungen auf



Kuckum. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft für Montag, den 4.
Februar um 8 Uhr zu einer Mahnwache im Bereich der Rodungen am
Keyenberger und Kuckumer Wald auf. Ziel ist es, die Baumfällarbeiten
zu stoppen, die einem Straßenbau durch RWE dienen sollen. Der
Kohlekonzern hatte vergangenen Mittwoch mit Rodungen für eine Straße
begonnen, die frühestens im Jahr 2027 und nur für den Fall benötigt
wird, dass noch weitere Dörfer für den Tagebau umgesiedelt werden. Die
Umsiedlungen sind nach den Ergebnissen der Kohlekommission nicht mehr
nötig. Das Bündnis wirft RWE vor, das Leben vor Ort "zur Hölle" zu
machen, um die Menschen zur Umsiedlung zu treiben.

"Wir nehmen diese Schikanen durch RWE nicht länger hin!", sagt Martina
Himmelreich aus Keyenberg. "Diese Rodungen sollen uns doch bloß
zeigen, dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der Kohlekommission
halten wird und unsere Dörfer verschwinden sollen. Die haben seit vier
Jahren eine Genehmigung, bräuchten die Straße erst in neun Jahren, und
fangen ausgerechnet jetzt an, hier Bäume zu fällen und unsere Natur zu
asphaltieren?". Die Straße würde nur benötigt, wenn die Dörfer
Keyenberg, Unterwestrich und Kuckum vollständig zerstört würden.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" stellt sich mit der Mahnwache den
Rodungen in den Weg und will das Faktenschaffen durch RWE verhindern.
"RWE muss gestoppt werden!", so David Dresen aus Kuckum. "Und wenn die
Landesregierung diese Zerstörung von Natur und Dörfern nicht
verhindert, dann nehmen wir das selbst in die Hand! Kommt zur
Mahnwache und unterstützt uns, damit alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/558: Klimakampf und Kohlefront - Kunst gegen Kohle ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

#keinkonsens mit der Kohle-Lobby - Kohleausstieg jetzt!

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren mit Kunstaktion in Leipzig für den
Kohleausstieg



[2.2.2019 LEIPZIG] Heute haben Aktive von ROBIN WOOD auf dem
Augustusplatz in Leipzig ein Zeichen gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für einen klimagerechten Kohleausstieg gesetzt. Im
Rahmen einer Kunstaktion verwandelten sie eine urbane Struktur in
einen qualmenden Kohleschlot und machten so deutlich, was die von der
Kommission vorgeschlagenen 19 weiteren Jahre Kohlenutzung bedeuten:
eine Menge Dreck, der den Planeten ruiniert. Dazu entrollten sie ein
Banner mit der Aufschrift: "Kohle killt Klima! #keinkonsens"

Die Aktion fand zeitgleich zur Demonstration "Hey Koko - Kohleausstieg
jetzt" in der Leipziger Innenstadt statt und ist Teil einer
bundesweiten Aktionswoche, zu der das Bündnis "Ende Gelände"
aufgerufen hat.

"Wir fordern, dass die Analysen des Weltklimarats IPCC ernst genommen
werden: Um die Klimaerwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken, benötigt es
nach aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen des IPCC 'nie
dagewesene Veränderungen'! Dies beinhaltet für uns den
schnellstmöglichen Kohleausstieg sowie ein Überdenken unserer
expansiven Wirtschaftsweise", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Manuel
Carranza. "Dabei muss der Ausstieg aus den fossilen Energien
sozialverträglich ablaufen. Zudem dürfen wir nie vergessen, dass die
tatsächlichen Kosten der Umweltzerstörung unendlich viel höher liegen,
als jene, die die Konzerne bezahlen. Wir dürfen nie vergessen, dass
noch Generationen von Menschen auf der ganzen Erde unter den Folgen
der Klimazerstörung leiden werden!"

Mit einem verschleppten Einstieg in den Ausstieg bis 2022, 17 Gigawatt
Kohlekapazität, die 2030 noch am Netz sein sollen und dem Enddatum
2038 ist der Abschlussbericht der Kohlekommission eine
Bankrotterklärung für den Klimaschutz. Er passt auch nicht zu den
Klimazielen der Bundesregierung und zum Pariser Klimaabkommen. Feste
Zusagen für den Erhalt der vom Kohleabbau bedrohten Dörfer wie
Pödelwitz im Leipziger Land oder vom Hambacher Wald im Rheinland gibt
es nicht.

In den Ost-Bundesländern soll bis 2022 gar keine Kohlekapazität
abgeschaltet werden. Ein verbindlicher Zeitplan, wann welche
Kraftwerke danach vom Netz gehen sollen, fehlt. So ist zu befürchten,
dass das Kraftwerk Lippendorf bei Leipzig besonders lange das Klima
und die Leipziger Luft belasten wird.

"Weder Stimmen junger Menschen noch aus dem globalen Süden waren in
der Kohlekommission vertreten - dabei sind sie am stärksten von den
Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Ihre Interessen werden vom
Ergebnis der Kommission übergangen", kritisiert Aktivist Jan Schubert.

Stattdessen trägt der Abschlussbericht die deutliche Handschrift der
Kohle-Lobbyisten. So schlägt die Kommission vor, Entschädigungen an
die Kraftwerksbetreiber in Höhe von voraussichtlich mehreren
Milliarden Euro zu zahlen - auch für Kraftwerke, die schon längst
abgeschrieben oder zunehmend unrentabel sind. So wird den
Energiekonzernen auf Kosten der Allgemeinheit die überfällige
Energiewende vergoldet.

Eine Woche nach dem Ende der Kohlekommission ist deutlich, dass die
Auseinandersetzung um das Ende der Kohle nicht befriedet, sondern
befeuert wurde. Gestern gab es Demonstrationen in Berlin und Hamburg.
Heute morgen starteten ROBIN WOOD-Aktive einen Anti-Kohle-Protest in
Karlsruhe. ROBIN WOOD wird weiterhin zusammen mit der wachsenden
Anti-Kohle-Bewegung für einen sofortigen Umsiedlungs- und Rodungsstopp
in den Tagebaugebieten und für einen klimagerechten Kohleausstieg
streiten.



Mehr Informationen zur Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!"

https://www.ende-gelaende.org/wp-content/uploads/2019/01/KoKoFlyer1.4-1.pdf

ROBIN WOOD-PM zum heutigen Kohle-Protest in Karlsruhe:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/klimaschutz-ausverkauft-%E2%80%93-kohlelobby-reich-beschenkt

ROBIN WOOD-Blogbeitrag: "Kein Konsens ohne Klimaschutz":

https://www.robinwood.de/blog/industrieinteresse-vor-klimaschutz-das-ist-kein-konsens

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/557: Klimakampf und Kohlefront - voller Körpereinsatz ... (KligK)


Klimagerechtigkeit Kassel - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

Spektakuläre Banneraktion am Opernplatz fordert Klimarebellion



Kassel 02.02.2019. Am Samstag haben sich Aktivist*innen der Gruppe Klimagerechtigkeit
Kassel mit einem großen Banner von der Fassade der Galeria Kaufhof am
Opernplatz abgeseilt. "Kohleausstieg ist und bleibt Handarbeit -
Klimarebellion jetzt!" konnten die verblüfften Passant*innen dort am
Nachmittag lesen. Mit ihrer Aktion kritisieren die
Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen den schwachen Kompromiss der
Kohlekommission scharf. Ein Kohleausstieg erst 2035 oder 2038 mit
krachendem Verfehlen des 2020er-Klimaziels verstößt damit nicht nur
gegen das Völkerrecht des Pariser Klimavertrags. Mit dem äußerst
unambitionierten Ausstiegspfad führt er uns damit auch sehenden Auges
mitten in die Klimakatastrophe.




[image: Zwei Kletteraktivist*innen mit Banner an der Glasfassade der Galeria Kaufhof - Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel]

Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel



"Wir haben jedes Vertrauen darin verloren, dass die traditionelle
Politik wirksame Lösungen für die existenzielle Bedrohung der
Klimakrise umsetzt," macht Juri Nadler (24) von Klimagerechtigkeit
Kassel klar. "Angst gepaart mit Wut treibt uns um, lässt uns in Tränen
ausbrechen und raubt uns den Schlaf." Deutschland stößt pro Kopf mit
11 Tonnen CO2 mehr als das doppelte der durchschnittlichen weltweiten
Treibhausgasemissionen aus. Diese riesige Menge an klimazerstörenden
Gasen stagniert seit zehn Jahren weitgehend. Für die Einhaltung des
lebenssichernden 1,5°-Klimaziels müssen die Vorreiter hingegen schon
vor 2030 alle ihre Emissionen auf Null reduziert haben.

Obwohl der Kohleausstieg beschlossen ist, hat der Kohlekonzern RWE in
der vergangenen Woche weiter Häuser in den nun verschonten Dörfern im
rheinischen Braunkohlerevier zerstört. "Die Menschen vor Ort sind
verzweifelt, jetzt noch für diese Steinzeittechnologie ihre Heimat zu
verlieren. Wir fordern daher an der Seite des Bündnisses von
Umsiedlungsbedrohten 'Alle Dörfer bleiben!' einen sofortigen Stopp
aller Dorfzerstörungen. Genau wie die Tagebaubetroffene Hannelore
Wodtke als Mitglied der Kohlekommission legen wir also unser Veto
ein," so Nadler. RWE soll für die angeblich frühzeitige Abschaltung
für ihre immer unwirtschaftlicheren Kraftwerke viele Milliarden
Entschädigung erhalten. Folglich stieg auch der RWE-Aktienkurs nach
dem Bekanntwerden des faulen Kohlekompromisses um zehn Prozent. "Statt
den Strukturwandel zusammen mit den Beschäftigten und
Tagebaubetroffenen jetzt sofort anzupacken, sollen schlicht Milliarden
an die Aktionär*innen diese gemeinschädlichen Kohlekonzerne gehen. Als
Klimabewegung werden wir das verhindern," wird Nadler deutlich. "Als
ersten Schritt rufen wir daher alle Menschen dazu auf, sich dem
Irrsinn dieser Selbstbedienungskommission öffentlich
entgegenzustellen." Freitag vormittags streiken seit einigen Monaten
weltweit hunderttausende empörte Schüler*innen unter dem
Motto #FridaysForFuture. Diesen Freitag waren vor dem Kasseler
Rathaus bereits 300 von ihnen auf der Straße. In den nächsten Wochen
sollen diese Proteste zusammen mit streikenden Studierenden und
Arbeitnehmer*innen immer größer und lauter werden. "Wir rufen
insbesondere die alte Generation auf, in ihrer Rente nun zu kämpfen
für die Zukunft von uns, ihren Enkeln," sagt Laura Gonzalo von den
Freitags-Klimastreiks. "Kommt mit zu uns ans Rathaus an den kommenden
Freitagen! Jetzt ist der Moment, um uns als Einzelne und als
Gesellschaft vom dumpfen Schleier der Gleichgültigkeit zu befreien."
Denn auch hier in Kassel muss der Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas
sofort beginnen.

In den letzten Monaten sind eine Vielzahl neuer Menschen in der
Klimabewegung aktiv geworden. So auch die Kunsthandwerkerin Melanie
Trocht, die in den vergangenen Jahren mit immer mehr Schrecken die
Auswirkungen der Klimakrise verfolgt hat. "Es fing an, dass es bloß
etwas wärmer wurde. Dann kamen alljährlich Hitzerekorde und vermehrt
'Jahrhundertfluten' auf. Heute entstehen mit den bereits stark
veränderten Höhenwinden immer mehr Dürren wie im deutschen Hitzesommer
2018. Schon in wenigen Jahren werden nicht nur wie schon heute die
weltweiten Korallenriffe, sondern auch etliche andere Ökosysteme
kollabieren. In der Folge wird im komplexen und für uns Menschen
weitgehend unkontrollierbaren System mancherorts die
landwirtschaftliche Versorgung zusammenbrechen. Plötzlich sind
hunderte Millionen an Menschen hart von der Klimakrise in ihrem Leben
bedroht und werden früher oder später vor dem Hunger fliehen.
Spätestens dann merken es alle. Nur wenn wir bis dahin weitgehend so
weitermachen wie bisher, werden zahlreiche Gesellschaften
zusammenbrechen. Das noch dazu vor allem in den Ländern, die
historisch am wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben - das waren
fast alles wir in den Industrieländern. All diese Folgen der
Klimakrise sind schon lange bekannt, und dennoch handeln weder
Politik, noch Industrie, noch die meisten von uns. Stattdessen machen
alle weiter wie bisher mit Raubbau an der Natur und der Zukunft. Diese
absolute Kurzsichtigkeit macht mich wütend. Daher muss ich
feststellen: wir haben es mit der Klimawende versucht - jetzt braucht
es die Klimarebellion!" Sämtliche Gruppen, Initiativen und Verbände,
die in ihrer jeweiligen Form zu diesen Themen arbeiten, erwarten in
den kommenden Wochen regen Zulauf für dessen Gestaltung.




Klimagerechtigkeit Kassel

Aktuelle Infos stets auf Twitter:

www.twitter.com/kligk_klimaks

Facebook:

https://www.facebook.com/KligK-Klimagerechtigkeit-Kassel-376826196483764/

In Kooperation mit dem FridaysforFuture Kassel: www.fridaysforfuture.de

Weitere Informationen zum Brechen der Pariser Klimaziele durch den unzureichenden Kohlekompromisses (auf Englisch):

 https://www.carbonbrief.org/analysis-how-far-would-germanys-2038-coal-phaseout-breach-paris-climate-goals

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Klimagerechtigkeit Kassel

Internet: www.klimagerechtigkeit-kassel.org
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KOHLEALARM/556: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand direkt ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2019

Aktivist*innen blockieren Kohlekraftwerk in Karlsruhe +++
bundesweit Proteste gegen die Kohlekommission +++ Aktionswoche für
sofortigen Kohleausstieg



Karlsruhe, 02.02.2019. Seit heute Morgen blockieren 150 Aktivist*innen
von lokalen Ende-Gelände-Gruppen das Rheinhafen-Dampfkraftwerk
Karlsruhe, eines der größten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Mit
einer Sitzblockade auf den Schienen verhindern sie, dass Steinkohle
zum Kraftwerk geliefert werden kann. Der Protest ist eine Reaktion auf
das Versagen der Kohlekommission und Teil der bundesweiten
Aktionswoche von Ende Gelände.

"Indem wir die Schienen zum Kohlekraftwerk blockieren, nehmen wir den
sofortigen Kohleausstieg selbst in die Hand. Wir meinen es ernst mit
unserer Forderung nach Klimagerechtigkeit und einer guten Zukunft.
Dazu passt der Bericht der Kohlekommission nicht. Junge Leute und
Menschen, die am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung leiden,
sind dort nicht gehört worden. Eine Politik der Klimagerechtigkeit
muss aber alle miteinbeziehen. Wir nehmen uns hier heute unser
Mitspracherecht, und das fühlt sich toll an", sagt Pressesprecherin
Emma Weber.

Das Rheinhafen-Dampfkraftwerk Karlsruhe wird von EnBW betrieben, die
zum Großteil im Besitz des Landes Baden-Württemberg ist. Es emittiert
rund 3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Deutschlandweit werden jährlich
90 Millionen Tonnen CO2 durch das Verbrennen von Steinkohle
ausgestoßen. Baden-Württemberg ist hinter Nordrhein-Westfahlen das
Land mit der größten installierten Leistung an Kohlekraftwerken.

Auch in anderen Städten wächst der Protest gegen einen Kohleausstieg
erst im Jahr 2038 und Milliardenzahlungen an die Energiekonzerne. In
Köln, München, Leipzig, Essen, Kassel und Hildesheim finden heute
ebenfalls Proteste statt, zu denen tausende Aktivist*innen erwartet
werden.

"Die Klimaziele werden geopfert und gleichzeitig Konzerne mit
Milliarden überschüttet. Der Kuschelkurs mir der Kohlelobby muss
endlich ein Ende haben. Die ganze Bewegung für Klimagerechtigkeit wird
sich dagegen erheben. Unsere Proteste werden immer größer und wir
werden keine Ruhe geben, bis klar ist, dass der Hambi wirklich bleibt,
dass alle Dörfer bleiben und dass wir eine lebenswerte Zukunft haben.
Dafür brauchen wir den Kohleausstieg jetzt sofort", sagt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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SPRACHE/989: Fidels sprachliches Erbe (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.02.2019

Fidels sprachliches Erbe

Romanisten und Computerlinguisten der FAU untersuchen Sprachentwicklung in
Kuba



Wissenschaftler der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU) untersuchen, wie sich der öffentliche Sprachgebrauch des Spanischen
in Kuba seit der kommunistischen Revolution 1959 entwickelt hat. Gemeinsam
mit Sprachwissenschaftlern der Humboldt-Universität Berlin und der
Universität Havanna erstellen sie in den kommenden Jahren ein
linguistisches Korpus, in dem Medientexte, Debatten und Plakate im
öffentlichen Raum erfasst werden. Die Textsammlung CORESPUC soll permanent
fortgeschrieben werden und Wissenschaftlern verschiedenster Disziplinen
für linguistische Analysen zur Verfügung stehen.

Kuba - die größte der karibischen Inseln und eine der letzten Bastionen
des Kommunismus. Seit den politischen Revolutionen in den Ostblockstaaten
und dem Zusammenbruch des sozialistischen Wirtschaftsraums ist das Land
weitgehend isoliert und wagt auch nach dem Tode Fidel Castros nur zaghafte
Schritte hin zu einer liberalisierten Wirtschaft und weltoffenen Politik.
Diese Isolation macht das Land einerseits schwer zugänglich, andererseits
zu einem reizvollen Feld nicht nur für Historiker, Soziologen und
Politologen, sondern auch für Sprachwissenschaftler, denn der öffentliche
Gebrauch des Spanischen in Kuba ist kaum dokumentiert und weitgehend
unerforscht.

Artikel, Debatten und Parolen in einer Sammlung

Gemeinsam mit Sprachforschern der Humboldt-Universität Berlin und der
Universität Havanna arbeiten Romanisten und Computerlinguisten der FAU nun
daran, diese Lücke zu schließen. Im Rahmen des Projektes CORESPUC - die
Abkürzung steht für "Corpus del español público en Cuba" - wollen sie in
den kommenden Jahren eine quantitative Textsammlung erstellen, die den
Sprachgebrauch Kubas im öffentlichen Raum von der Revolution 1959 bis in
die heutige Zeit abbildet und für verschiedene Forschungsarbeiten
zugänglich macht. "Wir werden uns zunächst auf die Ausgaben der
Tageszeitung "Granma" konzentrieren", sagt Prof. Dr. Silke Jansen,
Inhaberin des Lehrstuhls für Romanistik, insbesondere Sprachwissenschaft
an der FAU. "Die Ausgaben seit 2008 stehen in digitaler Form zur
Verfügung, frühere Publikationen müssen aufwändig gescannt und mittels
automatischer Schrifterkennung decodiert werden." Allein die Beiträge der
Granma umfassen mehr als eine Viertelmillion Seiten - darüber hinaus will
das deutsch-kubanische Forscherteam Diskussionsrunden und Plakate im
öffentlichen Raum in das Korpus aufnehmen.

Sprache als Spiegel gesellschaftlicher Entwicklung

Für die Forscher von besonderem Interesse ist, auf welche Weise die
Entwicklungen der kubanischen Gesellschaft auch im Sprachgebrauch
widergespiegelt werden. Schafft sich die Revolution beispielsweise ihre
eigene Sprache? Wie wird das politische Projekt der Revolution in der
öffentlichen Sprache dargestellt? Ändert sich der Gebrauch von zentralen
politischen Schlagwörtern wie "revolución", "socialismo", "capitalismo",
"imperialismo" - etwa mit der Machtübergabe Fidel Castros an seinen Bruder
Raúl oder im Zuge der jüngsten wirtschaftlichen und politischen Öffnung?
Untersucht werden soll auch, welche pragmatischen Strategien zur Anwendung
kommen, um brisante Themen darzustellen oder politische Konflikte
auszutragen: "Das Spanische kennt eine Reihe von Passivkonstruktionen, mit
denen sich das Agens, also der Handelnde, verschleiern lässt", erklärt
Silke Jansen. "Zum Einsatz kommen häufig auch Euphemismen - so wird in
Kuba nicht von 'Wirtschaftskrise', sondern von 'Spezialperiode'
gesprochen." Aktuell arbeiten die Forscher mit einem Pilotkorpus aus
Leserbriefen an Granma, das bereits für die elektronische Analyse
aufbereitet wurde. Daran sollen sprachliche Strategien der
Meinungsäußerung untersucht werden. Die Romanisten arbeiten dabei eng mit
den Computerlinguisten der Universität Havanna und der FAU zusammen. Diese
entwickeln für die automatisierte Untersuchung bestimmter Redewendungen
neue Algorithmen.

Kuba: Forschungsfeld mit Hindernissen

CORESPUC profitiert davon, dass seit 2016 Forschungskooperationen von
Wissenschaftlern aus EU-Staaten mit kubanischen Forschern und
Institutionen wieder möglich sind. Dennoch ist Kuba nicht nur in
linguistischer Hinsicht eine besondere Herausforderung: Weil
beispielsweise leistungsfähige Scanner auf der Karibikinsel eine
Seltenheit sind und aufgrund bürokratischer Hürden nicht ohne Weiteres ins
Land geschafft werden können, wird die Digitalisierung analoger Texte in
Deutschland stattfinden - schließlich sind die Granma-Druckausgaben
vollständig im Iberoamerikanischen Institut in Berlin vorhanden. Eine
große Hürde für die Recherche und den Austausch von Daten und
Informationen ist auch der Umstand, dass das Internet in Kuba schlecht
ausgebaut ist und häufig nicht funktioniert. Doch davon lassen sich die
Forscher nicht entmutigen, schließlich soll das Projekt einen wichtigen
Beitrag zur linguistischen Forschung leisten. Jansen: "Wir wollen nicht
nur die wenig erforschten Besonderheiten des Spanischen in Kuba
beleuchten, sondern auch grundsätzliche Fragen beantworten helfen: Wie
wird der öffentliche Raum durch Sprache konstituiert und gestaltet? Wie
prägt Öffentlichkeit das Sprachverhalten von Menschen? Diese Phänomene
gewinnen in allen modernen Gesellschaften zunehmend an Bedeutung."


CORESPUC wurde 2018 gestartet, die Anschubfinanzierung leisteten das
Bayerische Hochschulzentrum für Lateinamerika (BAYLAT) und die Bayerische
Forschungsallianz (BayFOR). Das Projekt leiten Prof. Dr. Silke Jansen,
Prof. Dr. Gabriele Knauer vom Institut für Romanistik der
Humboldt-Universität zu Berlin und Prof. Dr. Alejandro Sánchez Castellanos
von der Universität Havanna (Kuba).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4452: Wanderausstellung - "Open UP! Wie die Digitalisierung die Wissenschaft verändert", 04.02.-17.12.2019


ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft - 05.02.2019

ZBW zeigt Wanderausstellung "Open UP! Wie die Digitalisierung die
Wissenschaft verändert"



Anlässlich ihres 100. Jubiläums zeigt die ZBW - 
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft eine interaktive Wanderausstellung 
"Open UP! Wie die Digitalisierung die Wissenschaft verändert". Gezeigt 
wird die Wissensausstellung vom 4.2. bis 17.12.2019 in Kiel, Berlin, 
München und Hamburg. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen: 

https://100jahre.zbw.eu/openup

Der digitale Wandel verändert das Wissenschaftssystem. Wissenschaft baut
seit Jahrhunderten auf Bibliotheken als Wissensspeicher auf - und auch sie
sind heute einem radikalen Wandel unterworfen. Wie nutzen
wissenschaftliche Bibliotheken die digitale Revolution für ihre
Neuerfindung? Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft zeigt ihren
aktuellen Weg: Ein Dreiklang von Forschen, Engagieren und Entwickeln für
Open Science. Die ZBW lädt dazu ein, mittels Bildern, Filmen, Infografiken
und Experimentier-Stationen abzutauchen in die Welt des wissenschaftlichen
Arbeitens im digitalen Zeitalter.


Die Wanderausstellung fokussiert drei Themenbereiche:

I "Literatur finden"

Etwa alle neun Jahre verdoppelt sich weltweit die Zahl wissenschaftlicher
Publikationen. Allein in den Wirtschaftswissenschaften gibt es jährlich
über 50.000 Veröffentlichungen. Weder Bibliotheken noch Forschende können
diese Menge bewältigen, ohne Automatisierungen, Filter, Algorithmen oder
Empfehlungssysteme zu nutzen. Was die ZBW unter Anwendung von Methoden der
Künstliche Intelligenz erforscht, wie die Institution große Datenmengen
erschließt, intelligentes Verhalten automatisiert und sinnvolle
Empfehlungssysteme gestaltet, erfahren Besucher*innen in der Themeninsel
"Literatur finden".

II "Digitale Vernetzung"

Forschungsdaten sind schwer zugänglich. Sie liegen in vielen Datensilos
verteilt in der ganzen Republik und sogar der ganzen Welt. Es fehlt eine
Vernetzung digitaler Datensammlungen aus verschiedenen Disziplinen. Es
fehlen verlässliche Infrastrukturen für die längerfristige Speicherung
verschiedener Daten. Welche Infrastrukturen die ZBW aufbaut, wie das
Teilen von Daten gefördert werden kann und wie Forscher*innen im Umgang
mit Forschungsdaten unterstützt werden können, erfahren Besucher*innen in
der Themeninsel "Digitale Vernetzung".

III "Neue Publikationsarten"

Was wäre, wenn die Gemeinfreiheit wissenschaftlicher Information als
internationales Recht betrachtet würde? Wie wäre die Welt, wenn Open
Access die vorherrschende Publikationsform in der Wissenschaft ist? Und
was wäre anders, wenn wissenschaftliche Wirksamkeit nicht mehr allein an
Publikationen und Zitationen bemessen würde? Die ZBW hat die Vision einer
offenen und zugänglichen Wissenschaft. Mit welchen Ergebnissen sie
alternative Leistungsindikatoren erforscht und neue Wege für den fairen
Zugang zu Forschungsergebnissen erprobt, erfahren Besucher*innen in der
Themeninsel "Neue Publikationsarten.

Informationen über Führungen durch die Ausstellung sowie weiterführende
Informationen finden Interessierte auf der Seite
https://100jahre.zbw.eu/openup/. Termine für Führungen können vereinbart
werden über exhibition@zbw.eu.

Stationen der Wanderausstellung:

- 4. Februar bis 1. März 2019 - Kiel

- 11. März bis 17. Juni 2019 - Berlin

- 24. Juni bis 18. September 2019 - München

- 23. September bis 17. Dezember 2019 - Hamburg


Über die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (ZBW) ist die weltweit
größte Informationsinfrastruktur für die Wirtschaftswissenschaften. Die
Einrichtung beherbergt rund 4 Millionen Medieneinheiten und ermöglicht den
Zugang zu Millionen wirtschaftswissenschaftlicher Online-Dokumente. Allein
2017 wurden rund 6 Millionen digitale Volltexte heruntergeladen. Daneben
stellt die ZBW eine rasant wachsende Sammlung von Open-Access-Dokumenten
zur Verfügung. EconStor, der digitale Publikationsserver, verfügt aktuell
über 150.000 frei zugängliche Aufsätze und Working Papers. Mit EconBiz,
dem Fachportal für wirtschaftswissenschaftliche Fachinformationen, können
Studierende oder Forschende in über 10 Millionen Datensätzen
recherchieren. Zudem gibt die ZBW die beiden wirtschaftspolitischen
Zeitschriften Wirtschaftsdienst und Intereconomics heraus. Die ZBW ist
eine forschungsbasierte wissenschaftliche Bibliothek. Mit Professuren in
der Informatik und deren international besetzter Doktorandengruppe
beschäftigt sich die ZBW transdisziplinär mit dem Thema Digitalisierung
der Wissenschaft. Die ZBW ist in ihrer Forschung international vernetzt.
Hauptsächliche Kooperationspartner kommen aus EU-Großprojekten, aus
DFG-bzw. BMBF-Projekten sowie aus dem Leibniz-Forschungsverbund Science 2.0.
Die ZBW ist Teil der Leibniz-Gemeinschaft und Stiftung des öffentlichen
Rechts. Sie wurde mehrfach für ihre innovative Bibliotheksarbeit mit dem
internationalen LIBER Award ausgezeichnet. 2014 wurde die ZBW zur
"Bibliothek des Jahres" gekürt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1069

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5019: Kassel - Einführungskurs Sütterlin und Kurrent lesen lernen, 8 x ab dem 27.02.19


documenta-Stadt Kassel

Einführungskurs Sütterlin und Kurrent lesen lernen



Grundkenntnisse im Lesen alter Handschriften des 18. bis 20.
Jahrhunderts möchte ein kostenloser Kurs vermitteln, den das
Stadtarchiv und das Archiv des Landeswohlfahrtsverbands (LWV) Hessen
gemeinsam veranstalten. Vorgesehen sind acht Termine, die ab dem 27.
Februar, wöchentlich jeweils mittwochs von 17 bis 18.30 Uhr im
Stadtmuseum stattfinden.

Der Kurs richtet sich an Interessierte, die alte Handschriften - zum
Beispiel Briefe von Groß- und Urgroßeltern oder aber Archivalien -
entziffern wollen, aber bisher an der Lesbarkeit der Deutschen Schrift
gescheitert sein. Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein wurden die
meisten Schriftstücke mit der Hand in Deutscher Kurrentschrift oder
Sütterlinschrift geschrieben. In den Archiven haben sich viele solcher
Unterlagen erhalten.

Die Bestände Stadtarchivs Kassel und des Archivs des
Landeswohlfahrtsverbandes bilden ein "Fenster in die Vergangenheit",
das einen Blick auf Alltag, Vergnügungen und außergewöhnliche
Ereignisse unserer Vorfahren gewährt. Bei dem Kurs erfahren die
Teilnehmer auch, wie man Archive benutzen und selbstständig forschen
kann.

Kursleiter sind Dr. Stephan Schwenke, Leiter des Kasseler
Stadtarchivs, und Dr. Dominik Motz, Leiter des Archivs des LWV Hessen.
Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt auf zehn Personen. Eine verbindliche
Anmeldung unter der Telefonnummer 0561/1004-2254 oder per E-Mail
kontakt-archiv@lwv-hessen.de ist erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5. Februar 2019

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/656: Leipziger Buchmesse 2019 - Fachprogramm für Buchhändler, Verleger, Autoren, Übersetzer und Blogger (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 5. Februar 2019

Von Herzklopfen bis Patriarchendämmerung

Fachprogramm für Buchhändler, Verleger, Autoren, Übersetzer und
Blogger



Rund 100.000 Neuerscheinungen kommen jedes Jahr in Deutschland auf den
Markt. Welche davon sind für Buchhandelskunden relevant? Wie können
Verlage ihren Autoren mehr Sichtbarkeit im Stapel der
Verlagsvorschauen verschaffen? Welche Maßnahmen verhelfen Autoren zum
eigenen Titel, trotz der vielen weiteren Neuerscheinungen? Wo können
sich Übersetzer oder Blogger mit Experten und Kollegen zur
Weiterentwicklung austauschen? Antworten darauf finden Buchhändler,
Verleger, Autoren, Übersetzer und Blogger in vielfältigen
Expertenrunden, Vorträgen und Workshops vom 21. bis 24. März im
Fachprogramm der Leipziger Buchmesse.

 * 


Fachprogramm für den Buchhandel

Auf dem Meer des Buchmarktes gelten Buchhändler als sichere
Bootsführer. Sie geben Tag für Tag ihren Kunden einen Einblick in die
Vielfalt der Neuerscheinungen. Doch vor der Empfehlung kommt die
Orientierung: Zur Leipziger Buchmesse sorgen zahlreiche Auszeichnungen
für die Orientierung des Fachpublikums.

Preis der Leipziger Buchmesse: Herzklopfen bis zum Anschlag: Wer
erhält den diesjährigen Preis der Leipziger Buchmesse in den
Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und Übersetzung 2019?

Preisverleihung am 21. März, 16 Uhr Glashalle

Wohin? Läuft? Die? Kundschaft? Was lockt Kunden in die City? Wie kann
die Stärke des Handels, die persönliche Beratung, ausgespielt werden?
Und wie sehen Kunden die Innenstadt 4.0? Debora und Mirko Fikentscher
sowie Christian Freier von der Ellen Braun Consulting suchen Antworten
darauf und schauen gemeinsam mit dem Publikum in die Zukunft des
Einzelhandels.

21. März, 15 bis 17.00 Uhr, Fachforum 2

Lesekünstler des Jahres: Kinderbücher entfalten erst beim Vorlesen
ihren wahren Zauber. Die besten Lesekünstler ehrt der gleichnamige
Preis des Börsenvereins.

Preisverleihung, 22. März, 14 Uhr, Halle 4, Forum Literatur

Forum DIE UNABHÄNGIGEN: Literarische Neuentdeckungen sind ein
Markenzeichen der unabhängigen Verlage, die im Forum "Die
Unabhängigen" - einem Projekt der Leipziger Buchmesse und der Kurt
Wolff Stiftung - vier Tage lang an den Messeständen und im Forum DIE
UNABHÄNGIGEN ihre aktuellen Bücher und Autoren vorstellen. Zum
Austausch mit den Kollegen dient der traditionsreiche
Buchhändlerempfang am Messefreitag.

21. bis 24. März, täglich von 10 bis 18 Uhr, Forum DIE UNABHÄNGIGEN,
Halle 5, Stand H309 und 22. März, 17 Uhr Buchhändlerempfang, Halle 5,
Forum DIE UNABHÄNGIGEN, Stand H309

Kurt Wolff Preis: Deutschlands Literaturwelt ist vielseitig - auch
dank der zahlreichen unabhängigen Verlage. Der Kurt Wolff Preis
zeichnet jährlich herausragende Programme aus. Zur Preisverleihung auf
der Leipziger Buchmesse werden die diesjährigen Preisträger Andreas J.
Meyer und die Edition fotoTAPETA ausgezeichnet.

22. März, 13 Uhr, Halle 5, Forum DIE UNABHÄNGIGEN, Stand H309

Karrieretag: Zum Karrieretag der Leipziger Buchmesse informieren
Vertreter aus der Buch- und Medienbranche an ihren Ständen und in
zahlreichen Veranstaltungen über die Karrieremöglichkeiten in der
Buchbranche.

22.03.2019, 10 - 18 Uhr, Halle 5, Fachforen 1 + 2

 * 


Fachprogramm für Verlage

Wie können Verlage in der Digitalisierung bestehen? Welche Chancen
bieten neue Märkte und wie finden frische Ideen Zugang zum Markt.
Antworten liefert das Fachprogramm für Verleger der Leipziger
Buchmesse.

Neu: digital publishing award

Der Preis zeichnet herausragende Projekte aus, mit denen Verlage die
digitale Transformation meistern. Verliehen wird der digital
publishing award von Daniel Lenz und Steffen Meier, den Herausgebern
des digital publishing report, sowie dem Digitalexperten Vedat
Demirdöven. In der Jury sitzen hochkarätige Digitalexperten aus
unterschiedlichen Branchen.

21.03., 17.00-18.00 Uhr, Fachforum 1, Halle 5 E600

Zukunft.Verlage: Das Fachforum rund um die Digitalisierung, Vertrieb
und Marketing lädt zum zweiten Mal Branchenexperten ein, die
Herausforderungen der Zukunft zu besprechen. U. a. mit: Altraverse,
Börsenverein des Deutschen BuchhandelsContent & Consulting, Ehling
Media, Hochschule der Medien Stuttgart und Jellybooks. Sponsoren des
Programms sind Bookwire, Klopotek, knk und Readbox, zudem unterstützen
die Medienpartner buchreport und dpr das Forum.

21. März, 10 Uhr - 17.00 Uhr, Halle 5, Fachforum 1.

bücher.macher "Patriarchendämmerung. Wie sich das Bild des Verlegers
wandelt."

Diskussion mit:

Kerstin Gleba (Verlegerin, Kiepenheuer & Witsch, Köln),

Moritz Kirschner (Juniorverleger, Kunstmann, München),

Felicitas v. Lovenberg (Verlegerin, Piper, München),

Constanze Neumann (Verlagsleitung Literatur, Aufbau/Blumenbar,
Berlin),

Thomas Rathnow (CEO Verlagsgruppe Random House, München),

Moderation: Mara Delius (Die Welt)

21. März, 14.00 Uhr, CCL, Mehrzweckfläche 4

Sales Award

Ein gutes Buch allein genügt nicht immer, es braucht auch gute
Verkäufer, die Branche und Leser begeistern. Die Besten des Jahres
kürt der 16. Sales Award. Der Preis wird in vier Kategorien von
Andreas Meyer überreicht.

21. März, 12 Uhr, Halle 5, Fachforum 2

Alfred Kerr Preis

Seit 1996 ehrt der Preis des Börsenvereins herausragende
Literaturkritiker. Das Besondere dabei: Der Preis wird nicht für eine
Einzelkritik vergeben, maßgeblich ist vielmehr die Kontinuität des
literaturkritischen Schaffens. Torsten Casimir, Chefredakteur des
Börsenblatts, überreicht die Auszeichnung an den Preisträger 2019.

Preisverleihung am 21. März, 14 Uhr, Halle 5, H309,

Forum DIE UNABHÄNGIGEN

 * 


Fachprogramm für Autoren

Die Geschichte ist blendend. Der Erzählstil hinreißend. Doch leider
reicht dies oft nicht allein, um sich am Markt durchzusetzen.
Erfolgsautoren, Buchmarktexperten oder Marketinggurus informieren im
Fachprogramm der Leipziger Buchmesse für Autoren - autoren@leipzig -
über die Wege zum Bucherfolg

Autorenrunde

18 Tische und je 15 Minuten Zeit. Autoren haben hier die Gelegenheit,
sich mit Kollegen und Experten den vielfältigen Herausforderungen der
Autorenwelt auszutauschen. In diesem Jahr hat Programmkurator und
Moderator Leander Wattig zur Leipziger Autorenrunde eingeladen: Max
Hänecke, Books on Demand; Hauke Hückstädt, Literaturhaus Frankfurt;
Maria Koettnitz, Akademie für Autoren; Monika Pfundmeier, Autorin,
Selfpublisherin; Trude Schneider, Literaturpower; Daniel Seebacher,
tolino; Karin Seven, Coach und Autorin; Jasmin Zipperling Federwelt
23. März, 10 bis 17 Uhr, CCL, Saal 1

Prosa Prognosen

Vielversprechende Autoren der 2018er-Autorenwerkstatt des
Literarischen Colloquiums Berlin (LCB) präsentieren am Freitag ihre
bisher unveröffentlichten Texte: Sebastian Bahr, Esther De Soomer,
Valeria Gordeev, André Hansen, Carolin Krahl, Marc Lunghuß, Anna
Ospelt, Antje Steenfatt, Lea Winterlein.

22.03.2019, 15 - 17 Uhr, Halle 5, Konferenzraum

Meet & Greet

Die Zeit läuft. Beim Meet &Greet haben Autoren in kurzen Slots die
Möglichkeit, ihre Arbeiten drei Verlagen zu präsentieren. Das
Speeddating wird vom Bundesverband junger Autoren präsentiert.

24. März, 10.15 Uhr bis 13 Uhr, CCL Mehrzweckfläche 3 - Fachforum 3

 * 


Fachprogramm für Übersetzer

Auf der ganzen Welt entstehen faszinierende Geschichten. Dank der
Arbeit von Übersetzern kommen sie in unseren heimischen Buchhandel.
Das Fachprogramm für Übersetzer bietet neue Impulse für ihre Arbeit
und lädt zum Austausch ins Übersetzerzentrum oder beim
Übersetzerempfang ein.

Preis der Leipziger Buchmesse

Die komplexe Arbeit der Übersetzer steht selten im Rampenlicht. Nicht
so beim Preis der Leipziger Buchmesse. Hier haben Übersetzer eine
eigene Kategorie. Noch vor der Preisverleihung präsentieren sich alle
Nominierten der Kategorie Übersetzung dem Publikum.

Nominiertenlesung, 21. März, 13 Uhr, Forum International (Halle
4/C505)

Preisverleihung, 21. März, 16 Uhr, Glashalle Übersetzerzentrum

Eröffnung des Forums International und des Übersetzerzentrums
21. März, 12.45 bis 13 Uhr,

Übersetzerempfang 22. März, 20 Uhr, Moritzbastei (Anmeldung
erforderlich)

Manga-Comic-Con - Schwerpunkt Übersetzung in Manga und Comics
u.a. mit: "Übersetzer mit Blasenschwäche" lautet der Titel einer
Veranstaltung mit den Übersetzern Heike E. Jüngst und Bradley Schmidt,
die die Herausforderungen bei der Übersetzung von Comics im Rahmen der
Manga-Comic-Con thematisiert.

24. März, 11 Uhr, Halle 1, Schwarzes Sofa

Oft haben Manga- und Comic-Leser das Gefühl, dass der lang ersehnte
Band einfach nicht erscheinen will. Übersetzer und Verlagsvertreter
klären auf.

Übersetzung: Warum dauert das so lange?

23. März, 16:30 Uhr, Halle 1, Schwarzes Sofa

Einen Einblick in die Arbeit von Manga-Übersetzern gibt es am:

24. März, 13:00 Uhr, Halle 1, Schwarzes Sofa

 * 


Fachprogramm für Blogger

Die Leipziger Buchmesse unterstützt die vielfältige Szene der
Literatur- und Buchblogger mit ihrem Programm buchmesse:blogger. Es
vereint die Konferenz buchmesse:blogger sessions am Messesonntag und
die Bloggerlounge, die während der gesamten Messelaufzeit als
Networkingarea zur Verfügung steht.

buchmesse:blogger sessions 19

Läuten Mini-Rezensionen auf den Social-Media-Kanälen das Ende der
Buchblogwelle ein? Oder verfügen Blogs über geheime "Superkräfte" in
Form von gemeinsamen Marketingaktionen mit Autoren und/oder Verlagen
und Selfpublishern? Was müsste ein Blogger aus Sicht eines Juristen
beachten, um sich auf dem Markt zu behaupten?

buchmesse:blogger sessions 19 mit Tipps für Blog-Einsteiger und
Fortgeschrittene

24. März, 10:30 - 15.30 Uhr, Fachforum, Halle 5, E600

Bloggerlounge

21. bis 24. März, Halle 5, F400

 * 


Öffnungszeiten und Preise

Die Leipziger Buchmesse in Verbund mit der Manga-Comic-Con öffnet vom
21. bis 24. März täglich von 10 bis 18 Uhr. Tickets gibt es seit dem
5. Dezember im Online-Shop. Früh sein, lohnt sich, denn das spart
gegenüber den Tageskarten nicht nur bares Geld, sondern auch Wartezeit
in langen Schlangen.

Hinweis: Fachbesuchertickets sind nur im Online-Shop bei Registrierung
erhältlich.

Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch-
und Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und
Verlage. Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle
Themen und Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur
auch Neues aus Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige
Verbindung von Messe und "Leipzig liest" - dem größten europäischen
Lesefest - hat sich die Buchmesse zu einem Publikumsmagneten
entwickelt. Im Verbund mit der Leipziger Buchmesse öffnet die
Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel dazu findet die 25.
Leipziger Antiquariatsmesse statt.


Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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EUROPA/658: Kosovo - 55 Europa-Abgeordnete fordern Wiedergutmachung für bleivergiftete Roma-Flüchtlinge


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Kosovo: Hoffnung für bleivergiftete Flüchtlinge - 55
Europa-Abgeordnete fordern von UN Wiedergutmachung für erkrankte
Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter



Göttingen, den 06. Februar 2019 - In einem Schreiben an
UN-Generalsekretär António Guterres haben 55 Europa-Abgeordnete
Entschädigung für Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter gefordert, die
nach dem Kosovo-Krieg 1999 von den Vereinten Nationen in
bleiverseuchten Flüchtlingslagern untergebracht worden waren und
deshalb ernsthaft erkrankt sind. "Das Engagement der Parlamentarier
gibt den Opfern des unverantwortlichen Umgangs der UN mit diesen
Flüchtlingen Hoffnung auf Gerechtigkeit und endlich angemessene
medizinische Hilfe", sagte die Südosteuropa-Expertin der Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV), Jasna Causevic, am Mittwoch in Göttingen.

Die Menschenrechtsorganisation setzt sich seit vielen Jahren für die
Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter ein. Schon früh hat die GfbV den
Verdacht, dass die fünf Camps in Nord Mitrovicë/Mitrovica ganz in der
Nähe einer Bleischmelzanlage extrem verseucht waren, öffentlich
gemacht und eine Evakuierung der Lager gefordert. Doch erst als ein
Umweltmediziner im Auftrag der GfbV Ende Oktober 2005
Vergiftungserscheinungen bei den Flüchtlingen dokumentierte, lösten
die UN die Camps allmählich auf. Das letzte Lager wurde erst 2013
geräumt. In einem 2018 veröffentlichten Bericht hat die GfbV die
deprimierende Lage der Erkrankten erneut detailliert dokumentiert.
Stellvertretend für die insgesamt rund 600 ehemaligen Lagerinsassen
bemühen sich 192 Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter auch mit Hilfe der
US-amerikanischen Anwältin Dianne Post seit 2008 um Wiedergutmachung.

"Wir, Mitglieder des Europäischen Parlaments, appellieren dringend an
Sie, die längst überfälligen Schritte zu unternehmen, um zu
gewährleisten, dass die Opfer der Bleivergiftung aus den verseuchten
UN-Flüchtlingslagern im Kosovo eine individuelle Entschädigung,
entsprechende medizinische Versorgung und Unterstützung in der
Bildung erhalten", heißt es in dem Schreiben der EU-Abgeordneten, das
die sozialdemokratischen EU-Abgeordneten Kati Piri (Niederlande) und
Soraya Post (Schweden) initiiert haben. Unterzeichnet haben es auch
die deutschen EU-Abgeordneten Michael Detjen (SPD), Cornelia Ernst
(Grüne), Rebecca Harms (Grüne), Knut Fleckenstein (SPD), Romeo Franz
(Grüne), Barbara Lochbihler (Grüne), Norbert Neuser (SPD). Bisher
wollen die UN keine Wiedergutmachung zahlen, obwohl der
Menschenrechtsausschuss der UN-Mission im Kosovo "Human Rights
Advisory Panel" (HRAP) dies empfohlen hatte. Die Flüchtlinge führen
auch eine Reihe von Todesfällen auf Bleivergiftung zurück.

"Die UN-Reaktion war unzureichend", kritisierten die
Europa-Abgeordneten. "Sie haben 2017 einen freiwilligen Treuhandfonds
der Vereinten Nationen eingerichtet, der keine individuelle
Entschädigung anbietet und nicht speziell auf die von Bleivergiftung
Betroffenen abzielt (...)." Zudem seien bisher alle Roma, Aschkali
und Balkan-Ägypter leer ausgegangen, denn selbst in diesen Fonds habe
kein Staat eingezahlt, sagte Causevic. Schon Ende November hatte das
Europäische Parlament die Vereinten Nationen aufgefordert, den Opfern
der Bleivergiftung rasch die notwendige Unterstützung zukommen zu
lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1972: Attac weist Einmischung der Bundesregierung in Venezuela zurück


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 5. Februar 2019

Attac weist Einmischung der Bundesregierung in Venezuela zurück

Lateinamerikanische Wissenschaftler fordern demokratische Lösung und
internationale Vermittlung



Attac weist die Anerkennung von Juan Guaidó als Interimspräsident
Venezuelas durch die Bundesregierung und andere EU-Staaten zurück. Es sei
ein Fehler, sich in dieser Frage an die Seite der US-Regierung unter
Präsident Donald Trump zu stellen. Statt internationales Recht zu
missachten und sich in die inneren Angelegenheiten Venezuelas einzumischen,
sollte die Position der Vereinten Nationen, Mexikos und Uruguays
unterstützt werden, die sich als Vermittler für eine Verhandlungslösung
angeboten haben, fordert das globalisierungskritische Netzwerk.

"Der Ausweg aus der tiefen Krise Venezuelas muss friedlich und
verfassungsmäßig ohne äußere Einmischung verlaufen. Nur eine Lösung der
politischen Krise des Landes kann die soziale Not der Bevölkerung lindern
und eine blutige Verschärfung des Konflikts verhindern" sagt Hermann Mahler
vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Attac unterstützt die Erklärung von mehreren hundert Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern [1] vorwiegend aus Lateinamerika, die in der
unabhängigen venezolanischen Zeitschrift Aporrea veröffentlicht wurde. In
dieser kritisieren die Verfasserinnen und Verfasser den Autoritarismus der
venezolanischen Regierung, die verstärkt Proteste und Äußerungen von
sozialer Unzufriedenheit unterdrückt. Ebenso kritisieren sie den Versuch,
einen Parallelstaat durch die rechte Opposition zu errichten, sowie deren
schnelle Anerkennung durch die USA und andere, vorwiegend rechte
Regierungen. Der politische Konflikt sei so auf gefährliche Weise
angeschwollen und untergrabe den Rechtsstaat, den Rahmen des sozialen
Alltagslebens und die Stabilität der Institutionen.

Die Initiatorinnen und Initiatoren der Erklärung rufen zur Zusammenarbeit
von politischen Akteuren und sozialen Organisationen auf, um der Eskalation
des politischen Konfliktes entgegen zu wirken und auf Grundlage der
Verfassung Venezuelas eine friedliche und für alle Teile der Bevölkerung
akzeptable Lösung zu finden.


Anmerkung:

[1] http://www.aporrea.org/internacionales/a274926.html

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/308: INF-Vertrag retten! US-Atomwaffen aus Büchel abziehen! (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 6. Februar 2019

INF-Vertrag retten! US-Atomwaffen aus Büchel abziehen!



Berlin, 6.2.2019 - Zur Kündigung des INF-Vertrages durch die
US-amerikanische und die russische Regierung erklärt Uwe Hiksch, Mitglied
im Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands:

Der INF-Vertrag war ein wichtiger Schritt, um Sicherheit und Abrüstung
zwischen den atomaren Mächten Russland und den USA voranzubringen und einen
Weg zu einer atomaren Abrüstung aufzuzeigen. Leider wurde er von den
Regierungen nicht dafür genutzt, endlich zu einer weltweiten Ächtung der
Herstellung, Lagerung und der Drohung mit dem Einsatz von Atomwaffen zu
kommen. Der INF-Vertrag war eine der Grundlagen, die weitere
Abrüstungsverträge nach 1989 möglich gemacht hatten.

Die US-amerikanische Regierung hat die Kündigung des Vertrages mit
Vertragsverletzungen durch Russland begründet. Sie behauptet, dass diese
Vertragsverletzungen bereits 2008 begonnen hätten. Russland hatte den USA
und der NATO angeboten, die kritisierten Flugkörper in Augenschein zu
nehmen und eine Vor-Ort-Inspektion durchzuführen. Dies wurde jedoch von den
NATO-Staaten bisher nicht angenommen. Die NaturFreunde fordern die
Bundesregierung auf, sich für eine Verständigung zwischen der NATO und
Russland einzusetzen. Ein wichtiger Schritt hierfür ist die Durchführung
einer solchen Vor-Ort-Inspektion, um die von der NATO erhobenen Vorwürfe zu
klären.

Die NaturFreunde erwarten von der Bundesregierung, dass sie den Kurs der
Aufrüstung verlässt und sich für eine neue Entspannungspolitik einsetzt.
Die jetzige Kündigung des INF-Vertrages durch die US-amerikanische
Regierung und die Ankündigung Russlands, das Auslaufen des INF-Vertrages zu
akzeptieren, wird die Gefahr einer weiteren atomaren Aufrüstung steigern.

Der von den USA und der NATO begonnene Aufbau von Raketenabwehrstellungen
in Rumänien und Polen muss beendet werden. Die NaturFreunde werden sich
aktiv an den Aktionen der Friedensbewegung beteiligen und für eine Politik
der Vernunft und gegen die zunehmende atomare Bedrohung auf die Straße
gehen.

Die NaturFreunde fordern die Bundesregierung auf:


	sich für einen sofortigen Stopp der nuklearen Aufrüstung einzusetzen und einen Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffen-Verbotsvertrag zu beschließen;

	einen Abzug aller US-Atomwaffen aus Deutschland sofort zu verlangen und die USA aufzufordern, die Atomwaffen aus Büchel abzuziehen;

	sich für die Erhaltung des INF-Vertrages einzusetzen und alle diplomatischen Möglichkeiten zu ergreifen, um zu einer neuen Entspannungspolitik zu kommen;

	jegliche Lagerung oder Stationierung von atomaren Mittelstreckenwaffen in den Staaten Europas abzulehnen und sich für eine atomwaffenfreie Zone in Europa einzusetzen;

	innerhalb der NATO ein Veto gegen jegliche Stationierung von US-Mittelstreckenwaffen in anderen NATO-Mitgliedsländern einzulegen.



NaturFreunde engagieren sich gegen Atomwaffen

Die NaturFreunde rufen ihre Mitglieder auf, sich aktiv an der Vorbereitung
der Ostermärsche zu beteiligen und dort für eine neue Entspannungspolitik
und eine weltweite Ächtung von Atomwaffen auf die Straße zu gehen. Am 2.
Juni 2019 werden die NaturFreunde im Rahmen der Kampagne
"20 Wochen gegen 20 Bomben!" einen zentralen Aktionstag vor dem
Militärflughafen (Fliegerhorst) Büchel durchführen. Die NaturFreunde sind
Mitglied im Bündnis "atomwaffenfrei.jetzt" und der "Aktion Aufschrei -
Stoppt den Waffenhandel". Gemeinsam mit vielen Organisationen haben die
NaturFreunde den bundesweiten Friedenslauf "Frieden geht!" mitorganisiert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.02.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80
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Internet: www.naturfreunde.de
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AUSSICHTEN/8542: Und morgen, den 7. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.02.2019 bis zum 08.02.2019 +++
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/432: Iran-Report Nr. 2 - Februar 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 2 - Februar 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Reformer gehen auf Abstand zur Regierung Rohani

• Streikender Arbeiter berichtet von Folter

• Gericht: Bahais anzugehören ist nicht strafbar

• Acht Umweltschützer vor Gericht


REFORMER GEHEN AUF ABSTAND ZUR REGIERUNG ROHANI

Seit Wochen verschärft sich die Kritik der Reformer an Präsident
Hassan Rohani und seiner Regierung. Mit dem Thema beschäftigen sich
zwei Beiträge des persischsprachigen Programms der BBC, die wir hier
in einer Zusammenfassung inhaltlich wiedergeben.

Mortesa Hadschi, Mitglied des strategischen Rats der Reformer, warf
kürzlich Rohani vor, "das Steuer aus der Hand" gegeben zu haben.
Bedeutet dieser Vorwurf, dass die Reformer nicht mehr gewillt sind,
die Regierung von Rohani wohlwollend zu begleiten? Sind sie dabei,
den Kurs, den sie seit der Regierungsübernahme von Rohani verfolgt
haben, zu ändern?

Said Hadscharian, einer der Wegweiser der Reformbewegung, meinte, die
Reformer hätten nun Probleme mit der Regierung bekommen, weil Rohani
seine Versprechen nicht eingehalten habe. Ohnehin hätten die Reformer
nie mit der Regierung koaliert. Auch Rohanis Kanzleichef Mahmud Waesi
bestätigte, dass die Reformer zur Regierung auf Distanz gegangen
seien. Der Grund dafür seien die bevorstehenden Parlamentswahlen.
Aber diese Distanz werde ihnen bei den Wahlen keine zusätzlichen
Stimmen bringen.

Anfang Oktober 2018 waren auf Einladung der Regierung einige
Vertreter der Reformer mit Mitgliedern der Regierung zu einer
gemeinsamen Sitzung zusammengekommen. Schon damals waren einige
bekannte Reformer der Einladung nicht gefolgt. Die Sitzung war nicht
öffentlich. Doch die Zeitung Sasandegi, die der Partei Kargosaran
nahesteht, berichtete von harten Auseinandersetzungen. Demnach
erklärte der Generalsekretär der Reformpartei Etehad-e Mellat, Ali
Schakuri Rad,: "Unsere Beziehung zur Regierung ist abgebrochen." Er
zeigte sich verärgert darüber, dass seine Partei wegen der
Unterstützung der Regierung "beschimpft" werde.

Die Reformer warfen der Regierung Mangel an Führungsfähigkeit vor und
kritisierten den Umgang des Präsidenten mit ihrer Partei. Doch trotz
harter Auseinandersetzungen wurde am Ende der Sitzung die Gründung
einer Arbeitsgruppe beschlossen, die allerdings nie zustande kam.
Warum?

Zumindest bis Anfang 2018 herrschte Frieden zwischen den Reformern
und der Regierung. Sowohl bei der ersten und zweiten Wahl von
Präsident Rohani als auch bei den Parlamentswahlen konnte die
Regierung auf die Unterstützung der Reformer zählen. Im Gegenzug
wurden die Reformer bei der Kabinettsbildung berücksichtigt. Eshagh
Dschahangiri wurde erster Vizepräsident und Ali Rabii erhielt den
Posten des Arbeitsministers. Doch ab Januar 2018 wendete sich das
Blatt. Ereignisse wie die landesweiten Proteste, der Ausstieg der USA
aus dem Atomabkommen, die Neuaufnahme der US-Sanktionen gegen Iran
und der freie Fall der Landeswährung setzten dem Burgfrieden ein
Ende. Die Regierung, die mit der Parole "Weitsicht und Hoffnung" ihre
Arbeit begonnen hatte, erwies sich als unfähig, abgegebene
Versprechen einzulösen und die entstandenen Probleme zu bewältigen.
Man sprach vom Ende der Ära Rohani, Gerüchte über einen Machtwechsel
wurden in Umlauf gesetzt. Rohani dementierte zwar Berichte über einen
bevorstehenden Rücktritt, doch sein Kabinett begann zu bröckeln.
Einige Minister mussten durch ein Misstrauensvotum des Parlaments ihr
Amt niederlegen, andere traten freiwillig zurück. Hinzu kam, dass das
Atomabkommen, der größte Erfolg, den die Regierung Rohani vorzuweisen
hatte, zu scheitern drohte.

Die Ereignisse und die Misserfolge der Regierung haben auch bei den
Reformern tiefe Spuren hinterlassen. Ihre Popularität in der
Bevölkerung ließ stark nach. Bei den Protesten im Januar vergangenen
Jahres riefen die Demonstranten unter anderem: "Reformer oder
Konservative, das Spiel ist zu Ende". Grund für den
Popularitätsschwund war der Eindruck, dass auch die Reformer, genauso
wie die Regierung, keine Lösungen für die Probleme anzubieten hatten.
Zu den Protesten im Januar verhielten sich sowohl die Regierung als
auch die Reformer mehr oder weniger passiv. Die Massen fühlten sich
von ihnen allein gelassen. Erst im August vergangenen Jahres trat der
ehemalige Staatspräsident Mohammad Chatami, der als Vater der
Reformbewegung bezeichnet wird, hervor. Er warf der Regierung
Untätigkeit vor und machte 15 Vorschläge zur Überwindung der Krise,
darunter die Freilassung aller politischer Gefangener und die
Aufhebung der Zensur. Doch seine Vorschläge fanden in der Bevölkerung
keinen Widerhall.

In etwas mehr als einem Jahr finden Parlamentswahlen statt. Wie es
aussieht, sind die Reformer nicht mehr bereit, die Regierung zu
unterstützen. Es ist schwer vorauszusagen, wie die Wähler darauf
reagieren werden. Pessimisten befürchten, dass sie ein Desaster
erleben werden und dass die Rechten und Ultras sowohl bei den
Parlaments- als auch bei den Präsidentschaftswahlen, nicht zuletzt
wegen der vermutlich geringen Wahlbeteiligung, als Sieger hervorgehen
werden.

Der Kurswechsel der Reformer ist nicht zuletzt damit begründet, dass
Rohani nicht nur seine Versprechen nicht eingelöst hat, er hat sich
auch nach seiner Wiederwahl im vergangenen Jahr und spätestens nach
den Protesten im Januar spürbar nach rechts bewegt und sich jenen
Kräften angenähert, die als "verborgene Macht" bezeichnet werden.
Vermutlich ist, aus seiner Sicht betrachtet, dieser langsame
Kurswechsel zum eigenen Machterhalt notwendig. Er hat noch
zweieinhalb Jahren zu regieren und kann nicht wiedergewählt werden.
Damit ist er auf die Wähler nicht mehr angewiesen, auch nicht auf die
Unterstützung der Reformer. Um nicht vorzeitig aus dem Amt gejagt zu
werden, braucht er vielmehr die Unterstützung der "verborgenen
Macht". Es fällt auf, dass von der scharfen Kritik, die er in der
ersten Periode seiner Regierungszeit gegen die Revolutionsgarden und
Geheimdienste ausübte, nichts mehr zu hören ist. Auch sein Ton
gegenüber dem Westen ist schärfer geworden. Dementsprechend verhält
sich auch die Regierungsfraktion "Omid" im Parlament. Von einem
Willen zu grundlegenden Reformen ist dort nichts mehr zu spüren.

Politische Beobachter vermuten, dass jene Millionen Wähler, die
sowohl bei der Wiederwahl Rohanis als auch bei der Wahl des
Parlaments den Reformern und Gemäßigten ihre Stimme gegeben haben,
nicht mehr an der Wahl teilnehmen werden. Unter den Reformern gibt es
bereits Stimmen, die meinen, die Reformer sollten in die Opposition
gehen, um sich zu regenerieren.

Abbas Abdi, einer der Strategen der Reformbewegung, sagte kürzlich,
er habe bisher gewählt, weil er der Meinung gewesen sei, dass Wahlen
für das Land eine positive Rolle spielten. "Jetzt spielen Wahlen kaum
noch eine Rolle. Wenn es heute unter den gegebenen Regeln Wahlen
geben würde, würde ich nicht mehr teilnehmen. Ich denke, der
wichtigste Teil der Reformer wird genauso handeln".

Said Hadscharian, der als wichtigster Ideengeber der Reformbewegung
gilt, sagte: "Wahlen bedeuten unter den heutigen Umständen nichts
anderes als Betteln um Teilnahme an der Macht. Die Reformer sind aber
keine Bettler." Allerdings gibt es auch Reformer wie Mohssen Armin,
die meinen, man dürfe den Wahlurnen nicht den Rücken kehren, weil
sich dann die "Katastrophe von 2005" (die Wahl von Mahmud
Ahmadinedschad) wiederholen könnte.

Sollte es in Iran tatsächlich zu einer Machtübernahme durch
Konservative und Ultras kommen, würde sich die Krise nicht nur im
Inland erheblich verschärfen. Auch die außenpolitischen Beziehungen
der Islamischen Republik würden höchst problematisch werden.
Vermutlich würde zum Beispiel die EU kaum noch gewillt sein, am
Atomabkommen festzuhalten. Die Radikalisierung der Macht in Iran
würde auch die Gefahr einer militärischen Konfrontation erheblich
steigern.


STREIKENDER ARBEITER BERICHTET VON FOLTER

Esmail Bachschi, einer der rund 4000 Arbeiter der Zuckerfabrik Haft
Tapeh in der Stadt Schusch, die wochenlang protestiert hatten, weil
sie seit Monaten keinen Lohn bekommen hatten, erklärte Anfang Januar
auf Instagram, dass er im Gefängnis so schwer gefoltert worden sei,
dass er sich drei Tage lang nicht habe bewegen können. Auch zwei
Monaten später spüre er die Folgen der Folter: "Ich habe starke
Schmerzen an den gebrochenen Rippen, an den Nieren, den Hoden und
meinem linken Ohr." Er forderte den Geheimdienstminister Mahmud Alawi
zu einer öffentlichen Diskussion im Fernsehen auf.

Bachschi ist Mitglied der Arbeitnehmergewerkschaft der Zuckerfabrik
Haft Tapeh. Er war Mitorganisator der Demonstrationen, wurde 25 Tage
lang in Haft gehalten und dabei schwer misshandelt. Farsaneh Seylabi,
Anwältin Bachschis, sagte am 7. Januar, ihr Mandant sei mehrmals
bedroht worden. Man wolle ihn zwingen, seine Aussagen zu widerrufen.

Justizchef Sadegh Laridschani erklärte: "Man muss den Fall
untersuchen. Vorher werden wir niemanden bezichtigen. Es ist möglich,
dass ein Arbeiter sich strafbar gemacht hat, dennoch wird eine
Misshandlung nicht akzeptiert." Es sei durchaus möglich, dass ein
Untersuchungsbeamter Fehler begehe, was aber nicht verallgemeinert
werden dürfe, sagte Laridschani. Auch der Vorsitzende des Ausschusses
für Nationale Sicherheit und Außenpolitik, Heschmatollah
Falahatpischeh, kündigte eine Untersuchung des Falls an.

Der Abgeordnete Ali Mottahari, Vizepräsident des Parlaments, schrieb
in einem Leitartikel der Zeitung Etemad: "Das Geheimdienstministerium
muss den Fall aufklären. Sollen sich die Aussagen Bachschis als
richtig erweisen, muss die Frage beantwortet werden, aufgrund welcher
Gesetze ein Mitglied der Gewerkschaft derart misshandelt worden ist."
Es sei beschämend, schrieb er weiter. Der Fall sei für alle
Verteidiger der Bürgerrechte schockierend.

24 Studentenvereine forderten in einem offenen Brief den
Geheimdienstminister auf, dem Vorschlag Bachschis zu einer Diskussion
im Fernsehen zu folgen. Demgegenüber erklärte der Provinzgouverneur
von Chusistan, Gholamresa Schariati, es habe keinerlei Folterungen
gegeben: "Ich habe heute mit den Verantwortlichen gesprochen. Sie
haben die Behauptungen total abgelehnt und gesagt, es gebe keinerlei
Beweise dafür und es habe auch keinen Grund gegeben, den Mann zu
foltern."

Am 8. Januar erklärte Ali Nadschafi, Sprecher des Ausschusses für
Nationale Sicherheit und Außenpolitik, nach Darstellung des
Geheimdienstministers sei Bachschi nicht gefoltert worden.

Indes berichtete die Sozialaktivistin Sepideh Gholyan, die ebenfalls
in Haft genommen worden war, dass man sie im Gefängnis geschlagen
habe, um sie zu Geständnissen zu zwingen. Sie habe auch beobachtet,
wie Bachschi brutal geschlagen wurde.

Am 9. Januar erklärte Rohanis Kanzleichef Mahmud Waesi, laut Angaben
des Geheimdienstministeriums sei Bachschi nicht gefoltert worden. Das
Ministerium habe nun das Recht, "den Mann wegen falscher Behauptungen
gerichtlich zu verfolgen".

Am 16. Januar bestritt Mohammad Resa Tabesch, Vizefraktionschef der
Reformpartei "Omid", die "Behauptung" Bachschis, gefoltert worden zu
sein. Seine Verletzungen seien Folge der gewaltsamen
Auseinandersetzung bei seiner Festnahme, sagte er. "Für uns ist es
eindeutig, dass Bachschi nicht gefoltert worden ist." Weiter sagte
Tabesch, aus den Geständnissen Bachschis gehe hervor, dass er mit
kommunistischen Organisationen im Ausland in Verbindung gestanden
habe.

Anwältin Seylabi warf den Verantwortlichen der Justiz, der Regierung
und des Parlaments vor, jede Schuld der Behörden abstreiten zu
wollen. Ihre Absicht sei zu suggerieren, dass die Geständnisse im
Gefängnis nicht durch Folter erzwungen worden seien.

Bemerkenswert an dem Fall Bachschi ist, dass er im Gegensatz zu
zahlreichen anderen Fällen weder von den Verantwortlichen noch von
den Medien ignoriert werden konnte. Das ist wohl den sozialen
Netzwerken zu verdanken, über die man unter Umgehung der zensierten
Medien Millionen Menschen erreichen kann.

Wie die Arbeitergewerkschaft Haft Tapeh am 20. Januar mitteilte,
wurde Bachschi, nachdem seine angeblichen Geständnisse im Fernsehen
gesendet wurden, abermals in Haft genommen. Bewaffnete Einheiten
hätten Bachschi aus seiner Wohnung mitgenommen, hieß es. Die Agentur
Fars, die den Revolutionsgarden nahesteht, behauptete, Bachschi habe
ins Ausland flüchten wollen.


GERICHT: BAHAIS ANZUGEHÖREN IST NICHT STRAFBAR

Ein Richter hat in einem Revisionsprozess eine Angehörige der
Bahai-Gemeinde freigesprochen. Die Werbung für die Bahai-Religion
könne nicht als "Propaganda gegen die Islamische Republik" gedeutet
werden, sagte er. Auch der Glaube an diese Religion sei nicht
strafbar. Der Freispruch für Lisa Tabianian wurde von
Menschenrechtsaktivisten über soziale Medien verbreitet.

Tabianian wurde 2017 in ihrer Wohnung in der Stadt Karadsch, nördlich
von Teheran festgenommen. Sie wurde in erster Instanz zu sieben
Monaten Haft verurteilt.

Die Bahais werden in Iran unterdrückt und massiv benachteiligt, im
Beruf, beim Studium, in ihrem Privatleben. Mit Blick auf diese Lage
ist das Urteil des Richters bemerkenswert.


ACHT UMWELTSCHÜTZER VOR GERICHT

Presseberichten zufolge hat am 31. Januar der Prozess gegen acht
Umweltschützer, denen Spionage vorgeworfen wird, begonnen. Mohammad
Hossein Aghassi, einer der Anwälte, der zwei der Angeklagten
vertritt, sagte der Agentur Irna, er sei zu dem Prozess nicht
zugelassen worden, weil den Angeklagten neue Pflichtverteidiger
zugewiesen worden seien. Selbst Angehörige seien über den Beginn der
Gerichtsverhandlung nicht informiert worden. Staatsanwalt Abbas
Dschafari Dolatabadi hatte im Oktober vergangenen Jahres erklärt,
dass vier der Umweltaktivisten wegen "Verderben auf Erden" vor
Gericht gestellt werden würden, ein Vorwurf, der mit dem Tode
bestraft werden könnte. Die Angeklagten hätten getarnt als
Umweltaktivisten geheime militärische Informationen gesammelt. Drei
weiteren Aktivisten wird Spionage und dem letzten "Aktivitäten gegen
die nationale Sicherheit" vorgeworfen.

Das Informationsministerium sowie die Regierung von Hassan Rohani
haben mehrmals betont, dass die Umweltaktivisten unschuldig seien.

Mehrere Umweltaktivisten waren im Januar vergangenen Jahres
festgenommen worden, unter ihnen der 63-jährige iranisch-kanadische
Umweltforscher Kavous Seyed Emami, der nach offiziellen Angaben zwei
Wochen nach seiner Verhaftung im Gefängnis Selbstmord beging. Diese
Darstellung wird sowohl von Angehörigen als auch von unabhängigen
Beobachtern stark bezweifelt. Sie halten es dagegen für
wahrscheinlich, dass Emami unter Folter gestorben ist.

 * 


KULTUR

• Literaturpreis für iranischen Flüchtling

• Rohani kritisiert Zensur im Internet

• Kontroverse Diskussion über Kleidungsvorschriften


LITERATURPREIS FÜR IRANISCHEN FLÜCHTLING

Ein iranischer Flüchtling, der derzeit in einem Flüchtlingslager auf
der Pazifikinsel Manus festgehalten wird, hat den wichtigsten
australischen Literaturpreis gewonnen. Behruz Boochani erhielt den
mit 100.000 australischen Dollar (63.000 Euro) dotierten
Literaturpreis des Bundesstaats Victoria.

Wie Medien berichteten, schrieb der Filmemacher und Journalist
Boochani, das Buch "No Friend but the Mountains: Writing from Manus
Prison" (Kein Freund außer den Bergen: Schreiben aus dem Gefängnis
Manus) stückweise auf sein Handy und schickte es an einen Übersetzer.
Für eine weitere Auszeichnung in der Kategorie Sachliteratur erhielt
er weitere 25.000 australische Dollar. Der Autor befindet sich seit
2013 in dem Flüchtlingslager, das für Menschen eingerichtet ist, die
versuchen mit Booten nach Australien zu kommen. Hier herrschen
menschenunwürdige Zustände. Menschenrechtsaktivisten und Ärzte
kritisieren Australien für diese inhumane Maßnahme.

Boochani konnte die Preise nicht persönlich entgegennehmen. Sein
Übersetzer Omid Tofighian vertrat ihn bei der Preisverleihung. Er
selbst sagte in einem Interview mit der Zeitung "The Age", er habe
"paradoxe Gefühle": "Ich will das nicht feiern, solange ich um mich
herum immer noch so viele unschuldige Menschen leiden sehe. Gebt uns
Freiheit. Wir haben keine Verbrechen begangen. Wir suchen nur Asyl."


ROHANI KRITISIERT ZENSUR IM INTERNET

Präsident Hassan Rohani kritisierte vor Mitarbeitern des Ministeriums
für Kommunikation und Technologie die Zensur im Internet und fügte
hinzu: "Wenn sich alles im Internet abspielt, ist das ein Zeichen
dafür, dass wir keine freie und unabhängige Presse haben." Er gab zu,
dass der iranische Staat "in manchen Aktivitäten" in Bezug auf das
Internet keinen Erfolg hatte. "Wir filtern zwar ständig die
Programme, aber die Menschen finden immer neue Wege die Verbote zu
umgehen", sagte er.

An wen Rohani seine Kritik richtete, sagte er nicht. Aber es war
klar, dass er die Hardliner in der Justiz und bei den
Sicherheitsbehörden meinte. Gegen den Willen des Volkes zu handeln
sei illegal, sagte der Präsident. Der Staat könne der Bevölkerung
nicht vorschreiben, kein Handy zu benutzen, weil Handys schädlich
seien. "Wir glauben, vom Himmel das Recht erhalten zu haben, den
Menschen auf Erden Vorschriften zu machen. Nein, so ist es nicht, mit
Zwang kann man den Glauben nicht pflegen."

Das Internet bezeichnete Rohani als ein "Instrument für
Gerechtigkeit", es gewähre die Möglichkeit für "Transparenz und den
Kampf gegen Korruption"

In Iran werden die größten sozialen Netzwerke wie Facebook und
Twitter gesperrt und der am meisten benutzte Nachrichtendienst
Telegram wird zensiert. Auch Instagram soll gefiltert werden.


KONTROVERSE DISKUSSION ÜBER KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Der Großayatollah Nasser Makarem Schirasi, einer der
einflussreichsten religiösen Instanzen in Iran, übte scharfe Kritik
an einer Stellungnahme Präsident Hassan Rohanis zu den islamischen
Kleidungsvorschriften (Hedschab). Bei einer Rede am 19. Januar in
Teheran hatte Rohani gesagt, "bedauerlicherweise reden wir zuerst
über Frauen, wenn es um Hedschab geht, wir bestrafen Frauen und
Mädchen, wenn sie die Vorschriften missachten. Dabei richtet sich der
Koran zunächst an die Männer mit gierigen Blicken. Zweck der
Kleidungsvorschriften ist der Schutz der Frauen. Der Koran sagt,
Hedschab sei dazu nötig, um Frauen vor (psychisch) kranken Männern zu
schützen. Alles, was über Hedschab im Koran steht, dient dem Schutz
der Frauen. Aber der Schleier oder das Kopftuch werden wie ein
Knüppel auf den Kopf der Frauen empfunden, weil wir den Hedschab
nicht richtig erklärt haben", sagte der Präsident.

"Sie sind Präsident einer islamischen Republik und nicht Präsident
einer säkularen Demokratie", sagte Ayatollah Schirazi am 23. Januar
während einer Predigt in der Pilgerstadt Ghom. Wenn Politiker mit
großen Problemen konfrontiert würden, versuchten sie durch Erörterung
von anderen Themen davon abzulenken. "Jetzt haben wir mit großen
Problemen in der Wirtschaft zu tun. Beschäftigen Sie sich mit diesem
Problem und versuchen Sie nicht die Leute durch Scheinprobleme
abzulenken", sagte der Ayatollah. Hedschab sei "notwendig". Ein
Präsident, der geschworen habe die Werte des Islam zu bewahren, müsse
diesem Schwur treu bleiben.

Nach der Gründung der Islamischen Republik wurde Hedschab für Frauen,
auch für Männer, zur Pflicht. Zunächst gab es viel Widerstand
dagegen. Doch die neue Macht setzte die Vorschriften mit Gewalt, mit
Hilfe der Sittenpolizei und den Ordnungskräften durch. Allerdings
hörte der Widerstand dagegen nie auf. Es ist dem unermüdlichen Kampf
der Frauen zu verdanken, dass das Regime immer mehr Zugeständnisse
machen musste. Seit etwas mehr als einem Jahr hat aber der Widerstand
neue Formen angenommen. Junge Frauen nahmen auf öffentlichen Plätzen
demonstrativ ihr Kopftuch ab. Dadurch wurde das Thema wieder aktuell.
Jüngste Umfragen des Forschungszentrums des Parlaments zeigen, dass
die Zahl der Befürworter von Hedschab und jener, die Sanktionen gegen
Verweigerer fordern, deutlich zurückgegangen ist.

 * 


WIRTSCHAFT

• Europäische Zweckgesellschaft für Handel mit Iran eingerichtet

• Iran kündigt 20-prozentige Urananreicherung an 

• Vier Nullen der Währung sollen gestrichen werden 

• Rohani: Rückgang der Wasserreserven ist gefährlich 

• Iran will Kriegsschiffe in den Atlantik schicken 

• Gemeinsames Manöver mit Russland geplant 

• Satellit erreichte Erdumlaufbahn nicht 

• Japan nimmt Ölimport aus Iran wieder auf 

• Ausnahmegenehmigungen für Ölgeschäfte mit Iran sind befristet


EUROPÄISCHE ZWECKGESELLSCHAFT FÜR HANDEL MIT IRAN
EINGERICHTET

Die Außenminister der drei am Atomabkommen mit Iran beteiligten
EU-Staaten, Deutschland, Frankreich und Großbritannien teilten am 31.
Januar bei einem EU-Außenministertreffen in Bukarest mit, dass sie
eine "Zweckgesellschaft" gegründet haben, um trotz amerikanischer
Sanktionen, den Handel mit Iran fortsetzen zu können.
Bundesaußenminister Heiko Maas sprach von einem wichtigen Schritt zum
Erhalt des Abkommens. Damit erfüllten die EU-Staaten ihre
Verpflichtungen aus dem Abkommen. Damit könnten die Europäer von Iran
verlangen, auf die "militärische Urananreicherung" zu verzichten.
Zudem werde man auch mit Iran "über seine schwierige Rolle in der
Region, etwa im Syrienkrieg", aber auch über das Raketenprogramm
sprechen, sagte Maas.

Die Zweckgesellschaft, die als Instex, Instrument in Support of Trade
(Instrument zur Unterstützung des Handels), bezeichnet wird, soll
unter Umgehung der US-Sanktionen über ein Tauschsystem Geschäfte mit
Iran abwickeln. Der Sitz der Gesellschaft ist Paris. Die
Geschäftsführung wird der frühere deutsche Commerzbank-Manager und
Zentralasien-Experte Peter Fischer übernehmen. Ein Brite übernimmt
den Vorsitz des Aufsichtsrats, die Mitglieder sind Vertreter der drei
beteiligten Länder. Andere EU-Länder können sich in einer zweiten
Phase an dem Projekt beteiligen.

Wie weit die Gesellschaft tatsächlich in der Lage sein wird, die
wirtschaftlichen Erwartungen Irans zu erfüllen, ist ungewiss.
Zunächst werde es um die Lieferung humanitärer Güter gehen.

Iran begrüßte die Gründung der Gesellschaft verhalten.
Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sprach von einem "ersten längst
fälligen Schritt". Er hoffe, dass es nicht bei diesem Schritt allein
bleibe.

Demgegenüber erklärte der Sprecher der US-Botschaft in Berlin, Joseph
Giordono-Scholz, seiner Einschätzung nach werde es Instex nicht
gelingen, den wirtschaftlichen Druck der USA auf Iran zu
unterminieren. Zugleich warnte er Unternehmen vor den Folgen des
Handels mit Iran.


IRAN KÜNDIGT 20-PROZENTIGE URANANREICHERUNG AN

Einem Bericht der dpa vom 13. Januar zufolge, erklärte Ali Akbar
Salehi, Chef der iranischen Atombehörde, Iran habe mit
"vorbereitenden Aktivitäten" begonnen, zur Produktion von Uran mit
einem 20-prozentigen Anreicherungsgrad für einen 50 Jahre alten
nuklearen Forschungsreaktor. Sollte diese Aussage tatsächlich
zutreffen, wäre dies ein Signal dafür, dass Teheran nicht mehr
gewillt ist, sich an das 2015 vereinbarte Atomabkommen zu halten. Das
Abkommen sieht eine Begrenzung der Urananreicherung auf 3,67 Prozent
vor.

Der Forschungsreaktor ist ein Geschenk der USA an Iran, aus der Zeit,
als noch der Schah in Iran herrschte.

Man könnte die Äußerung Salehis als Drohung vor allem an die Europäer
verstehen. Das heißt, sollten die Europäer nicht dafür sorgen, dass
die Interessen Irans bei dem Abkommen gewahrt bleiben, würde das Land
sein ursprüngliches Atomprogramm wieder hochfahren. "Wir stehen kurz
davor", sagte Salehi.


VIER NULLEN DER WÄHRUNG SOLLEN GESTRICHEN WERDEN

Um der hohen Inflation entgegen zu wirken, sollen, wie die iranische
Zentralbank ankündigte, vier Nullen der iranischen Währung gestrichen
werden. "Wir haben der Regierung einen Entwurf vorgelegt und wir
hoffen, dass dieser wichtige Schritt schon sehr bald umgesetzt wird",
sagte Notenbankchef Abdolnaser Memmati am 6. Januar. Dies sei ein
notwendiger Schritt bei der Umsetzung der Bankenreform.

Nicht zuletzt wegen der US-Sanktionen ist Iran in eine Währungskrise
geraten. Der starke Werteverlust des Rials um fast 70 Prozent und der
enorme Anstieg der Inflationsrate stellen die iranische Wirtschaft
vor kaum lösbare Aufgaben. Die Maßnahme, vier Nullen zu streichen,
stellt keine wirkliche Lösung dar, sie könnte nur eine psychologische
Wirkung entfalten.


ROHANI: RÜCKGANG DER WASSERRESERVEN IST GEFÄHRLICH

Bei einem Treffen mit der Führung des Landwirtschaftsministeriums am
7. Januar in Teheran bezeichnete Präsident Hassan Rohani die Abnahme
der Wasserreserven als "gefährlich". Er gestand, dass das Land sich
diesbezüglich in einer schlechten Lage befindet. Ein Grund für diesen
Zustand sei die unkontrollierte Nutzung des Grundwassers, was in
naher Zukunft große Schäden anrichten könnte. Das Wasser gehöre zur
Sicherheit der Bewohner des Landes. "Wenn es kein Wasser gibt,
entstehen weitere Probleme, die die Sicherheit der Bevölkerung
bedrohen", sagte der Präsident.

Der Wassermangel gehört schon seit geraumer Zeit zu den wichtigsten
Problemen des Landes. Immer häufiger führt die Nutzung des Wassers zu
gewaltsamen Auseinandersetzungen und Protestkundgebungen. Kritiker
meinen, dass die Regierung keinen Ausweg aus der Krise zu bieten
habe.

"Wir brauchen von Jahr zu Jahr immer mehr Nahrungsmittel", sagte
Rohani. Dabei gebe es immer mehr Einschränkungen bei der Nutzung des
fruchtbaren Bodens. Zusammen mit dem Wassermangel bedrohe dies das
Land.


IRAN WILL KRIEGSSCHIFFE IN DEN ATLANTIK SCHICKEN

Einer Meldung der AFP vom 5. Januar zufolge will Iran Kriegsschiffe
in den Atlantik senden. "Die Marine verfolgt den Plan zur
Stationierung eines Flottenverbands im Atlantischen Ozean bereits
seit einigen Jahren und jetzt scheint alles bereit für den Start der
Mission." Die Agentur beruft sich auf einen Bericht der Agentur Fars,
die dem Militär nahesteht. Der Einsatz soll fünf Monate dauern. Nach
Angaben des Konteradmirals Turadsch Hassani-Moghaddam soll der Start
Anfang des persischen Jahres, das am 21. März beginnt, erfolgen.

Die Kriegsschiffe, zu denen der neue Zerstörer "Sahand" gehört, der
vom Radar nicht geortet werden kann, sollen in einem befreundeten
lateinamerikanischen Land wie Venezuela anlegen. Auch das
Versorgungsschiff "Khark" wird die Flotte begleiten.


GEMEINSAMES MANÖVER MIT RUSSLAND GEPLANT

Wie die Nachrichtenagentur Mehr am 6. Januar berichtete, sagte der
iranische Kommandeur Hossein Chansadi, sein Land plane mit Russland
ein gemeinsames Manöver im Kaspischen Meer. Geplant seien taktische
Übungen, Rettungseinsätze sowie das Vorgehen gegen Piraten. Den
genauen Zeitpunkt des Manövers nannte er nicht.


SATELLIT ERREICHTE ERDUMLAUFBAHN NICHT

Mohammad Dschawad Dschahromi, Minister für Kommunikation und
Technologie, twitterte am 15. Januar, der Versuch einen Satelliten in
die Erdumlaufbahn zu bringen, sei gescheitert. Im Fernsehen erklärte
er, der in Iran gebaute Satellit Pajam habe zwar die erste und zweite
Stufe erfolgreich erreicht, aber die Umlaufbahn verfehlt. Der
Satellit sollte in einer Höhe von 600 Kilometern um die Erde Kreisen,
um Informationen über die Umwelt zu sammeln. "Wir haben auf diesem
Gebiet große Erfolge erzielt", sagte Dschahromi. Es handele sich um
eine komplizierte Technologie. Pannen dabei passierten nicht nur
Iran, sondern auch anderen Ländern. Er äußerte die Hoffnung, dass der
nächste Versuch mit dem Satelliten "Dusti" (Freundschaft) erfolgreich
sein werde.

Der Test löste im Ausland Reaktionen aus. Die USA erklärten, der Test
verstoße gegen die UN-Resolution 2231 von 2015. Die Tests seien eine
Tarnung für ballistische Raketen mit Atomsprengköpfen, hieß es.
Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu sagte, "Iran lügt", in
Wirklichkeit habe Iran die Absicht Interkontinentalraketen zu bauen.
Auch aus Europa wurde Kritik laut (siehe Seite 18/19).


JAPAN NIMMT ÖLIMPORT AUS IRAN WIEDER AUF

Abdolresa Hemmati, Chef der iranischen Zentralbank, schrieb am 20.
Januar auf Instagram, Japan habe den wegen US-Sanktionen
eingestellten Ölimport aus Iran wiederaufgenommen. Damit folge Japan
China, Südkorea, Indien und der Türkei. Diese Staaten gehören zu den
acht Staaten, denen die USA eine Ausnahmegenehmigung zum Handel mit
Iran erteilt haben.

S. and P. Global berichtete, die erste Fuhre mit Öl aus Iran sei
durch einen Tanker des Fuji Oil Konzerns erfolgt. Fuji Oil gehört zu
den größten Gesellschaften, die Öl aus Iran importieren. Japanische
Banken hätten die Erlaubnis erhalten, Geschäfte mit Iran abzuwickeln,
hieß es in dem Bericht.

Laut Reuters vom 19. Januar hat auch Südkorea den Kauf iranischen Öls
wiederaufgenommen. Das Öl für Korea sei durch einen iranischen
Öltanker befördert worden. Es habe sich um eine Million Barrel
gehandelt.

Hemmati sagte: "Allmählich werden die Öleinnahmen Irans neben
Milliarden-Einnahmen aus den Bankgeschäften in den Kreislauf der
Wirtschaft fließen."


AUSNAHMEGENEHMIGUNGEN FÜR ÖLGESCHÄFTE MIT IRAN SIND
BEFRISTET

Einem Bericht der BBC vom 18. Januar zufolge, der sich auf Äußerungen
von Politologen und Ökonomen stützt, werden die USA um eine Teuerung
der Ölpreise zu verhindern, im Mai die Ausnahmegenehmigung für
Ölgeschäfte mit Iran für einige Länder verlängern, für andere nicht.
Allerdings soll auch die Verlängerung mit der Aufforderung verbunden
werden, den Ölimport aus Iran zu reduzieren.

Die USA hatten nach dem Ausstieg aus dem Atomabkommen und der
Wiederaufnahme der Sanktionen gegen Iran acht Staaten, China, Indien,
Südkorea, Japan Taiwan, Griechenland, Italien und der Türkei, eine
Ausnahmegenehmigung erteilt, die bis Mai dieses Jahres befristet ist.
Zuvor hatten die Amerikaner erklärt, ihr Ziel sei den iranischen
Ölexport auf null zu reduzieren. Daher war es erstaunlich, dass sie
gerade Ländern wie China, Indien und Japan, die zu den Hauptabnehmern
iranischen Öls gehören, eine Ausnahmegenehmigung erteilten. Wie
Experten vermuten, werden China, Indien, Südkorea und die Türkei eine
Verlängerung erhalten. Diese Entscheidung habe auch politische
Gründe, meinen sie.

Iran war einst unter den OPEC-Ländern nach Saudi-Arabien das Land mit
dem zweithöchsten Ölexport, was eine wichtige Rolle auf dem Weltmarkt
bedeutete. Damit hätte ein Ausfall oder eine Reduzierung des
iranischen Ölexports eine direkte Wirkung auf den internationalen
Markt gehabt. Auch jetzt, wo Irans Ölexport um die Hälfte gesunken
ist, bleiben diese Schwankungen nicht ohne Wirkung auf den Ölpreis,
wenn auch nicht so spürbar wie in der Zeit vor den Sanktionen. Daher
versuchen die USA das iranische Öl nicht auf einmal, sondern
schrittweise zu boykottieren.

Iran ist stark von seinen Öleinnahmen abhängig. Der Rückgang des
Ölexports im vergangenen Jahr hat der iranischen Wirtschaft, die sich
auch aus anderen Gründen in der Krise befindet, erheblich geschadet.
Nach Einschätzung des Internationalen Wirtschaftsfonds erwies die
iranische Wirtschaft im vergangenen Jahr ein Negativwachstum von 1,5
Prozent und soll am Ende des laufenden Jahres bei minus 2,6 Prozent
liegen.

 * 
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SCHWERE LUFTANGRIFFE ISRAELS AUF IRANISCHE STÜTZPUNKTE IN
SYRIEN

Überraschend bestätigte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu,
dass Israel "hunderte Luftangriffe" auf iranische Stützpunkte und
Militärziele der libanesischen Hisbollah in Syrien getätigt habe.
"Erst in den vergangenen 36 Stunden hat unsere Luftwaffe iranische
Depots am Flughafen von Damaskus angegriffen, in denen Waffen
lagerten", sagte der Ministerpräsident laut seinem Büro am 13. Januar
zu Beginn der wöchentlichen Kabinettssitzung. Die Bestätigung ist
ungewöhnlich, weil Israel Luftangriffe selten bekannt gibt.

Am 11. Januar hatte die staatliche Nachrichtenagentur Syriens Sana
gemeldet, israelische Raketen hätten ein Waffendepot unweit des
Flughafens von Damaskus angegriffen. Doch die meisten Raketen seien
abgefangen worden, hieß es. Wenige Tage zuvor hatte Gadi Eizenkot,
scheidender Oberbefehlshaber der israelischen Streitkräfte, in einem
Interview mit der New York Times erklärt, die israelische Luftwaffe
habe "tausende Ziele" in Syrien angegriffen, ohne dafür die
Verantwortung zu übernehmen.

Netanjahu sagte indes, die Angriffe machten deutlich, dass "wir mehr
als je zuvor entschlossen sind, in Syrien gegen Iran vorzugehen". Er
betonte, dass Israel es niemals zulassen werde, dass Iran in Syrien
militärische Stützpunkte errichte, um von dort aus Israel
anzugreifen.

Am 16. Januar reagierte Iran auf die Äußerungen Netanjahus. General
Mohammad Ali Dschafari, Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden,
sagte: "Sowohl alle militärischen und revolutionären Berater als auch
die gesamte militärische Ausrüstung, die Iran zur Unterstützung des
islamischen Widerstands und des syrischen Volkes bereitgestellt hat,
werden (in Syrien) bleiben." Gerichtet an Netanjahu sagte der
General: "Sie wissen sehr wohl, dass die militärischen Einheiten
Irans so mächtig sind, dass Sie einen Schrecken bekommen würden, wenn
Sie nur eine dieser Einheiten sehen würden." Weiter sagte Dschafari:
"Seien Sie sicher, dass wir Ihre lächerlichen Drohungen nicht ernst
nehmen. Hüten Sie sich davor, mit dem Schwanz des Löwen zu spielen.
Sie sollten den Tag fürchten, an dem die zielsicheren iranischen
Raketen auf den Köpfen der Israelis landen, an denen das zu Unrecht
vergossene Blut der Muslime gerächt wird."

Am 15. Januar reagierte Netanjahu auf einen misslungenen iranischen
Satellitenstart mit der Behauptung, dies sei ein Beweis für ein
iranisches Atom- und Raketenprogramm. Der "unschuldige Satellit" sei
in Wahrheit "die erste Phase einer Interkontinentalrakete". Damit
verstoße Iran gegen internationale Abkommen. Es sei eine Lüge, wenn
Iran die Entwicklung seines Atomprogramms abstreite oder behaupte,
das Atomabkommen einzuhalten. Iran "lügt die ganze Zeit", sagte
Netanjahu.

Am 21. Januar meldete das israelische Militär neue Angriffe auf
verschiedene iranische Ziele in Syrien, darunter Munitionslager, eine
Geheimdiensteinrichtung und ein militärisches Trainingslager. Die
Angriffe seien die heftigsten seit Mai gewesen, teilte die Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte mit Sitz in Großbritannien mit.
Die Angriffe hätten mehr als eine Stunde gedauert.

Nach Angaben des israelischen Militärsprechers Jonathan Conricus,
reagierte Israel mit den Angriffen auf den Abschuss einer angeblich
iranischen Rakete in Richtung der von Israel besetzten Golanhöhen. Er
machte auch Syrien für den Raketenangriff verantwortlich. "Syrien hat
gestern den Preis dafür gezahlt, dass es Iran erlaubt, Angriffe
auszuführen und Angriffe auf seinem Boden zu planen", sagte er. Bei
dem israelischen Angriff wurden auch syrische Luftabwehrbatterien
zerstört.

Israels Staatspräsident Reuven Rivlin sagte mit Blick auf den
iranischen Raketenangriff, die Einmischung Irans in den syrischen
Bürgerkrieg könne die gesamte Region in einen Krieg stürzen. Israel
werde eine Aggression Irans nicht erlauben, sagte Netanjahu bei der
Eröffnungsfeier eines neuen Flughafens im Süden Israels am 21.
Januar. Israel habe iranischen Einheiten "einen schweren Schlag"
versetzt, sagte der Regierungschef. "Wir werden solche Akte der
Aggression nicht durchgehen lassen." Israel gehe gegen Iran vor, auch
gegen syrische Einheiten, "die die Werkzeuge der iranischen
Aggression" seien.

Nach den jüngsten Angaben der Beobachtungsstelle gab es bei dem
israelischen Angriff 21 Tote, darunter 15 Ausländer, von denen 12
Mitglieder der iranischen Al-Kuds-Brigade gewesen seien.

Bundeskanzlerin Angela Merkel zeigte in einem Interview mit dem
israelischen Rundfunk am 27. Januar Verständnis für die Sorgen
Israels. Es sei "wichtig und richtig", dass Israel seine Interessen
vertrete. "Iran hat eine Politik, die ist bedrohlich für Israel, das
ist richtig", zitiert sie dpa. "Israel muss seine Existenz sichern,
und die Situation in Syrien ist natürlich eine sehr bedrohliche auch
für Israel. Deshalb setzen wir uns ja auch dafür ein, dass zum
Beispiel keine iranischen Streitkräfte so nahe an die Golanhöhen
kommen."

Am 22. Januar gaben die USA laut einer Meldung der AFP bekannt, das
gemeinsam mit Israel entwickelte Raketensystem Arrow-3 (Pfeil 3)
erfolgreich getestet zu haben. Das System ist in der Lage, Raketen,
die aus einer Entfernung von bis zu 2400 Kilometern abgeschossen
werden, in Höhen oberhalb der Erdatmosphäre abzufangen. Wie die
Agentur schreibt, fand der Test vor dem Hintergrund von Spannungen
mit Iran statt.

Am 27. Januar warnte der Chef der libanesischen Hisbollah Hassan
Nasrallah Israel vor einer Ausweitung seiner Angriffe in Syrien.
"Hütet euch davor, es mit eurem Tun in Syrien zu übertreiben.
Fehleinschätzungen könnten die Region in einen Krieg oder eine große
Konfrontation treiben", sagte er in Beirut in einem Interview mit dem
TV-Sender Al-Majadeen. Indirekt drohte er mit einem Angriff auf Tel
Aviv. Die Hisbollah besitze zielsichere Raketen und könne jeden Ort
in Israel angreifen.

Die Antwort Netanjahus kam am selben Tag. Er verwies auf die
"tötende" Kraft der israelischen Streitkräfte. "Seid sicher, dass
Nasrallah unsere eiserne Faust nicht spüren möchte." Die Hisbollah
sei verwirrt wegen der Zerstörung der Tunnels an der libanesischen
Grenze zu Israel. Außerdem befinde sie sich in Finanznot.


ISRAELISCHER EX-MINISTER WEGEN SPIONAGE FÜR IRAN
VERURTEILT

Der ehemalige israelische Energieminister Gonen Segev wurde wegen
Spionage für Iran zu elf Jahren Gefängnis verurteilt. Das israelische
Justizministerium teilte am 9. Januar mit, dass Segev sich zu der
Spionage schuldig bekannt habe, das Urteil werde voraussichtlich am
11. Januar erfolgen. Gewöhnlich wird in Israel Spionage sehr hart
bestraft. Eine Milderung wird von den Gerichten zugestanden, wenn der
Angeklagte sich zu seiner Schuld bekennt. Der Prozess fand unter
Ausschluss der Öffentlichkeit statt.

Segev war Anfang der 1990er Jahre Abgeordneter der Kneset, dem
israelischen Parlament. Von 1995 bis 1996 leitete er im Kabinett von
Jizchak Rabin das Ministerium für Energie und Infrastruktur. Eine
gewisse Bekanntheit erlangte er dadurch, dass er von einer
rechtsextremen Partei zur Arbeitspartei wechselte, wodurch in der
Kneset eine Mehrheit für den Osloer Vertrag II erreicht wurde.

Der heute 63-jährige Segev bekam mehrmals Probleme mit der Justiz.
2003 wurde er wegen versuchten Karteikartenbetrugs zu einem Jahr
Gefängnis auf Bewährung verurteilt. 2004 wurde er verurteilt, weil er
32.000 Ecstasy-Pillen von Holland nach Israel geschmuggelt hatte.
Dabei hatte er seinen Diplomatenpass mit gefälschtem Ablaufdatum
benutzt. Dafür wurde er zu einer fünfjährigen Haft verurteilt. Nach
Ende der Haft siedelte er nach Nigeria um.

Im Juni vergangenen Jahres wurde er unter dem Vorwurf der Spionage
festgenommen. Nach Angaben des israelischen Geheimdienstes soll er
über einen längeren Zeitraum für den iranischen Geheimdienst
gearbeitet haben. Er wurde beschuldigt, Iran über den "Energiemarkt
und Sicherheitsobjekte in Israel" informiert zu haben. Er habe sich
in verschiedenen Ländern mit iranischen Geheimdienstlern getroffen,
zweimal sogar in Teheran. Genauere Angaben wurden nicht gemacht.

Iran reagierte mit Genugtuung auf die Nachricht. Geheimdienstminister
Mahmud Alawi sagte, in seinem Ministerium gehöre die
Antispionageabteilung zu den stärksten Abteilungen, auch zu den
stärksten der Welt. "Uns ist es sogar gelungen einen Spion ins
Kabinett eines feindlichen Staates zu schleusen."


KONFLIKT ZWISCHEN IRAN UND USA ESKALIERT WEITER

Vor Beginn seiner Reise durch mehrere Staaten des Nahen Ostens sagte
US-Außenminister Mike Pompeo in einem Interview mit CNBC, die
Entscheidung des Präsidenten Donald Trump, US-Truppen aus Syrien
zurückzuziehen, werde den Plan der USA, den Islamischen Staat (IS) zu
vernichten und Irans Aktivitäten, über terroristische Organisationen
in der Region Einfluss zu nehmen, keineswegs ändern. Der Rückzug
amerikanischer Soldaten sei eine "taktische Angelegenheit". "Unsere
Strategie Iran gegenüber hat sich nicht geändert."

Pompeo besuchte Jordanien, Ägypten, die Arabischen Emirate, Bahrain,
Katar, Saudi-Arabien, Oman und Kuwait. Ziel der Reise war laut
amerikanischen Quellen, diesen Ländern die Strategie der USA im Kampf
gegen Iran und den IS zu erläutern und sie zur Mitarbeit
aufzufordern. Pompeo selbst sagte, eines der Ziele seiner Reise sei
die Bildung einer "internationalen Allianz" mit jenen Ländern am
Persischen Golf und Israel, die Iran auffordern, seine Politik der
Unterstützung des Terrorismus zu beenden. Er versicherte den
Verbündeten der USA in der Region, sein Land werde sie beim Kampf
gegen Iran unterstützen. Es werde sich in den kommenden Wochen
zeigen, "dass wir nicht nur unsere diplomatischen, sondern auch
unsere wirtschaftlichen Bemühungen verdoppeln und echten Druck auf
Iran ausüben", sagte der Minister in einer Pressekonferenz in
Jordanien im Beisein seines jordanischen Amtskollegen Aiman Safadi.
In Kairo sagte Pompeo, die USA würden unter Nutzung der Diplomatie
und Kooperation mit "unseren Partnern, jeden letzten iranischen
Stiefel" aus Syrien vertreiben. Mit Blick auf die lange Feindschaft
zwischen arabischen Staaten und Israel sagte der Minister: "Es ist
Zeit, alte Rivalitäten zu überwinden, zum Wohl der Region." Er warb
für eine strategische Allianz der Golfstaaten sowie Ägyptens und
Jordaniens als Gegengewicht gegenüber Teheran.

In Doha, der Hauptstadt von Katar, sagte Pompeo in einer
Pressekonferenz am 13. Januar: "Unsere Verteidigungspartnerschaft ist
umfangreich, wichtig und wachsend." Entsprechend sei ein Abkommen zum
Ausbau des Luftabwehrstützpunktes Al-Udaid in Katar unterzeichnet
worden. Der Stützpunkt mit 13.000 Soldaten und Servicemitarbeitern
ist das regionale Hauptquartier des US-Zentralkommandos und
Ausgangspunkt für die von den USA geführte Anti-IS-Koalition in
Syrien und in Irak.

Beim Weltwirtschaftsforum in Davos sagte Pompeo am 23. Januar - er
war über Satellit mit dem Forum verbunden worden -, die Gefahr, die
von Iran ausgehe, sei deutlich spürbar. Die Vereinigten Staaten
fühlten sich verpflichtet, die Sicherheit der Region zu
gewährleisten. Er sprach über die "abenteuerliche Außenpolitik Irans
in Jemen, Syrien, Libanon und Irak". "Wir sind froh, dass wir eine
Allianz bilden können, die in der Lage sein wird, jene Stabilität und
Sicherheit zu gewährleisten, die den Menschen im Nahen Osten
gebührt", sagte Pompeo. Er warf Iran vor, die Freiheit, Stabilität,
Unabhängigkeit und Souveränität Iraks missachtet und zerstört zu
haben. In Libanon sei die mit Iran verbundene Hisbollah zu einem
"echten Problem" geworden.

Große Sorge bereitete dem Pentagon ein Bericht der Zeitung "Wall
Street Journal" vom 13. Januar. Das Weiße Haus habe das
Verteidigungsministerium aufgefordert, Pläne für einen Militäreinsatz
gegen Iran vorzulegen. "Die Leute waren schockiert", zitierte die
Zeitung eine ungenannte Quelle. "Es war verwirrend - ihre
hemdsärmelige Art, über einen Angriff auf Iran zu sprechen." Der
Sicherheitsberater im Weißen Haus, John Bolton hatte bereits 2015 in
einem Beitrag für die New York Times geschrieben: "Um Iran zu
stoppen, muss man Iran bombardieren." Es war derselbe Bolton, der im
September vergangenen Jahres einen Angriffsplan gefordert hatte,
nachdem im hoch gesicherten Regierungsviertel von Bagdad, wo auch die
US-Botschaft untergebracht ist, drei Granaten eingeschlagen waren.
Washington hatte dafür pro-iranische Milizen verantwortlich gemacht.
Zu der Nachricht postete Irans Außenminister Sarif die Titel von zwei
unterschiedlichen Artikeln von Bolton und schrieb: "Derselbe
Blödsinn. Derselbe Rüpel. Dieselbe Wahnvorstellung."

Am 9. Januar sagte Irans Revolutionsführer Ali Chamenei vor einer
Versammlung von Besuchern aus der Pilgerstadt Ghom, Iran werde die
Sanktionen überwinden. Die Regierung könne Maßnahmen treffen, die
dazu führen, dass die Sanktionen "zu hundert Prozent" zugunsten Irans
ausfallen. "Die Sanktionen üben einen gewissen Druck auf die
Bevölkerung aus. Die Amerikaner sagen mit Freude, dass diese
Sanktionen in der Geschichte beispiellos seien. Richtig, sie sind
beispiellos. Hoffentlich wird auch die Niederlage, die die Amerikaner
erleiden werden, beispiellos sein", sagte Chamenei. "So wie die
Sanktionen während des Iran-Irak-Kriegs (1980-1988) zur Blüte der
Begabungen in unserem Land geführt haben, werden wir, so Gott will,
auch diese Sanktionen hinter uns bringen."

Chamenei kritisierte die Führung der USA und sagte: "Manche der
derzeitigen amerikanischen Politiker erwecken den Eindruck als wären
sie verrückt - ich glaube das nicht. Sie sind vielmehr erstklassige
Idioten." An iranische Politiker gerichtet, sagte Chamenei: "Weicht
nicht zurück vor den Drohungen und dem unsinnigen Gerede der
Amerikaner und Europäer. Bleibt aufrecht stehen. Seid euch darüber
bewusst, dass ihre Drohungen genauso viel Bestand haben, wie ihre
Versprechen und Abkommen."

Am 13. Januar erklärte der Sonderbeauftragte der US-Regierung, Brian
Hook, die USA seien entschlossen, Iran vollständig vom Ölmarkt zu
vertreiben. "Iran fühlt zunehmend die wirtschaftliche Isolation, in
die es durch unsere Sanktionen gerät", sagte er laut Reuters. "Wir
wollen der Regierung das Geld vorenthalten, das sie benötigt." Hook
zeigte sich erfreut, dass China seinen Ölimport aus Iran reduziert
habe.

Hook, der sich in den Arabischen Emiraten aufhielt, machte die
Beteiligung der USA am Wiederaufbau Syriens von der Vertreibung der
iranischen Militärkräfte aus dem Land abhängig. "Wir werden nicht
zulassen, dass sie (die Iraner) dasselbe, was sie in Libanon gemacht
haben, in Syrien wiederholen", sagte er in einem Interview mit dem
Fernsehsender CNBC.


IRAN LEHNT GESPRÄCHSANGEBOT DER USA ÜBER AFGHANISTAN
AB

Ali Schamchani, Generalsekretär des nationalen Sicherheitsrats, der
sich im Dezember zu Gesprächen mit der afghanischen Regierung und den
Taliban in Kabul aufhielt, berichtete laut der Agentur Tasnim am 7.
Januar, dass Vertreter der USA zweimal mit einem Gesprächsangebot an
ihn herangetreten seien, doch er habe das Angebot abgelehnt. "Während
meiner Reise nach Afghanistan letzte Woche haben die Amerikaner über
zwei Mittelsmänner zweimal um ein Treffen gebeten", sagte Schamchani.
"Ihnen wurde klar und deutlich mitgeteilt, dass sich kein iranischer
Politiker je mit Vertretern einer unzuverlässigen Regierung wie der
derzeitigen in den USA treffen und verhandeln würde." Worüber die
Amerikaner Gespräche führen wollten, sagte er nicht.

Überraschend erklärte Schamchani, die Gespräche, die er mit den
Afghanen über die Wiederherstellung des Friedens in Afghanistan
geführt habe, seien sehr positiv gewesen. Die Taliban hätten sich
bereit erklärt, unter bestimmten Bedingungen ihre Waffen
niederzulegen.

"Wir sind dabei den Afghanen zu helfen", sagte Schamchani. Die
Taliban hätten sich bereit gezeigt, mit der afghanischen Regierung
Frieden zu schließen. Hier wolle Iran ohne eigene Ansprüche als
Vermittler Hilfe leisten, um in dem Land Sicherheit und Stabilität
herzustellen. Zugleich betonte Schamchani, dass die Gespräche mit den
Taliban unter keinen Umständen dazu führen würden, dass Iran auch mit
dem Islamischen Staat (IS) verhandelt.

Auch Irans Verteidigungsminister Amir Hatami erklärte am Rande der
internationalen Tagung zum Thema Sicherheit in Westasien in Teheran,
Irans Versuch, mit den Taliban und der afghanischen Regierung
Gespräche zu führen, habe nur das Ziel Frieden und Stabilität in dem
Land herzustellen. Die eigentliche Ursache der ganzen Misere sei die
Präsenz westlicher Staaten in der Region.

Kürzlich gaben die Taliban bekannt, dass sie eine Delegation nach
Teheran entsandt hätten. Dies bestätigte der Sprecher des Teheraner
Außenministeriums Bahram Ghassemi am 20. Dezember auf einer
Pressekonferenz in Teheran. Die Delegation habe mit Vizeaußenminister
Abbas Araghtschi ein längeres Gespräch geführt. Er bezeichnete das
Gespräch als "sehr wichtig", betont aber zugleich, dass Verhandlungen
mit den Taliban nicht gleichzusetzen seien mit der Übereinstimmung
mit deren Positionen.

Der Parlamentsabgeordnete Mortesa Saffari sagte laut der Agentur
"Haus des Volkes": "Obwohl die Positionen der Taliban uns nicht
genehm sind, müssen wir akzeptieren, dass sie einen Teil des Landes
besetzt haben, dass sie politisch wichtig sind und dass wir sie nicht
ignorieren können."

Indes erklärte die afghanische Regierung, sie müsse an alle
Bestrebungen, in Afghanistan Frieden herzustellen, beteiligt werden.


US-GEHEIMDIENSTE: IRAN ENTWICKELT KEINE ATOMWAFFEN

In ihrem Bericht an den US-Senat haben die US-Geheimdienste am 29.
Januar erklärt, dass Iran nach ihren Erkenntnissen derzeit keine
Atomwaffen entwickle. "Wir glauben nicht, dass Iran derzeit die
Schlüsselaktivitäten unternimmt, von denen wir glauben, dass sie für
den Bau einer nuklearen Waffe notwendig sind", sagte
US-Geheimdienstkoordinator Dan Coats vor dem Geheimdienstausschuss
des Senats. Auch CIA-Direktorin Gina Haspel bestätigte dies und fügte
hinzu, Iran halte weiterhin an dem Atomabkommen fest, obwohl die
Iraner dabei seien auf Europa Druck auszuüben und falls ihre
Interessen nicht gesichert würden, aus dem Abkommen auszutreten. Sie
bereiteten sich für diesen Fall vor. Weitere Informationen über
iranische Aktivitäten wollte Haspel den Senatoren in einer geheimen
Sitzung vorlegen.

Coats äußerte sich auch zum iranischen Raketenprogramm. Die
Satellitentests unterstützten die Entwicklung der ballistischen
Raketen, denn bei den Programmen sei die Technologie ähnlich. Er
bestätigte auch, dass Iran schiitische Extremisten im Irak und die
Huthis in Jemen unterstütze.

US-Präsident Donald Trump widersprach der Einschätzung der
Geheimdienste. "Die Leute beim Geheimdienst scheinen extrem untätig
und naiv zu sein, was die Bedrohung durch Iran angeht. Sie liegen
falsch", twitterte er am 30. Januar. Doch zwei Tage später machte er
einen Rückzieher. Er und die Geheimdienste seien "auf einer Linie",
schrieb er auf Twitter nach einem Treffen mit den Geheimdiensten. Es
sei die Schuld der Medien, dass ein anderer Eindruck entstanden sei.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif schrieb auf Twitter, dies
sei merkwürdig. "Die eigenen Geheimdienste widersprechen dem
Präsidenten, den Kriegstreibern seines Kabinetts und Israel."


NEUE SANKTIONEN DER EU GEGEN IRAN

Die EU hat am 8. Januar neue Sanktionen gegen Iran verhängt. Der
dänische Außenminister Anders Samuelsen sagte, die zuständigen
Minister der Europäischen Union hätten wegen der Tötung von
Oppositionsaktivisten in Europa, gegen die Islamische Republik Iran
Sanktionen beschlossen. Diese seien ein "starkes Signal der EU, dass
wir ein solches Verhalten in Europa nicht akzeptieren werden".
Hintergrund der Maßnahmen war zum einen ein geplanter Anschlag gegen
eine Versammlung der oppositionellen Volksmodschahedin in Paris am
30. Juni und zum zweiten die Tötung eines Mitglieds der Gruppe
Al-Ahwasieh in Koppenhagen. Beide Gruppen werden in Iran als
terroristisch eingestuft. Der Gruppe Al-Ahwasieh (Arabischen
Kampfbewegung zur Befreiung von Ahwas) wirft Teheran vor, im
vergangenen Jahr am 22. September bei einem Anschlag auf eine
Militärparade 25 Personen getötet und zahlreiche verletzt zu haben.
Die Gruppe kämpft für eine Abspaltung der südlichen Provinz
Chusistan.

Auch die Niederlande machten Iran für zwei Morde verantwortlich. Auch
diese Morde seien Grund für die neuen EU-Sanktionen, sagte
Außenminister Stef Blok laut dpa vom 8. Januar. Zuvor hatte Blok in
einem Schreiben dem Parlament mitgeteilt, der niederländische
Geheimdienst AIVD habe "starke Beweise in der Hand", die zeigten,
dass Iran an dem Mord an zwei holländische Bürgern iranischer
Herkunft, beteiligt gewesen sei. Beide seien Gegner des iranischen
Regimes gewesen. Es sei davon auszugehen, dass die Anschläge von Iran
geplant und in Auftrag gegeben worden seien, hieß es in dem
Schreiben, das auch vom Innenminister unterzeichnet wurde. "Die
Verhängung von Sanktionen durch die gesamte Europäische Union ist ein
beispiellos hartes Signal, und das wird in Iran sehr deutlich
verstanden." Weitere Sanktionen könnten folgen, sagte Blok.

Bei den Opfern handelt es sich um den 56-jährigen Ali Motamed, der in
Wahrheit Mohammad Resa Kolahi heißt. Er wurde im Dezember 2015 in
Almere ermordet. Kolahi soll nach Angaben der iranischen Justiz an
einem Anschlag auf das Hauptquartier der Islamischen Republikanischen
Partei beteiligt gewesen sein, bei dem 73 Menschen getötet wurden.
Das zweite Opfer war der 52-jährige Ahmad Molla Nissi, der im
November 2017 in Den Haag erschossen wurde. Laut Medien soll er
Anführer der militanten Gruppe Al-Ahwasieh gewesen sein.

Die von der EU nun verhängten Sanktionen richten sich gegen zwei
Personen, den Diplomaten Assadollah Asadi und den Geheimdienst-Vize
Saeid Haschemi Moghaddam, denen die Einreise in die EU verboten und
deren Vermögen in der EU eingefroren wurde, sowie gegen den
Geheimdienst Teherans, der auf die EU-Liste der Organisationen
gesetzt wurde, die die EU als terroristisch einstuft.

Der dänische Ministerpräsident Lars Lokke Rasmussen bezeichnete die
Sanktionen auf Twitter als ermutigend. "Die EU steht zusammen -
solche Aktionen sind inakzeptabel und müssen Konsequenzen haben."
Auch aus Frankreich kam ein Lob für die gemeinsamen Maßnahmen, die
"die Solidarität der Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf ihre
Entschlossenheit widerspiegeln, geschlossen zu handeln, um eine
feindliche und inakzeptable Aktion auf europäischem Boden nicht
unbeantwortet zu lassen", erklärte das Pariser Außenministerium.

Iran bestritt die Vorwürfe und erhob seinerseits schwere Vorwürfe
gegen einige Staaten der EU. Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
twitterte wenige Stunden nach Bekanntgabe der Sanktionen: "Die
Europäer, darunter Dänemark, Holland und Frankreich haben den
Mitgliedern der Volksmodschahedin, die 12.000 Iraner getötet und
Saddam Hussein bei seinen Verbrechen gegen die irakischen Kurden
unterstützt haben, Asyl gewährt, ebenso wie anderen, die von Europa
aus Anschläge auf Iraner geplant haben. Die Vorwürfe gegen Iran
können die Europäer von der Verantwortung, Terroristen und Mörder zu
schützen, nicht freisprechen."

Der Sprecher des Außenministeriums Bahram Ghassemi verurteilte die
Sanktionen und bezeichnete die Entscheidung der EU als "unlogisch und
erstaunlich". Die Islamische Republik werde "im Rahmen einer
Vergeltungsmaßnahme" entsprechend darauf reagieren, sagte er. Auch er
kritisierte, dass "Terroristen und Verbrechern, wie den
Volksmodschahedin" in Europa Schutz gewährt werde. Iran sei
"Fahnenträger im Kampf gegen den Terrorismus" in der Region. Damit
werde auch die Sicherheit Europas geschützt, wofür die Europäer
dankbar sein sollten.


TURBULENTE SITZUNG MIT EU-VERTRETERN

Einen Tag vor der Ankündigung der EU Sanktionen in Iran, begaben sich
einige EU-Diplomaten unangemeldet in das Teheraner Außenministerium.
Sie suchten Vizeminister Abbas Araghtschi auf. Die Begegnung war
kurz, sie verlief turbulent und brachte kein Ergebnis. Doch die
wenigen Minuten waren bezeichnend für das gegenwärtige Verhältnis
zwischen Teheran und Brüssel.

Wie die Regierungszeitung "Iran" berichtet, war Araghtschi über den
Besuch überrascht, er habe gedacht, die Europäer seien gekommen, um
zu erläutern, warum es der EU immer noch nicht gelinge, Wege zu
finden, um Irans Interessen bezüglich des Atomabkommens zu sichern.
Doch stattdessen holte einer der Diplomaten ein Schreiben aus der
Tasche, mit dem der Protest der EU gegen das iranische
Raketenprogramm zum Ausdruck gebracht wurde. Dies erboste Araghtschi
dermaßen, dass er den Diplomaten daran hinderte, das Schreiben
vorzulesen. "Ich dachte, Sie sind hergekommen, um sich für Ihre
Versäumnisse zu entschuldigen oder zu erklären, warum Sie iranischen
Terroristen Zuflucht gewähren", sagte er, stand auf, ging hinaus und
schlug heftig die Tür hinter sich zu, wie die Zeitung berichtet. Die
Europäer versuchten anderen Diplomaten das Schreiben zu überreichen.
Doch niemand zeigte sich bereit, es entgegenzunehmen.

Ähnlich berichtete Reuters über den Vorfall. Die Iraner hätten unter
ungewöhnlicher Missachtung protokollarischer Gepflogenheiten den Raum
verlassen und die Tür hinter sich zugeschlagen, hieß es. Mit dem
Schreiben hätten die Europäer Teheran mitteilen wollen, dass sie die
Tests von ballistischen Raketen und Terrorpläne in Europa nicht mehr
zu dulden bereit seien. Die Delegation bestand laut Reuters aus
Vertretern Großbritanniens, Deutschlands, Dänemarks, Belgiens und den
Niederlanden. Einer der Diplomaten, der nicht genannt werden wollte,
sagte der Agentur: "Es war eine turbulente Sitzung. Sie (die Iraner)
waren nicht erfreut. Aber wir dachten, dass wir ihnen unsere Sorgen
mitteilen müssten. (...) Die Sitzung hat gezeigt, dass unsere
Beziehungen konfliktreicher werden."

Nach Meinung Reuters, war das Treffen ein deutliches Zeichen für eine
plötzliche Wende in der Politik der EU Iran gegenüber, die sich seit
einiger Zeit bemerkbar macht.

Möglicherweise haben osteuropäische Staaten, die enge Beziehungen zu
den Vereinigten Staaten pflegen, zu dieser Wende beigetragen. Das
zeigt auch die Bereitschaft Polens, eine von den USA für Februar
geplante Anti-Iran-Konferenz in Warschau zu veranstalten. Innerhalb
der EU gibt es jedoch unterschiedliche Positionen. Die
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini ist der Meinung, ein zu hoher
Druck auf Iran würde das Ende des Atomabkommens bedeuten. Bevor neue
Strafmaßnahmen gegen Iran beschlossen werden, sollten Irans
Interessen bezüglich des Atomabkommens gesichert werden, erklärte
sie. Das kurze Treffen mit Araghtschi war ein Dämpfer für jene
Diplomaten, die sich um die Erhaltung des Atomabkommens bemühen.


DEUTSCHLAND ERTEILT MAHAN AIR LANDEVERBOT

Das Luftfahrtbundesamt in Braunschweig hat am 21. Januar mit
sofortiger Wirkung ein Landeverbot für die iranische Fluggesellschaft
Mahan Air erlassen. Das Außenministerium in Berlin begründete die
Maßnahme mit den Sicherheitsbelangen der Bundesrepublik und dem
Verdacht auf die Nutzung der Maschinen für terroristische Zwecke. Bei
dieser Maßnahme handele es sich nicht um allgemeine Iran-Sanktionen,
sondern um eine konkrete Strafmaßnahme gegen ein Unternehmen, wurde
betont.

Teheran kritisierte die Maßnahme als eine "ungerechtfertigte" und
"übereilte" Aktion. Es sei ein "unvernünftiger" Schritt, der "im
Widerspruch stehe zu dem Geist, der die alten Beziehungen zwischen
der iranischen und der deutschen Nation ausmacht", erklärte das
Außenministerium. Es forderte die Rücknahme des Verbots. Mahan fliegt
aus Teheran Düsseldorf und München an.

Wenige Stunden nach der Ankündigung des Verbots begrüßte
US-Außenminister Mike Pompeo die Maßnahme. Mahan Air sei für den
Transport von Waffen und Militärs in die ganze Region tätig gewesen,
twitterte der Minister. Die Fluggesellschaft stand bereits 2011 auf
der Sanktionsliste der USA. Nach dem Inkrafttreten des Atomabkommens
wurde die Sanktion aufgehoben, aber nach dem Austritt der USA aus dem
Abkommen wiederaufgenommen.

Auch Richard Grenell, US-Botschafter in Deutschland, sagte am 21.
Januar der deutschen Presseagentur: "Ich finde es ist ein großartiger
Schritt der deutschen Regierung. Er zeigt große Führungskraft." Mit
Blick auf unterschiedliche Positionen gegenüber dem Atomabkommen
sagte der Botschafter: "Wir haben alle dasselbe Ziel. Es gibt
lediglich Differenzen was die Taktik angeht, wie man dieses Ziel
erreichen kann."

Bundesaußenminister Heiko Maas verteidigte die Maßnahme. Deutschland
habe immer klargestellt, dass er auf "einzelne Entwicklungen"
entsprechend reagieren werde, zum Beispiel auf den Vorwurf der
Terrorismusunterstützung und der Spionage. "Daraus haben wir die
Konsequenzen gezogen und die Landerechte entzogen", sagte der
Minister am 21. Januar am Rande eines EU-Treffens in Brüssel. "Das
war eine notwendige Entscheidung, weil sie auch mit den
Sicherheitsinteressen in Deutschland zu tun hat. Wir werden auch in
Zukunft - wenn es um Terrorismusunterstützung geht, wenn es um
Spionage geht - auf einzelne Entwicklungen angemessen reagieren."
Zugleich betonte Maas, dass die Bundesregierung weiterhin am
Atomabkommen festhalten werde, weil das Abkommen weiter
außerordentlich wichtig sei.


AUßENMINISTERIUM WEIST DEUTSCHLANDS SPIONAGEVORWURF
ZURÜCK

Das Teheraner Außenministerium hat den Spionagevorwurf Deutschlands
zurückgewiesen. Ministeriumssprecher Bahram Ghassemi sagte am 19.
Januar der Agentur Isna, der Mann, der kürzlich in Deutschland unter
dem Vorwurf der Spionage festgenommen worden sei, habe mit der
Islamischen Republik nichts zu tun. Nach Angaben der Behörden in
Deutschland handelt es sich um den Afghanen Abdolhami S. "Wir sind
über die Verbreitung dieser Nachricht, die in dem Wust von Vorwürfen
gegen Iran zu Unrecht auftaucht und die Zerstörung der Beziehungen
Irans zu Europa zum Ziel hat, nicht besonders erstaunt", sagte
Ghassemi. "Wir haben wiederholt darauf hingewiesen, dass die
traditionellen und alten Beziehungen zwischen Iran und den meisten
europäischen Staaten, insbesondere zu den Unterzeichnerstaaten des
Atomabkommens, Feinde haben, die keinen Versuch unterlassen, um diese
Beziehungen zu zerstören."

Die Bundesanwaltschaft hatte bekannt gegeben, dass sie gegen einen
Deutsch-Afghanen, der bei der Bundeswehr als Sprachauswerter und
landeskundlicher Berater tätig sei, wegen Verdacht auf Spionage
ermittle. Der Mann wurde am 15. Januar im Rheinland festgenommen. Der
Haftbefehl war bereits am 6. Dezember erlassen worden. Die
Bundesregierung protestierte offiziell bei der iranischen Regierung
gegen die Spionagetätigkeit in der Bundeswehr.

Einem Bericht des Spiegels zufolge war der Verdächtige, der zu
Geheimdokumenten, darunter solche über deutschen Militäreinsatz in
Afghanistan, Zugang hatte, als Spion tätig.

Vor einem Jahr durchsuchte die deutsche Polizei Dutzende Wohnungen
und Büros von Personen, die verdächtigt wurden, für Iran zu
spionieren.


INTERVIEW DES EHEMALIGEN BOTSCHAFTERS IN DEUTSCHLAND SORGT
FÜR AUFRUHR

Ali Madschedi, der bis vor zwei Monaten als iranischer Botschafter in
Deutschland tätig war, hatte in einem Interview mit der Agentur Isna
unter anderem auch zu den Vorwürfen der Europäer Stellung genommen,
die Iran terroristischer Aktivitäten in Europa beschuldigten. "Die
Europäer haben für ihre Behauptungen Beweise und Unterlagen
vorgelegt, die wir nicht einfach leugnen können", sagte er und fügte
hinzu: "Allerdings können auch sie nicht alles beweisen, was sie
behaupten." Der Botschafter warnte vor Aktivitäten, die dem Bemühen
der Europäer, Iran vor allem im Bezug auf das Atomabkommen zu helfen,
Hindernisse bilden oder sie dazu veranlassen könnten, gegen Iran
Sanktionen zu verhängen. "Wir sind im Inland mit willkürlich
handelnden Gruppen konfrontiert. Können wir es leugnen, dass diese
Gruppen auch im Ausland tätig werden könnten, mit Aktivitäten, die
das Vertrauen zerstören?" Zu der Behauptung des Teheraner Regimes,
die Terroraktivitäten würden von Feinden durchgeführt, um der
Islamischen Republik zu schaden, sagte der Botschafter: "Wenn wir
behaupten, dass einige Oppositionsgruppen im Ausland für die
zerstörerischen Aktivitäten verantwortlich sind, müssen wir für diese
Behauptung Beweise vorlegen."

Das Teheraner Außenministerium erklärte zu dem Interview, Madschedi
sei, wie das Gesetz vorschreibe, bereits in Rente gegangen. Madschedi
ist 72 Jahre alt. Er habe in dem Interview seine persönliche Meinung
geäußert, die nicht mit der des Außenministeriums übereinstimme. In
dem von Isna veröffentlichten Interview spreche der Botschafter nicht
von einer bestimmten Gruppe. Er habe lediglich eine "allgemeine
Sorge" über mögliche Fälle mitgeteilt. "Wie auch Herr Madschedi
erklärt hat, können die von den Europäern vorgelegten Belege absolut
nichts beweisen." "Wie Herr Madschedi betont hat, sind die
Aktivitäten vermutlich von feindlichen Gruppen so durchgeführt
worden, dass sie Iran zugeschrieben werden." Am Ende der Erklärung
heißt es, ausländische Medien und iranische Oppositionelle sollten
sich über das Interview, das sie zu ihren Gunsten interpretieren,
nicht freuen.

Tatsächlich wurde das Interview von iranischen Gruppen im Ausland
weit verbreitet. Aber auch im Inland gab es kritische Stimmen. Das
Nachrichtenportal Ensaf News schrieb an Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif gerichtet, Madschedi habe in der Tat die Vorwürfe der
Europäer gegen Teile des iranischen Geheimdienstes bestätigt und
zugegeben, dass einige "willkürlich handelnde Gruppen" Anschläge
gegen die Versammlung der Volksmodschahedin in Paris und andere
Attentate geplant hätten. "Dieser willkürlich handelnde Mensch, Herr
Minister, war mit Ihrem Einverständnis bis vor zwei Monaten Ihr
Botschafter in einem der wichtigsten Länder der Europäischen Union",
schrieb Ensaf News.


PROTEST WEGEN GEPLANTER NAHOST-KONFERENZ IN POLEN

Das Teheraner Außenministerium hat am 13. Januar den Geschäftsträger
der polnischen Botschaft in Teheran einbestellt und ihm ein
Protestschreiben gegen die von den USA für Mitte Februar geplante
internationale Konferenz zum Thema Iran und zum Nahen Osten in
Warschau übergeben. Darin fordert Teheran Polen auf, sich nicht an
diesem "feindlichen Schritt" der USA gegenüber Iran zu beteiligen.
Sollte aber das Treffen doch stattfinden, werde Teheran entsprechende
Schritte gegen Polen unternehmen.

Zuvor hatte der polnische Außenminister Jacek Czaputowicz die
Hoffnung geäußert, dass die Konferenz für die EU und die USA die
Möglichkeit bieten würde, zu einer gemeinsamen Iran-Politik zu
gelangen. Zwar betonte der Minister, dass sein Land das Bemühen der
EU, das Atomabkommen zu erhalten, unterstützen werde. Doch er sei
zugleich der Meinung, dass das Abkommen nicht ausreiche, um Iran an
der Destabilisierung der Region zu hindern.

Hintergrund der geplanten Konferenz ist die Ankündigung des
US-Außenministers Mike Pompeo, der während seiner Tour durch einige
arabische Staaten erklärte, am 13. und 14. Februar werde eine
internationale Konferenz zum Nahen Osten mit Schwerpunkt auf Irans
Politik in der Region stattfinden. Polen werde Gastgeber der
Konferenz sein. Laut BBC soll die Konferenz auf Ministerebene
stattfinden. Welche Staaten daran teilnehmen werden, sei noch nicht
bekannt. Nach Meinung einiger Beobachter ist die Konferenz in
Warschau als ein Teil der amerikanischen Iran-Politik zu betrachten.
Sie dient einer Frontbildung gegen Iran.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif übte scharfe Kritik an
Polen. "Dieser Schandfleck kann nie mehr abgewischt werden", sagte
er. Iran habe im Zweiten Weltkrieg zahlreichen Polen das Leben
gerettet und nun solle das Land "Gastgeber für eine Verschwörung
gegen Iran" sein. Tatsächlich flüchteten während des Zweiten
Weltkriegs zahlreiche Polen nach Iran, darunter viele Juden.

Indes gab Hossein Entesami, der Verantwortliche für Film im
Kulturministerium, bekannt, die bereits geplante polnische Filmwoche
in Teheran werde nicht stattfinden. "Iran hat trotz schwerer Umstände
Menschen aus anderen Ländern, insbesondere aus Polen, mit offenen
Armen empfangen. Aber Gäste, die die Würde des Gastgebers nicht
achten, können nicht erwarten, dass sie weiterhin willkommen sein
werden", twitterte Entesami.

Am 16. Januar berichtete Radio Z in Warschau, die iranische Botschaft
habe die Erteilung von Einreiseerlaubnissen nach Iran für polnische
Touristen gestoppt, doch das Außenministerium dementierte die
Nachricht. Wie die Agentur Fars berichtete, habe der Sprecher des
Außenministeriums, Bahram Ghassemi, die Meldung polnischer Medien
bezüglich der Visa-Vergabe nicht bestätigt.

Zwei Tage zuvor hatte die linksliberale Zeitung Gazna Viorica unter
Berufung auf Diplomatenkreise der EU berichtet, andere EU-Staaten
würden auch Vertreter zu der Konferenz schicken. "Es ist besser, wenn
sie nach Warschau kommen und sehen, welche Spiele die USA mit Polen
treiben", schrieb die Zeitung. Bundesaußenminister Heiko Maas
antwortete nach einem Treffen am 24. Januar mit Pompeo in Washington
auf die Frage, ob Deutschland an der Konferenz teilnehmen werde: "Ich
weiß es nicht". Dies habe er auch Pompeo mitgeteilt. Die
EU-Außenbeauftragte Frederico Mogherini erklärte, sie werde nicht
nach Warschau reisen. Sie habe vor langer Zeit eine Afrika-Reise
geplant.

Am 21. Januar reiste Polens Vizeaußenminister Maciej Lang zu einem
Treffen mit dem iranischen Vizeaußenminister Abbas Araghtschi nach
Teheran. Er wolle bei einem "konstruktiven Gespräch" mit iranischen
Kollegen "Missverständnisse klären". Die Konferenz richte sich gegen
kein Land, sagte er.

Araghtschi warnte Polen vor einer Anti-Iran-Konferenz. Nicht Iran,
sondern Israel sei die "Quelle der Krise" im Nahen Osten, sagte er.
Solange die Palästinenser ihre Rechte nicht bekommen, werde die
Region nicht zur Ruhe kommen. Dass dieses Thema nicht auf die
Tagesordnung der Konferenz gesetzt worden ist, zeige die einseitige
Sichtweise der Veranstalter. Ein weiterer Grund der Instabilität der
Region sei "die abenteuerliche Politik der USA. "Wie wollen die USA
die Probleme der Region lösen, wenn sie dabei sind, eine große
diplomatische Errungenschaft dieser Region, das Atomabkommen, zu
zerstören?" Die Argumente, die Polen für die Veranstaltung
vorgebracht habe, seien inakzeptabel, sagte Araghtschi weiter. Polen
sollte die wahren Absichten der USA und die Folgen dieser Konferenz
erkennen.

Vizeaußenminister Lang betonte, Polen entscheide selbst über die
Teilnahme an Konferenzen. Polen sei Mitglied der EU und verteidige
als solches das Atomabkommen mit Iran. Bei der Konferenz gehe es
nicht um ein bestimmtes Land, sondern um einen Meinungsaustausch über
die gesamte Region. Ziel Polens mit der Veranstaltung sei, bei der
Lösung anstehender Probleme der Region behilflich zu sein.

Wegen einer Bombendrohung wurden am 23. Januar zahlreiche staatliche
Ämter in Polen geschlossen. Unbekannte hatten per Email mit
Bombenlegungen gedroht. "Als Strafe für den Verrat an unsere Brüder
in der Islamischen Republik Iran", hieß es.


DSCHANNATI: WARUM HABT IHR DAS ATOMABKOMMEN NICHT
VERBRANNT?

Der über neunzig Jahre alte Ahmad Dschannati, einer der mächtigsten
Männer in der Islamischen Republik, der sowohl dem Wächterrat als
auch dem Expertenrat vorsitzt, übte scharfe Kritik gegen die
Regierung von Präsident Hassan Rohani. "Warum habt ihr das
Atomabkommen nicht verbrannt, nachdem die Amerikaner aus dem Abkommen
ausgestiegen sind?", sagte er am 17. Januar in Teheran. "Am Ende
werdet ihr es doch tun müssen."

Offenbar wiederholte Dschannati eine Äußerung des Revolutionsführers,
der vor zwei Jahren gesagt hatte, sollten die USA das Abkommen nicht
einhalten, werde Iran es verbrennen. Während nun nach dem Ausstieg
der USA sowohl Russland und China als auch die EU noch an dem
Abkommen festhalten, sagte Dschannati, es sei unter gegenwärtigen
Umständen "dumm", die Hoffnungen auf Europa zu setzen. "Die Europäer
sind schlimmer als die Amerikaner, und wenn nicht schlimmer, auf
jeden Fall nicht besser", sagte er. "Manche glauben, sie könnten sich
nach dem Ausstieg der USA auf die Europäer stützen. Dabei vertrösten
uns die Europäer von heute auf morgen, und werden letztendlich nichts
für uns tun."

Eine Woche zuvor hatte auch Ali Schamchani, Generalsekretär des
Nationalen Sicherheitsrats, erklärt, die Frist für die Europäer, ihre
Versprechen zu erfüllen, sei abgelaufen.


MEHRERE ABKOMMEN ZWISCHEN IRAN UND SYRIEN

Das Presseamt der iranischen Regierung gab laut Irna am 29. Januar
bekannt, dass beim Besuch des ersten Vizepräsidenten Eshagh
Dschahangiri in Syrien mehre Abkommen zwischen den beiden Staaten
geschlossen wurden. Dem Bericht zufolge hat Dschahangiri, der von
acht Politikern und Experten begleitet wurde, bei seinem zweitägigen
Besuch in Damaskus mit dem syrischen Ministerpräsidenten Emad Charmis
und anderen hochrangigen Politikern Gespräch geführt.

Auf einer Pressekonferenz in Damaskus erklärte Dschahangiri: "Die
Islamische Republik Iran hat die Ehre beim Kampf gegen den
Terrorismus als Vorreiter zu stehen. Der Sieg des syrischen Volkes
und der syrischen Regierung ist auch ein Sieg des iranischen Volkes
und der iranischen Regierung." Offiziell werden sowohl in Syrien als
auch in Iran Oppositionelle gegen die Regierung in Damaskus als
Terroristen bezeichnet. "Die internationale Gemeinschaft sollte über
den Sieg Syriens über den Terrorismus glücklich sein und sich bei den
Akteuren bedanken", sagte Dschahangiri weiter. Er begrüßte den
Entschluss der syrischen Regierung zum Wiederaufbau des vom Krieg
zerstörten Landes. In diesem Rahmen hätten Iran und Syrien einige
Abkommen unterzeichnet. Diese enge Zusammenarbeit sei die Bestätigung
dafür, dass Iran nicht nur beim Kampf gegen den Terrorismus Syrien
unterstützt habe, sondern auch beim Wiederaufbau dem Land zur Seite
stehen werde.

Dschahangiri forderte die Umsetzung des 2015 zwischen Iran, Syrien
und Irak vereinbarten Projekts zum Aufbau einer Eisenbahnlinie vom
Kaspischen Meer zum Mittelmeer. Iran habe auch genügend Erfahrung, um
Syrien beim Aufbau des Stromnetzes zu unterstützen. Damit werde man
gleich in den nächsten Tagen beginnen.

Syriens Ministerpräsident Charmis sagte: "Dem syrischen Volk ist es
gelungen, mit Unterstützung von Bruderstaaten, die Feinde zu
besiegen." Es gebe nun eine weitere "Verschwörung", einen
Wirtschaftskrieg. "Auch diesen werden wir mit Hilfe befreundeter
Staaten wie der Islamische Republik gewinnen." Die staatliche
syrische Nachrichtenagentur Sana berichtete, die wichtigsten unter
den Abkommen zwischen Iran und Syrien seien die wirtschaftliche
Zusammenarbeit und die Bildung eines hochrangigen gemeinsamen
Komitees.

Dschahangiri traf bei seinem Besuch in Damaskus auch den syrischen
Präsidenten Baschar al-Assad, der sich nach Medienberichten für die
Unterstützung aus Iran bedankte und dem Land zum 40. Jahrestag der
Revolution gratulierte.

Trotz dieser Abkommen bleibt die Frage bestehen, welche Rolle Iran
nach dem endgültigen Sieg von Assad über die Opposition spielen wird.
Irans Anwesenheit in Syrien ist höchst umstritten. Sowohl die USA als
auch Israel drängen darauf, dass das Land sich aus Syrien
zurückzieht. Auch aus syrischer Sicht betrachtet, erscheint Irans
Anwesenheit nach dem vorläufigen Ende der Kämpfe nicht mehr
notwendig. Schließlich wird auch der russische Mitspieler in der
Region kaum gewillt sein, die nun errungene Position in Syrien durch
Anwesenheit Irans in Gefahr zu bringen. Iran versucht jetzt durch
Abkommen seine Position in Syrien rechtzeitig zu festigen. Ob dies
langfristig gelingt, ist fraglich.


SARIF BESUCHT IRAK

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif traf am 13. Januar zu
einem viertägigen Besuch in Irak ein, begleitet von zahlreichen
Unternehmern. Ein Anlass des Besuchs waren Tagungen von Unternehmern
in einigen Städten Iraks. Zuletzt hatte Sarif Irak im vergangenen
Herbst zur Teilnahme an der Beisetzung des ehemaligen Präsidenten
Dschalal Talebani besucht.

Ein noch wichtigerer Anlass des Besuchs waren die jüngsten
US-Sanktionen gegen Iran. Die Nachbarstaaten Iran und Irak sind
bestrebt, trotz der Sanktionen ihre Beziehungen weiter auszubauen.
Die Regierung in Bagdad hatte bereits erklärt, sie werde beim Umgang
mit den Sanktionen gemäß ihrer nationalen Interessen handeln. Die USA
hatten dem Land bestimmte Ausnahmen zugestanden. Demnach kann Irak
"vorläufig" weiter aus Iran Gas importieren. Irak importiert täglich
1200 Megawatt Strom und 28 Millionen Kubikmeter Gas (zur
Stromerzeugung) aus Iran. Der Mangel an Strom gehört zu den
wichtigsten Problemen des Landes. Es gibt Regionen, die täglich bis
zu 20 Stunden Stromausfall haben.

Irak versucht seine Beziehungen sowohl zu den Vereinigten Staaten als
auch zum Nachbarstaat Iran auszubauen, ein Spagat, der im Hinblick
auf die Feindschaft zwischen Teheran und Washington immer schwerer
wird. Iraks Ministerpräsident Abdil Abd al-Mahdi ist Schiit, er hat
mehrere Jahre seines Lebens in Iran verbracht und pflegt immer noch
enge Beziehungen zu der Führung der Islamischen Republik. Vier Tage
vor Sarifs Besuch empfing al-Mahdi den amerikanischen Außenminister
Mike Pompeo, den er als Vertreter eines befreundeten Staates
bezeichnete.

Iraks Außenminister Mohammad Ali Hakim gab während Sarifs Besuch
bekannt, dass Iran und Irak eine gemeinsame Kommission gebildet
hätten, um bestehende Probleme über den Fluss Arvandrud, auch Schatt
al-Arab genannt, zu lösen. Der Fluss bildet zum Teil die Grenze
zwischen den beiden Staaten. "Wir haben über anstehende Probleme
gesprochen, unter anderem über die Schifffahrt auf dem Arvandrud,
über Wasser und Landgrenzen und über die Bildung einer Kommission",
sagte Hakim auf der gemeinsamen Pressekonferenz mit Sarif. Der Besuch
des iranischen Außenministers bilde eine günstige Gelegenheit, um
sich auch über die Lage der Region auszutauschen.

Sarif bezeichnete die Beziehung zwischen Iran und Irak als "stark und
stabil". "Wir werden niemandem erlauben, sich in diese Beziehung
einzumischen", sagte er. "Beide Staaten treten entschlossen für die
nationale Einheit Syriens ein." Iran unterstütze das Bemühen der
irakischen Regierung, die Beziehungen Syriens zu den arabischen
Staaten zu normalisieren. Irak ist bemüht, nach dem Ausschluss
Syriens aus der Arabischen Liga vor acht Jahren, eine Wiederaufnahme
des Landes in das Gremium durchzusetzen. Sarif sagte den anwesenden
Journalisten, seine Visite im Irak diene auch der Vorbereitung eines
Staatsbesuchs von Präsident Rohani in Irak.

Nach Bagdad, wo Sarif auch Staatspräsident Barham Salih traf,
besuchte er die heiligen Städte Kerbela und Nadschaf und anschließend
Erbil. In Suleimanieh nahm er an einem Wirtschaftsforum teil.


FESTNAHME EINER IRANISCHEN JOURNALISTIN IN DEN USA

Die iranische Journalistin Marzieh Haschemi, Moderatorin beim Sender
Press TV, wurde am 13. Januar in St. Louis in Gewahrsam festgenommen.
Sie hatte aus Iran kommend Verwandte besucht und einen Dokumentarfilm
über die Bewegung "Black Lives Matter" gedreht. Danach wurde sie
aufgrund einer richterlichen Anordnung als Zeugin vom FBI nach
Washington gebracht.

Haschemi wurde in New Orleans geboren. Zunächst hieß sie Melani
Franklin. Als sie aber einen Iraner heiratete, konvertierte sie zum
Islam und siedelt nach Iran um. Zunächst arbeitete sie für den
Satellitensender Sahar, danach ging sie zu Press TV. Sie besitzt
sowohl die amerikanische als auch die iranische Staatsbürgerschaft.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bezeichnete den Fall im
Gespräch mit Press TV als einen "Affront gegen die Meinungsfreiheit,
einen politischen Missbrauch einer Unschuldigen". Haschemi habe
"nichts getan außer Journalismus", sagte der Minister.

Indes forderten der US-Schriftstellerverband und der Internationale
Journalistenverband IFJ die sofortige Freilassung von Haschemi. Der
IFJ twitterte laut BBC, "die iranische Journalistin Haschemi wurde in
den USA in Gewahrsam genommen, ohne Bekanntgabe von Gründen. Wir sind
sehr besorgt und fordern, dass die Öffentlichkeit so bald wie möglich
über den Fall informiert wird,"

In einer Erklärung des US-Schriftstellerverbands heißt es: "Das
Fehlen von Informationen im Fall Haschemi verstärkt den Verdacht,
dass sie im Zusammenhang mit der von ihr gedrehten Dokumentation zu
"Black Lives Matter" verhaftet worden sei, oder ihre Verhaftung solle
eine Vergeltungsaktion für die Verhaftung amerikanischer Staatsbürger
in Iran sein.

Am 24. Januar berichtete Iran, Hascheni sei nach Angaben des Büros
zur Wahrnehmung der Interessen Irans in Washington, nach zehntägiger
Untersuchungshaft freigelassen worden. Demnach sagte der Leiter des
Büros Mehdi Atef, da Haschemi als Zeugin in Gewahrsam genommen worden
war, sei sie nach Ihrer Aussage beim Gericht freigelassen worden. Die
Proteste gegen ihre Festnahme hätten sicherlich zu der Freilassung
beigetragen. Er möchte sich bei allen Unterstützern für ihren Einsatz
bedanken. Medienberichten zufolge kehrte Haschemi am 20 Januar nach
Iran zurück.


UN-BERICHT: HUTHIS FINANZIEREN KRIEG MIT IRANISCHEM
KRAFTSTOFF

Laut einem Bericht der dpa vom 19. Januar schreiben UN-Experten in
ihrem neuen Bericht, in den die Agentur Einblick hatte, Iran liefere
den Huthis zur Finanzierung des Kriegs in Jemen Kraftstoff. Demnach
erfolgen die Lieferungen über Scheinfirmen in und außerhalb Jemens an
eine ungenannte Person, die auf einer UN-Sanktionsliste stehe. "Die
Einnahmen vom Verkauf des Kraftstoffs wurden verwendet, um die
Kriegsführung der Huthis zu finanzieren", zitiert die Agentur aus dem
Bericht.


US-BÜRGER IN IRANISCHER HAFT

Iran hat am 9. Januar bestätigt, dass ein weiterer US-Bürger in Iran
verhaftet worden sei. Dies sei über die Schweizer Botschaft, die die
Interessen der USA in Iran vertritt, den US-Behörden mitgeteilt
worden, teilte der Sprecher des Außenministeriums Bahram Ghassemi im
Messangerdienst Telegram mit. Derzeit werde der Fall von den
zuständigen Behörden geprüft.

Ghassemi dementierte die Berichte, wonach Militärveteran Michael R.
White unter schlechten Bedingungen festgehalten und gequält werde.
"Das sind alles Lügen", schrieb er. Zu den Gründen der Festnahme
äußerten sich weder Ghassemi noch andere Verantwortliche.

Zuvor hatte die New York Times berichtet, White sei vor einiger Zeit
in der im Nordosten Irans gelegenen Stadt Maschad verhaftet worden.
Nach Angabe der Mutter war der 46-jährige White zu Besuch bei seiner
iranischen Freundin gewesen. Seit Juli habe sie keine Nachricht mehr
von ihm. Er habe die Freundin mehrmals problemlos besucht. Sie habe
keine Ahnung, was ihrem Sohn vorgeworfen werde. Sie wisse nur, dass
er am Leben sei.

Ein Sprecher des US-Außenministeriums sagte der BBC: "Wir sind über
die Festnahme informiert. Für uns gibt es nichts wichtigeres als die
Sicherheit amerikanischer Bürger." Doch unter Berücksichtigung der
Privatsphäre wolle er sich zu den Einzelheiten nicht äußern.

Außer White befinden sich derzeit noch drei weitere amerikanische
Staatsbürger in iranischer Haft, zwei von ihnen haben iranische
Wurzeln.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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MUSEUM/849: Bielefeld - Historisches Museum, Reise auf den Spuren von Arminius am 10.02.19


Stadt Bielefeld

Auf den Spuren von Arminius



Bielefeld (bi). Im Historischen Museum reisen Kinder am Sonntag, 10.
Februar, in die Zeit der Römer und Germanen. Sechs- bis Achtjährige
erforschen die Geschichte des germanischen Anführers Hermann und
basteln danach ein eigenes Schutzschild. 

Die Veranstaltung startet um 14.30 Uhr und kostet sechs Euro.

Anmeldungen unter 0521/51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5. Februar 2019

Stadt Bielefeld
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TREFFEN/170: Bielefeld - Die Abenteuer des dicken fetten Pfannkuchens für kleine Kinder am 10.02.19


Stadt Bielefeld

Der dicke fette Pfannkuchen Bielefeld



Bielefeld (bi). Die Abenteuer des dicken fetten Pfannkuchens erleben
Kinder von drei bis fünf Jahren am Sonntag, 10. Februar, im
Historischen Museum. Von 11.30 bis 12.30 Uhr lernen Kinder die
Geschichte des Pfannkuchens kennen und zum Abschluss landet er sogar
auf dem Teller.

Die Veranstaltung kostet sechs Euro.

Anmeldungen unter 0521/51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5. Februar 2019
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MELDUNG/385: Rembrandt - Die Technik des Meisters (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 05.02.2019

Die Technik des Meisters

Rembrandts Impasto enthält das ungewöhnliche Bleimineral Plumbonacrit,
zeigt eine Röntgenbeugungsanalyse



Rembrandt van Rijn spielte in seinen Gemälden nicht nur virtuos mit Licht
und Schatten, sondern erzeugte auch einen Eindruck von Plastizität durch
seine Impasto-Technik. Diese Impasto-Schichten haben jetzt Wissenschaftler
auf ihre chemische Zusammensetzung hin analysiert. Wie die in der
Zeitschrift Angewandte Chemie veröffentlichte Arbeit zeigt, enthält das
Impasto überraschenderweise das sonst nicht anzutreffende Bleimineral
Plumbonacrit. Das weist auf eine besondere Rezeptur im Farbschichtaufbau
hin.

"Vor der Studie wussten wir über die Impastos nur, dass für ihren Aufbau
Bleiweiß verwendet wurde", sagt Victor Gonzalez von der Technischen
Universität Delft (Niederlande), der Hauptautor der internationalen
Studie, die in Kollaboration mit dem Rijksmuseum Amsterdam, dem Institut
de Recherche de Chimie Paris sowie französischen und niederländischen
Universitäten ausgeführt wurde. "Nach welcher Rezeptur Rembrandt genau
seine Impastos gefertigt hatte, war aber nicht bekannt", fügt er hinzu.

Seit der Antike wird mit Bleiweiß gemalt, und selbst heute gilt das
Pigment als viel besser als die meisten anderen, deutlich weniger giftigen
Weißpigmente. Produziert wurde das Bleiweiß zu Rembrandts Zeiten durch
gezielte Korrosion von metallischem Blei. Man erhält ein glänzend weißes,
mischbares und schnelltrocknendes Pulver aus den Bleimineralien Cerussit
(Bleicarbonat, PbCO3) und Hydrocerussit (Pb3(CO3)2®erdot;(OH)2).

Für die röntgenspektroskopische Analyse entnahmen die Wissenschaftler
winzige Mengen aus der Impasto-Farbschicht von Rembrandts "Bildnis des
Marten Soolmans" von 1634, "Susanna" (1636) und "Batsheba" (1654) und
untersuchten die Proben an der Europäischen Synchrotron Radiation Facility
(ESRF) in Grenoble (Frankreich) durch eine Kombination von
Synchrotron-Röntgenbeugungstechniken. Dabei entdeckten sie die
Bleimineralien Hydrocerussit und Cerussit und - überraschenderweise -
Plumbonacrit. "Plumbonacrit ist in historischen Farbschichten extrem
selten", meinten die Autoren, und: "In einem Fall, als es gefunden wurde,
handelte es sich wohl eher um ein Abbauprodukt der roten Mennige in einem
Gemälde von Van Gogh", so die Autoren.

Das Plumbonacrit identifizierten die Forscher nur in der Impastoschicht,
nicht in den unterliegenden Farbschichten. Fast gar nicht vorhanden im
Impasto war hingegen das andere Bleipigment Cerussit. Warum hatte das
Impasto andere Bleibestandteile als die übrige Farbe, obwohl doch
vermutlich die gleichen Pigmente benutzt worden waren?

Hinweise brachte ein Blick auf die Chemie der Bleikomponenten:
Plumbonacrit ist nur in alkalischer (basischer) Umgebung stabil. Das
Bleiweiß wird jedoch in saurer Umgebung produziert, sodass sich jegliches
entstehende Plumbonacrit sofort in (Hydro-)Cerussit umwandelt. Stabil und
basisch ist dagegen Bleioxid (PbO). Weil PbO damals offenbar gelegentlich
als Additiv den Bindemitteln zugegeben wurde, vermuten die Autoren, dass
Rembrandt sein Impasto mit PbO herstellte. Das würde die jetzt gefundenen
Weißpigmente erklären: In dem durch das PbO alkalisch gemachten
Bindemittel müssten sich die Bleicarbonate wieder in Plumbonacrit
umwandeln.

Als Nächstes wollen die Autoren weitere Rembrandt-Gemälde untersuchen, um
zu erforschen, ob er immer diese Impasto-Rezeptur verwendete. Und aus
kunsthistorischer Sicht wäre es wichtig zu wissen, ob auch andere Maler
mit einer solchen Rezeptur arbeiteten.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201813105

Weitere Informationen unter:

http://presse.angewandte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution122
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GLEICHHEIT/6813: 40 Jahre seit der Erstausstrahlung der Serie "Holocaust"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

40 Jahre seit der Erstausstrahlung der Serie "Holocaust"

Von Clara Weiss

6. Februar 2019



40 Jahre nach ihrer Erstausstrahlung im WDR ist die US-amerikanische
Fernsehserie Holocaust in den vergangenen Wochen in den deutschen
Fernsehsendern WDR, NDR und SDR wieder gezeigt worden.

Die Erstausstrahlung der Serie im Jahr 1979 erschütterte die
Bundesrepublik: es wird heute geschätzt, dass jeder zweite Einwohner
Westdeutschlands zumindest einen Teil der Serie gesehen hat. Damals
bedeutete die Serie für Millionen die größte gesellschaftliche
Konfrontation mit dem Holocaust seit dem Kriegsende. 40 Jahre später hat
die Serie inmitten eines internationalen Rechtsruckes, dem Einzug der
rechtsextremen AfD in den Bundestag und der systematischen Verharmlosung
des Nationalsozialismus nichts an ihrer Relevanz verloren.

Die vierteilige Serie erzählt das Schicksal der Familie Weiß, einer
assimilierten deutsch-jüdischen Familie in Berlin, unter dem
Nationalsozialismus von 1935 bis 1945. Der Vater, Dr. Josef Weiß (Fritz
Weaver), ist Arzt und die Mutter (Rosemary Harris) eine begeisterte
Liebhaberin der deutschen Kultur, insbesondere der Musik. Sie stellt sich
strikt gegen eine Auswanderung der Familie.

Der erste Teil beginnt mit der Hochzeit des ältesten Sohnes Karl (James
Woods), einem Künstler, mit der nicht-jüdischen Inga (Meryl Streep), deren
Verwandte überzeugte Nationalsozialisten sind. Neben Karl haben die Weiß
noch zwei Kinder: Rudi (Joseph Bottoms), der schon im ersten Teil in
gewaltsame Konfrontationen mit der Hitler-Jugend gerät, und Anna, die
Jüngste (Blanche Baker).

In den folgenden Teilen sehen wir, wie die Familie nach und nach
auseinandergerissen wird. Dem Vater wird schon bald die Erlaubnis entzogen,
nicht-jüdische Patienten zu behandeln. Der Buchladen des Großvaters wird in
der Reichspogromnacht vom 9. November 1938 brutal überfallen und der
Großvater aufs Schlimmste gedemütigt. Karl wird nach der Pogromnacht
verhaftet und ins KZ Buchenwald gesteckt. Später kommt er nach
Theresienstadt, wo er für Zeichnungen, die er von den Gräueltaten der Nazis
angefertigt hat, brutal gefoltert wird. Der Vater wird kurz nach der
Reichspogromnacht nach Polen deportiert, wo er schließlich ins Warschauer
Ghetto kommt.

Anna erleidet noch in Berlin einen Nervenzusammenbruch, nachdem sie durch
Nazis vergewaltigt worden ist. Inga und die Mutter schicken sie in eine
Heilanstalt für psychisch Kranke, wo sie wie hunderttausende andere im
Rahmen der Aktion T-4 vergast wird. Auch die Mutter wird bald darauf ins
Warschauer Ghetto deportiert. Sie wird später in Auschwitz vergast. Karl
und der Vater sterben kurz vor Kriegsende: Karl im Konzentrationslager, und
der Vater bei einem Todesmarsch aus dem Lager.

Rudi (Joseph Bottoms) überlebt als einziger in der Familie, nachdem er sich
sowjetischen Partisanen angeschlossen und gegen die Wehrmacht in der
besetzten Ukraine und in Polen gekämpft hat.

Der Familie Weiß wird die Familie von Erik Dorf (Michael Moriarty)
gegenübergestellt. Der Sohn eines Bäckers, der aus Verzweiflung während der
Wirtschaftskrise Anfang der 1930er Jahre Selbstmord begangen hat, steigt -
angetrieben von seiner nationalsozialistischen und ehrgeizigen Frau -
innerhalb weniger Jahre vom gelernten, aber arbeitslosen Juristen zur
rechten Hand von Reinhard Heydrich auf, dem Chef erst des
Sicherheitsdienstes (SD) und dann des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA).

Das RSHA wurde 1939 durch die Zusammenlegung von SS und SD gegründet und
spielte die zentrale Rolle bei der Planung und Ausführung des Genozids der
europäischen Juden sowie bei der brutalen Verfolgung und Unterdrückung
sämtlicher "politischen" und "Rassefeinde" des Dritten Reiches. Die 
SS-Einsatzgruppen, die innerhalb weniger Monate in den besetzten Gebieten der
Sowjetunion 1,5 Millionen Menschen durch Massenerschießungen ermordeten,
unterstanden Heydrich. Nach Ende des Krieges nimmt sich Erik Dorf, zutiefst
involviert in die Verbrechen des RSHA, wie so viele Nazis das Leben, um
einem Gerichtsurteil der amerikanischen Behörden zu entgehen.

Durch die Kombination einer Darstellung beider Familien gelingt es dem Film
auf beeindruckende Weise, das ganze Ausmaß und die verschiedenen Aspekte
des Holocaust - von der Verfolgung in Deutschland, über die Ghettos und
Massenerschießungen in Polen und in der besetzten Sowjetunion, bis hin zu
den Vergasungen in den Vernichtungslagern - zu schildern. Auch der mutige
Kampf der Partisanen gegen die Nazis wird ausführlich gezeigt. Die
schauspielerischen Leistungen insbesondere von Meryl Streep als Inga und
Michael Moriarty tragen viel zur Eindringlichkeit des Filmes bei.

Wenn auch der Film den Kitsch gelegentlich streift und es einige kleinere
historische Ungenauigkeiten gibt (beispielsweise zur Deportation von Josef
Weiss oder den Bedingungen im Warschauer Ghetto), ist er doch gerade
angesichts seiner historischen Entstehungszeit beeindruckend klar,
scharfsichtig und umfassend.

Viele Aspekte des Holocaust, wie zum Beispiel die Bedeutung der
Erschießungen durch Einsatzgruppen, aber vor allem auch die Mitschuld der
Wehrmacht, wurden in Deutschland noch bis in die 1990er Jahre entweder kaum
diskutiert oder kleingeredet. Eine Ausstellung über die enormen Verbrechen
der Wehrmacht kam in den 1990er Jahren unter massiven Beschuss und wurde
schließlich frühzeitig eingestellt. (Siehe auch: Die Debatte über die
Verbrechen der Wehrmacht [1])

Dieses reaktionäre Klima war ein direktes Ergebnis der Nachkriegsordnung:
Die Unterdrückung der revolutionären Kämpfe der Arbeiterklasse in Europe
durch den Stalinismus ermöglichten eine Restablisierung des Kapitalismus.
Mit dem Beginn des Kalten Krieges beendeten die USA größtenteils die
Verfolgung und Verurteilung von Nazi-Verbrechen. Stattdessen wurden
führende Nazis und Wehrmachtsoffiziere in den Kalten Krieg gegen die
Sowjetunion eingebunden und arbeiteten für die US Army und die CIA. In
Deutschland rekrutierten sich die neuen Eliten aus den alten: in allen
wesentlichen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, sei es Politik,
Wirtschaft oder Kultur, spielten alte Nazi-Größen eine zentrale Rolle.

Auch unter Ärzten und Juristen, den beiden Berufen mit der höchsten 
NSDAP-Mitgliedschaftsrate, von denen Tausende tief in die Verbrechen der Nazis
gegen Juden, politische Gegner und Kranke verstrickt waren, herrschten die
alten Seilschaften und Kontinuitäten fort. Der hessische
Generalstaatsanwalt Fritz Bauer stieß auf die geballte Opposition des
deutschen Justizapparats, der von oben bis unten mit Alt-Nazis besetzt war,
als er den ersten Prozess gegen Verbrecher von Auschwitz auf deutschem
Boden anstrengte. Bis in die späten 1970er Jahre wurde nicht einmal der
Reichspogromnacht regelmäßig und offiziell gedacht.

Deutsche Historiker behandelten den Holocaust bis in die 1980er Jahre fast
gar nicht in ihren Arbeiten. Raul Hilberg's monumentales Buch "Vernichtung
der europäischen Juden", das erste umfassende historische Werk über den
Holocaust, wurde in den USA verfasst und fand jahrelang keinen Verleger in
Deutschland. 1961 erstmals veröffentlicht, kam es erst 1982 im kleinen
Berliner Verlag Olle & Wolter heraus. Wirkliche umfassende Forschungen von
deutschen Historikern zur Dynamik des Holocaust sowie des
Vernichtungskrieges gegen die Sowjetunionen erschienen größtenteils erst ab
den 1990er Jahren.

Vor diesem Hintergrund bedeutete die offene Diskussion des Holocaust durch
eine Dramatisierung sowohl der Seite der Opfer als auch der Täter einen
enormen Durchbruch: Millionen wurden so direkt mit dem Ausmaß der
Verbrechen des Nazis konfrontiert, die damals nur knapp eine Generation
zurücklagen.

Die Historikerin Miriam Rürüp erläuterte die Bedeutung des Filmes in einem
Interview, "Das wirklich Beeindruckende aber war, wie diese vierteilige
Serie, die im Konzept einer Seifenoper aufgezogen war, inhaltlich
aufgenommen wurde. Es beginnt mit einer Hochzeit, also ganz klassisch, und
dann wird man in die Zeitgeschichte hineingezogen. 1979 ist der Krieg noch
nicht so lange her - er ist aber lange genug her, als dass es eine nächste
Generation gibt, die ihre Eltern befragt: Wo seid ihr damals gewesen? Habt
ihr mit euren Eltern gesprochen? Was ist da passiert? Wieso haben wir davon
noch nichts gehört? Das heißt, auch innerfamiliär kann diese Serie
ausgelöst haben, dass man sich erstmals damit befasst hat, was eigentlich
im Nationalsozialismus passiert ist."

Umfragen zufolge diskutierten nach dem Film 86 Prozent der Zuschauer den
Holocaust mit Freunden oder Familie. Zehntausende riefen beim WDR an, um
teilweise unter Tränen ihrem Schock und einem Gefühl der Schande Ausdruck
zu geben. Auch ehemalige Wehrmachtssoldaten meldeten sich beim Sender und
bestätigten die Gräuel, die in dem Film gezeigt werden. Vor der
Ausstrahlung hatten Neo-Nazis versucht, das Senden der Serie durch einen
Bombenanschlag auf zwei Sender des WDR zu verhindern.

Auch in der Geschichtswissenschaft ermutigte der Film und die
gesellschaftliche Reaktion darauf ein genaueres Studium des Holocaust.
Zudem beförderte der Film zahlreiche Projekte der Dokumentation des
Nationalsozialismus auf lokaler Ebene, darunter das Projekt "Bayern in der
NS-Zeit" und die Ausstellung "Widerstand und Verfolgung in Essen". 
KZ-Gedenkstätten eröffneten mehrere Ausstellungen, die sich so direkt wie noch
nie mit der Vernichtung der Juden befassten. Während der 1980er Jahren kam
es auch zunehmend zu spontanen Initiativen an Schulen oder einfach von
Einwohnern, die Geschichte des Nationalsozialismus in ihrer Stadt oder in
ihrem Ort aufzuarbeiten.

Gleichzeitig kam es in diesem politischen Klima zu einer massiven
Gegenreaktion der Rechten, angeführt vom Historiker Ernst Nolte, der
spätestens seit 1979 systematisch daran arbeitete, die Verbrechen des
Nationalsozialismus, allen voran den Holocaust, als "Reaktion auf die
Gewaltvorgänge der Russischen Revolution" zu rechtfertigen. Auschwitz, so
Nolte, sei in Wahrheit eine Reaktion auf den "Archipel GULag" gewesen, und
Hitler habe seine "asiatische Tat" nur vollbracht, weil die
Nationalsozialisten "sich und ihresgleichen als potentielle oder wirkliche
Opfer einer 'asiatischen' Tat betrachteten" - d.h. der Russischen
Revolution. Damals blieben Nolte und seine Mitstreiter, darunter Andreas
Hilgruber und Michael Stürmer, in der Minderheit.

Heute wird der Film unter Bedingungen wieder gezeigt, wo Noltes Standpunkte
von der AfD im Bundestag vertreten, von Historikern wie Jörg Baberowski
weiterentwickelt und von Politik und Medien verteidigt werden, weil die
Rückkehr des deutschen Militarismus eine Verharmlosung der Nazi-Verbrechen
voraussetzt. Der Film hat damit nichts an seiner Bedeutung und politischen
Relevanz verloren und verdient ein breites Publikum.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2001/07/weh1-j26.html


Teile der Serie sind noch in der WDR Mediathek erhältlich:

https://www1.wdr.de/mediathek/video/ubersicht-holocaust-100.html

Alle vier Teile sind auf Youtube verfügbar:

https://www.youtube.com/watch?v=_t5Tj3IfY3s
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Rüstung als Integrationsprojekt?

Eurodrohne - Kampfpanzer - Kampfflugzeug

von Marius Pletsch



Angesichts der aktuellen EU-Krisensymptome seien "konkrete und
bedeutsame Integrationsprojekte" vonnöten, forderte etwa
Bundestags-Präsident Wolfgang Schäuble im Vorfeld der Unterzeichnung
des deutsch-französischen "Aachener Vertrages" am 22. Januar 2019.[1]
Allerdings drängt sich derzeit der Verdacht auf, als würde eine
weitere EU-Integration hauptsächlich über die Verteidigungs- und
Rüstungspolitik forciert. Aus der kleinteiligen, auf viele EU-Länder
verteilten Rüstungslandschaft soll künftig ein - deutsch-französisch
dominierter - großer Militärisch-industrieller Komplex entstehen. In
einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung (FAS)
gab Bundeskanzlerin Angela Merkel bereits vor einiger Zeit die
rüstungspolitische Marschroute vor: "Wir müssen von den 180
Waffensystemen, die derzeit in Europa nebeneinander bestehen, auf eine
Situation wie die der Vereinigten Staaten kommen, wo man nur etwa 30
Waffensysteme hat."[2]

Und tatsächlich konnte man auf dem Weg dahin bereits einige "Erfolge"
verbuchen: Die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit[3] (engl.
Permanent Structured Cooperation, kurz: PESCO) und der (möglicherweise
illegale[4]) Europäische Verteidigungsfonds (engl. European Defence
Fund, kurz EDF) werden zum Beispiel in diesem Zusammenhang als
Leuchttürme präsentiert. Ihr Ziel ist es, durch die Förderung und
Umsetzung europaweiter Rüstungsprogramme die Konzentration des Sektors
voranzutreiben. Deutschland und Frankreich haben sich dieses Ziel ganz
besonders zu Herzen genommen, wie zuletzt auch im Aachener Vertrag
festgehalten wurde: "Beide Staaten [...] intensivieren die Erarbeitung
gemeinsamer Verteidigungsprogramme. [...] Hierdurch beabsichtigen sie,
die Wettbewerbsfähigkeit und Konsolidierung der europäischen
verteidigungstechnologischen und -industriellen Basis zu fördern. Sie
unterstützen die engstmögliche Zusammenarbeit zwischen ihren
Verteidigungsindustrien auf der Grundlage gegenseitigen Vertrauens.
Beide Staaten werden bei gemeinsamen Projekten einen gemeinsamen
Ansatz für Rüstungsexporte entwickeln."[5]

Es sind vor allem drei Großvorhaben, die Deutschland und Frankreich
derzeit im Auge haben: Der eigentliche Startschuss wurde hierfür beim
deutsch-französischen Ministerrat am 13. Juli 2017 gegeben, als der
(bereits länger angekündigte) Bau einer Eurodrohne bekräftigt, darüber
hinaus aber auch die gemeinsame Entwicklung eines Kampfpanzers und
eines Kampfflugzeugs angekündigt wurde.[6] Ziel ist es, dass sich alle
drei Großprojekte künftig als europaweite Standardsysteme durchsetzen
und deshalb in großen Stückzahlen von den "Verbündeten" angeschafft
werden. Dies wiederum soll die Grundlage liefern, um dann
"erfolgreich" auch auf den Weltmarkt drängen zu können. Nachdem
zunächst die drei Projekte vorgestellt werden, sollen abschließend
einige Überlegungen angestellt werden, wie wahrscheinlich es ist, dass
deren Umsetzung gelingen wird.


1. Eurodrohne (European MALE RPAS)

Von den hier vorgestellten Rüstungsprojekten soll die Eurodrohne als
erstes operabel sein, als gewünschtes Auslieferungsjahr wird 2025
genannt. Heron TP Drohnen, die nach Wunsch des
Bundesverteidigungsministeriums auch bewaffnet werden sollen, werden
bis mindestens 2027 geleast und sollen die Zeit bis zum Eintreffen der
Eurodrohne überbrücken. Die deutsche Entscheidung für die Heron TP
kann als vorbereitender Schritt zur Eurodrohne gesehen werden. Dadurch
soll der künftige Hauptauftragnehmer Airbus Defence & Space laut
Bundesregierung "industrielles Know-How" gewinnen.[7] Die europäische
Rüstungsindustrie drängte auf die Entwicklung einer europäischen
Drohne, um auf dem wachsenden Weltmarkt mitspielen zu können. Mit dem
Argument, so europäische Souveränität und Autonomie herstellen zu
können, konnte man offenbar auch überzeugen. In einem Interview mit
der Süddeutschen Zeitung aus dem Jahr 2014 bezog sich Ursula von der
Leyen auf den Snowden-Skandal, um für eine europäische Dohnenlösung zu
werben.[8] Die Sorge der Industrie war: Entscheidet sich auch
Deutschland, wie u.a. Großbritannien, Frankreich, Spanien und Italien
für amerikanische Drohnen, würde man keinen Fuß mehr in die Tür
bekommen und die Aufträge für größere Drohnen des Typs MALE würden
sich auch zukünftig hauptsächlich auf Israel, die USA und China
verteilen. Auch der Wehrbeauftragte des Bundestages Hans Peter Bartels
äußerte in einem Interview diese Befürchtung.[9] Durch die
Leasinglösung, bei der die Drohnen vom israelischen Unternehmen IAI
kommen, der Hauptauftragnehmer aber Airbus Defence & Space (D & S) -
zuständig für Unterhalt und Wartung der Drohnen - wird, kann man durch
den großzügigeren Umgang der Israelis mit den Unterlagen zu der
Technologie mehr Erfahrung sammeln.

Die Eurodrohne wird auch etwas sperrig "European MALE RPAS" genannt,
ein Akronym für Medium Altitude Long Endurance Remotely Piloted Aerial
System, was eine verharmlosende militärisch-technische Beschreibung
ist: Gemeint ist ein ferngesteuertes Luftfahrtsystem, welches sich in
mittleren Höhen längere Zeit aufhalten kann. Es ist eine Plattform für
Sensoren, die zur Überwachung von großen Gebieten fähig sind und je
nach Konfiguration auch selbst Waffen tragen kann.

Eine Absichtserklärung wurde zwischen den Verteidigungsminister_Innen
Deutschlands, Frankreichs und Italiens am 18. Mai 2015 unterzeichnet,
Ende 2015 schloss sich Spanien der Gruppe an. Am 26. August 2016 wurde
der Vertrag für eine zweijährige Definitionsstudie unterzeichnet.
Beauftragt wurden die Unternehmen Airbus D&S, Dassault Aviation und
Leonardo, die europäische Rüstungsagentur OCCAR wurde mit dem
Management der Studie beauftragt. Für die deutsche Seite waren zudem
die Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft mbH (IABG) und das Deutsche
Zentrum für Luft- und Raumfahrt beteiligt.

Die Definitionsstudie ist mittlerweile abgeschlossen. In der Meldung
auf der Website von OCCAR heißt es hierzu: "Konzipiert für Flüge im
nicht-gesperrten Luftraum, wird die Drohne über folgende
Charakteristika verfügen: Missionsmodularität für Einsatzüberlegenheit
in Punkto Nachrichtengewinnung, Überwachung und Aufklärung, im weiten
Gebiet sowie im Kampfgeschehen. Die teilnehmenden Staaten einigten
sich Mitte 2017 auf die Konfiguration des Luftfahrzeugs mit einem
doppelten Turboprob-Antrieb. Bis Mitte der nächsten Dekade wird die
MALE RPAS weltweit einsatzbereit sein, um Missionen zur
Nachrichtengewinnung, Überwachung, Zielerfassung und Aufklärung (engl.
Intelligence, Surveillance, Target Acquisition and Reconnaissance,
kurz ISTAR) durchzuführen."[10]

Auffällig ist das Schweigen zu der Frage der Bewaffnung.
ISTAR-Missionen werden sowohl von unbewaffneten wie bewaffneten
Drohnen geflogen, die Zielauswahl sagt noch nichts darüber aus, ob das
"Ziel" von der Drohne oder einem anderen Waffensystem, wie einem
Kampfhubschrauber oder einem Kriegsschiff aus attackiert wird. Die
offiziell vorgestellten Modelle zeigen die Drohne stets ohne
Bewaffnung.[11] Ursula von der Leyen hatte jedoch bereits 2014
angegeben, eine europäische Drohne würde Waffen tragen können, da die
europäischen Partner nur der Entwicklung einer bewaffnungsfähigen
Drohne zustimmen würden[12] (auch behauptete sie, es gäbe nur noch
bewaffnungsfähige Drohnen in der MALE-Klasse auf dem Markt, weshalb
die Bundeswehr eine solche als Zwischenlösung bestellen müsste, wolle
man die Aufklärungsmöglichkeiten von Drohnen behalten). In einer
Präsentation von Airbus ist jedoch die Eurodrohne mit Bewaffnung im
Rahmen des Future Combat Air System (FCAS), also des zukünftigen
Luftkampfsystems, zu sehen, die Bewaffnungsfähigkeit scheint also
geplant zu sein.[13]

Allein die Definitionsstudie hat 85,79 Mio. Euro gekostet,[14] es wird
mit einer Mrd. Euro Entwicklungskosten gerechnet, aber wirklich
absehbar sind die Kosten noch nicht. Die Eurodrohne wurde am 19.
November 2018 offiziell in die PESCO überführt.[15] Deutschland wird
die Führungsrolle bei dem Projekt übernehmen, laut der
veröffentlichten Liste wird außer Frankreich, Italien und Spanien auch
die Tschechische Republik teilnehmen.[16] Durch die Aufnahme in PESCO
qualifiziert sich das Rüstungsprojekt für die Finanzierung durch den
2019 ins Leben gerufenen EDF.[17] Dadurch können bis zu 30 Prozent der
Entwicklungskosten durch EU-Gelder abgedeckt werden. 2019 soll die
Entwicklungsphase beginnen und der Vertrag dafür unterzeichnet werden.
Hauptauftragnehmer soll Airbus D&S werden - ein spanisches Airbuswerk
soll beteiligt werden -, zudem werden Dassault und Leonardo,
vermutlich auch das tschechische Unternehmen Aero Vodochody ins
Drohenboot geholt.

Deutschland möchte bislang die größte Bestellung aufgeben: Sieben
Systeme wurden bestellt, wobei ein System aus drei Drohnen besteht,
also insgesamt 21, zudem werden 16 Bodenkontrollstationen Teil der
Bestellung sein. Italien und Spanien bestellen je fünf Systeme,
Frankreich möchte vier abnehmen. Die Eurodrohne soll integriert werden
in das FCAS, mehr dazu unter Punkt drei.[18]


2. Kampfpanzer (MGCS)

Auch für die Kampfpanzer Leclerc aus Frankreich und Leopard 2 aus
Deutschland soll in Kooperation eine Nachfolge gemeinsam entwickelt
werden. Auch hier wird Deutschland wieder die Führungsrolle
übernehmen. Beauftragt werden soll der Zusammenschluss aus der
deutschen Panzerschmiede Kraus-Maffei Wegman und der französischen
Nexter: Kraus-Maffei Wegman, Nexter Defence Systems (KNDS). Damit auch
der andere große deutsche Panzerbauer nicht zu kurz kommt, ist für das
Hauptgeschütz Rheinmetall im Gespräch. Im Juni 2018 sollte gezeigt
werden, dass die Panzerproduzenten aus den beiden Ländern
zusammenarbeiten können, jedoch war der vorgestellte Euro Main Battle
Tank (Euro MBT) keine Neuentwicklung, sondern eine Kombination aus den
Panzern der beiden Unternehmen. Das Unterteil wurde vom Leopard 2
genommen, der Geschützturm vom Leclerc. Durch dieses Zusammenwürfeln
der beiden Panzermodelle reduziert sich die nötige Besatzung um ein
Mitglied zum Leopard 2.[19]

Am Rande des Ministerratstreffens vom 19. Juni 2018 wurde eine
Absichtserklärung unterzeichnet, die das Vorhaben nochmals
bekräftigte. Die beiden Staaten wollen jeweils ein Konzept entwerfen,
auf dessen Basis sich dann auf einen gemeinsamen Entwurf geeinigt
werden soll. Fest steht, dass es nicht nur um den Kampfpanzer selbst
gehen soll. Das MGCS (Main Ground Combat System) soll ein
Verbundsystem sein, aus dem bemannten Kampfpanzer und anderen
unbemannten Subsystemen.

Frank Haun, Vorsitzender von Kraus-Maffei Wegmann, freut sich über den
steigenden Bedarf und die kommenden Aufträge: "Wir hatten letztes Jahr
den stärksten Umsatz unserer Firmengeschichte, und wir werden
mittelfristig weiterwachsen. Wir haben alleine in Europa so altes
Gerät im Einsatz, dass man damit bald keine Soldaten mehr
verantwortungsvoll in den Einsatz schicken kann. Hier geht es um
gepanzerte Systeme und Artillerie. Das sind Megathemen, mit einem
Gesamtvolumen in Europa von über einhundert Milliarden Euro bis 2050.
Wenn wir - und damit meine ich KNDS, den Zusammenschluss zwischen KMW
und Nexter - davon nur die Hälfte abbekommen, sind wir glücklich."[20]

Von den hier vorgestellten Vorhaben ist das MGCS derzeit noch am
unklarsten und könnte durch eine im Raum stehende Fusion von
Rheinmetall und KMW noch weiter verkompliziert und verzögert
werden.[21]


3. Kampfflugzeug (NGWS im FCAS)

Zuletzt soll das geplante Kampfflugzeug der nächsten Generation näher
betrachtet werden. Das Kampfflugzeug wird dabei unter dem Namen Next
Generation Weapons System (NGWS) geführt, also ein Waffensystem der
nächsten Generation. Mit der dann sechsten Generation sollen die
Kampfflugzeuge Rafale und Eurofighter ersetzt bzw. ergänzt werden. Das
NGWS besteht aus dem bemannten Kampfflugzeug und mehreren unbemannten
Subsystemen. Bemannte Maschinen sollen mit Drohnen vernetzt und
koordiniert agieren, im sogenannten "Manned Unmanned Teaming". Erste
Tests mit Drohnenschwärmen liefen bereits.[22] Das NGWS soll im Future
Combat Air System (FCAS) eingebunden sein. Ein mögliches Szenario
wäre: Mehrere Kampfflugzeuge steigen in die Luft, um zu einem durch
Satelliten aufgeklärten Ziel zu gelangen. Die Flugzeuge werden von
mehreren vom Radar schwer zu erkennenden Drohnen begleitet, die bevor
die bemannten Flieger feindlichen Luftraum durchfliegen, die
Luftverteidigung des Gegners ausschalten. Hinter dem NGWS überwacht
die Eurodrohne die Aktivitäten am Boden. Das militärische Gerät ist
miteinander vernetzt und kann permanent Informationen
 austauschen, die Pilot_Innen des Kampfflugzeugs können Aktionen von
z.B. Drohnen kontrollieren oder befehligen. Dazu wird schnelle
Kommunikation benötigt, eine solche satellitengestützte Datenautobahn
wird derzeit durch Airbus aufgebaut: mit den European Data Relay
Sattelite System (EDRS). Geht es nach dem Bund der Deutschen Luft- und
Raumfahrtindustrie, soll das EDRS ein Teil des Nervensystems des FCAS
sein.[23]

Ab 2025 soll es bereits einen ersten Demonstrator des NGWS geben, es
wird jedoch nicht vor 2035 einsatzbereit sein. Allein die
Entwicklungskosten werden auf 80 bis 100 Mrd. Euro geschätzt, der
erhoffte Umsatz liegt noch weit höher: "De facto bestimmen
[Deutschland und Frankreich über] die Industrieführerschaft für die
begehrtesten militärischen Großaufträge Europas. Sie dürften den
beteiligten Firmen bis 2040 zusammen Umsätze im dreistelligen
Milliardenbereich bescheren. Der Verkauf des (FCAS) wird laut
Schätzungen aus der Branche einen Umsatz von 500 Milliarden Euro
bringen."[24]

Weil davon nicht unwesentlich die Realisierungschancen des Projektes
abhängen werden, wird die Frage interessant sein, ob beabsichtigt
wird, eine Zertifizierung für die nukleare Teilhabe anzustreben.
Hierzu steht schon derzeit eine wichtige Entscheidung an, dazu ein
kurzer Exkurs.

Exkurs: Tornado Nachfolge - wichtige Entscheidung für nukleare
Teilhabe und FCAS

Für das FCAS steht eine wichtige Entscheidung an. Für den
Mehrzweckbomber Tornado wird derzeit eine Nachfolge gesucht. Nach 2025
wird es schwer bis unmöglich die Bomber in der Luft zu halten, da kaum
mehr Ersatzteile verfügbar sind. Die Entscheidung ist von großer
strategischer Bedeutung für die deutsche Außen- und
Sicherheitspolitik, da derzeit Tornados in Büchel bereitstehen, um im
Ernstfall US-Atombomben des Typs B-61 im Rahmen der sogenannten
nuklearen Teilhabe über "feindlichem Gebiet" abzuwerfen. Am 31. Januar
2019 gab es eine Vorfestlegung: Das von der Luftwaffe favorisierte
Kampfflugzeug mit Tarnkappeneigenschaften F-35 soll nicht länger in
der engeren Auswahl sein, es wird eine Entscheidung zwischen
Eurofighter und F/A-18 fallen. Zudem wurde bekanntgegeben, man wolle
die 33 ältesten Eurofighter durch neue ersetzen. Für die
Tornado-Nachfolge gibt es nun folgende Optionen, oder ein Mix aus
diesen: A) Die Tornados mit neuen Eurofighter ersetzen. B) noch nicht
näher spezifizierte Modelle des US-Flugzeugs F/A-18 von Boeing.[25]

Über Option A) wäre Airbus sehr glücklich, die Möglichkeit
US-Atomwaffen abzuwerfen, könnte man auch im Eurofighter realisieren,
hört man von der Unternehmensseite. Dazu sagte Dirk Hoke, CEO von
Airbus: "Die Eurofighter-Produktion - etwa in Manching und Augsburg -
könnte weiterlaufen, und Europas technologische Kompetenz,
Kampfflugzeuge zu bauen, würde gestärkt. Außerdem: Wenn sich
Deutschland für die F-35 entscheidet, fürchte ich, wäre insbesondere
die langfristige Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich im
Bereich Militärflugzeugbau nicht zu halten."[26] Doch die Umrüstung
ist teuer - der Eurofighter wurde nicht für die Übernahme der Aufgaben
von Jagdbombern konzipiert - und es ist alles andere als sicher, dass
die USA den Eurofighter für den Abwurf ihrer Atombomben zertifizieren
würden. Jedoch könnten in neu bestellte oder modernisierte Eurofighter
die technischen Voraussetzungen für das FCAS integriert werden, somit
könnte man im Eurofighter erste Erfahrungen mit dem FCAS und der
Verbindung mit der Eurodrohne ab 2025 oder mit Drohnenschwärmen, die
erst kürzlich getestet wurden, sammeln. Frankreich hat einen Auftrag
vergeben, Rafale-Flugzeuge für 1,9 Mrd. Euro FCAS-fähig zu machen.[27]

Mit Option B) wäre die nukleare Teilhabe vermutlich sichergestellt -
auch wenn die modernsten Versionen der F-18 auch noch nicht die dafür
notwendige Zertifizierung für US-Atomwaffen besitzen. Außerdem könnte
man gegenüber US-Präsident Donald Trump guten Willen zeigen, dessen
Administration mit Deutschland bekanntlich alles andere als glücklich
ist.[28] Eine Integration des Flugzeugs ins FCAS ist darüber hinaus
kaum vorgesehen, es würde also die europäische Eigenentwicklung
weniger gefährden als der Zukauf der F-35.

Es bleibt aber unklar, ob der derzeitige Bestand von Tornados - also
rund 80 Flugzeuge - komplett durch die F/A-18 ersetzt werden soll.
Weiterhin ist deshalb ein Mix aus den beiden Optionen möglich:
Eurofighter werden gekauft, um es Frankreich gleich zu tun und schon
FCAS-fähige Kampfflugzeuge zur Verfügung zu haben und außerdem der
heimischen Industrie in Zeiten einer drohenden Rezession einen
größeren Auftrag zu verschaffen, der im Vergleich mit dem NGWS relativ
schnell umgesetzt werden kann. Zudem könnte eine Mindestanzahl von
US-Fliegern gekauft werden, um Trump zu besänftigen und sich weiterhin
den nuklearen Schirm der USA zu erhalten. Der Plan die F/A-18 von den
USA zu kaufen erregt derzeit aber die SPD laut Berichten der
Süddeutschen Zeitung. Man wolle in Zeiten, in denen Trump aus dem
INF-Vertrag aussteigt und somit ein neues nukleares Wettrüsten droht,
dieses Verhalten nicht noch durch den Einkauf von US-Flugzeugen
belohnen. Konsequent gegen die nukleare Teilhabe stellen sich die
Genoss_innen nicht, sie wollen nur nicht, dass die US-Bomben im
Ernstfall auch von US-Flugzeugen ins Ziel getragen werden.[29]

Wie die Sache schlussendlich ausgehen wird, bleibt aktuell noch
abzuwarten - in jedem Fall lässt sich festhalten, dass die
Entscheidung gegen die F-35 als klares Votum für den Bau eines
deutsch-französischen Kampfflugzeugs zu werten ist.


Einigkeit durch Aufrüstung - ein Irrweg!

Frankreich und Deutschland wollen der Motor sein, um die EU aus dem
Integrationsstau zu befreien. Der Bereich, in dem sich derzeit am
meisten bewegt, ist der Rüstungssektor und die neu geschaffenen
Strukturen und Initiativen im Verteidigungsbereich. Hier wurden
bedeutende und gleichzeitig beunruhigende Schritte eingeleitet, wobei
die beschriebenen Rüstungsgroßprojekte dabei gewissermaßen die
Speerspitze darstellen.

Eine erste Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, ist, ob
nicht der deutsch-französische Motor doch noch ins Stottern kommen
könnte - schließlich ist man sich auch in anderen militärpolitischen
Fragen immer wieder alles andere als einig.[30] Nicht zuletzt gab es
wiederholt harte Auseinandersetzungen, ob ein deutscher oder ein
französischer Konzern die Systemführerschaft bei den jeweiligen
Rüstungsgroßprojekten übernehmen wird. So beschuldigen sich beide
Seiten in schöner Regelmäßigkeit gegenseitig, die andere übervorteilen
zu wollen. Ein Beispiel aus Deutschland: "Im Wissen um diesen
überhöhten politischen Druck in Deutschland versuchen die
französischen 'Partner' alle lukrativen Anteile für sich zu
beanspruchen. 'Falls Paris in einem oder zwei Jahren einen rein
französischen Vorschlag vorlegt für ein Projekt, das am Ende 100
Milliarden Euro oder mehr kostet, wird Deutschland, das viel Geld in
das Vorhaben investieren wird, dies nicht akzeptieren', warnte Dirk
Hoke, CEO Airbus Defence and Space, bezogen auf FCAS in einem
Interview. 'Deutschland wird das Gefühl haben, dass 80 oder 90 Prozent
des Projektes in Frankreich definiert worden sind. Das wird nicht
akzeptabel sein.' Ähnliches berichten auch Verantwortliche für das
MGCS-Projekt im Bereich der Bundeswehr. Sie würden jede Woche neue
Überraschungen erleben."[31]

Angesichts des großen politischen Interesses auf beiden Seiten deutet
aber viel darauf hin, dass diese Probleme irgendwie adressiert werden
dürften. Entscheidender dürfte sein, ob es Deutschland und Frankreich
gelingen wird, die anderen EU-Länder mit ins Rüstungsboot zu holen.
Denn eine Kooperation auf auch nur annähernder Augenhöhe ist durch die
Konzentration der zentralen Entscheidungen sowohl über die Projekte
als auch über die Hauptproduktionsstandorte in den beiden
tonangebenden Staaten kaum gegeben. Spanien möchte z.B. am künftigen
Kampfflugzeug beteiligt sein, Verteidigungsministerin Margarita Robles
schrieb Ende 2018 einen Brief an die deutschen und französischen
Ministerinnen, ihr Land strebe eine gleichwertige Partnerschaft bei
dem Projekt an. Davon wollen Deutschland und Frankreich aber nichts
wissen - im Augenblick stellen sich die beiden Länder das künftige
Verfahren bei relevanten Rüstungsprojekten in etwa so vor: Sie einigen
sich auf bestimmte Großprojekte und legen im Alleingang sämtliche
Spezifikationen (inklusive der Systemführerschaft) fest. Ist dies
geschehen, ist es gewünscht, dass andere Länder sich einklinken - de
facto werden sie dazu gedrängt -, um so das Gesamtvolumen nach oben zu
treiben und dadurch die Stückkosten zu senken.

Weshalb aber EU-Länder, die (noch) über eine starke eigenen
Rüstungsindustrie verfügen, ihren Unternehmen zugunsten deutscher und
französischer Konzerne den Boden - sprich: die Aufträge - unter den
Füßen wegziehen sollten, bleibt überaus fraglich (Schweden, also Saab
im Falle des Gripen, kommt hier etwa in den Sinn). Mindestens ebenso
gering dürfte die Motivation vieler Länder sein, anstatt der -
ungleich günstigeren - Konkurrenzvarianten, wie im Falle des
Kampfflugzeugs der US-amerikanischen F-35, massive Mehrkosten in Kauf
zu nehmen, nur um die deutsch-französische Rüstungsbasis zu stärken
und deren Konzernen satte Profite zuzuschanzen. Während die beiden
großen Staaten die Aufträge an die Standorte in ihren Ländern
verteilen, bleiben für andere Länder höchstens Zuliefererdienste. Ob
dies der unter anderem von Spanien eingeforderten Partnerschaft auf
Augenhöhe entspricht, ist doch mehr als fraglich.

Teilweise wurde der Unmut bereits offen zum Ausdruck gebracht. Viele
Weg-, Ziel- und grundsätzliche Interessenskonflikte wurden nicht
gelöst und scheinen auch nur schwer auflösbar. Im Augenblick scheinen
Deutschland und Frankreich im Sinn zu haben, ihren Kopf mit der
Brechstange durchzusetzen, indem Staaten, die sich nicht an den
Rüstungsprojekten beteiligen, in absehbarer Zeit ein Ausschluss aus
der PESCO und damit von zentralen militärpolitischen Fragen angedroht
werden könnte. Von den friedenspolitischen Folgen der
Rüstungsgroßprojekte ganz abgesehen, zeigt sich hier auch
überdeutlich, dass sie als eine Art Integrationsmotor gänzlich
ungeeignet sind.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"EU - Ja oder nein" reicht nicht

Ungenügende Fragestellung im Brexit Debakel

von Angela Klein



"Das war die größte Rebellion in der neuzeitlichen britischen Politik,
größer als jede Rebellion irgendeiner Partei seit den Corn Laws",
kommentierte ein Reporter der BBC die Abstimmung über den Brexit im
britischen Unterhaus am 15. Januar. Ein Drittel der Tories und ihr
nordirischer Koalitionspartner DUP hatten zusammen mit der Opposition
(Labour, Liberale, Sinn Féin, SNP, Independent) mit 432 zu 202 Stimmen
gegen den von der Regierung May mit der EU ausgehandelten
Brexit-Vertrag gestimmt.

So spricht man, wenn die politischen Institutionen eines Landes auf
eine mehrhundertjährige Geschichte zurückblicken. Das britische
Parlament gibt es seit 1707, die Tories als Partei seit 1830. Die
Korngesetze sollten nach der Aufhebung der Kontinentalsperre gegen
Napoleon den landbesitzende Adel durch Zölle und Einfuhrverbote für
ausländisches Getreide vor der kontinentalen Konkurrenz schützen. Das
aufstrebende Bürgertum wollte diese Gesetze nicht, weil es im Gegenzug
seine Industriewaren auf dem Kontinent absetzen wollte. Die Regierung
Peel schaffte sie schließlich 1846 ab - doch um den Preis, dass sich
seine Fraktion von den Tories abspaltete, die damals die Partei des
landbesitzenden Adels waren, und sich den Liberalen, der Partei des
Bürgertums, anschloss. Die Erinnerung an Robert Peel geistert derzeit
wie ein Menetekel durch den britischen Blätterwald und die Flure von
Westminster.

 * 

Theresa May hat das Heft in der Hand. Sie hat aber keine Vorstellung
davon, wie der Brexit auszusehen hat, den sie durchsetzen soll. Sie
will einfach um jeden Preis "oben", also Regierungschefin bleiben. May
war vor dem Referendum eine energische Befürworterin des Verbleibs in
der EU; mit den Brexitern verband sie nur die vehemente Ablehnung der
Personenfreizügigkeit. Noch wenige Tage vor der Abstimmung hielt sie
vor dem britischen Wirtschaftsclub eine flammende Rede für den
Verbleib in der EU. Ihre plötzliche Kehrtwende lässt sich nur damit
erklären, dass sie um jeden Preis ein Auseinanderbrechen der Tories
verhindern will - und sie glaubt, sie ist die einzige, die das kann.
Deswegen lehnt sie es ab, die Mehrheit aufzugreifen, die es im
Unterhaus für einen weichen Brexit gibt, denn dafür müsste sie sich
auf die Labour-Abgeordneten stützen, und das wäre die Spaltung der
Partei. Sie sucht weiterhin eine Tory-Mehrheit, auf die Gefahr hin,
dass es am Ende einen No Deal gibt.

 * 

Einen Preis wird sie aber bezahlen müssen. Wenn es nicht die
Einheit der Tories ist, ist es das Ende des Friedens in Irland.

Nordirland gehört immer noch zum Vereinigten Königreich. Bei dessen
Austritt aus der EU wird die Grenze zwischen der Republik Irland und
Nordirland zur Außengrenze der EU. Diese Grenze ist fast 500 km lang
und hat über 200 Übergänge. Seit 1923 gibt es keine Grenzkontrollen
für Personenverkehr mehr zwischen den beiden Teilen Irlands, seit
Großbritanniens Beitritt zur EWG auch nicht mehr für den Warenverkehr.
Wird sie wieder zur "harten Grenze", spaltet sie erneut die irische
Bevölkerung, die unter dem Dach der EU die Möglichkeit hatte, die
Grenze auf der Insel aufzuheben, obwohl ihre zwei Teile
unterschiedlichen Staaten angehören.

Die Iren haben große Sorge, dass das, was Frau May am Ende des Tages
nach Hause trägt, mal wieder auf ihre Kosten geht. Zwar wird die EU
nichts tun, was die irische Regierung nicht mitträgt. Aber es sind ja
auch einseitige Schritte möglich: Bei der Abstimmung über den
Vertragsentwurf mit der EU hatte der Vorsitzende des
Nordirlandausschusses den (nicht behandelten) Antrag gestellt, die
Auffanglösung müsse 2022 auslaufen - ohne anschließende Zollunion.

 * 

Backstop bedeutet Auffanglösung: Der Brexit-Vertrag besagt, dass es
eine Übergangszeit bis Ende 2020 geben soll, in der die bisherigen
EU-Bestimmungen in rein nationales Recht überführt werden. Mit dem
29. März tritt Großbritannien zwar aus der Zollunion und aus dem
Binnenmarkt aus, aber es soll Übergangsbestimmungen geben, damit kein
rechtsfreier Raum und nicht "das große Chaos" entsteht. Gleichzeitig
war man sich einig, dass in dieser Übergangszeit an der irischen
Binnengrenze keine Kontrollen stattfinden sollen. De facto heißt das,
dass die Außengrenze der EU an dieser Stelle ein Loch hätte - da
können Waren hindurchschlüpfen, aber auch Personen, "illegale
Migranten" etwa. Die EU will diesen Zustand nur für die Übergangszeit
dulden. Teil des Vertrags ist deshalb auch, das Loch zu schließen,
wenn bis Ende 2020 kein Freihandelsabkommen zustande kommt. In dem
Fall soll dann Großbritannien insgesamt in der Zollunion bleiben. Es
ist aber noch völlig unklar, ob danach ein Freihandelsabkommen mit der
EU oder nur eines mit einzelnen Mitgliedstaaten angestrebt wird.
Deshalb lehnen die Hardliner diesen Vertragsentwurf scharf ab.

Wie der Knoten gelöst werden soll, ohne den Konflikt erneut auf die
Iren abzuwälzen, ist ebenfalls unklar. Die irische Presse vermeldet,
die Iren hätten überwiegend das Gefühl, dass der Brexit-Vertrag das
Karfreitagsabkommen in Frage stellt. Die Spannungen zwischen der
irischen und der nordirischen Regierung sollen wieder zunehmen. Auf
der anderen Seite gibt es auch Stimmen, die es für möglich halten,
dass eine Mehrheit der Nordiren unter diesen Umständen für den
Anschluss an die Republik Irland stimmen würde.

Sollte Nordirland im Vergleich zu England und Wales aber einen
Sonderstatus bekommen (die EU-Außengrenze also faktisch durch die
Irische See verlaufen), würden die Schotten mit Sicherheit einen
solchen auch für sich reklamieren - ein Grund mehr, warum eine solche
Lösung sehr unwahrscheinlich ist.

 * 

Klassenpolitisch klärt diese Auseinandersetzung gar nichts. Die
arbeitende Bevölkerung und die Bewohner der de-industrialisierten
Landstriche kommen mit dem Brexit, wie er derzeit angegangen wird,
weder der Wiederherstellung eines funktionierenden öffentlichen
Gesundheitssystems, die ihnen versprochen worden war, noch der
Schaffung neuer Arbeitsplätze einen Schritt näher. Corbyn hat bei den
letzten Wahlen zwar einen Achtungserfolg errungen, aber deshalb, weil
er die sozialen Fragen in den Vordergrund gestellt und die EU-Frage
sehr niedrig gehängt hat. Aus gutem Grund: Labour ist in der Frage
ebenfalls gespalten. An Corbyns Position ist bislang nur erkennbar,
dass er Großbritannien in der Zollunion halten und die
Binnenmarktregeln neu verhandeln will - mutmaßlich so, dass die
Personenfreizügigkeit dann nicht mehr gilt. Gerade die ist es aber,
die für viele, vor allem junge Menschen, die EU attraktiv macht. Linke
sollten sich hüten, dieses Bedürfnis als eine "Mittelschichtsorge"
abzutun, vor der andere Fragen Priorität hätten - man denke nur daran,
welche Rolle die Reisefreiheit für den Niedergang der DDR gespielt
hat.

 * 

Viele Linke hierzulande haben den Brexit begrüßt, weil sie noch die
"griechische Brille" aufhaben - also in der EU das Supermonster sehen,
das jeden seiner Mitgliedstaaten ausnimmt und knebelt. In bezug auf
Großbritannien ist das aber nicht so. Das Land lief bislang nicht am
Gängelband der EU sondern umgekehrt: Großbritannien hat regelmäßig
Schritte der EU in Richtung einer Ausweitung der sozialen Standards
blockiert, und wo sie solche nicht verhindern konnte, Opt-out-Regeln
erstritten.

Corbyn konzentriert seine Opposition vorwiegend auf die Ablehnung
eines No Deal und sucht dafür den Schulterschluss mit den Tories, die
für einen weichen Brexit sind. Wenn May es nicht schafft, eine Lösung
für die Irlandfrage hinzubekommen, wäre ein solcher Schulterschluss
noch möglich, obwohl sie die Vertrauensabstimmung letztens gewonnen
hat. Eine inhaltliche Alternative zum Vertragsentwurf liefert Corbyn
aber nicht. Er sollte Frau May lieber die sozialen Sünden der
vergangenen Tory-Regierungen - auch gegenüber der EU - vorhalten und
eine Neuverhandlung von Artikel 50 des EU-Vertrags (und überhaupt neue
Verträge) fordern, die eine wirkliche Sozialunion und eine Angleichung
der Lebensverhältnisse nach oben in den Mittelpunkt stellen. Damit
würde er den linken Brexit aus seiner Nachtrabposition hinter der
nationalistischen Rechten herausholen und zugleich eine Ansage an die
europäische Linke machen, die es ihr erlauben würde, u.a. bei der
kommenden Europawahl mit einem gemeinsamen europapolitischen Programm
anzutreten, das zumindest den Ansatz eines konkreten Anknüpfungspunkts
hätte.

EU Ja oder Nein - das Debakel um den Brexit zeigt, dass diese
Fragestellung nicht ausreicht.

 * 
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Mehr Lohn, mehr Rente

von Siro Torresan



Am 15. Januar führte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) seine
traditionelle Jahresmedienkonferenz durch. Dabei stellte er unter
anderem seine Forderungen vor, um das Kaufkraftproblem im Lande
anzugehen. Ferner wurden Lohnsteigerungen und die Stärkung der AHV
gefordert. "Die Schweiz hat ein Kaufkraftproblem und ein
Rentenproblem, lautet die Botschaft des SGB, die er der
Eidgenossenschaft an der Medienkonferenz Mitte Januar verkündete. In
seiner Medienmitteilung nennt er dann die Gründe: "Trotz Aufschwung
stagnieren die Reallöhne. Gleichzeitig fressen Krankenkassenprämien
und steigende Beiträge an die Pensionskassen immer mehr vom Lohn weg,
so dass der effektiv verfügbare Lohn gar sinkt. Und wer in Pension
geht, erhält immer weniger Rente von seiner Pensionskasse." Diverse
Analysen, die der SGB den Medien vorstellte, zeigten dies auf.


Die Situation spitzt sich zu

Nun gut, eine bahnbrechende Neuigkeit ist dies nicht. Wobei es dies
gar nicht sein kann, denn die Situation ist insbesondere für
langjährige Arbeitnehmende mit 20 oder mehr Jahren
Betriebszugehörigkeit seit langem immer gleich. So hält der SGB fest:
"Ihre Löhne sind seit 2010 kaum noch gestiegen. Derweil steigen die
Ausgaben für die Krankenkassen immer weiter und nagen an der
Kaufkraft." Tatsache, die auch kritische Fragen in Richtung
Gewerkschaften aufwerfen, ohne ihnen dabei gleich ein Trauerzeugnis
ausstellen zu wollen: Warum betrifft es gerade die Löhne von jenen
ArbeiterInnen, die am längsten für den Betrieb malochen? Und: was
haben die Gewerkschaften unternommen, um es zu ändern? Die gleichen
Fragen stellen sich bei folgender Realität, an die auch der SGB
erinnert: Obwohl die Schweizer Wirtschaft in den letzten zwei Jahren
kräftig wuchs, stagnierten die Reallöhne.

In Sachen Renten wird der SGB präzis: "Seit 2005 sind die
durchschnittlichen Pensionskassenrenten um 9 Prozent gesunken. Und die
Situation spitzt sich immer mehr zu". Die neuste Auswertung bei 42
Pensionskassen mit 750.000 Versicherten zeigt Folgendes auf: Nachdem
der mittlere Umwandlungssatz 2013 noch 6,4 Prozent betrug, sinkt er im
laufenden Jahr von 5,8 auf 5,6 Prozent. Das heisst konkret: Künftige
RentnerInnen werden mehr einbezahlen als die Rentnerjahrgänge zuvor,
sie werden aber eine deutlich tiefere Rente erhalten.


Wie erreichen?

Um "das Kaufkraftproblem der Schweiz anzugehen", fordert der SGB eine
Reihe von Massnahmen, unter anderem:


	Die Löhne müssen substanziell steigen. Insbesondere bei langjährigen MitarbeiterInnen und bei den Frauen.

	In der Altersvorsorge braucht es eine Stärkung der AHV mit ihrem ausgezeichneten Preis-Leistungsverhältnis. Der SGB erarbeitet zurzeit einen Initiativtext für eine 13. AHV-Rente.

	In der 2. Säule dürfen keine Gewinne auf Kosten der Versicherten gemacht werden.

	Der SGB unterstützt die Volksinitiative, die fordert, dass niemand mehr als 10 Prozent des verfügbaren Haushaltseinkommens für die Krankenkassenprämien ausgeben muss.



An den Forderungen ist aus gewerkschaftlicher Sicht nichts
auszusetzen. Niemand erwartet vom SGB, dass er sich für die
proletarische Räterepublik ausspricht. Klar ist aber auch, dass die
Gewerkschaften eine substanzielle Lohnerhöhung nicht am grünen Tisch
und auch nicht mit einer Volksabstimmung erreichen werden. Auch die
beiden vom SGB erwähnten Volksinitiativen sind zum Scheitern
verurteilt, wenn die ArbeiterInnen dafür nicht mobilisiert werden. Das
wissen die KollegInnen an der Spitze des SGB auch. Wie sie dies
erreichen wollen, war nicht Thema an der Medienkonferenz. Zu
diskutieren ist es aber allemal.

 * 
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FESTIVAL/399: Der WDR auf der Berlinale 2019 - Weltpremiere für Heinrich Breloers "Brecht" (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Februar
2019

Der WDR auf der Berlinale 2019 - Weltpremiere für Heinrich Breloers
"Brecht"



Seine Uraufführung erlebt das TV-Event "Brecht" von Heinrich Breloer
am kommenden Samstag, 9. Februar 2019, in der Sektion Berlinale
Special. Nach Thomas Mann wendet sich Heinrich Breloer mit "Brecht"
erneut einem Jahrhundert-Literaten zu. Über eine Zeitspanne von 40
Jahren erzählt der Film in zwei Teilen das bewegte wie bewegende Leben
des meistgespielten deutschen Dramatikers des 20. Jahrhunderts, dessen
Werke gerade in der heutigen Zeit nichts an Aktualität verloren haben.

Den jungen Bertolt Brecht verkörpert Tom Schilling; Burghart Klaussner
hat die Rolle Brechts in den Nachkriegsjahren übernommen. In weiteren
Hauptrollen sind Lou Strenger und Adele Neuhauser als Helene Weigel in
jungen und späteren Jahren, Mala Emde als Brechts erste Liebe Paula
Banholzer, Franz Hartwig und Ernst Stötzner als junger und älterer
Caspar Neher, Trine Dyrholm als Brechts dänische Geliebte und
Mitarbeiterin Ruth Berlau sowie viele weitere prominente
Schauspielerinnen und Schauspieler zu sehen. "Brecht" ist eine
Koproduktion mit WDR (Federführung), BR, SWR, NDR und Arte, produziert
von Bavaria Fiction, der Bavaria Filmproduktion Köln und Satel Film,
in Zusammenarbeit mit MIA Film, gefördert durch die Film- und
Medienstiftung NRW und den Tschechischen Staatsfond für
Kinematografie. WDR- Redaktion: Dr. Barbara Buhl.

Der dokumentarische Spielfilm "easy love" von Tamer Jandali eröffnet
die Perspektive Deutsches Kino. Sieben Frauen und Männer zwischen 25
und 45 begeben sich auf die Suche nach sinnlicher Erfüllung und
emotionaler Geborgenheit. Des eigenen Glückes Schmied zu sein,
bedeutet Lust und Last zugleich - ein Ensemblefilm zwischen Dokumentar-
 und Spielfilm. "easy love" wurde produziert von Lichtblick-Film- und
Fernsehproduktion und gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW,
DFFF, BKM und FFA. WDR-Redaktion: Corinna Liedtke.

Die Sektion Panorama präsentiert "All my loving" von Edward Berger mit
Lars Eidinger, Nele Mueller-Stöfen, Hans Löw, Manfred Zapatka,
Christine Schorn. Erzählt wird die Geschichte einer Familie: Ein Mann
weiß nicht, ob er ein guter Vater sein kann. Eine Frau kann ohne ihren
Hund nicht leben. Der Bruder will nicht mehr der Hausmann sein. Und
die Eltern fragen sich, ob ihr Weg auch immer der Richtige war. Doch
inmitten von Chaos finden sie es vielleicht: ihre Familie, ihre Liebe,
ihr Glück.

Der Film entstand in Koproduktion mit Pandora Film und Port-au-Prince,
gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW. WDR Redaktion: Dr.
Barbara Buhl/Andrea Hanke.

Der Dokumentarfilm Ringside/Im Ring von André Hörmann läuft in der
Sektion Generation 14plus. Für Kenny und Destyne bietet die Boxhalle
einen Schutzraum vor der Unsicherheit der Straße. Angespornt von
ehrgeizigen Vätern, wird der Ring für sie zum Gefängnis und ist doch
die einzige Chance, aus den Verhältnissen in Chicagos South Side
auszubrechen. Produziert von Sutor Kolonko und Motto Pictures
(Brooklyn, New York) und gefördert u.a. von der Film- und
Medienstiftung NRW. WDR Redaktion: Jutta Krug / Christiane Hinz


Zwei Filme mit WDR-Beteiligung im Wettbewerb

Die Berlinale 2019 eröffnet mit der internationalen
WDR/ARTE-Koproduktion "The Kindness of Strangers" von Lone Scherfing.
Atmosphärisch dicht und in düster-nostalgischen Bildern erzählt Lone
Scherfig die bewegende Geschichte von Menschen in Krisensituationen.
Ein modernes Großstadt-Märchen um Liebe, Hoffnung und Neuanfang vor
dem Hintergrund harter sozialer Bedingungen. WDR-Redaktion: Corinna
Liedtke

"Synonymes", eine französich-israelisch-deutsche Koproduktion mit
WDR/ARTE läuft ebenfalls im Wettbewerb. Yoav, ein junger Israeli, will
seine Herkunft auslöschen und Franzose werden. In Paris legt er die
hebräische Sprache ab und strebt auch sonst nach neuer Identität. Ein
tragikomisches Puzzle, das seine Geheimnisse klug zu hüten weiß. WDR-
Redaktion: Andrea Hanke

Das weiteren ist der WDR mit "Atlas", "Das schönste Paar", "Styx" und
"draußen" in der Reihe Lola@Berlinale vertreten.

 * 
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FEATURE/1191: Deutschlandfunk - Coburg und der Nationalsozialismus, 8.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eine Stadt als Experimentierkammer für das Dritte Reich

Coburg und der Nationalsozialismus

Von Brigitte Baetz

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 8. Februar 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Coburg war die erste Stadt in Deutschland, die nationalsozialistisch
regiert wurde - und das schon vor 1933. Hier erprobten NSDAP und SA
die Strategien und Gemeinheiten, die später im Dritten Reich
erfolgreich sein sollten: Herrschaft durch Gewalt, Ausgrenzung der
Juden, Übergriffe gegen Andersdenkende. 1929 erlangte die NSDAP im
Coburger Stadtrat die absolute Mehrheit. Eine jahrelange
Schmutzkampagne gegen den jüdischen Unternehmer Abraham Friedmann
hatte bei der Mobilisierung der Wählerschaft geholfen. Herzog Carl
Eduard, ein Enkel Königin Victorias, zeigte sich als einflussreicher
NS-Aktivist, die evangelische Kirche als willige Unterstützerin der
NS-Bewegung. Warum das rechte Gedankengut gerade in Coburg auf
fruchtbaren Boden fiel und wie die Geschichte der Stadt auch heute
noch ihre Spuren in der Enkelgeneration hinterlassen hat, erzählt
Brigitte Baetz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1836: Deutschlandfunk Kultur - Die norwegische Literaturstadt Bergen, 8.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eine gewisse Grundgetrübtheit

Die norwegische Literaturstadt Bergen

Von Andrea Gerk

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 8. Februar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Ich wusste so wenig, wollte so viel, brachte nichts zustande. Aber in
welch einer Stimmung ich war, als ich dort hinging," schreibt der
norwegische Schriftsteller Karl-Ove Knausgard im fünften Band seines
Mammut-Roman-Projekts "Min Kamp". Zu dessen Beginn kommt er in der
zwischen Fjorden gelegenen Hansestadt Bergen an, als einer der ersten
Studenten der neu gegründeten Schreibakademie. Hier unterrichten große
norwegische Autoren wie Jon Fosse oder Tomas Espedal, in dessen Werk
seine Heimatstadt eine zentrale Rolle spielt. "Hier regnet es so viel,
dass den Leuten gar nichts anderes übrig blieb, als drin zu bleiben
und zu arbeiten," erklärt Espedal den Umstand, dass so viel gute
Literatur in Bergen entsteht und auch Schriftstellerinnen wie Gunnhild
Oyehaug und Olaug Nilssen sprechen von einer gewissen Grundgetrübtheit
der Stadt, die das künstlerische Arbeiten befördere.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ONKOLOGIE/1958: Aktualisierte S3-Leitlinie Magenkarzinom - Konsultationsfassung steht zur Kommentierung bereit (idw)


Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 31.01.2019

Aktualisierte S3-Leitlinie Magenkarzinom: Konsultationsfassung steht zur Kommentierung bereit

Die überarbeitete Fassung der S3-Leitlinie "Diagnostik und Therapie der
Adenokarzinome des Magens und ösophagogastralen Übergangs" ist ab sofort
zur Kommentierung freigegeben.



Die S3-Leitlinie wurde im Jahr 2011 erstmalig im Rahmen des
Leitlinienprogramms Onkologie publiziert. Nach 7 Jahren wird nun eine
aktualisierte Fassung vorgelegt. An der Erstellung von 141 Empfehlungen
waren 47 ehrenamtlich arbeitende Fachexperten von insgesamt 28
Fachgesellschaften/Organisationen beteiligt. Bei der Aufarbeitung der
verfügbaren Literaturempfehlungen wurde die Leitliniengruppe von 13
Statistikern/Doktoranden unterstützt.

Die Koordination des Projektes erfolgte durch Prof. Dr. Möhler (Mainz).
Die Aktualisierung der Leitlinie wurde im Rahmen des Leitlinienprogramms
Onkologie durch die Deutsche Krebshilfe gefördert. Die Federführung der
Leitlinie hat die Deutschen Gesellschaft für Gastroenterologie,
Verdauungs- und Stoffwechselkrankheiten (DGVS).

Experten, Betroffene und Interessierte sind eingeladen,
Verbesserungsvorschläge und Ergänzungshinweise im dafür vorgesehenen
Kommentierungsbogen bis zum 20.02.2019 abzugeben. Neben der Leitlinie
steht der vorläufige Leitlinienreport zur Verfügung.

Alle Leitliniendokumente und der Kommentierungsbogen sind verfügbar unter:
https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/leitlinien/magenkarzinom/

Das Leitlinienprogramm Onkologie

Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF), die Deutsche Krebsgesellschaft und die Deutsche
Krebshilfe haben sich mit dem im Februar 2008 gestarteten
Leitlinienprogramm Onkologie das Ziel gesetzt, gemeinsam die Entwicklung
und Fortschreibung sowie den Einsatz wissenschaftlich begründeter und
praktikabler Leitlinien in der Onkologie zu fördern und zu unterstützen.
Die Erstellung und Aktualisierung dieser Leitlinien erfolgt durch
multidisziplinär besetzte Fachgruppen in Zusammenarbeit mit
Patientenvertretern. Mittlerweile umfasst das Leitlinienprogramm 25
S3-Leitlinien, die zu einem großen Teil auch als laienverständliche
Patientenleitlinien vorliegen.

Mehr unter

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/leitlinien/magenkarzinom/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution477

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/3986: Wie das Immunsystem vor Darmkrebs schützt (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 31.01.2019

Wie das Immunsystem vor Darmkrebs schützt



Forschende der Charité - Universitätsmedizin Berlin haben einen
Schutzmechanismus entdeckt, mit dem der Körper seine Darm-Stammzellen vor
der Entartung zu Tumoren bewahrt. Dabei kommt dem angeborenen Immunsystem
eine Schlüsselrolle zu. Diese Erkenntnisse machen deutlich, dass das
Immunsystem weit über die reine Abwehr von Krankheitserregern hinaus für
die gesunde Funktion des Körpers sorgt. Veröffentlicht wurde die Studie im
renommierten Fachmagazin Nature*.

Im Darm treffen zwei Welten aufeinander: Die körpereigenen Zellen der
Darmwand einerseits und körperfremdes Material, wie Bakterien oder
Nahrungsmittel und deren Abbauprodukte, andererseits. Beide Welten -
körpereigen und körperfremd - stehen in direktem Kontakt und tauschen
fortwährend Informationen aus. Das ist für den Körper wichtig: Viele der
Umweltfaktoren, wie bestimmte Bakterienstämme oder essenzielle Nährstoffe,
sind für ihn nützlich oder sogar überlebenswichtig. Der Kontakt mit der
Umwelt kann für den Organismus aber auch negative Folgen haben: Einige
körperfremde Stoffe bewirken Veränderungen im Erbgut der Zellen, die die
Darmwand auskleiden. Häufen sich solche DNA-Schäden, insbesondere in den
Stammzellen der Darmwand, können diese sich zu einem Darmtumor entwickeln.

Damit es gar nicht erst zur Tumorbildung kommt, kann eine geschädigte
Zelle ihre DNA reparieren oder - bei zu umfangreicher Schädigung -
"altruistischen Selbstmord" (die sogenannte Apoptose) begehen. Bisher ging
man davon aus, dass die Stammzelle diesen Reparaturmechanismus selbständig
in Gang setzt. Die Studie unter Leitung von Prof. Dr. Andreas Diefenbach,
Direktor des Instituts für Mikrobiologie und Infektionsimmunologie der
Charité, BIH-Professor für Präszisionsmedizin mit dem Schwerpunkt
Mikrobiomforschung und Leiter der Arbeitsgruppe Mukosale Immunologie am
Deutschen Rheuma-Forschungszentrum Berlin, kommt zu einem anderen Schluss:
Das Immunsystem kann den DNA-Reparaturmechanismus in der geschädigten
Stammzelle zusätzlich verstärken und so die Entwicklung von Darmkrebs
verhindern.

Gemeinsam mit weiteren Forschungsgruppen konnte das Team um Prof.
Diefenbach im Mausmodell zeigen, dass Zellen des angeborenen Immunsystems
in der Lage sind, erbgutschädigende Umweltfaktoren wie bestimmte
Glukosinolate im Darm zu erkennen. Glukosinolate sind Bestandteile von
Pflanzen, die unter anderem in zahlreichen Kohl-Arten zu finden sind.
Nehmen die Immunzellen nun schädigende Glukosinolate wahr, senden sie den
Botenstoff Interleukin 22 aus. Dieser bewirkt wiederum, dass die
Stammzellen in der Darmwand etwaige Schäden ihrer DNA frühzeitiger
entdecken und schneller reparieren können. "Das Immunsystem agiert also
wie ein Sensor für erbgutschädigende Bestandteile der Nahrung", erklärt
Prof. Diefenbach. "Schalten wir diesen Sensor aus, beobachten wir eine
deutlich erhöhte Zahl an Darmkrebsfällen."

Für den Immunologen zeigen diese Erkenntnisse nicht nur einen bisher
unbekannten Regelkreis auf, mit dem der Körper sich vor Darmkrebs schützt.
Sie weisen außerdem darauf hin, dass die Aufgabe des Immunsystems weit
mehr umfasst als die Abwehr von Krankheitserregern. "Das Immunsystem
überwacht vielmehr das gesunde Wachstum und die Funktion verschiedener
Organe des Körpers", sagt Prof. Diefenbach. In Zukunft möchte er mit
seinem Team die komplexe Interaktion zwischen Nahrungsbestandteilen,
Darmbakterien, der Darmwand und dem Immunsystem noch genauer untersuchen.
"Hier könnte die Erklärung für die Vielzahl an entzündlichen
Darmerkrankungen liegen", fügt der Wissenschaftler hinzu.


*Gronke K et al., Interleukin-22 protects intestinal stem cells against
genotoxic stress. Nature 2019 Jan 31. 

doi: 10.1038/s41586-019-0899-7

Originalpublikation:

doi: 10.1038/s41586-019-0899-7

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41586-019-0899-7

https://imh.charite.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 31.01.2019
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FORSCHUNG/3985: Doppelfunktion von Schlaf im Gehirn entschlüsselt (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 31.01.2019

Forscher entschlüsseln Doppelfunktion von Schlaf im Gehirn

Forscher des Universitätsklinikums Freiburg zeigen, dass Schlaf relevante
Verbindungen im menschlichen Gehirn stärkt und weniger relevante
abschwächt / Studie bringt bislang widersprüchliche Ansätze der
Schlafforschung in Einklang / Publikation am 30.1.2019 in SLEEP



Menschen und Tiere verbringen rund ein Drittel ihres Lebens im Schlaf -
einem Zustand von weitgehender Bewusstlosigkeit und Inaktivität. Doch über
die Funktionen von Schlaf gab es bislang widersprüchliche
Forschungsansätze. Nun haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Universitätsklinikums Freiburg erstmals beim Menschen nachgewiesen, dass
Schlaf eine Doppelfunktion hat: Zum einen werden im Schlaf relevante neue
Verbindungen zwischen Nervenzellen gefestigt. Zum anderen werden weniger
relevante Verbindungen und die Gesamtaktivität des Gehirns gemindert. Die
Ergebnisse, die am 30. Januar 2019 im Fachmagazin SLEEP erschienen sind,
könnten das grundlegende Verständnis von Schlaf sowie die Behandlung von
vielen Erkrankungen, bei denen Schlaf gestört ist, verbessern.

Stärkt Schlaf Nervenzellverbindungen oder schwächt er die Gesamtstärke von
Nervenzellverbindungen des Gehirns ab, die während der Wachphase ansteigt?
Über diese Frage diskutieren Schlafforscher seit vielen Jahren. "Unsere
Arbeit verbindet erstmals zwei zuvor weitgehend unabhängige
Forschungsansätze zu möglichen Funktionen von Schlaf: Sie zeigt, dass
Verstärkung und Abschwächung der Hirnaktivität im Schlaf gleichzeitig
möglich sind", sagt Prof. Dr. Christoph Nissen, Forschungsgruppenleiter an
der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des Universitätsklinikums
Freiburg. Durch die Verstärkung relevanter Nervenzellverknüpfungen wird
neu Erlerntes gefestigt. Gleichzeitig wird die über die Wachphase
ansteigende Gesamtstärke von Nervenzellverbindungen des Gehirns gemindert.
So wird die Gesamtaktivität konstant gehalten und nach dem Schlaf können
wieder neue Inhalte aufgenommen werden. "Dies könnte erklären, warum es
sich evolutionär gesehen lohnt, weitgehende Bewusstlosigkeit und
Inaktivität für Schlaf in Kauf zu nehmen", sagt Prof. Nissen.

"Die Stärkung der Nervenzellverknüpfungen passte gut mit der
schlaftypischen Gehirnaktivität in Form von langsamen Gehirnwellen und
Schlafspindeln überein", sagt Ko-Autor Prof. Dr. Dieter Riemann, Leiter
der Abteilung für Klinische Psychologie und Psychophysiologie sowie des
Schlaflabors an der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des
Universitätsklinikums Freiburg.

Nervenzellverknüpfungen nicht-invasiv im menschlichen Gehirn messen

Um bei insgesamt 30 gesunden Probanden die Verknüpfungsstärke von
Nervenzellen im menschlichen Gehirn nicht-invasiv zu messen, verwendeten
die Freiburger Forscher einen bereits gut etablierten Versuchsaufbau, den
"Paired Associative Stimulation"-Test in Kombination mit Untersuchungen
der Hirnströme im Wachzustand und Schlafuntersuchungen im Schlaflabor.

Zunächst reizten sie mit Hilfe einer Magnetspule über dem Kopf der
Probanden, der sogenannten transkraniellen Magnetstimulation (TMS), einen
Bereich im Gehirn, der einen Daumenmuskel steuert, und maßen dessen
Kontraktionsstärke. Im zweiten Schritt reizten die Forscher zusätzlich
einen Nerv am Arm, der Nervenimpulse ins Gehirn sendet. Die wiederholte
Kombination dieser Reizung führt nachfolgend zu einer stärkeren
Kontraktion des Daumenmuskels, was auf eine gesteigerte Verknüpfungsstärke
zwischen Nervenzellen in dem stimulierten Hirnareal schließen lässt. Die
Verknüpfungsstärke zwischen Nervenzellen ist entscheidend an der
Informationsverarbeitung im Gehirn beteiligt. Ihre Anpassung in Form von
Stärkung oder Schwächung (synaptische Plastizität) gilt als molekulare
Entsprechung für Lernen und Gedächtnisbildung.

Bei zwei Versuchsterminen durften die Probanden nach der Ko-Stimulation
einmal einen Mittagsschlaf von bis zu 45 Minuten machen, einmal blieben
sie wach. Nach der Pause wurde bei allen Probanden die Hirnstimulation
wiederholt. Wenn Probanden geschlafen hatten, war die Kontraktion des
Daumens deutlich stärker als wenn sie wach geblieben waren. Mit Hilfe
eines Elektroenzephalogramms (EEG) maßen die Forscher zusätzlich die
Gesamtaktivität des Gehirns. Diese war nach der Wachphase erhöht und nach
der Kurzschlafphase stabilisiert. "In unserer Studie konnten wir auch zwei
Stunden nach dem Schlaf noch deutlich verstärkte Effekt auf neuronaler
Ebene messen", sagt Prof. Riemann.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: Sleep orchestrates indices of local plasticity
and global network stability in the human cortex

DOI: 10.1093./sleep/zsy263

Link zur Studie: 

https://academic.oup.com/sleep/advance-article/doi/10.1093/sleep/zsy263/5257994

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 31.01.2019
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AUSLAND/2513: Jährlich drei Millionen Mädchen von Genitalverstümmelung bedroht (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 5. Februar 2019

Jährlich drei Millionen Mädchen von Genitalverstümmelung bedroht

"Aufgrund des Bevölkerungswachstums werden mehr Mädchen betroffen sein"



Hannover - Rund 200 Millionen Mädchen und Frauen sind weltweit von
Genitalverstümmelung betroffen. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
schätzt, dass jährlich über drei Millionen Mädchen Gefahr laufen,
genital verstümmelt zu werden. Diese Praktik ist besonders in
geburtenstarken Ländern in Afrika verbreitet. Werden keine
Signifikaten Fortschritte bei der Zurückdrängung der Praktik gemacht,
ist davon auszugehen, dass die Zahl der von Genitalverstümmelung
bedrohten Mädchen steigen wird. Darauf macht die Deutsche Stiftung
Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Internationalen Tages gegen
Genitalverstümmelung am 6. Februar aufmerksam.

Die meisten Frauen in den Ländern, in denen Genitalverstümmelung
verbreitet ist, sind für die Abschaffung der Praktik, bei der die
äußeren Geschlechtsorgane wie die Klitoris oder die Schamlippen ganz
oder teilweise entfernt werden. Dieses Ritual, das den Übergang vom
Mädchen zur Frau markiert, wird meist ohne Narkose und mit einfachen
Hilfsmitteln wie Glasscherben oder Rasierklingen durchgeführt. Viele
überleben den Eingriff nicht oder leiden ein Leben lang unter den
Folgen.

Gesetze alleine helfen nicht

"Aufgrund des Bevölkerungswachstums in den betroffenen Regionen wird
zwar die statistische Wahrscheinlichkeit, Opfer von
Genitalverstümmelung zu werden, nicht zunehmen - doch die absolute
Zahl der Opfer steigt an", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der
DSW. "Viele Länder haben Gesetze erlassen, die Genitalverstümmelung
verbieten oder einschränken. Das sieht auf dem Papier gut aus, doch
Regierungen tun bislang noch zu wenig, um über diese Gesetze
aufzuklären und sie auch wirklich umzusetzen. Es ist höchste Zeit,
dass Mädchen auch in der Praxis gleichberechtigt behandelt werden -
das schließt ihr Recht auf körperliche Unversehrtheit mit ein."

 * 


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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ALLERGIE/373: Speicherproteine der Walnuss lösen schwere Lebensmittelallergien bei Kindern aus (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 31.01.2019

Speicherproteine der Walnuss lösen schwere Lebensmittelallergien bei Kindern aus



Das Muster spezifischer Antikörper gegen die Walnuss ist bei
Walnussallergikern altersabhängig und korreliert mit dem Schweregrad der
allergischen Reaktionen. Zu diesem Ergebnis kommen Forschende des
Paul-Ehrlich-Instituts zusammen mit verschiedenen Kliniken und Forschenden aus
Deutschland, der Schweiz, Schweden und Spanien. Über die
Forschungsergebnisse berichtet The Journal of Allergy and Clinical
Immunology: In Practice in seiner Online-Ausgabe vom 29.01.2019.

Die Walnuss ist ein starker Auslöser von Nahrungsmittelallergien bei
Kindern und Erwachsenen. Häufig geht eine Walnussallergie mit schweren
Allergiesymptomen einher. Schätzungsweise drei Prozent der Europäer
entwickeln eine Allergie gegen Walnuss. Die allergischen Reaktionen
entstehen dadurch, dass der Körper gegen eigentlich harmlose Bestandteile
der Walnuss Antikörper vom Typ Immunglobulin-E (IgE) ausbildet. Bisher war
wenig darüber bekannt, welche der verschiedenen potenziell Allergie
auslösenden Bestandteile (Antigene) der Walnuss in welchem Umfang zum
Allergiegeschehen beitragen. Solche Kenntnisse sind erforderlich, um über
Labordiagnostik (In-vitro-Diagnostik) die Allergie genauer
charakterisieren zu können. Auch war bislang noch nicht der Zusammenhang
zwischen dem Schweregrad der Allergiesymptome und dem auslösenden Allergen
in einem einheitlichen Versuchsprotokoll untersucht worden.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter Federführung von Prof.
Barbara Ballmer-Weber, Universitätsspital Zürich, haben mit Forschenden
des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) unter Leitung von Prof. Stefan Vieths,
Vizepräsident des PEI, und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von
klinischen Einrichtungen in Deutschland, Schweiz und Spanien diese
multizentrische Studie durchgeführt. 91 Personen mit einer Walnussallergie
und 24 Kontrollen nahmen daran teil. Die Walnussallergie wurde, wenn der
Schweregrad der Allergie es erlaubte, in Provokationsversuchen bestätigt.
Sowohl bei den Allergikern als auch bei den Kontrollen wurden das Blut auf
spezifische IgE gegen zehn Walnuss-Proteinbestandteile bzw. -fraktionen
untersucht. Auch wurden Hauttests (Pricktest) mit verschiedenen
Allergenextrakten durchgeführt.

Die Forschenden stellten fest, dass die Sensibilisierung gegenüber
Walnuss-Speicherproteinen in der Regel im Kindesalter stattfindet und mit
schweren Allergiesymptomen einhergeht. Erhöhte spezifische IgE gegenüber
bestimmten Speicherproteinen und Walnussfraktionen korrelierten mit
systemischen und damit schwereren Allergiesymptomen. Von einem Allergen
(rJug r 5) abgesehen, waren die Spiegel der spezifischen IgE gegenüber
Walnussextrakten und Walnusskomponenten bei Studienteilnehmern unter 14
Jahren höher als bei den älteren Probanden. Auch entwickelten alle unter
14-Jährige schwere Allergiesymptome, während 38 Prozent der
Studienteilnehmer im Alter von mindestens 14 Jahren nur milde Reaktionen
zeigten. Die Personen mit schweren Allergiesymptomen wiesen höhere
spezifische IgE-Spiegel gegenüber Walnussextrakt und den meisten weiteren
untersuchten Walnussbestandteilen auf.

"Die aktuellen Erkenntnisse können dazu beitragen auf Basis von
In-vitro-Untersuchungen, in Zukunft präziser als bisher den Schweregrad der
Walnussallergie zu bewerten und gezielte Ansätze für die spezifische
Immuntherapie zu entwickeln", erläutert Prof. Stefan Vieths, Vizepräsident
des PEI, die Bedeutung der Untersuchung.


Originalpublikation:

Ballmer-Weber BK, Lidholm J, Lange L, Pascal M, Lang C, Gernert S,
Lozano-Blasco J, Gräni N, Guillot C, Wangorsch A, Hanschmann KM, Pontoppidan B,
Tjäder L, Bartra J, Vieths S (2019): Allergen recognition patterns in
walnut allergy are age dependent and correlate with the severity of
allergic reactions.

J Allergy Clin Immunol Pract Jan 22 [Epub ahead of print]

DOI: https://doi.org/10.1016/j.jaip.2019.01.029

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.jaci-inpractice.org/article/S2213-2198(19)30099-6/abstract 

(Abstract der Publikation)

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/02-speicherproteine-walnuss-loesen-schwere-lebensmittelallergien-bei-kindern-aus.htmll 

(Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEPRESSION/192: Online-Programm speziell für arabischsprachige Patienten in Deutschland (SDD)


Stiftung Deutsche Depressionshilfe - 5. Februar 2019

Depression bei Migranten: Online-Programm speziell für arabischsprachige Patienten in Deutschland

Hilfe für arabischsprachige Patienten in Deutschland: kostenfreies
Selbsthilfe-Programm bei leichter Depression - Arabisch und elf
weitere Sprachen verfügbar



Leipzig, 05. Februar 2019 - Das Online-Selbsthilfe-Programm
iFightDepression für Patienten mit leichteren Depressionsformen ist
nun auch in arabischer Sprache verfügbar. Das Programm hilft den
Betroffenen, ihre Erkrankung besser zu verstehen und zeigt Übungen für
den Alltag. Die arabische Version richtet sich insbesondere an
Migranten in Deutschland und soll helfen, Sprachbarrieren und
Versorgungsengpässe zu überbrücken. "Psychisch erkrankte Flüchtlinge
haben es besonders schwer, Hilfe zu finden. Es fehlen
Psychotherapeuten und Ärzte, die sie in ihrer Muttersprache behandeln
können. Mit der arabischen Version des iFightDepression-Programms
wollen wir die Versorgungssituation verbessern und insbesondere
Patienten helfen, die sonst gar keine Unterstützung bekommen würden",
erklärt Prof. Ulrich Hegerl von der Stiftung Deutsche
Depressionshilfe.

Wegweiser durch deutsches Gesundheitssystem und Übungen für Alltag
iFightDepression ist an die kognitive Verhaltenstherapie angelehnt.
Durch Übungen lernen die Betroffenen zum Beispiel, den Schlaf zu
regulieren und negative Gedankenkreise zu durchbrechen. Eine gesunde
Lebensweise und die Stärkung der psychischen Widerstandskraft
(Resilienz) sind ebenso Bestandteil. Hinzu kommt speziell für
arabischsprachige Migranten ein Wegweiser zum Gesundheitssystem in
Deutschland und Anlaufstellen bei psychischen Erkrankungen. Das
Deutsche Bündnis gegen Depression wurde bei der Übersetzung und der
kultursensitiven Anpassung durch ein externes Expertengremium
unterstützt: "Das Krankheitsbild der Depression ist im arabischen
Kulturkreis ein anderes", erläutert Weam Jalbout, Mitglied im
Expertengremium und Assistenzarzt in der Transkulturellen
Institutsambulanz LVR-Klinikum Düsseldorf. "So werden für Europäer
typische Depressionssymptome wie Interessenlosigkeit und
Antriebslosigkeit im arabischsprachigen Raum anders zum Ausdruck
gebracht: Es werden eher körperliche Symptome wie eine
Beeinträchtigung des Schlafes, der Energie und des Körpergefühls
empfunden. Patienten erleben und beschreiben dies zusammengefasst wie
eine große Erschöpfung. Zudem ist es im arabischen Kulturkreis nicht
angesehen, persönliche Probleme und Gefühle einem Menschen außerhalb
der eigenen Familie preiszugeben", so Jalbout weiter. Vor diesem
Hintergrund wurden die Übungen im iFightDepression-Programm an diese
kulturellen Besonderheiten angepasst.

Begleitung durch Arzt, Psychotherapeuten oder Fachpersonal in Flüchtlingshilfe

Studien belegen die Wirksamkeit von Online-Programmen vor allem dann,
wenn sie professionell, z.B. vom Hausarzt, begleitet werden. Dann sind
Online-Angebote ebenso wirksam wie eine reguläre Psychotherapie. Vor
diesem Hintergrund ist iFightDepression nur für Patienten zugänglich,
die dabei professionell begleitet werden. Als Begleiter des
iFightDepression Tools in arabischer Sprache können sich Ärzte,
Psychotherapeuten und Fachpersonal aus der Flüchtlingshilfe
qualifizieren. Nachdem sie ein CME-zertifiziertes kostenfreies
Online-Training durchlaufen haben, können sie Patienten zur Nutzung
einladen. Das iFightDepression Tool ist sowohl für Fachpersonal als
auch für Patienten kostenfrei. Hegerl betont aber auch, dass
Online-Programme Grenzen haben: "Digitale Hilfen sind nicht für
schwere Depression geeignet. Es wäre fatal zu glauben, dass ein
Online-Selbstmanagement-Programm dann eine ausreichende Behandlung
darstellt", so Hegerl.

Kostenfrei in elf weiteren Sprachen verfügbar

iFightDepression ist auch auf Deutsch und in 11 weiteren Sprachen
verfügbar.

Mehr Informationen: 

https://www.deutsche-depressionshilfe.de/unsere-angebote/fuer-aerzte-und-psychologen/ifightdepression

Gefördert wurde die arabische Sprachversion von SKala - eine
Initiative der Unternehmerin Susanne Klatten in Partnerschaft mit dem
gemeinnützigen Analyse- und Beratungshaus PHINEO. SKala fördert bis
zum Jahr 2020 etwa 100 gemeinnützige Organisationen mit insgesamt bis
zu 100 Millionen Euro in den Bereichen Inklusion und Teilhabe,
Engagement und Kompetenzförderung, Brücke zwischen den Kulturen sowie
Katastrophenhilfe. Unterstützt werden ausschließlich Organisationen,
die gegenüber PHINEO eine große soziale Wirkung nachgewiesen haben.

 * 

Stiftung Deutsche Depressionshilfe

Depression erforschen - Betroffenen helfen - Wissen weitergeben
Die Stiftung Deutsche Depressionshilfe hat sich die bessere Versorgung
depressiv erkrankter Menschen und die Reduktion der Suizide in
Deutschland zum Ziel gesetzt. Vorstandsvorsitzender ist Prof. Dr.
Ulrich Hegerl. Die Schirmherrschaft hat der Entertainer und
Schauspieler Harald Schmidt übernommen. Neben Forschungsaktivitäten
bietet die Stiftung Betroffenen und Angehörigen unter ihrem Dach
vielfältige Informations- und Hilfsangebote wie das Diskussionsforum
Depression und das deutschlandweite Info-Telefon Depression. In über
85 Städten und Kommunen haben sich Bündnisse gebildet, die auf lokaler
Ebene Aufklärung über die Erkrankung leisten.

www.deutsche-depressionshilfe.de

 * 

Quelle:

Stiftung Deutsche Depressionshilfe

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Semmelweisstraße 10, 04103 Leipzig

Telefon: 0341 / 972 45 12

E-Mail: presse@deutsche-depressionshilfe.de

Internet: www.deutsche-depressionshilfe.de
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FORSCHUNG/785: Bindegewebe auf Abwegen - wenn die Organe vernarben (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 31.01.2019

Bindegewebe auf Abwegen - wenn die Organe vernarben



Die vermehrte Ablagerung von Bindegewebe ist ein Problem bei chronischen
Erkrankungen vieler Organe wie der Lunge (Idiopathische Lungenfibrose),
der Leber (Leberzirrhose), der Nieren (Nierenfibrose), des Darmes
(Graft-versus-Host Krankheit) und der Haut (Systemische Sklerose). Bis zu 40
Prozent aller Todesfälle in Industrienationen werden durch die Ablagerung
von Bindegewebe mit anschließender Gewebevernarbung verursacht. Effektive
Behandlungsmöglichkeiten stehen derzeit jedoch kaum zur Verfügung.

Wissenschaftler aus der Medizinischen Klinik 3 - Rheumatologie und
Immunologie (Direktor: Prof. Dr. Georg Schett) des Universitätsklinikums
Erlangen der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben
jetzt ein molekulares Netzwerk entschlüsselt, das diese Prozesse
kontrolliert und dadurch eine neue Möglichkeit für die Therapie von
Organvernarbung darstellen könnte. Die Ergebnisse zeigen, dass das Eiweiß
PU.1 die krankhafte Ablagerung von Bindegewebe verursacht. Ihre Ergebnisse
haben die Wissenschaftler jetzt im renommierten Fachmagazin Nature
veröffentlicht.(*)

Bei Bindegewebserkrankungen - sogenannten "Fibrosen" wie beispielsweise
der Systemischen Sklerose - kommt es durch eine überschießende Aktivierung
von Bindegewebszellen zu einer Verhärtung des Gewebes und zu einer
Narbenbildung innerhalb des betroffenen Organs. Diese Krankheiten können
prinzipiell jedes Organsystem befallen und sehr häufig zur Störung der
Organfunktion führen. Bindegewebszellen spielen bei Gesunden eine
Schlüsselrolle bei der normalen Wundheilung. Kann jedoch die Aktivierung
von Bindegewebszellen nicht abgeschaltet werden, kommt es zu fibrotischen
Erkrankungen, bei denen massenhaft Matrix im Gewebe abgelagert wird, was
zu einer Vernarbung und Funktionsstörung der betroffenen Gewebe führt.
Warum diese Reparaturprozesse bei fibrotischen Erkrankungen ausarten, war
jedoch bisher unklar.

Ein Wissenschaftlerteam um Dr. Andreas Ramming am Lehrstuhl für Innere
Medizin III der FAU konnte nun einen molekularen Mechanismus
entschlüsseln, der für die andauernde Aktivierung von Bindegewebszellen
verantwortlich ist. In experimentellen Studien nahmen die Forscher das
Eiweißmolekül PU.1 ins Visier. In der normalen Wundheilung wird die
Bildung von PU.1 vom Körper gehemmt, damit am Ende des normalen
Heilungsprozesses die Bindegewebszellen wieder in einen Ruhezustand
zurückkehren können.

"Wir konnten nachweisen, dass PU.1 bei verschiedenen
Bindegewebserkrankungen in der Haut, Lunge, Leber und der Niere aktiviert
wird. PU.1 bindet an die Erbsubstanz (DNA) in Bindegewebszellen und
programmiert diese um, was zu einer anhaltenden Ablagerung von
Gewebsbestandteilen führt", erklärt Dr. Ramming. PU.1 ist nicht der
einzige Faktor, der an Fibrosen beteiligt ist, denn schon in der
Vergangenheit wurden Faktoren identifiziert, die bei der Ablagerung von
Narbengewebe beteiligt sind. Was neu entdeckt wurde, ist, dass PU.1 eine
zentrale Rolle in einem Netzwerk aus Faktoren übernimmt, die diesen
Prozess steuern. "PU.1 ist gleichsam der Dirigent in einem Orchester",
erklärt Ramming, "nimmt man ihn heraus, fällt das gesamte Konzert in sich
zusammen". Der Ansatz ließ sich therapeutisch bereits mit einem
experimentellen Pharmakon realisieren. Dies nährt die Hoffnung, dass bald
klinische Studien zur Hemmung von PU.1 starten können, mit dem Ziel
Fibrose besser zu behandeln.

Die Arbeiten wurden durch den Sonderforschungsbereich 1181 "Schaltstellen
der Auflösung der Entzündungsreaktion" der Deutschen
Forschungsgemeinschaft unterstützt.


(*) Originalpublikation:

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-019-0896-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1139: Herzinfarkt-Diagnose - Neuer Schnelltest für mehr Therapiesicherheit (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 31.01.2019

Herzinfarkt-Diagnose: Neuer Schnelltest für mehr Therapiesicherheit

Studie mit 1.500 Patienten bestätigt präzise Diagnose des
1-Stunden-Troponin-Tests / Forschungsförderung durch die Deutsche Herzstiftung



Der Herzinfarkt zählt mit rund 49.000 Sterbefällen pro Jahr zu den
häufigsten Todesursachen in Deutschland. Alljährlich werden rund 220.000
Menschen mit einem Herzinfarkt in die Klinik eingeliefert. Die Patienten
klagen meist über schwere Schmerzen überwiegend im Brustkorb, die länger
als fünf Minuten anhalten und als brennend mit Engegefühl in der Brust und
drückend beschrieben werden. Die Schmerzen können auch ausschließlich
hinter dem Brustbein auftreten und in Arme, Schulterblätter, Hals, Kiefer
und Oberbauch ausstrahlen. Auch Schweißausbruch, Übelkeit und Atemnot sind
häufige Begleiterscheinungen
(www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html). Aber nicht immer sind die Symptome so eindeutig.
Dahinter können sich andere bedrohliche Erkrankungen verbergen, die sich
mit ähnlichen Anzeichen bemerkbar machen.

"Je schneller und sicherer die bestehende Erkrankung diagnostiziert werden
kann, desto rascher kann die passende Therapie erfolgen und umso größer
sind die Heilungsaussichten für die Patienten", erklärt Prof. Dr. med.
Willibald Hochholzer, Oberarzt an der Klinik für Kardiologie und
Angiologie II am Standort Bad Krozingen des Universitäts-Herzzentrums
Freiburg - Bad Krozingen. Der sogenannte 1-Stunden-Troponin-Test kann die
Diagnose Herzinfarkt binnen einer Stunde sichern. Diesen Schnelltest hat
Prof. Hochholzer mit finanzieller Unterstützung aus dem
Gerda-Müller-Weber-Fonds der Deutschen Herzstiftung (www.herzstiftung.de) in Höhe von
80.800 Euro im Rahmen der FAST-MI-Studie (*) an 1.500 Hochrisikopatienten im
Universitäts-Herzzentrum Freiburg - Bad Krozingen erfolgreich getestet.
Nach erfolgreichem Abschluss der Studie ist die Publikation in einem
renommierten Fachjournal für 2019 geplant.

Erhöhter Troponin-Spiegel: Herzinfarkt - oder andere Erkrankung?

Um die Diagnose Herzinfarkt (Myokardinfarkt) zu sichern, schreiben die
Ärzte ein Elektrokardiogramm und analysieren die elektrischen Herzströme.
"Das zentrale Kriterium jedoch, um die Diagnose Herzinfarkt zu
untermauern, ist der sogenannte Troponin-Test", erklärt Prof. Hochholzer.
Kardiales Troponin ist ein Proteinkomplex, der dazu beiträgt, dass
Herzmuskelzellen kontrahieren und das Herz seine Aufgabe als Blutpumpe
erfüllen kann. Erhalten die Muskelzellen des Herzens zu wenig Sauerstoff
und werden sie nicht ausreichend mit Nährstoffen versorgt, sterben sie ab.
Dann wird kardiales Troponin aus den Zellen freigesetzt und gelangt ins
Blut. Das ist z. B. der Fall, wenn sich ein Herzinfarkt ereignet hat. Ein
erhöhter Troponin-Spiegel im Blut weist darauf hin, dass der Herzmuskel
geschädigt wurde - es muss aber nicht unbedingt ein Infarkt sein, der die
Zellen absterben und den Troponin-Spiegel im Blut ansteigen lässt. Auch
andere Erkrankungen und Schädigungen können das verursachen, z. B. eine
Lungenembolie, ein septischer Schock oder bestimmte Herzrhythmusstörungen.
"Diese Patienten machen, bedingt durch einen relativen Sauerstoffmangel,
auch eine Art 'Infarkt' ohne Gefäßverschluss durch, einen sogenannten
Myokardinfarkt Typ 2", erklärt der Experte. Je nach Ursache der Erkrankung
müssen sie aber alle unterschiedlich behandelt werden. Liegt tatsächlich
ein "klassischer" Herzinfarkt aufgrund eines Gefäßverschlusses (Typ 1)
vor, muss das betroffene Herzkranzgefäß umgehend mit einem Ballon
wiedereröffnet und eine Gefäßstütze (Stent) implantiert werden, um das
Organ vor weiterem Schaden zu bewahren.

Diagnose in einer Stunde: Schneller und zielgenauer behandeln

Damit die Diagnose "Herzinfarkt" möglichst schnell sichergestellt und die
lebensrettende Therapie rechtzeitig beginnen kann, empfehlen die neuen
Leitlinien der Europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC) bei
Patienten mit Verdacht auf Herzinfarkt den
"1-Stunden-Troponin-Diagnose-Algorithmus". Dabei handelt es sich um eine Art Handlungsvorschrift, die
auf den Werten von hochsensitivem kardialem Troponin basiert und es
erlaubt, binnen einer Stunde einen Herzinfarkt zu bestätigen - oder
auszuschließen. Bislang wurde der Algorithmus bei Patienten in allgemeinen
Notaufnahmen getestet. "Dort ist der Anteil der Patienten mit einem akuten
Herzinfarkt allerdings relativ gering", schränkt Prof. Hochholzer ein. Der
Kardiologe und Kollegen haben in der Fast-MI-Studie die Aussagekraft des
Tests an 1.500 Hochrisikopatienten im Alter von durchschnittlich 72 Jahren
erfolgreich getestet. "Der Test funktioniert hervorragend für den
Ausschluss eines Herzinfarktes auch bei diesen Hochrisikopatienten", nennt
Prof. Hochholzer das Ergebnis. "Auch bei den meisten Patienten im
Herzzentrum liefert der 1-Stunden-Troponin-Algorithmus eine schnelle und
sichere Diagnose." Geprüft wird derzeit, ob sich Troponin-Grenzwerte und
weitere diagnostische Schritte festlegen lassen, die es erlauben,
frühzeitig einen "klassischen" Myokardinfarkt Typ 1 vom Myokardinfarkt Typ
2", abzugrenzen. Beide Herzinfarkttypen eindeutig und schnell
unterscheiden zu können, ist für viele Betroffene lebenswichtig, denn sie
bedürfen einer unterschiedlichen Therapie.


(*) Validierung des neuen 1-Stunden-Troponin-Diagnose-Algorithmus für den
akuten Nicht-ST-Hebungs-Myokardinfarkt der European Society of Cardiology

Dank der finanziellen Unterstützung durch Stifterinnen und Stifter,
Spender und Erblasser kann die Deutsche Herzstiftung e. V.
(www.herzstiftung.de) gemeinsam mit der von ihr 1988 gegründeten Deutsche
Stiftung für Herzforschung (DSHF) Forschungsprojekte in einer
Größenordnung finanzieren, die die Deutsche Herzstiftung und die DSHF in
der Herz-Kreislauf-Forschung unverzichtbar machen.


Tipp: 

Für Patienten mit koronarer Herzkrankheit bietet die Herzstiftung
den kostenfreien Ratgeber "Herz in Gefahr: Koronare Herzkrankheit und
Herzinfarkt" (160 S.) an, anzufordern unter www.herzstiftung.de/Koronare-
Herzkrankheit-Sonderband.html (Tel. 069 955128400).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=ACzW7cW5wrM 

(Prof. Hochholzer über den Schnelltest)

https://www.herzstiftung.de/Koronare-Herzkrankheit-Sonderband.html 

(Ratgeber "Herz in Gefahr")

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70866

PM-DHS-Herzinfarkt-Diagnose-Schnelltest-2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1315: Neue Methode verringert das Risiko bei der Entwicklung von Medikamenten (idw)


Universität Luxemburg - Université du Luxembourg - 31.01.2019

Neue Methode verringert das Risiko bei der Entwicklung von Medikamenten



Ein Team um Forscher der Universität Luxemburg gemeinsam mit der Princeton
University, der Cornell University und der Avantgarde Materials Simulation
GmbH hat eine neue Methode entwickelt, mit der sich berechnen und
vorhersagen lässt, wie sich Wirkstoffmoleküle in Molekülkristallen unter
wechselnden energetischen Bedingungen anordnen. Für pharmazeutische
Unternehmen könnte dieser Ansatz verwendet werden, um teure
Entwicklungsfehlschläge, Produktionsfehler oder mögliche Klagen zu
vermeiden.

Da Arzneimittel überwiegend in festem Zustand vermarktet werden,
beispielsweise als Tabletten, müssen Hersteller sicherstellen, dass sie
ordnungsgemäß funktionieren und die pharmazeutischen Wirkstoffe in der
erforderlichen Dosis freisetzen. "In der Vergangenheit gab es mehrere
Skandale in der pharmazeutischen Industrie, bei denen Unternehmen ein
funktionierendes Molekül identifiziert hatten, es vermarkteten und dann,
manchmal Jahre später die Wirkstoffformulierung aufgrund geringfügiger
Änderungen der Produktionsbedingungen plötzlich nicht mehr wirksam war",
erklärt Prof. Alexandre Tkatchenko von der Forschungsabteilung Physik und
Materialwissenschaft der Universität Luxemburg, der Hauptautor des aus der
Arbeit entstandenen Artikels, der in Science Advances veröffentlicht
wurde. Infolgedessen mussten einige Arzneimittel umformuliert und über
einen längeren Zeitraum hinweg vom Markt genommen werden.

In den meisten Fällen liegt der Grund für diese veränderten Eigenschaften
in den Wechselwirkungen zwischen den Molekülen. Im festen Zustand
organisieren sich Moleküle in kristallinen Strukturen, die durch
verschiedene intermolekulare Wechselwirkungen stabilisiert werden. Da
Moleküle sehr flexibel sind, können sie viele verschiedene Anordnungen mit
unterschiedlichen physikalischen und chemischen Eigenschaften bilden. "Um
diese finden zu können, sind Pharmaunternehmen in
Kristallisationsexperimenten normalerweise auf "Trial and Error"
angewiesen. Realistisch gesehen können sie jedoch nicht alle möglichen
Formen in Experimenten studieren, da man nie weiß, was sich an den
experimentellen Rahmenbedingungen ändert. Die Möglichkeiten sind
exponentiell", erklärt Prof. Robert DiStasio, Mitautor der Studie von der
Cornell University.

Um diese Experimente durch Berechnungen ersetzen und Veränderungen der
Festkörpereigenschaften vorhersehen zu können, haben sich die Forscher mit
der Firma Avantgarde Materials Simulation zusammengetan, die für
Pharmaunternehmen Kristallstrukturen organischer Festkörper simuliert.
Gemeinsam entwickelten sie eine Methode, mit der sie berechnen können, wie
sich die Energie verschiedener Festkörper in Abhängigkeit von ihrer
Struktur ändert. "Der neue Ansatz verbessert die Genauigkeit der
Energieklassifizierung bei akzeptablen Berechnungskosten. Dies wird die
Art und Weise verändern, wie die Vorhersage von Kristallstrukturen in der
gesamten Pharmaindustrie angewendet wird", kommentiert Dr. Marcus Neumann,
Gründer und CEO der Avantgarde Materials Simulation GmbH.

Für die Zukunft planen die Autoren, die Methode weiterzuentwickeln und mit
"Machine Learning" zu kombinieren, um die Recheneffizienz zu steigern.


Originalpublikation:

Reliable and practical computational description of molecular crystal
polymorphs; Johannes Hoja1, Hsin-Yu Ko2, Marcus A. Neumann3, Roberto
Car2, Robert A. DiStasio Jr. and Alexandre Tkatchenko; Science Advances
11 Jan 2019: Vol. 5, no. 1, eaau3338

DOI: 10.1126/sciadv.aau3338

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1085

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Luxemburg - Université du Luxembourg - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/981: Magdeburg - Schüleruniversität. "Tattoos, Nikotin, Koffein - welche Risiken stecken dahinter?", 13.03.2019


Landeshauptstadt Magdeburg - 4. Februar 2019

Schüleruniversität: "Tattoos, Nikotin, Koffein - welche Risiken stecken dahinter?"

Informationstag mit Kurzvorträgen/Anmeldungen bis 1. März möglich



Das Bundesinstitut für Risikobewertung lädt gemeinsam mit der
Landeshauptstadt Magdeburg und der Otto-von-Guericke-Universität für
den 13. März von 9.00 bis 12.30 Uhr zu einer Schüleruniversität rund
um den gesundheitlichen Verbraucherschutz ein. Anmeldungen von Schulen
sind bis zum 1. März möglich.

In informativen und unterhaltsamen Vorträgen stellen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Bundesinstitutes für
Risikobewertung Beispiele für gesundheitliche Risiken vor, die den
Jugendlichen auch im eigenen Alltag begegnen können. Dabei erfahren
die Schülerinnen und Schüler unter anderem, welche Gesundheitsgefahren
von Pflanzengiften wie Koffein und Nikotin ausgehen können und welche
möglichen Risiken mit Tätowierungen verbunden sind. Außerdem wird
erklärt, was gesundheitlicher Verbraucherschutz ist.

Die Schüler haben zudem die Möglichkeit, über die Bewertung, die
Wahrnehmung und die Kommunikation solcher Risiken an lebensnahen
Beispielen zu diskutieren. Die Expertinnen und Experten des
Bundesinstitutes geben darüber hinaus Einblicke in die Erforschung von
Alternativmethoden zu Tierversuchen und zeigen auf, wie
unterschiedlich gesundheitliche Risiken in der Gesellschaft
wahrgenommen werden.

Das Angebot für Schülerinnen und Schüler ab der 10. Klasse ist
kostenfrei. Schulen werden gebeten sich bis zum 1. März per Mail an
janine.lehmann@ob.magdeburg.de oder telefonisch unter der Rufnummer 03
91/5 40 26 36 anzumelden.

 * 

Quelle:

Landeshauptstadt Magdeburg

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6

39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717, Fax: 03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





CROSSOVER/479: Hamburg - Blue and Bossa mit André Krikula, Goldbekhaus 9.2.2019


Hamburg - Goldbekhaus

Samstag 9. Februar um 20:30 Uhr

GRÜSSE AUS BRASILIEN!

ANDRE KRIKULA | TRIO & GUEST 

Blue and Bossa | Konzert



Brazilian Guitar & Voice: Die sanfte Melancholie der Bossa Nova trifft
auf die Virtuosität eines exzellenten Gitarristen, der es in
rhythmisch mitreißenden Kompositionen genauso wie in gefühlvollen
Gitarrenballaden versteht, der Poesie seines Instruments den
gebührenden Raum zu lassen und dem Zuhörer das Gefühl der lockeren
Entspanntheit eines warmen Sommerabends musikalisch zu vermitteln.
Dabei findet sich André Krikula problemlos ein in die typisch
seidenweiche, swingende Klangsprache brasilianischer Sänger . Neben
seiner Vorliebe für Bossa Nova, speziell für Baden Powell und dem
zärtlich coolen Gesang eines João Gilberto, sind Einflüsse aus
dem Jazz und Blues in seinem virtuosen Spiel spürbar.

Krikula wird begleitet von zwei großartigen Musikern, Axel Burkhardt
am Bass und dem brasilianischen Percussionisten Cesar Ferreira.
Erwartet werden dürfen 3 virtuose Instrumentalisten - ein
eingespieltes Trio mit enormer musikalischer Intensität. Als Gäste
begrüßen wir den aus Kuba stammenden Flötisten und Saxophonisten
Leandro Sainthill und aus Venezuela Cesar Falcon.

Mit: André Krikula (Brazilian guitar & Voice), Cesar Ferreira:
(Percussion & Voice), Axel Burkhardt (Bass), Cesar Falcon (Latin
Percussion), Leandro Sainthill (Flute, Sax), www.andrekrikula.de

Bühne zum Hof | AK 19,- / 14,- | VVK 15,- / 10,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren), Unter 14 Jahren 10 € an der
Abenkasse oder andre@matama.de


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10174: Augsburg - Tastenzauber, 28. Februar 2019 


Universität Augsburg - 05.02.2019

Tastenzauber

Am 28. Februar 2019 lassen die herausragendsten Klaviertalente des LMZ der
Universität Augsburg wieder einen Abend lang die Tasten tanzen



Alles dreht sich um den Tanz, wenn sich die junge Klavierelite des
Leopold-Mozart-Zentrums der Universität Augsburg am 28. Februar 2019 unter
der künstlerischen Leitung von Evgenia Rubinova und Christine Olbrich
wieder einmal im Parktheater präsentiert.

Die derzeitigen Exzellenzpianistinnen und - pianisten der verschiedenen
LMZ-Klassen interpretieren mit zwei und bis zu acht Händen tänzerische
Kompositionen von Scarlatti und Mozart über Brahms und Ravel bis zu
Stravinski. Virtuos, leidenschaftlich und vielseitig bringen die
Studierenden nicht nur musikalisch die ganze Welt auf die Bühne. Die zehn
ausgezeichneten Tastentalente bringen auch das Temperament ihrer
Heimatländer mit: Deutschland, Russland, Weißrussland, China, Japan,
Korea, Spanien und Rumänien.


Tastenzauber

• Donnerstag, 28. Februar 2019, 19.30 Uhr

• Parktheater im Kurhaus Göggingen, Klausenberg 6, 86199 Augsburg

• Tickets zu 26,-, 24, und 19,- EURO (zzgl. Gebühren) beim Parktheater,
Telefon 0821/906 22 22

• Mitwirkende: Paul Buruiana (Klasse Hans-Christian Wille) Viktoriya
Bychkova (Klasse Evgenia Rubinova) Jin Ho Kim (Klasse Evgenia Rubinova)
Evgeny Konnov (Klasse Evgenia Rubinova) Shenglong Li (Klasse Christine
Olbrich) Hyejue Moon (Klasse Christine Olbrich) Thuria Shadad (Klasse
Stephan Kaller) Pablo Diez Teresa (Klasse Cristina Marton Argerich)
Zhuopeng Wang (Klasse Christine Olbrich) Moritz Wolff (Klasse
Hans-Christian Wille)

Programm:

Isaac Albéniz (1860 - 1909): aus "Iberia Suite" Triana (Paul Buruiana)

Manuel De Falla (1876 - 1946): Fantasia Baetica (Jin Ho Kim)

Alberto Ginastera (1916 - 1983): Danzas Argentinas (Moritz Wolff)

Franz Liszt (1811-1886): Ungarische Rhapsodie Nr. 2 cis-moll in der
Bearbeitung von Vladimir Horowitz (Shenglong Li)

Alexander Borodin (1833 - 1887): Polowetzer Tänze (Auswahl) für acht Hände
(Pablo Diez Teresa, Victoriya Bychkova, Paul Buruiana und Moritz Wolff)

Camille Saint-Saëns (1835 - 1921): "Danse macabre" für zwei Klaviere op.40
(Hyejue Moon und Zhuopeng Wang)

Evgeny Glebov (1929 - 2000) und Vladimir Olovnikov (1919 - 1996): Samba
(Victoriya Bychkova)

Maurice Ravel (1875 - 1937): La Valse (Hyejue Moon)

Enrique Granados (1867 - 1916): aus "12 Spanische Tänze" Andaluza (Pablo
Diez Teresa)

Igor Strawinsky (1882 - 1971): Trois mouvements de Pétrouchka (Evgeny
Konnov)

Arthur Benjamin (1893 - 1960): Jamaican Rumba (Paul Buruiana, Victoriya
Bychkova, Pablo Diez Teresa, Jin Ho Kim, Evgeny Konnov, Shenglong Li,
Hyejue Moon, Zhuopeng Wang und Moritz Wolff)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8969: Aus aller Welt - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan und Tsipras tauschen ihre Positionen aus

Während seines zweitägigen Besuchs in Ankara wurde der griechische
Ministerpräsident Alexis Tsipras von Präsident Recep Tayyip Erdogan
für die ausstehende Auslieferung von acht türkischen Soldaten
kritisiert. Die Offiziere waren nach dem gescheiterten Putschversuch
im Juli 2016 ins Nachbarland geflohen. Griechenland dürfe kein
sicherer Hafen für Putschisten und Terroristen werden, sagte Erdogan
bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Tsipras im
Präsidentenpalast. Sein Land respektiere die Unabhängigkeit und die
Entscheidungen der Justiz, erwiderte Tsipras. Drei der acht
türkischen Militärs gewährt Griechenland bereits Asyl. Für die
anderen fünf wird es erwartet. In Hinblick auf den schwelenden Streit
in der Ägäis betonte der Linkspremier, daß es wichtiger sei, die
Zusammenarbeit im Bereich Sicherheit zu stärken und ein Klima der
Kooperation zu schaffen.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8969: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia in Kulturverein in Wilhelmsburg

Die Hamburger Polizei führte am Dienstagabend eine Razzia im
"Jugendtreff e.V.", einem Kulturverein im Stadtteil Wilhelmsburg,
durch. Das Lokal gilt bei Ermittlern als Treffpunkt von reisenden
Wohnungseinbrechern. Insgesamt wurden 23 Personen von den Beamten
überprüft. Die Polizei führte zehn Männer ab, die sich offenbar
illegal in Deutschland aufhalten. Bei einem 43jährigen Türken fanden
die Beamten 19.000 Euro Bargeld. Gegen ihn wurde ein
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Geldwäsche eingeleitet.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8966: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Botschafter beschließen Aufnahme von Nordmazedonien

Ungeachtet der Kritik aus Rußland haben die Botschafter der 29
NATO-Staaten heute in Brüssel das Beitrittsprotokoll für die künftige
Republik Nordmazedonien unterzeichnet. Das Aufnahmedokument muß im
Anschluß noch von jedem Mitglied des nordatlantischen
Militärbündnisses ratifiziert werden. Generalsekretär Jens
Stoltenberg sprach von einem historischen Ereignis. Die ehemalige
jugoslawische Teilrepublik wird voraussichtlich spätestens 2020 das
30. Mitglied der NATO werden. Der Beitritt Nordmazedoniens wird nach
Ansicht Stoltenbergs für zusätzliche Stabilität und Sicherheit auf
dem Balkan sorgen. Moskau wertet die NATO-Erweiterung auf dem Balkan
als Sicherheitsgefahr, die Rußland zur Verteidigung zwingt.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8968: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Vizechefin Midyatli gegen Abschiebehaftpläne von Jamaika

Die Nord-SPD fordert die Jamaika-Koalition in Kiel dazu auf, sich im
Bundesrat für die Streichung einer umstrittenen Regelung des
Aufenthaltsgesetzes einzusetzen, die eine Inhaftierung für
Minderjährige und Familien mit Minderjährigen in Ausnahmefällen
ermöglicht. Schleswig-Holstein könne zudem ein Verbot der
Abschiebehaft für Minderjährige in das geplante Gesetz zur
Abschiebehaft im Norden aufnehmen, sagte die flüchtlingspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Serpil Midyatli, am Mittwoch vor
der Anhörung zum Abschiebehaftvollzugsgesetz im Landtag.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8967: Tragisches und Kurioses - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lawinenunglück im Berner Oberland

Bei einem Lawinenabgang im Schweizer Kanton Bern wurde am
Dienstagvormittag ein Skitourenfahrer mitgerissen und von den
Schneemassen begraben. Rettungskräfte konnten den 27jährigen
lokalisieren und bergen. Er wurde in kritischem Zustand ins
Krankenhaus geflogen, wo er in der Nacht auf Mittwoch verstarb. Nach
bisherigen Kenntnissen befand sich der Mann zusammen mit einem
Begleiter im Aufstieg zum Gipfel des Niesen, als sich ein Schneebrett
löste. Der Begleiter blieb unverletzt.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8052: Aus Forschung und Technik - 06.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erster Start einer Ariane 5 in diesem Jahr

Der europäische Raketendienstleister Arianespace hat am Dienstagabend
zwei Telekommunikationssatelliten vom europäischen Weltraumbahnhof in
Kourou im südamerikanischen Französisch-Guyana in einen Orbit
gebracht. Die beiden 6,5 und 2,5 Tonnen schweren Hightech-Geräte
Saudi Geostationary Satellite 1/Hellas Sat 4 und GSAT-31 wurden 27
Minuten nach dem Start nacheinander in einem geostationären
Transferorbit (GTO) ausgesetzt. Der saudische Satellit soll den Nahen
Osten und Europa in den nächsten 15 Jahren mit modernsten
Dienstleistungen versorgen. GSAT-31 wurde von der indischen
Weltraumforschungsorganisation (ISRO) entworfen und hergestellt. Es
war dies der erste von insgesamt fünf vorgesehenen Starts einer
schweren Ariane-5-Trägerrakete von Kourou in diesem Jahr.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8065: Aus aller Welt - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Pariser Nationalversammlung verschärft Demonstrationsrecht

Die französische Nationalversammlung hat in erster Lesung ein von der
Regierung eingebrachtes "Anti-Randalierer-Gesetz" mit 387 zu 92
Stimmen gebilligt. Die Zustimmung des Senats steht noch aus. Die
Novelle sieht ein Vermummungsverbot für Demonstranten und erweiterte
Befugnisse von Behörden und Polizei gegenüber Kundgebungsteilnehmern
vor. Die Polizei kann ohne Richtervorbehalt Demonstrationsverbote
gegen Personen aussprechen, die nach ihrer Auffassung eine besonders
schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung darstellen. Bei
Zuwiderhandlung drohen sechs Monate Haft und eine Geldstrafe von 7500
Euro. Ein Verstoß gegen das Vermummungsverbot kann mit einem Jahr
Gefängnis und einer Geldstrafe von 15.000 Euro geahndet werden.

6. Februar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8024: Medizin und Gesundheitswesen - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Prävention gegen Hautkrebs soll besser werden

Auch wenn in den letzten Jahren die Gefahren durch Hautkrebs in den
Medien weniger thematisiert wurden, sind sie nicht geringer geworden.
Ganz im Gegenteil, die Zahl der Hautkrebsneuerkrankungen soll
zugenommen haben. Nach Berechnungen, die auf den Daten des
Krebsregisters Schleswig-Holstein basieren, erkranken im Jahr rund
300.000 Menschen neu an Hautkrebs. Etwa 260.000 erkranken an
Hautkrebs des hellen Typs und etwa 40.000 an einem Melanom.
Angesichts dessen fordert das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
zusammen mit Experten des UV-Schutz-Bündnisses mehr Maßnahmen zur
Vorbeugung von Hautkrebs. Neben mehr Aufklärung und Information
bedarf es hier vor allem des Ausbaus von gesundheitsfördernden
Strukturen. Unter anderem sollte dafür die Hautkrebsprävention im
Präventionsgesetz des Bundes verankert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8053: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Umweltaktivisten wegen Besetzung von Braunkohlebaggern in U-Haft

18 der am Dienstag in den Braunkohletagebauten Jänschwalde und
Welzow-Süd in Gewahrsam genommenen Baggerbesetzer sind nach Angaben
des Amtsgerichts Cottbus für maximal zwei Monate in Untersuchungshaft
gekommen. Zwei Männer und drei Frauen von den insgesamt 23
Umweltaktivisten kamen frei, nachdem sie Angaben zu ihrer Person
gemacht hatten. Alle anderen hatten sich nicht geäußert. Der
Tagebaubetreiber, das Bergbau- und Energieunternehmen Leag, wirft den
Aktivisten unter anderem Hausfriedensbruch vor. Die Umweltaktivisten
fordern einen Kohleausstieg sofort und nicht erst in zwanzig Jahren,
wie es die Kohlekommission der Bundesregierung vorgeschlagen hat. An
den Baggerbesetzungen am Montag waren Aktivisten von Robin Wood und
des Aktionsbündnisses Ende Gelände beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7976: Sprache, Kunst und Medium - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Anschlag auf Karl Marx' Grabmal in London

Sehr wahrscheinlich aus politischen Gründen wurde auf dem Londoner
Friedhof im Stadtteil Highgate ein Anschlag auf das Grab von Karl Marx
verübt, der dort im März 1883 beigesetzt wurde.

Eine Londoner Betreuergruppe geht von einer gezielten Tat aus.
Schließlich werden nach wie vor erhebliche Ressentiments gegen den
deutschen Philosophen und Verfechter des Kommunismus gehegt, der viele
Jahre in London gearbeitet und gelebt hatte. Mit seinen Schriften
sorgte Marx für den ideologischen Unterbau der Lehre.

Vermutlich mit einem Hammer haben der oder die Täter die Marmorplatte
mit den Namen und Daten des Familiengrabs teilweise bis zur
Unleserlichkeit zerstört.

Unversöhnlicher Haß hat bis heute immer wieder Angriffe auf Marx'
Ruhestätte befeuert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8043: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



NATO-Aufnahmeprotokoll für Nordmazedonien unterzeichnet

Vertreter der 29 NATO-Mitglieder und der künftigen Republik
Nordmazedonien haben am Mittwoch in Brüssel das Dokument zum Beitritt
der "Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien" in das
Militärbündnis unterzeichnet. Bevor das neue Mitglied in die Allianz
aufgenommen werden kann, müssen die nationalen
Ratifizierungsverfahren abgeschlossen werden. Das wird
voraussichtlich 2020 sein. Griechenland hatte sich einer
Mitgliedschaft der vormals zum blockfreien Vielvölkerstaat
Jugoslawien gehörenden Republik wegen des Streits um deren Namen
entgegengestellt. Die Umbenennung in Nordmazedonien soll nach der
Ratifizierung des NATO-Beitrittsprotokolls in Griechenland
möglicherweise noch in der laufenden Woche stattfinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8057: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Erste Absprachen zu einem EU-Informationssystem

Unterhändler der EU-Staaten, des Europaparlaments und der
EU-Kommission haben am Dienstag abgesprochen, die bislang nicht
vernetzten Sicherheitsdatenbanken in den verschiedenen EU-Staaten zu
einem einzigen Informationssystem zusammenzuschließen. Grenzschützer,
Ermittler und Polizisten sollen sich die verteilt vorliegenden Daten
mit einem Mausklick auf den Schirm holen können.

In das EU-Informationssystem sollen unter anderem das
Schengen-Informationssystem, die Fingerabdruckdatenbank Eurodac und
das Visa-Register sowie das neue Ein- und Ausreisesystem zur
biometrischen Grenzkontrolle (Smart Borders) und das Europäische
Reisegenehmigungssystem (ETIAS) aufgenommen werden. Ein gemeinsamer
Dienst wird Fingerabdrücke und Gesichtsbilder mit den bestehenden
Datenbanken abgleichen.

Außerdem hat die EU-Kommission vorgeschlagen, mit den USA
Verhandlungen über den Austausch von Personendaten aufzunehmen. Die
europäischen Ermittler sollen aus den USA schneller als bisher bei
Diensteanbietern liegenden Daten sowie über den Datenaustausch im
Netz abfragen können, wobei Datenschutz und Grundrechte gewahrt
werden sollen. Den amerikanischen Behörden sollen die gleichen Rechte
eingeräumt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8026: Tragisches und Kurioses - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Frachter Zoe hat in der Nordsee mehr Container verloren

Das für die Schweizer Reederei MSC fahrende Containerschiff Zoe soll
erheblich mehr als die Anfang des Jahres angegebenen 291
Frachtbehälter verloren haben. So nannte das niederländische
Ministerium für Verkehr und Wasserwirtschaft heute die Zahl von
mindestens 345 verlorenen Containern. Nach wie vor ist die Rede von
zwei vermißten Gefahrengutbehältern. Seit etwa zwei Wochen laufen die
Bergungsarbeiten vor der niederländischen und der deutschen
Nordseeküste. Vor der Insel Borkum werden noch viele unentdeckte
Container vermutet.

Die Genfer Reederei MSC will in der kommenden Woche eine verbindliche
Liste mit der verlorenen Ladung herausgeben. Das Schiff ist inzwischen
in Danzig angekommen, wo die letzte Fracht gelöscht wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8054: Arbeit, Soziales und Familie - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen soziale Not in Frankreich

In ganz Frankreich haben am Dienstag nach Angaben der Gewerkschaft
CGT rund 300.000 Menschen gegen soziale Not protestiert. Zu dem
Aktionstag hatten weitere Gewerkschaften und die Linkspartei La
France insoumise (Das unbeugsame Frankreich) aufgerufen. Sie fordern
unter anderem Lohnerhöhungen, niedrigere Studiengebühren und die
Wiedereinführung einer nennenswerten Vermögenssteuer. An den
Kundgebungen beteiligten sich zum erstenmal auch die sogenannten
Gelbwesten, die bisher eher unorganisiert auftreten. Außerdem nahmen
Schüler und Studenten sowie Mitglieder des globalisierungskritischen
Netzwerks Attac teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8035: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Zuviel Nitrat im deutschen Grundwasser

Das deutsche Grundwasser ist bei weitem nicht so gut, wie allgemein
geglaubt wird. Untersuchungen ergaben zuviel Nitrat im Grundwasser.
Als Hauptursache gilt der übermäßige Einsatz von stickstoffhaltigem
Dünger in der Landwirtschaft. Zwar ist Nitrat für den Menschen selbst
nicht gesundheitsgefährdend. Doch Nitrat kann zu Nitrit umgewandelt
werden, das den Sauerstofftransport im Blut blockiert. Außerdem
besteht der Verdacht, daß Nitrit indirekt krebserregend sein kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8042: Märkte und Finanzen - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission unterbindet Fusionspläne von Siemens und Alstom

Die EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager hat einen
Zusammenschluß der Bahnsparten des deutschen Siemens-Konzerns und der
französischen Alstom-Gruppe untersagt. Die Unternehmen hatten zuvor
die erheblichen wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission nicht
ausräumen können. Bei einer Übernahme des französischen
TGV-Produzenten durch den deutschen ICE-Hersteller wäre im Bereich
Hochgeschwindigkeitszüge ein dominanter Akteur entstanden. Das
fusionierte Unternehmen hätte auch im Bereich Signalanlagen eine
marktbeherrschende Stellung nicht nur in Europa, sondern auch global
erreicht. Das hätte zu geringerer Auswahl und höheren Preisen vor
allem für Eisenbahnunternehmen und Schieneninfrastrukturbetreibern
geführt. Siemens und Alstom sehen sich der Konkurrenz durch den
chinesischen Zughersteller CRRC ausgesetzt, der bislang auf dem
europäischen Markt nicht aktiv ist. Vor dem Hintergrund hatten sich
die Regierungen in Berlin und Paris hinter die Fusionspläne von
Siemens und Alstom gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8058: Aus Forschung und Technik - 06.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Schüler bekommen immer häufiger Nachhilfe

Die Schüler hierzulande sehen sich immer größeren Anforderungen
ausgesetzt. Mittlerweile muß schon jeder siebte Schüler im Alter
zwischen 6 und 16 Jahren Nachhilfeunterricht nehmen, damit er die
gewünschten Leistungen erbringen kann. Das ergab eine Elternbefragung
durch die Bertelsmann Stiftung. Am häufigsten werden Nachhilfeschüler
im Fach Mathematik (61 Prozent) gefördert, gefolgt von Fremdsprachen
(46 Prozent) und Deutsch (31 Prozent).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1093: Mechanische Trenntechnik könnte Dammbrüche wie in Brasilien verhindern (idw)


Technische Universität Bergakademie Freiberg - 05.02.2019

Mechanische Trenntechnik könnte Dammbrüche wie in Brasilien verhindern



Mechanische Trenntechnik könnte nach Auffassung eines Freiberger
Wissenschaftlers Dammbrüche wie in Brasilien verhindern. "Als
Trenntechnikexperten arbeiten wir mit Technologien, die für eine
Entwässerung der Schlämme genutzt werden können, wodurch eine ganz andere
Lagerung der Reststoffe möglich wird", erläutert Prof. Urs Peuker, Leiter
des Instituts für Mechanische Verfahrenstechnik und Aufbereitungstechnik
der TU Bergakademie Freiberg.

Bisher werden die Reststoffe bei der Erzgewinnung in großen Absetzbecken
(engl. "Tailings Ponds") gesammelt und dort gelagert. Diese künstlichen
"Teiche" können mehrere Quadratkilometer Umfang einnehmen und Millionen
Kubikmeter Schlamm enthalten. Die zugehörigen Dämme sind dann bis zu 30
Meter hoch. Ein solcher "Tailings Pond" ist vor gut einer Woche im
brasilianischen Bundesstaat Minas Gerais gebrochen und hat über 100
Menschen das Leben gekostet. An der TU Bergakademie Freiberg werden
alternative Lösungen erforscht.

"Das Konzept des sog. 'Dry-Tailing Stockage' ist nachhaltiger, weil sich
die Reststoffe nach einer Filtration eben nicht mehr in großen Mengen von
Wasser befinden, sondern die Flüssigkeit bereits abgetrennt ist und der
Feststoff trocken auf Halde gelagert werden kann. Dieser hat dann etwa die
Konsistenz eines leicht feuchten Sandes", erklärt Prof. Peuker, der
mehrere Patente für Filtrationstechniken besitzt. "Bisher waren die
Investitionen in diese Aufbereitungstechnologie für die Bergbaubetreiber
zu teuer. Es war einfacher, den Schlamm zu lagern. Angesichts der in
Zukunft steigenden Kosten für eine langfristige Sicherung der
Dammstabilität und der potentiellen Gefahren durch einen Dammbruch sind
die Filtrationstechniken nun wirtschaftlich." Eine Lagerung des
filtrierten Feststoffs benötigt weniger Fläche und kann besser gegen die
Umgebung abgedichtet werden, sodass keine Schadstoffe in die Umgebung
abgegeben werden. Erste Anlagen zum "Dry Tailing Stockage" sind in den
letzten Jahren installiert worden. Auslöser hierfür war die Rückgewinnung
des Prozesswassers, da die zugehörigen Bergbaubetriebe in sehr trockenen
Gegenden arbeiteten oder nur begrenzte Wasserrechte erhalten hatten.
Die Fachgruppe "Mechanische Flüssigkeitsabtrennung" im Verband Deutscher
Ingenieure (VDI), die von Prof. Peuker koordiniert wird, beschäftigt sich
mit der Trennung disperser Stoffsysteme im Größenbereich 10 nm bis 10 mm.
Diese können sowohl Fest-Flüssig Stoffsysteme als auch Flüssig-Flüssig
Stoffsysteme sein. Überwiegend stehen dabei die mechanischen
Trennverfahren, wie z.B. das Sedimentieren, Filtrieren, Klassieren und
Sortieren sowohl im Erdschwerefeld als auch im Zentrifugalfeld sowie auch
Trennverfahren für Partikelsysteme in elektrischen oder magnetischen
Feldern im Vordergrund.


Weitere Informationen unter:

https://tu-freiberg.de/fakult4/mvtat/forschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/397: Verbindliche Fleischkennzeichnung statt Wischi-Waschi-Label


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Verbindliche Fleischkennzeichnung statt Wischi-Waschi-Label



Zur Fleischkennzeichnung erklärt Anton Hofreiter,

Fraktionsvorsitzender:

"Die Vorschläge von Frau Klöckner sind mehr als ernüchternd. Sie
grenzen an Verbrauchertäuschung, denn sie verharmlosen schlimme
Verhältnisse im Stall. Klöckners Kennzeichnung ist weder
verpflichtend, noch sorgt sie für tatsächlich bessere
Haltungsbedingungen. Wir brauchen kein weiteres Wischi-Waschi-Label,
sondern eine verbindliche und verständliche Kennzeichnung, die
deutlich macht, wie Tiere gehalten werden. Die Verbraucherinnen und
Verbraucher haben ein Recht auf eine vernünftige Auskunft, damit sie
wissen, was sie einkaufen. Und wir brauchen strengere gesetzliche
Regeln für eine bessere Tierhaltung. Freiwillige Lösungen helfen nicht
weiter."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2123: Trumps "State of the Union" Rede - Spalten statt Einen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Trumps "State of the Union" Rede: Spalten statt Einen



Zu Trumps "State of the Union" Rede erklärt Jürgen Trittin, Mitglied
des Auswärtigen Ausschusses:

Bereits zum zweiten Mal hält US-Präsident Trump eine Rede, in der er
überparteiliche Kompromisse einfordert und gleichzeitig das Land
spaltet. Unter Donald Trump ist die Spaltung der amerikanischen
Gesellschaft immer tiefer geworden. Im Kern hat er keinerlei
Kompromisse angeboten. Die Gefahr, dass die USA auf den nächsten
Shutdown zuläuft, ist unvermindert hoch. Sein irrationales Festhalten
an einer Mauer zu Mexiko wird die Gräben im Kongress nicht überwinden
können. Auch die Pläne zur Verschärfung des Abtreibungsrechtes
polarisiert und eint nicht.

Außenpolitisch will Trump weiter mit dem Kopf durch die Wand. Seine
Aufkündigung des INF-Vertrags läuft eine neue atomare Rüstungsspirale
hinaus. Mit seiner Nordkorea-Obsession verliert er sich im Selbstlob,
obwohl seine eigene Sicherheitsdienste und die UN klar gemacht haben,
dass das nordkoreanische Atomprogramm weiter intakt ist. Angesichts
der wiederholten Ankündigung Donald Trumps, US-Truppen aus Afghanistan
abzuziehen, zeigt sich, dass das Nicht-Vorhandensein einer eigenen
Afghanistan-Strategie der Bundesregierung gefährlich naiv ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3144: Transparenz und breite gesellschaftliche Debatte über Algorithmen nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Transparenz und breite gesellschaftliche Debatte über Algorithmen nötig



Zu den Ergebnissen der Studie der Bertelsmann-Stiftung, nach der
vielen Bürgerinnen und Bürgern der Europäischen Union grundsätzliche
Kenntnisse über Algorithmen fehlen, erklärt Dr. Anna Christmann,
Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik und Obfrau in der
Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz:

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass wir eine breite
gesellschaftliche Debatte darüber brauchen, was Algorithmen sind, wo
sie zum Einsatz kommen und wie wir neue Technologien wie Künstliche
Intelligenz zum Wohl unserer Gesellschaft nutzen können. Die Enquete-
Kommission des Bundestages ist genau der richtige Ort, diese Debatten
zu führen. Um die nötige breite Öffentlichkeit für diese wichtigen
Themen herzustellen, sind Transparenz und breite Beteiligung
entscheidend. Deshalb setzen wir uns als Grüne Bundestagsfraktion
dafür ein, dass die Sitzungen der Enquete öffentlich sind und
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit bekommen, sich online und
offline an der Diskussion zu beteiligen und ihre Erwartungen,
Hoffnungen und auch Sorgen in die Enquete-Kommission einzubringen.

Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik und Verbraucherschutz und
stellvertretendes Mitglied in der Enquete-Kommission Künstliche
Intelligenz ergänzt:

In fast jeder Online-Anwendung kommen heute Algorithmen zum Einsatz.
Fast die Hälfte der Befragten in der EU gibt allerdings an, keine
Kenntnis über Algorithmen zu besitzen. Es müssen jetzt nicht alle
Computerexpertinnen und -experten werden, aber jeder hat das Recht
darauf, zu erfahren, ob in Programmen oder Prozessen Algorithmen im
Spiel sind und Entscheidungen beeinflussen. Ein Transparenzkennzeichen
für Künstliche Intelligenz und Algorithmen kann deswegen ein
sinnvoller Ansatz sein.

Niemand von uns will durch den Einsatz von Algorithmen benachteiligt
werden, und deswegen verwundert es auch nicht, dass Dreiviertel der
Menschen sich in der EU eine stärkere Kontrolle bei computerbasierten
Entscheidungen wünschen. Es ist jetzt höchste Zeit, Mechanismen für
eine Überprüfbarkeit und Kontrolle von Algorithmen und Künstliche
Intelligenz zu entwickeln, damit alle sich sicher sein können, dass
algorithmenbasierte Entscheidungen fair ablaufen.
Verbraucherschutzministerin Barley steht in der Pflicht, deutlich mehr
für die Aufklärung der Menschen und die Transparenz und Regulierung
von Algorithmen zu tun.
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RECHT/828: Atlas der Zivilgesellschaft - Menschenrechte weltweit verteidigen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Atlas der Zivilgesellschaft: Menschenrechte weltweit verteidigen



Zum heute vorgestellten "Atlas der Zivilgesellschaft" erklären Kai
Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe, und Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe:

70 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte stehen vielerorts die Zivilgesellschaften unter immer
stärkerem Druck. Demokratische Handlungsräume sind für die
allermeisten Menschen und Organisationen weltweit massiv
eingeschränkt. Ihre Grundrechte wie Meinungs-, Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit werden beschnitten. Auch in Europa ist dieser
Trend zu beobachten, etwa in Polen oder in Ungarn unter Premier Viktor
Orbán. Deutschland muss all diesen Rückschritten entschieden
entgegenwirken und weltweit zur Stärkung der Zivilgesellschaften
beitragen.

Es ist besorgniserregend, dass Deutschland zwar im internationalen
Vergleich ein hoher Freiheitsgrad der Zivilgesellschaft bescheinigt
wird, gleichzeitig aber eine Zunahme von Hetze etwa gegen humanitäre
Initiativen und freie Medienberichterstattung festzustellen ist. Hier
gilt es den Anfängen zu wehren und konsequent für eine weltoffene
Gesellschaft einzustehen.

Nichtregierungsorganisationen spielen eine wichtige Rolle im
gesellschaftlichen Diskurs und dürfen auch hierzulande nicht gegängelt
werden. Dies gilt nicht zuletzt in Zeiten, da führende Unionspolitiker
in Deutschland die Gemeinnützigkeit von Organisationen wie Greenpeace
und Deutsche Umwelthilfe in Frage stellen.
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RECHT/827: Paragraf 219a muss gestrichen werden - Mehrheit dafür steht bereit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Paragraf 219a muss gestrichen werden - Mehrheit dafür steht bereit



Zum Kabinettsbeschluss zu Paragraf 219a erklären Ulle Schauws,
Sprecherin für Frauenpolitik, und Katja Keul, Sprecherin für
Rechtspolitik:

Was uns die Bundesregierung bei §219a als Lösung zu verkaufen
versucht, ist keine wirkliche Verbesserung, sondern ein restriktiver
Gesetzentwurf. Anstatt endlich für Rechtssicherheit und Klarheit zu
sorgen, verstärkt die Regierung vor allem das Misstrauen und die
Stigmatisierung von Frauen und Ärztinnen und Ärzten. Das lehnen wir
Grüne ab.

Es ist doch absurd, dass Ärztinnen und Ärzten ausschließlich das Wort
"Schwangerschaftsabbruch" erlaubt werden soll, jede weitere Silbe und
individuelle Informationen jedoch strafbar bleiben sollen. Anklagen
gegen Ärztinnen und Ärzte sind den Plänen zufolge weiterhin möglich.
Sie blieben kriminalisiert und könnten strafrechtlich belangt werden.

Ein so fortbestehender §219a Strafgesetzbuch gefährdet auch die
Versorgungssicherheit von ungewollt Schwangeren, da er zur
Stigmatisierung von Abbrüchen beiträgt. Die Union hat sich bei diesem
Kompromiss offensichtlich durchgesetzt - selbst mit einem Gutachten
über ein sogenanntes Post-Abortion-Syndrom, welches durch verschiedene
Studien bereits widerlegt wird. Das zeugt nicht von Vertrauen in
Frauen und Ärztinnen und Ärzte, was sehr bedauerlich und bitter ist.
Dies kann die SPD so nicht hinnehmen.

Wir fordern die Bundesregierung auf, den Gesetzentwurf zu ändern.
Unsere Hoffnungen liegen auf der SPD. Sie kann jetzt die Chance
ergreifen, den parlamentarischen Prozess zur Korrektur zu nutzen.
Gemeinsam mit uns kann sie sich für die geradlinige Lösung
entscheiden. Eine, die ohne Umwege für Klarheit und Rechtssicherheit
von Ärztinnen und Ärzten sorgt und Frauen vertraut. Diese Lösung
heißt: Streichung von §219a aus dem Strafgesetzbuch. Eine
Mehrheit im Bundestag steht dafür bereit.
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SICHERHEIT/960: Steigende Militärausgaben - weder sinnvoll noch möglich


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Steigende Militärausgaben - weder sinnvoll noch möglich



Zu der aktuellen Debatte über die Erhöhung des Verteidigungsetats
erklärt Dr. Tobias Lindner, Sprecher für Sicherheitspolitik:

Solche immensen Aufwüchse für das Militär sind weder angebracht noch
haushaltspolitisch möglich. Die Bundesregierung selbst räumt ein, dass
die 1,5 Prozent nicht mehr als eine politische Willenserklärung sind.
Statt Sprüche zu klopfen sollte sie also endlich reinen Wein
einschenken und unrealistische Aufrüstungsphantasien beerdigen. Der
Bundeshaushalt steht in den nächsten Jahren vor einem massiven
Konsolidierungsbedarf, nicht nur deswegen sind die Wünsche nach
Milliarden für Kampfflugzeuge für die nukleare Teilhabe Deutschlands
maximal fehl am Platz.

Die Fixierung von Verteidigungsausgaben auf eine relative Ausgabenhöhe
hat zudem rein gar nichts mit seriöser Sicherheitspolitik zu tun.
Stattdessen sollte die Bundesregierung klären, wo sie mit dem
Verteidigungsetat überhaupt hin möchte. Die aktuelle mittelfristige
Finanzplanung passt nicht zu den öffentlichen Aussagen der Kanzlerin
und Ministern. Eine verlässliche und klare Linie ist jedoch das
Mindeste, was diese Bundesregierung liefern sollte, ganz unabhängig
von der Frage, wie hoch die Verteidigungsausgaben am Ende sind. Dies
wäre nicht nur gegenüber unseren Verbündeten, sondern auch gegenüber
der Bundeswehr und ihren Angehörigen angebracht.
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UMWELT/1814: Klimaschutzbericht ist Quittung für Nichtstun der Regierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2019

Klimaschutzbericht ist Quittung für Nichtstun der Regierung



Zum Klimaschutzbericht erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Der Klimaschutzbericht ist die Quittung für das jahrelange Nichtstun
der Regierung. Der Bericht zeigt deutlich: Die Bundesregierung
verfehlt ihre eigenen Klimaschutzziele krachend. Das Versagen zieht
sich durch das Schwarz-Rote Kabinett: Herr Altmaier versagt beim
Ausbau von Wind- und Sonnenenergie, Herr Seehofer kümmert sich
überhaupt nicht um Klimaschutz beim Bauen und Wohnen, Frau Klöckner
ist untätig im Bereich Landwirtschaft und Herr Scheuer versucht
offensichtlich, Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr aktiv zu sabotieren.
Die Bundeskanzlerin muss dafür sorgen, dass Klimaschutz endlich in
allen Sektoren begonnen wird. Denn Klimaschutz ist eine
Überlebensfrage: Es geht um die Rettung unserer eigenen
Lebensgrundlagen. Das darf diese Bundesregierung nicht länger
aussitzen."
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AGRAR/103: Klöckners zögerliches Taktieren verspielt Zukunft der Tierhaltung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Februar 2019

Klöckners zögerliches Taktieren verspielt Zukunft der Tierhaltung



"Der Berg kreißte und gebar ein Mäuschen - damit ist der Vorschlag der
Bundesagrarministerin für eine staatliche Tierwohlkennzeichnung
beschrieben. Weder verpflichtend noch mit ausreichend vorausschauenden
Kriterien enttäuscht das Label der Ministerin noch die ohnehin
geringen Erwartungen. Wer aber jetzt keinen rechtsicheren Rahmen für
das nächste Jahrzehnt setzt, führt die Tierhaltung in eine Sackgasse.
Gesellschaftliche Akzeptanz wird verspielt. Handels- und
Verarbeitungskonzerne bleiben zu ihrem eigenen Wohl die Taktgeber,
ohne dass kostendeckende Erzeugerpreise gesichert sind. Eine
verlässliche und vertrauenswürdige Agrarpolitik sieht anders aus",
sagt Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Tackmann weiter:

"Bereits vor fast vier Jahren hatte der Wissenschaftliche Beirat für
Agrarpolitik beim Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
in einem Gutachten für eine gesellschaftlich akzeptierte Tierhaltung
eine staatliche Kennzeichnung gefordert. Agrarminister Schmidt hatte
das konsequent blockiert. Immerhin hat Julia Klöckner angesichts des
steigenden öffentlichen Drucks diese Blockade aufgegeben. Aber wo
Strategie und Weitblick gebraucht werden, taktiert sie und fährt auf
Sicht. Statt an der Seite der Erzeugerbetriebe zu stehen, knickt die
Ministerin wie bei der Ferkelkastration erneut vor der Erpressung von
Verarbeitungs- und Handelskonzernen ein, die vor allem billige
Rohstoffe wollen. Stattdessen muss endlich ernsthaft diskutiert
werden, wie viel und welche Tierhaltung wirklich gebraucht wird und
wie der nötige Umbau finanziert werden kann. Ein Pflaster, das den
Systemfehler höchstens kaschiert, wird nicht gebraucht."
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AGRAR/102: Tierwohllabel - zu kurz gesprungen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Tierwohllabel - zu kurz gesprungen



Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner hat ihre Vorstellung
für ein deutsches "Tierwohl-Label" präsentiert.

Das Mitglied im Europaparlament und designierter Spitzenkandidat der
Partei DIE LINKE zur Europawahl Martin Schirdewan dazu:

"Was CDU-Agrarministerin Klöckner vorstellt, ist viel zu kurz
gesprungen und geradezu reaktionär. Nationale Lösungen bringen es
nicht, angesichts einer europäischen Agrarpolitik und einer
Lebensmittelindustrie, die Fleisch möglichst billig durch ganz Europa
karrt. Es braucht ein verbindliches EU-weites Tierwohllabel für alle
Nutztierprodukte, die in der EU produziert werden - auch für
Importfleisch müssen strenge Regeln geschaffen werden. Julia Klöckner
beweist wenig Gestaltungswillen für eine Politik, die unsere
Lebensgrundlagen respektiert und schützt."
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SICHERHEIT/1927: Bundesregierung will 1,5% Aufrüstungsziel noch erweitern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Bundesregierung will 1, 5% Aufrüstungsziel noch erweitern



Die Bundesregierung hat US-Präsident Trump weitreichende Versprechen
gemacht, die Ausgaben für Rüstung weiter anzuheben.

Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger sagt dazu:
Deutschland hinkt beim Klimaschutz hinterher und steckt in Sachen
Digitalisierung noch im vorigen Jahrtausend. Millionen Bürgerinnen und
Bürger leiden unter Niedriglöhnen, Armutsrenten, Personalnot in Kitas
und Krankenhäusern. Dass die Bundesregierung ausgerechnet jetzt
US-Präsident Trump die Treue schwört und ihm verspricht,
Steuermilliarden für Militarisierung auszugeben ist schlicht
wahnsinnig.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz klebt an der 'Schwarzen Null' und
schiebt vorsorglich allen Plänen für mehr soziale Gerechtigkeit einen
Riegel vor. Damit gewinnt der SPD-Vizekanzler den Wolfgang-Schäuble
Ähnlichkeitswettbewerb.

Das Ja der SPD-Minister Olaf Scholz und Heiko Maas bedeutet zudem den
Kniefall vor der Waffenindustrie und der Union. Lassen sich ihre
Genossen aus den Ministerien für Arbeit, Soziales und Umwelt das
bieten, hat die SPD als Partei der sozialen Gerechtigkeit ausgedient.

Die Bundesregierung hat der Rüstungsindustrie seit 2014 immer mehr
Steuergeld hinter her geworfen. Das nun angekündigte Wettrüsten würde
nahezu auf eine Verdopplung der Militärausgaben hinauslaufen. Das
Signal, das Merkel, Nahles und Scholz an die europäischen Nachbarn
richten, ist verhängnisvoll: Deutschland macht militärisch mobil. SPD
und Union treiben damit einen Keil in die europäische Gemeinschaft.
Statt weiter die Interessen der Bevölkerung zu ignorieren müssen
Investitionen in die Zukunft Vorrang haben. Dazu gehören Investitionen
in eine progressive Umwelt-, Verkehrs- und Industriepolitik, die auf
erneuerbare Energien, flächendeckende digitale Teilhabe, nachhaltige
Mobilität setzt und auf Industrien, die gute Arbeit und einen
schonenden Umgang mit Ressourcen garantieren.
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SOZIALES/2587: "Sozialstaat 2025" ist eine Mogelpackung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Februar 2019

"Sozialstaat 2025" ist eine Mogelpackung



"Das SPD-Konzept für einen 'Sozialstaat 2025' ist eine Mogelpackung.
Von einer grundlegenden Erneuerung des Sozialstaats kann keine Rede
sein. Statt einer großen Reform gibt es nur kleine Reförmchen. Hartz
IV soll jetzt Bürgergeld heißen - das klingt zwar freundlicher, setzt
aber mit Leistungen auf Hartz-IV-Niveau weiterhin auf ökonomischen
Druck", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, das SPD-Konzept "Sozialstaat 2025". Ferschl
weiter:

"Die längere ALG-I-Bezugsdauer für Ältere und die Aussetzung der
Sanktionen bei Hartz IV sind richtige und wichtige Schritte. Aber wer
die Beibehaltung niedriger Regelleistungen mit dem Niedriglohnsektor
begründet, treibt ein falsches Spiel. Die Absenkung der sozialen
Absicherung bei Arbeitslosigkeit hat doch maßgeblich dazu beigetragen,
den Niedriglohnsektor zu entfesseln. Nicht umsonst hat Deutschland
heute den größten Niedriglohnsektor in Europa.

Eine echte Abkehr von Hartz IV wäre eine sofortige Anhebung der
Regelleistungen auf 582 Euro, wie es die Wohlfahrtsverbände fordern,
sowie das Verbot von Leiharbeit und sachgrundloser Befristung.
Außerdem müssen Minijobs in die Sozialversicherung einbezogen werden.
Die gesamte Agenda-2010-Politik hat Millionen Beschäftigte in die
Erwerbsarmut gestürzt. Damit muss endlich Schluss sein. Wer nicht
willens ist, den Arbeitsmarkt stärker zu regulieren, sollte das Wort
Sozialstaat gar nicht in den Mund nehmen.

DIE LINKE fordert, dass nicht nur Ältere, sondern alle Beschäftigten
von einer längeren ALG-I-Bezugsdauer profitieren. Prekäre
Beschäftigungsverhältnisse müssen konsequent zurückgedrängt und der
Mindestlohn wenigstens auf armutsfeste zwölf Euro erhöht werden.
Darüber hinaus fordern wir eine sanktionsfreie Mindestsicherung in
Höhe von 1.050 Euro für bedürftige Menschen."
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SOZIALES/2586: Katja Kipping zu Nahles "Sozialstaatsreform 2025"


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Katja Kipping zu Nahles 'Sozialstaatsreform 2025'



Zu den Plänen von SPD-Chefin Andrea Nahles zur 'Sozialstaatsreform
2015' sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Was bei Angela Nahles 'Sozialstaatsreform 2025' heißt, ist nichts
weiter als eine kleine Korrektur. Nahles Vorschlag bleibt in der Hartz
IV Logik. Wir brauchen eine Sozialstaatsreform, die die Menschen von
Existenzängsten befreit anstatt sie zu befördern.

Der repressive Gedanke des Hartz IV Sanktionssystems soll nach Nahles
Willen erhalten bleiben. Ein Abschied von der Agenda 2010 sieht anders
aus. Bezeichnend ist auch, dass die Regelsätze unverändert bleiben
sollen. Damit werden weiter Millionen Menschen in Armut gehalten.

Empörend finde ich, dass zur Begründung der niedrigen Hartz IV Sätze
ausgerechnet jene herhalten müssen, die 'für wenig Geld jeden Tag
arbeiten gehen.' (Zitat Nahles) Geringverdienende brauchen höhere
Löhne, zum Beispiel einen höheren Mindestlohn von mindestens zwölf
Euro. Sie haben nicht einen Euro mehr, wenn es Langzeiterwerbslosen
noch schlechter geht.

Das Gegenteil ist der Fall. Das Damoklesschwert der Hartz IV
Sanktionen führt dazu, dass Menschen niedrige Löhne und ungesunde
Arbeitsbedingungen in Kauf nehmen. Insofern sind die Hartz IV
Sanktionen auch ein Angriff auf das Lohnniveau.
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SOZIALES/2585: Die sogenannte Grundrente nicht zerreden, sondern sachlich kritisieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2019

Die sogenannte Grundrente nicht zerreden, sondern sachlich kritisieren



"Die unter dem falschen Namen 'Grundrente' wiederauferstandene 'Rente
nach Mindestentgeltpunkten' könnte ein wichtiger Baustein im Kampf
gegen Altersarmut werden, wenn sie jetzt nicht von den
Schwarze-Null-Fetischistinnen und Marktradikalen in der Union
verwässert oder blockiert wird", erklärt Matthias W. Birkwald,
rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Birkwald weiter:

"Menschen, die 35 Jahre oder länger im Niedriglohnsektor schuften
mussten, haben sich ihr Existenzminimum im Alter ohne
Bedürftigkeitsprüfung und ohne Gang zum Sozialamt redlich verdient.

Eine deutlich verbesserte 'Rente nach Mindestentgeltpunkten' fordert
DIE LINKE schon seit Langem. Ich begrüße deshalb den Vorschlag von
Sozialminister Hubertus Heil. Deshalb darf die sogenannte Grundrente
jetzt nicht zerredet werden. Den Ausgaben für die neue Rentenart
stehen bisher nicht bezifferte Einsparungen bei der 'Grundsicherung im
Alter' entgegen. Das Sozialministerium muss hier schleunigst Zahlen
vorlegen.

Wenn die Union und der SPD-Finanzminister dann immer noch die Kosten
der Grundrente drücken wollen, dann gäbe es auch dafür eine einfache
Lösung: Olaf Scholz müsste seine eigene Sonntagsforderung durchsetzen,
dass bis 2021 die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen in Deutschland
einen gesetzlichen Mindestlohn von zwölf Euro zahlen.

Aber auch Arbeitsminister Heil muss mehr Sachlichkeit und Fachlichkeit
in die Debatte bringen: Denn mit der sogenannten Grundrente wird für
viele Rentnerinnen und Rentner die Armutsgrenze der EU für Deutschland
[1.096 Euro (EU-SILC 2017)] in weiter Ferne bleiben. Hubertus Heil hat
viel zu hohe Erwartungen geweckt, denn wer mit der Rente die Menschen
aus der Sozialhilfefalle bringen möchte, muss sagen, was die
'Grundrente' netto, also nach Abzug der Krankenkassen- und
Pflegeversicherungsbeiträge, brächte.

Die Sozialhilfeschwelle liegt aktuell bei 796 Euro netto. Die von
Hubertus Heil beispielhaft genannte Friseurin, die 40 Jahre zum
gesetzlichen Mindestlohn gearbeitet hat und damit durchschnittlich 0,4
EPs erworben habe (in Wirklichkeit ergeben 9,19 Euro gesetzlicher
Mindestlohn übrigens 0,47 Entgeltpunkte) erhielte also mit der
sogenannten Grundrente 960,90 Euro brutto statt 512,48 Euro. Schön und
gut, aber: Netto wären das nur 855,20 Euro Rente und damit läge sie
nur 59 Euro über der durchschnittlichen 'Grundsicherung im Alter', dem
Rentner-Hartz IV.

Bei 35 Jahren zum gesetzlichen Mindestlohn brächte die 'Grundrente'
zwar 896 Euro brutto, aber eben nur 798,19 Euro netto. Das sind nur
popelige zwei Euro über der Sozialhilfeschwelle bzw. dem
durchschnittlichen Gesamtbedarf der 'Grundsicherung im Alter' bei
Alleinstehenden.

Dies alles zeigt: Auch wenn die sogenannte Grundrente hülfe, Menschen
würdevoll aus der verdeckten Armut zu holen, wäre eine einkommens- und
vermögensgeprüfte 'Solidarische Mindestrente' in Höhe von 1050 Euro
netto (für Alleinstehende) der bessere Weg. Sie sollte - dem Beispiel
Österreichs folgend - als Zuschlag bis zur Armutsgrenze gezahlt
werden, wenn die Summe aller Alterseinkünfte die Armutsgrenze nicht
erreichen würde."

 * 
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UMWELT/663: Klimaschutzbericht belegt gebrochenes Merkel-Wahlversprechen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Februar 2019

Klimaschutzbericht belegt gebrochenes Merkel-Wahlversprechen



"Der Klimaschutzbericht 2018 ist ein Klima-Bummel-Bericht und zeigt
klar, dass Deutschland bei einem 'Weiter-so' nicht nur die 2020-Ziele,
sondern auch seine 2030-Ziele nicht schaffen wird. Angela Merkel hat
ihr öffentliches Wahlversprechen, die 2020-Klimaziele zu schaffen,
klar gebrochen. Die Bundesregierung muss endlich aus dem
selbstverschuldeten Klima-Koma aufwachen, die Klimakrise wartet nicht
auf die gelähmte Große Koalition", erklärt Lorenz Gösta Beutin,
Sprecher für Energie- und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich des heute im Kabinett vorgestellten Klimaschutzberichtes
2018. Beutin weiter:

"Die Klimaziele für 2020 werden um satte acht Prozent gerissen. Was es
jetzt braucht, ist ein Klima-Kickstart. Deutschland hat ein
ambitioniertes und starkes Klimaschutzgesetz so dringend nötig wie
nie. Ein Gesetz, das alle Wirtschaftsbereiche auf Klimaschutz
verpflichtet, den Weg eröffnet für die Einklagbarkeit von Klimaschutz
für Bürgerinnen und Bürger vor Gericht, mit regelmäßigen Überprüfungen
durch unabhängige Expertenschaft und das Parlament zum Nachsteuern,
wenn der Klimakurs erneut nicht eingehalten wird.

Der Start in den Kohleausstieg bis 2022, wie von der Kohlekommission
empfohlen, ist viel zu langsam. Und auch die Folgejahre bis 2030
brauchen einen verbindlichen Plan für schnelle Abschaltungen von
Kohlekraftwerken. Wir brauchen ein Tempolimit von 130 km/h, denn
weniger Tempo heißt kleinere Motoren, heißt weniger Spritverbrauch,
heißt weniger Klimagase, auch in den Städten, nicht nur auf der
Autobahn. Wir müssen Klimaschutz endlich ins Grundgesetz schreiben, es
geht um nicht weniger als unsere Lebensgrundlagen."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2126: Waffenlieferungen für den Jemenkrieg stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Februar 2019

Waffenlieferungen für den Jemenkrieg stoppen



"Es ist eine moralische Bankrotterklärung, dass die Bundesregierung
entgegen allen Beteuerungen weiter Waffen an Länder wie die
Vereinigten Arabischen Emirate genehmigt und liefert, die im Jemen an
der Seeblockade und weiteren Kriegsverbrechen beteiligt sind. Die
skrupellose Rüstungsexportpolitik der Merkel-Regierung ist so
mitverantwortlich für die humanitäre Katastrophe im Jemen", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Mit einem ohnehin löchrigen und eng befristeten Exportstopp nach
Saudi Arabien ist es nicht getan. Die Rüstungsexporte in die am
Jemenkrieg beteiligten Staaten müssen gestoppt werden. Alle erteilten
Genehmigungen an die im Jemenkrieg beteiligten Staaten müssen sofort
widerrufen werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2125: Wie es Euch gefällt - Riexinger zu Altmaiers Industriestrategie


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Wie es Euch gefällt



Die von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier vorgelegte
Industriestrategie ist nicht im gesellschaftlichen Interesse.

Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier vorgelegte
Industriestrategie ist nicht im gesellschaftlichen Interesse. Das ist
nicht verwunderlich: Wer willfährig weiter Konzernen die Macht
überlässt, an welcher Stelle in das Land investiert wird, entzieht
sich seiner Verantwortung. Altmaier hat offenbar wenig eigenen
Gestaltungswillen. Seine Botschaft an die Bosse von VW, Siemens und
Bosch lautet: wie es Euch gefällt.

Die Industriepolitik der Großen Koalition setzt weiter auf
kurzfristige Rendite-Orientierung für private Unternehmen, auf
einseitige Exportüberschüsse statt auf Ausgleich. Eine
fortschrittliche Industriepolitik sorgt hingegen dafür, dass
Investitionen schwerpunktmäßig in strukturschwache Regionen gelenkt
werden. Hier gilt es, vor allem Ostdeutschland sowie das Ruhrgebiet
gezielt zu fördern.

Auch in den Sektoren müssen Schwerpunkte gelegt werden: auf
erneuerbare Energien, flächendeckende digitale Teilhabe, auf die
Herstellung von Bussen, Bahnen und anderen nachhaltigen
Verkehrsmitteln und auf Industrien, die gute Arbeit und einen
schonenden Umgang mit Ressourcen garantieren.

Eine Industriestrategie, die die Exportorientierung weiter fördert
statt auf eine Stärkung der Binnenwirtschaft zu setzen, kann sich
schnell als gefährlicher Bumerang herausstellen für die Beschäftigten
in der Industrie.

Die Zukunft der Industrie entscheidet mit über den Wohlstand unserer
Gesellschaft. An der Industriepolitik der Zukunft müssen die
Beschäftigten, ihre Gewerkschaften und die Gesellschaft beteiligt
werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8006: Heute im Bundestag Nr. 140 - 06.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 140

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.45 Uhr

1. Leerstand bei der BImA

2. Bahnausbau in der Lausitz

3. Rückforderungen von Formaldehydbonus

4. FDP fragt nach Engagement in Afghanistan

5. Standort von Messstationen

6. Erfassung des Wertes der Natur



1. Leerstand bei der BImA

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Leerstandsquote der Wohnimmobilien der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) hat zum Stichtag 30.
November 2018 6,89 Prozent betragen. Damit standen 2.495 von rund
36.200 Wohneinheiten leer. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/7482) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6604) hervor.

Der marktaktive, kurzfristig vermietbare Leerstand umfasste den
Angaben zufolge 830 Wohneinheiten (2,29 Prozent), der nicht
marktaktive Leerstand 1.665 Wohneinheiten (4,59 Prozent). Nicht
marktaktiver Leerstand bezieht sich laut Antwort auf Wohnungen, die
dem Wohnungsmarkt nicht innerhalb von vier Monaten nach Freizug wieder
zur Verfügung stehen. Dieser Leerstand sei "durch notwendige
Bauunterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen zur Herrichtung
marktüblicher Standards, fehlendes Planungsrecht sowie vorgesehenen
Verkauf begründet", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Bahnausbau in der Lausitz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Ausbau der Bahnverbindung zwischen Cottbus und
Görlitz könnte womöglich mit dem neuen Elektrifizierungsprogramm des
Bundes eine zweite Chance erhalten. Es sei zu prüfen, ob im Rahmen des
Programms eine Umsetzung möglich werde, schreibt die Bundesregierung
in der Antwort (19/7252) auf eine Kleine Anfrage (19/6410) der
FDP-Fraktion. Der Abschnitt war nicht als vordringlich für den
Bundesverkehrswegeplan eingestuft worden, genauso wenig wie andere
Strecken in vom Strukturwandel betroffenen Gegenden - zum Beispiel ein
zweigleisiger Ausbau der Strecke Cottbus-Lübbenau. Projekte könnten
gleichwohl im Zuge kommender Bedarfsplanüberprüfungen aufgenommen oder
für den nächsten Bundesverkehrswegeplan angemeldet werden, erklärt die
Bundesregierung weiter.

In der Antwort werden zudem Programme und Fördertöpfe aufgelistet, aus
denen Mittel für Regional- und Wirtschaftsentwicklung in den
Kohleregionen bereitgestellt werden.

 * 

3. Rückforderungen von Formaldehydbonus

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse vor, wie
viele Betreiber von Biogasanlagen von Rückförderungen bezüglich eines
Formaldehydbonus betroffen wären. Dies geht aus der Antwort (19/7289)
auf eine Kleine Anfrage (19/6650) der FDP-Fraktion hervor. Die
Abgeordneten hatten in ihrer Anfrage auf ein noch nicht
rechtskräftiges Urteil verwiesen, aus dem sich einem Medienbericht
zufolge Rückforderungen ableiten lassen könnten. Der Bundestag habe
entschieden, den Anspruch auf den Bonus rückwirkend für die von der
Rechtsprechung betroffenen Anlagen zu erweitern, erklärt die
Bundesregierung weiter. Ausgenommen seien die Fälle, in denen vor dem
1. Januar 2019 ein Rechtsstreit zwischen Anlagenbetreiber und
Netzbetreiber rechtskräftig entschieden wurde. Diese Neuregelung sei
allerdings bislang nicht von der EU-Kommission genehmigt.

 * 

4. FDP fragt nach Engagement in Afghanistan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Afghanistan ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/7326) der FDP-Fraktion. Konkret
fragt sie die Bundesregierung, welche Bundesressorts dort Vorhaben und
Projekte finanzieren und wie sich die Höhe der Beiträge der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit in Afghanistan im Vergleich zu denen
anderer Geberländer in den vergangenen zehn Jahren entwickelt hat.
Weitere Fragen befassen sich mit der Wirksamkeit des Mitteleinsatzes,
Maßnahmen zur Förderung von Frauen und Mädchen und den Risiken des
Engagements.

 * 

5. Standort von Messstationen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion macht "Standorte von
Stickstoffdioxid-Messstationen" zum Thema einer Kleinen Anfrage
(19/7413). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
Auskunft über Messstationen "in von Durchfahrtsbeschränkungen für
Dieselfahrzeuge betroffenen Städten".

 * 

6. Erfassung des Wertes der Natur

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der "Erfassung des Wertes der Natur in
gesellschaftlichen Berichtssystemen" erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/7393). Darin fragt
die Fraktion unter anderem, "welche Bilanzierungs- und
Berichtspflichten zur Erfassung von Naturkapital und
Ökosystemdienstleistungen Deutschland im Rahmen internationaler
Abkommen, Initiativen und Institutionen eingegangen ist und wie diese
erfüllt werden".

 * 
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BUNDESTAG/8005: Heute im Bundestag Nr. 139 - 06.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 139

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.51 Uhr

1. Förderung gleichwertiger Bedingungen

2. Regierung lobt Kooperation mit Äthiopien

3. Modellrechnungen bei Diesel-Fahrverboten

4. Onlinedatenbank beim Bamf thematisiert

5. Abschiebungen im Jahr 2018

6. Leistungen an Verfolgte



1. Förderung gleichwertiger Bedingungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Förderprogramme mit dem Ziel, gleichwertige
Lebensverhältnisse in Deutschland zu ermöglichen, geht es in der
Antwort (19/7256) auf eine Kleine Anfrage (19/6691) der AfD-Fraktion.
Darin listet die Bundesregierung auf, in welchen Ministerien mit
welchem Budget und unter welchem Titel Programme laufen. Außerdem
berichtet sie über den Stand der Arbeit in der Kommission
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" und eine Arbeitsgemeinschaft
innerhalb dieser Kommission mit dem Titel "Wirtschaft und Innovation".

 * 

2. Regierung lobt Kooperation mit Äthiopien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung beurteilt die Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit mit Äthiopien positiv und hat für die Jahre
2018 und 2019 Neuzusagen mit einem Gesamtvolumen von 136 Millionen
Euro bewilligt. Das schreibt sie in einer Antwort (19/7224) auf eine
Kleine Anfrage (19/6692) der AfD-Fraktion. Schwerpunkte des
Engagements seien die berufliche Bildung, Ernährungsicherung und
Landwirtschaft sowie der Schutz und die nachhaltige Nutzung
natürlicher Ressourcen. Zur Unterstützung des äthiopischen
Reformprozesses sei zusätzlich Ende Oktober 2018 die Aufnahme von
Verhandlungen zu einer Reformpartnerschaft vereinbart worden.

Das Gesamtvolumen aller durchgeführten Leistungen der Bundesrepublik
Deutschland im Rahmen der staatlichen bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit mit Äthiopien betrage 1,37 Milliarden Euro,
heißt es in der Antwort weiter. Von den Maßnahmen im Bereich der
Landwirtschaft profitierten bisher rund 57.000 Haushalte, im Rahmen
der Bildungsprogramme hätten bereits 350.000 Jugendliche von einer
verbesserten Ausbildung profitiert.

 * 

3. Modellrechnungen bei Diesel-Fahrverboten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor,
dass Fahrverbote für Diesel-Fahrzeuge "allein auf Basis von
Modellrechnungen erlassen wurden". Der Vollzug des
Immissionsschutzrechtes liege in der Zuständigkeit der Länder. Dies
umfasse auch die Beurteilung der Luftqualität und die
Luftreinhalteplanung, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/7446) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6886). Die
Liberalen hatten sich darin nach der Rolle, die Prognoseprogramme bei
Diesel-Fahrverboten spielen, erkundigt.

 * 

4. Onlinedatenbank beim Bamf thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Eine Onlinedatenbank beim Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (Bamf) ist ein Thema einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/7420). Wie die Fraktion darin schreibt, unterhält das
Bamf nach der Dienstanweisung Asyl "ein Onlinesystem zur Erfassung,
Überprüfung und Sendungsverfolgung aller im Original vorgelegten
beziehungsweise eingegangenen Identitätspapiere und Urkunden im
Asylverfahren (PassTA)". Wissen wollen die Abgeordneten, wann die
Onlinedatenbank PassTA nach Kenntnis der Bundesregierung in Betrieb
genommen wurde. Auch fragen sie unter anderem danach, wie viele der
insgesamt in PassTA aufgenommenen Dokumente bis zum Stichtag 31.
Dezember 2018 einer Asylverfahrensakte beziehungsweise
Asylantragstellern zugeordnet werden konnten.

 * 

5. Abschiebungen im Jahr 2018

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den "Abschiebungen und Ausreisen im Jahr 2018"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/7395). Unter anderem möchte sie von der Bundesregierung wissen,
wie viele Abschiebungen auf dem Luftweg im vergangenen Jahr von
deutschen Flughäfen aus vorgenommen wurden und wie viele Abschiebungen
2018 auf dem Land- beziehungsweise Seeweg erfolgten.

 * 

6. Leistungen an Verfolgte

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Praxis der Entschädigung von erlittenem
NS-Unrecht von Sinti und Roma macht die Fraktion Die Linke zum Thema
einer kleinen Anfrage (19/7197). In der Vorbemerkung schreibt die
Fraktion, bei der Praxis der Entschädigung erlittenen NS-Unrechts
gehörten Sinti und Roma zu den am stärksten benachteiligten
Opfergruppen. Anträge nach dem Bundesentschädigungsgesetz könnten seit
1969 nicht mehr gestellt werden, so dass Sinti und Roma nur der Weg
über Anträge nach dem sogenannten Wiedergutmachungsdispositionsfonds
(WDF) bleibe. Besonders stark benachteiligt seien jene Sinti und Roma,
die nicht über eine deutsche Staatsbürgerschaft verfügten. Sie hätten
keinen Anspruch auf laufende monatliche Zahlungen, sondern maximal auf
eine Einmalzahlung von 2.556 Euro. Die Bundesregierung soll die
entschädigungsrechtliche Ungleichbehandlung zwischen jüdischen Opfern
und nicht jüdischen Opfern, insbesondere die Verweigerung laufender
Leistungen für verfolgte Sinti und Roma, die keine deutsche
Staatsbürgerschaft haben, begründen. Außerdem wird die Regierung
gefragt, inwieweit sie bereit sei, die Leistungen für nicht jüdische
Verfolgte dahingehend zu erweitern, dass auf das Erfordernis der
deutschen Staatsbürgerschaft für laufende Leistungen verzichtet wird.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8004: Heute im Bundestag Nr. 138 - 06.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 138

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.11 Uhr

1. Linke wollen Atomgemeinschaft aufösen

2. Pläne für ein Eurozonen-Budget

3. Bargeldkontrollen an den Grenzen

4. Beratungskosten der Bundesregierung

5. Deutsche Bank und Geldwäsche

6. Vorkehrungen für den Brexit laufen



1. Linke wollen Atomgemeinschaft aufösen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
in einem Antrag (19/7479) auf, sich auf EU-Ebene gegen die Förderung
von Atomenergie und sowie die Auflösung der Europäischen
Atomgemeinschaft (EURATOM) einzusetzen. EURATOM solle stattdessen
durch eine alternative Europäische Gemeinschaft zur Förderung von
Erneuerbaren Energien und Energieeinsparung in den Mitgliedstaaten
ersetzt werden. Als Bestandteil einer "umweltverträglichen,
arbeitsmarktorientierten und verantwortungsvollen sozialökologischen
Energieversorgung" könne diese zu einer friedlichen und ökologischen
EU beitragen, sind die Antragsteller überzeugt.

In der Begründung heißt es, viele der insgesamt 126 Atomkraftwerke in
der EU seien älter als 30 Jahre und wiesen enorme Sicherheitsmängel
auf. Unter dem Deckmantel der Forschung und Kontrolle diene EURATOM
nicht der Sicherheit von AKWs, "sondern dem anachronistischen Ziel,
eine 'schnelle Bildung und Entwicklung von Kernindustrien'"
herbeiführen zu wollen. Damit zementiere EURATOM die Nutzung der
Atomenergie, obwohl dies inzwischen von einem Großteil der
EU-Bevölkerung abgelehnt werde, schreiben die Linken.

 * 

2. Pläne für ein Eurozonen-Budget

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Pläne zur Schaffung eines Eurozonen-Budgets sind
Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7360). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, ob die Bundesregierung die
Möglichkeit der Euroländer als ausreichend einschätzt, mit den
bestehenden institutionellen Rahmenbedingungen der Eurozone
asymmetrische Schocks bei einer Finanzkrise mit Hilfe nationaler
Maßnahmen auszugleichen. Die Regierung soll angeben, welche
Instrumente beziehungsweise Handlungsoptionen sie für diese Aufgabe in
solchen Fällen vorsieht. Weiter sehen die Abgeordneten eine Diskrepanz
zwischen der Erklärung des Euro Gipfels vom 14. Dezember 2018 und der
deutsch-französischen Erklärung von Meseberg. Die Bundesregierung soll
erklären, warum nach der Erklärung vom 14. Dezember das
Haushaltsinstrument für die Eurozone in das EU-Budget eingebettet
werden soll, während in der Erklärung von Meseberg der
Eurozonen-Haushalt parallel zum EU-Budget verhandelt und beschlossen
werden soll. Außerdem soll die Regierung angeben, welche
Finanzierungsquellen für das Haushaltsinstrument in Frage kommen,
falls es nicht in das EU-Budget eingebettet wird.

 * 

3. Bargeldkontrollen an den Grenzen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) In wie vielen Fällen und mit welchem Volumen seit
2010 Bargeld bei der Ein- und Ausreise angemeldet worden ist, will die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/7201) erfahren.
Außerdem soll die Bundesregierung angeben, in wie vielen Fällen und
mit welchem Volumen seit 2010 Zahlungsmittel im Rahmen der Überwachung
des grenzüberschreitenden Bargeld- und Barmittelverkehrs vorläufig
sichergestellt worden sind. Zudem wird nach
Geldwäsche-Verdachtsmeldungen gefragt. In der Vorbemerkung weisen die
Abgeordneten darauf hin, dass Geldbeträge über 10.000 Euro bei der
Ein- in die beziehungsweise Ausreise aus der EU deklariert werden
müssen.

 * 

4. Beratungskosten der Bundesregierung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Inanspruchnahme externer Beratung und
Unterstützung durch die Bundesregierung ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7387). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung erfahren, wie hoch die Ausgaben für
externe Beratungs- und Unterstützungsleistungen jedes einzelnen
Bundesministeriums sowie des Kanzleramts seit 2017 gewesen sind.
Außerdem soll die Bundesregierung die zehn größten Auftragnehmer
benennen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, im
offiziellen Bericht der Bundesregierung zur externen Beratung werde
für die verschiedenen Geschäftsbereiche der Regierung im Jahr 2017 ein
Gesamtvolumen von 146,2 Millionen Euro aufgeführt. Bedauerlicherweise
stelle der Bericht nur einen kleinen Teil der abgerufenen Leistungen
dar.

 * 

5. Deutsche Bank und Geldwäsche

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Rolle der Deutschen Bank im
Geldwäsche-Verdachtsfall bei Geschäften der dänischen Danske Bank geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE (19/7241). Die
Bundesregierung wird gefragt, wann die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zum ersten Mal Informationen
über die Beziehungen zwischen der Deutschen Bank und der Danske Bank
erhalten hat. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, wann die BaFin
erstmals Informationen zum Transaktionsvolumen zwischen der Deutschen
Bank und der estnischen Niederlassung der Danske Bank erhalten hat. In
der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, die estnische Filiale
der Danske Bank stehe im Verdacht, Geschäfte mit möglicherweise
inkriminierten Geldern von bis zu 200 Milliarden Euro ermöglicht sowie
Geldwäsche und möglicherweise andere Straftaten begünstigt zu haben.
Die Deutsche Bank soll demnach als Korrespondenzbank für die estnische
Filiale der Danske Bank agiert und dabei mutmaßlich 80 Prozent aller
fragwürdigen Transaktionen abgewickelt haben.

 * 

6. Vorkehrungen für den Brexit laufen

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Über die Vorbereitungen auf den Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union informiert die
Bundesregierung den Bundestag in einer Unterrichtung (19/7240). Daraus
geht hervor, dass die EU insbesondere mit Blick auf einen möglichen
ungeregelten Austritt die in ihrem Notfallaktionsplan vom 13. November
angekündigten Maßnahmen konkretisiert und eine begrenzte Anzahl
weiterer Rechtsakte vorgelegt habe. Sie beträfen insbesondere die
Bereiche Finanzdienstleistungen, Luftverkehr, Zoll und Export. Unter
anderem sollen im Falle eines ungeregelten Austritts ab dem Austritt
gemäß den Verpflichtungen der EU im Rahmen der Welthandelsorganisation
sämtliche einschlägigen EU-Rechtsvorschriften für die Warenein- und
-ausfuhr gelten. Die Rechte der Bürger betreffend habe die Europäische
Kommission vorgeschlagen, für Kurzaufenthalte Staatsangehörige des
Vereinigten Königreichs von der Visumpflicht zu befreien, sofern alle
Unionsbürger ebenso von der Visumpflicht im Vereinigten Königreich
befreit würden.

Alle von der Bundesregierung geplanten Gesetzentwürfe zur Vorbereitung
auf einen ungeregelten Austritt, darunter Übergangsregelungen in den
Bereichen Arbeit, Bildung, Gesundheit, Soziales und
Staatsangehörigkeit, seien zwischenzeitlich im Bundeskabinett
angenommen worden und befänden sich im parlamentarischen Verfahren,
heißt es in der Antwort weiter. Darüber hinaus seien zahlreiche
untergesetzliche Maßnahmen in Arbeit. So plane die Bundesregierung per
Ministerverordnung des Bundesinnenministers eine Übergangszeit von
zunächst drei Monaten vorzusehen, damit kein britischer
Staatsangehöriger im Falle eines ungeregelten Austritts sofort aus
Deutschland ausreisen müsse. Für den weiteren Aufenthalt nach Ende der
Übergangszeit benötigten britische Staatsangehörige jedoch einen
Aufenthaltstitel nach den Regelungen für Drittstaatsangehörige.

Weitere Verwaltungsmaßnahmen betreffen unter anderem Zoll,
Zulassungsbehörden und die Anerkennung von Berufsqualifikationen. So
würden der Zollverwaltung mit dem Haushalt 2019 rund 900 Planstellen
für den Mehraufwand im Zusammenhang mit dem Brexit bereitgestellt. Für
die Zulassungsbehörden sei für die Haushaltsjahre 2018 und 2019
ebenfalls ein Personalmehrbedarf bewilligt worden.

Die Bundesregierung betont, sie habe ihren engen Austausch mit dem
Bundestag, dem Bundesrat, den Ländern, der Zivilgesellschaft sowie
Wissenschaft und Wirtschaft in den vergangenen Wochen und Monaten
weiter intensiviert. Sie treffe Verbände und Unternehmen "in einem
engen Rhythmus" zu Einzel- und Sammelgesprächen, unterrichte über den
Stand der Verhandlungen und unterstreiche die Dringlichkeit der
eigenen Vorbereitung auf den Austritt.

 * 
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BUNDESTAG/8003: Heute im Bundestag Nr. 137 - 06.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 137

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Februar 2019, Redaktionsschluss: 08.44 Uhr

1. Anhörung zur Gemeinnützigkeit

2. Bericht des Stabilitätsrates

3. Sammelabschiebungen mit Bundespolizei



1. Anhörung zur Gemeinnützigkeit

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss wird am Mittwoch, den 13.
Februar, eine öffentliche Anhörung zu Fragen der Gemeinnützigkeit von
Vereinen und Verbänden durchführen. In der Anhörung, die von 11.30 bis
13.00 Uhr im Sitzungssaal E 400 des Paul-Löbe-Hauses stattfinden wird,
geht es um zwei Anträge von Oppositionsfraktionen. Die FDP-Fraktion
fordert Anpassungen bei der Einstufung der Gemeinnützigkeit von
Verbänden.

Die Abgeordneten verlangen von der Bundesregierung in einem Antrag mit
dem Titel "Straftaten und Gemeinnützigkeit schließen sich aus"
(19/2580), Körperschaften grundsätzlich nicht mehr in den Genuss der
Steuerbegünstigung der Gemeinnützigkeit kommen zu lassen, wenn deren
Repräsentanten gegen geltende Strafgesetze verstoßen oder zu einem
Rechtsbruch aufrufen. Namentlich erwähnt wird die
Tierrechtsorganisation "PETA". Führende Repräsentanten von PETA würden
Straftaten wie Einbrüche in Viehställe legitimieren, schreibt die
FDP-Fraktion.

Weiter geht es in der Anhörung um einen Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7434) mit dem Titel "Gemeinnützigkeit braucht
Rechtssicherheit statt politischer Willkür". Darin fordert die
Fraktion, den Katalog an förderfähigen Zwecken durch Aufnahme
zivilgesellschaftlicher Themen wie den Einsatz für Frieden, für
Menschenrechte oder die Rechte von Homo-, Bi-, Trans- und
Intersexuellen, den Umwelt-, Natur- und Klimaschutz sowie den Einsatz
für eine gleichberechtigte Teilhabe an der digitalen Gesellschaft
durch Freifunk-Initiativen zu modernisieren. Die Bundesregierung soll
sich zudem jedem Versuch von Regierungen oder Parteien
entgegenstellen, bestimmte NROs in ihrer Arbeit zu beschränken.

Als Sachverständige sind geladen: Professor Jürgen Brandt (Richter am
Bundesfinanzhof, Deutscher Finanzgerichtstag), Ulf Buermeyer
(Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin), Stefan Diefenbach-Trommer
(Koordination der Allianz "Rechtssicherheit für politische
Willensbildung"), Thomas Eigenthaler (Deutsche Steuer-Gewerkschaft)
und Rechtsanwalt Walter Scheuerl.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Bericht des Stabilitätsrates

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Haushalte des Bundes sowie der Länder sind
überwiegend in guter Verfassung. Mit Ausnahme Bremens und des
Saarlands zeigten sich keine Hinweise auf eine drohende
Haushaltsnotlage, heißt es im Bericht des Stabilitätsrates, den die
Bundesregierung als Unterrichtung (19/6888) vorgelegt hat. Der
Stabilitätsrat war am 6. Dezember 2018 zu seiner 18. Sitzungen
zusammengetreten. Bremen und das Saarland befinden sich demnach bis
einschließlich 2020 im Sanierungsverfahren. In dem Bericht stellt der
Stabilitätsrat fest, dass die beiden Länder an ihrem Sanierungskurs
festhielten und ihr Sanierungsprogramm voraussichtlich vollständig
umsetzen werden. "Gleichwohl weist der Stabilitätsrat darauf hin, dass
die Sanierungsländer in ihren Sanierungsanstrengungen nicht nachlassen
dürfen, um angesichts einer möglichen Verschlechterung der
Rahmenbedingungen, wie einer konjunkturellen Eintrübung, auch
langfristig die ab dem Jahr 2020 geltende Schuldenbremse einhalten zu
können", heißt es in dem Bericht.

Grundsätzlich erwartet der Stabilitätsrat laut Bericht weiterhin
gesamtstaatliche Finanzierungsüberschüsse. Mit Blick auf potentielle
Wachstumsrisiken sei aber für "eine solide und zukunftsorientierte
Finanzpolitik Sorge zu tragen", schreibt der Stabilitätsrat.

 * 

3. Sammelabschiebungen mit Bundespolizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zwischen Anfang Januar und Ende November vergangenen
Jahres ist es in Deutschland zu insgesamt 157 Sammelabschiebungen
unter Beteiligung der Bundespolizei gekommen. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/7401) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/6743) hervor. Die angegebene Zahl der jeweils
überstellten Personen schwankt zwischen fünf und 136.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1816: Regierungspressekonferenz vom 4. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Montag, 4. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 4. Februar 2019

Themen: aktuelle Lage in Venezuela, Zeitungsbericht über eine
mögliche Haushaltslücke, Vorschlag hinsichtlich einer Grundrente,
Zweckgesellschaft INSTEX


Sprecher: SRS'in Fietz, Breul (AA), Schwamberger (BMF), Haas (BMAS)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Fietz: Guten Tag! Die Bundesregierung hat am 26. Januar ihre
Bereitschaft erklärt, Juan Guaidó als Interimspräsidenten Venezuelas
anzuerkennen, wenn nicht binnen acht Tagen Wahlen angekündigt werden. Die
Hohe Vertreterin hat sich am gleichen Tag im Namen aller 28 
EU-Mitgliedstaaten auf entsprechender Linie geäußert und die umgehende
Ankündigung von freien, transparenten und glaubwürdigen
Präsidentschaftswahlen gefordert. Nicolás Maduro ist dieser Aufforderung
nicht nachgekommen und verweigert dem Volk von Venezuela diese
Präsidentschaftswahlen. Daher hat es vor wenigen Minuten eine Erklärung
gegeben, die die Position der Bundesregierung verdeutlicht.

Wir erkennen Juan Guaidó als Interimspräsidenten Venezuelas an, der die
Aufgabe hat, den politischen Übergang einzuleiten und das Land zu freien,
transparenten und glaubwürdigen Präsidentschaftswahlen zu führen. - Vielen
Dank.

Breul: Ich kann dazu ergänzen. Ich bitte um Entschuldigung; es ist keine
böse Absicht in der Regie, dass wir die schriftliche Erklärung in dem
Moment verteilen, in dem die RegPK beginnt. Das hat einfach den Grund, dass
wir uns möglichst zum gleichen Zeitpunkt mit vielen EU-Mitgliedsstaaten
äußern wollen. Wenn Bedarf besteht, kann ich die nationale Erklärung, die
Frau Fietz gerade angekündigt hat verlesen. Sie ist auch nicht besonders
lang, keine Sorge.

"Wir bedauern, dass der venezolanische Präsident Nicolás Maduro der
Aufforderung der EU, freie und faire Präsidentschaftswahlen einzuleiten,
nicht nachgekommen ist. Dies hatte die EU in ihrer Stellungnahme vom 26.
Januar nochmals ausdrücklich und einstimmig gefordert.

Für Deutschland ist der Präsident der Nationalversammlung Juan Guaidó im
Einklang mit der venezolanischen Verfassung der legitime
Übergangspräsident, damit er freie, faire und demokratische
Präsidentschaftswahlen abhalten kann.

Unsere Sorge gilt weiterhin den Menschen in Venezuela, die unter der
dramatischen Versorgungslage, auch im Bereich der Gesundheitsversorgung,
leiden. Wir haben daher, wie auch die EU, wiederholt den ungehinderten
Zugang für internationale humanitäre Hilfe gefordert, bisher ohne Erfolg.
Deutschland hat Mittel in Höhe von fünf Millionen Euro für humanitäre Hilfe
für Venezuela eingestellt, die zur Verfügung gestellt werden können, sobald
die politischen Rahmenbedingungen in Venezuela dies zulassen.

Außerdem hat die EU die Einrichtung einer internationalen Kontaktgruppe
beschlossen, die helfen soll, die Grundlagen für einen friedlichen und
demokratischen Prozess zu legen, der möglichst rasch zu Neuwahlen führt.
Wir werden uns in diese Aufgabe aktiv einbringen."

SRS'in Fietz: Ich sollte vielleicht noch ergänzen, dass sich die EU sowie
andere europäische Staaten in diesen Minuten ähnlich äußern und ähnliche
Erklärungen abgeben beziehungsweise dies zum Teil schon getan haben.

Frage: Können Sie vielleicht kurz sagen, was das konkret bedeutet? Er ist
jetzt anerkannt. Wie geht es jetzt weiter?

Breul: Ich habe die Kontaktgruppe bereits erwähnt, deren Gründung die Hohe
Vertreterin am Donnerstag in Bukarest verkündet hat. Die Gruppe wird sich
am Donnerstag in Montevideo treffen. Dort werden wir gemeinsam mit unseren
und mit lateinamerikanischen Partnern beraten, wie wir den Prozess in
Venezuela stützen können, und zwar mit dem Ziel - das habe ich in der
Erklärung gerade deutlich hervorgehoben -, möglichst umgehend Neuwahlen zu
organisieren. Das ist das Ziel.

Der zweite Strang - auch den fanden Sie in der Erklärung wieder - ist der
der humanitären Hilfe. Übergangspräsident Guaidó hat deutlich gemacht, dass
er dafür Bedarf sieht und sich internationale Unterstützung erhofft. Wir
werden jetzt gemeinsam mit unseren europäischen und internationalen
Partnern genau prüfen, wie wir diese humanitäre Hilfe in Gang bringen
können.

Frage: Herr Breul, der Außenminister hat getweetet, dass sich die
Entscheidung, Herrn Guaidó als Interimspräsidenten anzuerkennen, auf 233
der venezolanischen Verfassung beruft. Können Sie den Passus innerhalb
dieses Paragrafen wiedergeben, in dem das geregelt ist?

Breul: Ich denke, den Passus muss ich nicht wiedergeben. Das können Sie
selbst im Zweifel mit einer bekannten Suchmaschine herausfinden.

Der Punkt ist der: Unserer Auffassung nach hat der Staat Venezuela keinen
legitimierten Präsidenten. In der Verfassung ist festgelegt, dass es in
solch einer Situation, wenn es keinen Präsidenten gibt, der in der Lage
ist, seine Amtsgeschäfte auszuführen, einen Übergangspräsidenten gibt mit
dem Mandat - auch das haben wir in der Erklärung gerade sehr deutlich
gemacht -, so schnell wie möglich Wahlen zu organisieren.

Zusatzfrage: Ich habe mir den Paragrafen durchgelesen. Deswegen möchte ich
wissen, wo genau das steht. Denn Herr Maduro nimmt sein Amt ja sehr wohl
wahr.

Breul: Ich habe unsere Position gerade vorgestellt. Unserer Auffassung nach
gibt es keinen demokratisch legitimierten Präsidenten in Venezuela. Herr
Maduro hatte in den letzten acht Tagen die Chance, dem Abhilfe zu schaffen,
indem er Präsidentschaftswahlen zumindest ankündigt und mit den Planungen
dafür beginnt. Diese Möglichkeit hat er ausgeschlagen, sodass wir jetzt die
Konsequenz daraus gezogen haben und Herrn Guaidó dabei unterstützen,
möglichst rasch die Wahlen zu organisieren.

Frage: Herr Breul und Frau Fietz, Herr Guaidó hatte, meine ich, vergangene
Woche in der "Bild"-Zeitung gefordert, dass auch Deutschland und die EU
Sanktionen gegen das Maduro-Regime verhängen könnten, ähnlich wie es die
USA getan haben. Ist das eine Idee, der Sie nachgehen? Sehen Sie eine
Möglichkeit dafür?

Zur Androhung des US-Präsidenten, der ja mit einer Militärintervention
gedroht hat: Wäre das ein Schritt, den Deutschland unterstützt?

SRS'in Fietz: Die Gespräche werden jetzt so weitergeführt, wie Herr Breul
es eben skizziert hat. Dort wird auch über alle weiteren Maßnahmen
entschieden. Weiteres können wir im Moment gar nicht sagen, weil wir diesen
Gesprächen sonst vorgreifen würden.

Zusatzfrage: Aber mit welcher Position geht Deutschland denn in diese
Gespräche? Als Sie die Fristsetzung vorgenommen hatten, war das ja auch
eine deutsche Position, die in diese Gespräche hineingetragen wurde. Mit
welcher Position geht Deutschland in diese nächsten Gespräche?

SRS'in Fietz: Die Position Deutschlands ist die, dass das venezolanische
Volk das Recht bekommen soll, frei wählen zu können, wer sein Präsident
sein soll. Jetzt geht es darum, die nötige Hilfe zu leisten und die nötige
Unterstützung zu bieten, damit das in Gang kommen kann, damit Herr Guaidó
in die Lage versetzt wird, diese Wahlen zu organisieren und auszurufen.
Gleichzeitig geht es darum, akute Not im Land durch humanitäre Hilfe zu
mildern.

Frage: Herr Breul, in der venezolanischen Verfassung steht gleich im ersten
Artikel etwas über die Souveränität und die nationale Selbstbestimmung. Ist
es für die Regierung ein wahrnehmbares Spannungsfeld, dass man einerseits
natürlich irgendwie für demokratische Verhältnisse sorgen will, dass
andererseits aber das dem auch entgegensteht?

Breul: Nein, wir haben uns zu den Präsidentschaftswahlen in Venezuela
bereits im Mai sehr deutlich geäußert. Seitdem hat sich an unserer Position
dazu nichts geändert. Wir ziehen jetzt die Konsequenzen daraus, dass
Präsident Maduro nicht bereit und nicht willens war, Neuwahlen einzuleiten.

Frage: Frau Fietz, ich habe die Antwort auf die Frage des Kollegen Delfs
noch nicht ganz verstanden. US-Präsident Trump hat gesagt, die Option eines
militärischen Eingreifens sei sicherlich auf dem Tisch. Was hält die
Bundesregierung davon?

SRS'in Fietz: Ich kann Sie dazu vielleicht auf eine Äußerung der
Bundeskanzlerin von vergangenem Freitag verweisen. Die Kanzlerin hat
gesagt, dass wir einen Beitrag dazu leisten wollen, dass es zu keiner
Eskalation kommt, aber auch dazu, dass das venezolanische Volk seine
Interessen durchsetzen kann. Das ist die Position der Bundesregierung.

Die Position der Vereinigten Staaten möchte ich an dieser Stelle nicht
kommentieren.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Die 
"Bild"-Zeitung hat gestern vorab berichtet, dass Herr Scholz von einer
Haushaltslücke von 25 Milliarden Euro bis 2023 ausgehe und dies auch den
Ressorts mitgeteilt habe. Können Sie uns das bestätigen?

Schwamberger: Mit Blick auf die Haushaltsplanung kann ich Ihnen nur
bestätigen, dass das Verfahren zur Aufstellung des Bundeshaushalts gerade
begonnen hat. Ende März wird die Bundesregierung ihre Eckwerte
präsentieren. Klar ist, dass in diese Eckwerte natürlich die Erkenntnisse
im Rahmen des aktuellen Jahreswirtschaftsberichts einfließen werden, der
Ende Januar vorgestellt wurde, und auch die Ergebnisse der letzten
Steuerschätzung.

Klar ist - das sagt auch der Jahreswirtschaftsbericht -, dass sich das
Wachstum in Deutschland fortsetzt. Die Wirtschaft ist weiterhin auf
Wachstumskurs. Aber der Aufschwung verlangsamt sich. Das hat natürlich auch
Auswirkungen auf die Steuereinnahmen. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat
schon mehrfach deutlich gemacht, dass die Zeiten, in denen man am Ende
eines Jahres immer höhere Steuereinnahmen, die über dem liegen, was
eigentlich erwartet wurde, verzeichnen konnte, vorbei sind. Auf diese
Situation ist der Bundeshaushalt dank einer vorsorgenden Finanzpolitik gut
vorbereitet. Man hat auch schon in den vergangenen Haushaltsjahren mit
Blick auf mehr Investitionen oder Entlastung für Familien klare Prioritäten
gesetzt.

Mit Blick auf die kommende Haushalts- und Finanzplanung wird es weiterhin
wichtig bleiben, dass man die richtigen Prioritäten setzt. Denn ein
ausgeglichener Haushalt bleibt die klare Maßgabe bei der Haushaltsplanung
des Bundes.

Zusatzfrage: Stimmt die Zahl denn nicht, die die "Bild"-Zeitung berichtet?

Schwamberger: Ich kann Ihnen das sagen, was ich gesagt habe, dass nämlich
das Haushaltsaufstellungsverfahren, dass die Planungen erst begonnen haben.
Das heißt, dass man jetzt schaut, wie die Einnahmesituation ist, und
gemeinsam mit den Ressorts im Rahmen der Eckwerteaufstellung sozusagen die
andere Seite plant. Das ist der Stand, von dem ich Ihnen heute hier
berichten kann.

Frage: Wir könnten jetzt alle Ressorts durchgehen. Hat der Finanzminister
Ihre jeweiligen Ressortchefs darüber informiert, dass die Lage schlechter
wird und weniger Geld zu verteilen ist? Frau Fietz, vielleicht können Sie
stellvertretend für alle anderen Kollegen etwas dazu sagen. Sonst müssen
wir das von A bis Z durchexerzieren.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu nicht mehr sagen als das, was die
Kollegin aus dem Finanzministerium gerade gesagt hat.

Schwamberger: Die Gespräche mit Blick auf die Aufstellung des neuen
Haushalts und der neuen Finanzplanung haben begonnen. Diese Gespräche
werden im Ressortkreis geführt. Diese Gespräche führen wir nie sozusagen
vorweg in der Bundespressekonferenz.

Die Eckwerte werden Ende März vorgestellt.

Frage: Frau Schwamberger, ich würde es gern verstehen. Hat es Warnungen aus
dem Finanzministerium an alle anderen Ressorts gegeben, dass man keine
Mehrausgaben planen solle?

Betreffen diese Warnungen womöglich auch die Grundrente, oder hat Ihr
Minister mit Herrn Heil über die möglichen Mehrkosten in einstelliger
Milliardenhöhe gesprochen?

Schwamberger: Noch einmal, um Ihnen zu verdeutlichen, auf welchem Stand
sich das Aufstellungsverfahren für den Haushalt 2020 gerade befindet: Am
Anfang wird im Rahmen des Eckwerteprozesses auf die Eckpfeiler geschaut,
innerhalb derer sich die neue Finanz- und Haushaltsplanung bewegen muss.
Das geschieht auch auf Staatssekretärsebene. Da, sozusagen auch erst einmal
im Ressortkreis, werden die Eckdaten und die Rahmendaten vorgestellt, und
dann wird gemeinsam - diese Planung beginnt jetzt - ein Haushalt
aufgestellt, der den Vorgaben des Koalitionsvertrags entsprechen soll. Wie
Sie alle wissen, ist ein ausgeglichener Haushalt ohne neue Schulden und mit
den klaren Prioritäten, die sich diese Bundesregierung gemeinsam gesetzt
hat, geplant.

Zusatzfrage: Wenn Sie einfach mit Ja oder Nein antworten könnten: Hat es
Warnungen vor Mehrausgaben gegeben?

Schwamberger: Die gemeinsamen Eckwerte der Bundesregierung werden immer im
Rahmen von Gesprächen aufgestellt, und man einigt sich gemeinsam darauf. Es
gibt viele Gespräche, und es werden noch viele Gespräche geführt werden,
bis diese Eckwerte Ende März veröffentlicht werden werden.

Frage: Gehen Sie denn davon aus, dass die Grundrente in der Finanzplanung
ohne neue Schulden umgesetzt werden kann?

Schwamberger: Da sind wir jetzt, glaube ich, dabei, den fünften Schritt vor
dem ersten zu machen. Zum Thema der Grundrente kann, denke ich, die
Kollegin vom BMAS bestimmt mehr als ich sagen. Ich werde hier jetzt auch
nicht die Finanzierung einzelner Überlegungen kommentieren, sondern Ihre
Frage bezog sich ja erst einmal auf die Aufstellung der Haushaltseckwerte.
Ich weiß nicht, ob das BMAS - - -

Haas: Ich kann Ihnen zur Finanzierung im Moment auch noch nicht viel sagen.
Sie haben es gestern der Presse entnommen: Minister Heil hat sein Modell
der Grundrente erst einmal vorgestellt. Im Koalitionsvertrag ist
festgelegt, dass es eine Grundrente geben soll, die die Anerkennung der
Lebensleistung abbildet. Was das angeht, haben wir jetzt in den vergangenen
Monaten im Haus viel gearbeitet. Es gab natürlich im Vorfeld Gespräche,
auch mit dem Finanzminister, der das Modell erst einmal begrüßt hat. Über
eine Finanzierung wird man aber sicherlich, wie die Kollegin auch gerade
sagte, dann sprechen, wenn es ein zwischen den Koalitionsparteien
abgestimmtes Modell gibt; denn das ist das, was, glaube ich, auch Kollegin
Schwamberger mit dem fünften Schritt, den man vor dem ersten macht, meinte.
Wir warten jetzt erst einmal ab, auf was wir uns alle gemeinsam einigen
können, und werden dann die Finanzierung angehen.

Der Minister wies aber auch darauf hin, dass das natürlich ein Kraftakt
werden würde, dass es uns das allerdings als Gesellschaft auch wert sein
sollte.

SRS'in Fietz: Ich darf vielleicht noch einmal kurz ergänzen, dass sich die
Koalitionspartner darüber einig sind und dies ja auch im Koalitionsvertrag
aufgeschrieben haben, dass die Leistung von Menschen honoriert werden soll,
die jahrzehntelang gearbeitet haben, Kinder erzogen haben und ihre
Angehörigen gepflegt haben. Ihnen soll ein regelmäßiges Alterseinkommen
oberhalb des Grundsicherungsbedarfs zukommen. Die Grundrente sollen also
diejenigen erhalten, die Anspruch auf Grundsicherung haben und 35 Jahre in
die Rentenversicherung eingezahlt haben. Sie soll 10 Prozent über der
Grundsicherung legen. Also noch einmal: Die Lebensleistung vieler Männer
und Frauen mit niedriger Rente wird anerkannt.

Im Koalitionsvertrag steht dann, dass Voraussetzung für den Bezug der
Grundrente eine Bedürftigkeitsprüfung ist. Das ist die gemeinsame
Arbeitsgrundlage der Koalition.

Im Übrigen möchte ich auch noch einmal auf das hinweisen, was ja eben auch
schon anklang, nämlich dass der Bundesfinanzminister nachdrücklich gemahnt
hat, die jahrelang hohen Steuereinnahmen seien nicht als selbstverständlich
anzusehen. Vor diesem Hintergrund kann ich Ihnen sagen: Die Bundeskanzlerin
legt Wert darauf, dass die Positionen des Arbeitsministers und des
Bundesfinanzministers zusammengeführt werden.

Haas: Frau Fietz, wenn ich das hier nur einmal ergänzen darf: Wir haben
gestern natürlich erst einmal das Modell ohne die Bedürftigkeitsprüfung
vorgestellt. Insofern wird es da sicherlich noch Gesprächsbedarf geben. Das
ist nur vielleicht der Punkt, der noch nicht ganz abgestimmt ist.

SRS'in Fietz: Im Koalitionsvertrag steht die Bedürftigkeitsprüfung drin;
darauf wollte ich nur noch einmal verweisen.

Außerdem möchte ich noch darauf hinweisen, dass die Bundesregierung eine
Rentenkommission eingesetzt hat. Die Kommission hat die Aufgabe, Konzepte
für eine nachhaltige und sichere Rentenversorgung ab dem Jahr 2025 zu
entwickeln und so die Grundlage für einen verlässlichen Generationenvertrag
zu schaffen.

Schwamberger: Jetzt ist der Name des Bundesfinanzministers mehrfach
gefallen. Insofern gilt - Frau Fietz hat es völlig zu Recht klargemacht -
mit Blick auf die Überlegungen der beiden Häuser: Anerkennung und Respekt
vor der Lebensleistung von Menschen ist ein wichtiges Ziel und ist auch
wichtig für den Zusammenhalt unseres Landes und der Gesellschaft. Das hat
Bundesfinanzminister Olaf Scholz als persönliche Überzeugung schon mehrfach
deutlich zum Ausdruck gebracht. Wer viele Jahrzehnte lang in die
Rentenkasse eingezahlt hat, der sollte auch im Alter eine Rente haben, die
auskömmlich ist. Deshalb ist es gut und richtig, dass die Bundesregierung
eine Grundrente einführen möchte. Arbeitsminister Hubertus Heil hat am
Wochenende seine Überlegungen hierzu vorgestellt. Es ist ganz klar, dass
auch der Bundesfinanzminister hinter dem Ziel dieser Überlegungen steht.

Frage: Frau Schwamberger, habe ich es aber richtig verstanden, dass es
keine Finanzierungszusage des Finanzministers gibt? Ist dieses Konzept, das
Herr Heil vorgestellt hat und das eben keine Bedürftigkeitsprüfung
vorsieht, denn in irgendeiner Form mit dem Kanzleramt abgesprochen worden?

Noch einmal zu der Frage eines Haushaltsdefizits: Wenn schon in diesem Jahr
eines drohen würde, könnte man ja eine Haushaltssperre machen. Sehe ich es
richtig, dass die deswegen nicht droht, weil man ja die Flüchtlingsrücklage
hat, die man, wenn sie leer ist, erst einmal anzapfen kann?

Schwamberger: Da waren jetzt sozusagen ganz viele Dinge auf einmal drin.
Ungelegte Eier, sozusagen auch mit Blick auf die Haushaltsplanung - das ist
ein bisschen sehr in die Zukunft hinein gedacht und sehr hypothetisch. Die
Haushaltsplanung befindet sich sozusagen erst am Anfang und nicht am Ende.
Ob und welches Ergebnis diese haben wird, werden wir dann - sozusagen mit
Blick auf die Eckwerte - Ende März sehen. Inwieweit jetzt das Kanzleramt in
dieser Überlegung eingebunden war - - - Oder meinten Sie das
Vizekanzleramt?

Zusatz: Das Kanzleramt.

Schwamberger: Ach so. Das kann ich Ihnen nicht beantworten. Es gab hier
auch keine Aussage mit Blick auf Finanzierungszusagen, sondern auch hier
gilt wieder: Das ist weit im Prozess gedacht. Da stehen wir sozusagen noch
nicht, sondern es geht jetzt darum, dass dieses Konzept - die Kollegin vom
BMAS hat das ja auch deutlich gemacht - jetzt weiter ausgearbeitet und
innerhalb der Regierung diskutiert wird. Auch die Frage der finanziellen
Umsetzung ist eine, die sich dann mit Blick darauf stellen wird, was auch
innerhalb der Koalition vereinbart wurde. Jetzt geht es also erst einmal
darum, dass man inhaltlich weiterarbeitet und dieses Ziel konkret umsetzt.

SRS'in Fietz: Ich kann vielleicht noch ergänzen oder noch einmal
wiederholen, was dazu im Koalitionsvertrag steht, nämlich "Grundrente nach
einer Bedürftigkeitsprüfung". Der Vorschlag des Bundesarbeitsministers wird
jetzt zusammen mit anderen Überlegungen innerhalb der Bundesregierung
diskutiert. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat sich auch mit dem Thema
beschäftigt, und bis zur Sommerpause soll ein Gesetzentwurf in das Kabinett
eingebracht werden.

Haas: Ich müsste wahrscheinlich die Frage beantworten, ob das mit dem
Kanzleramt abgestimmt war: Dieses direkte Modell war es nicht. Aber wir
haben sowohl aus der Union als auch aus dem Kanzleramt den Wunsch
wahrgenommen, zeitnah ein Modell vorzulegen. Es gab ja auch Äußerungen von
verschiedenen Mitgliedern darüber, dass das im Koalitionsvertrag verankerte
Modell eventuell eben nicht das abbildet, was das Ziel sein soll, nämlich
die Anerkennung von Lebensleistung. So ist das Modell als solches jetzt
zustande gekommen.

Frage: Der Arbeitsminister hat ja eine ganz klare Position vorgelegt, und
Frau Fietz hat jetzt auch klar die Position der Kanzlerin benannt. Eine
Unschärfe gibt es, finde ich, noch hinsichtlich des Finanzministers. Frau
Schwamberger, in Bezug auf das Ziel, die Lebensleistung anzuerkennen, haben
Sie sich geäußert. Aber wie ist es mit der Bedürftigkeitsprüfung?
Entspricht das Konzept von Herrn Heil ohne eine Bedürftigkeitsprüfung der
Position von Herrn Scholz? Das wird ja wahrscheinlich weitere Milliarden
kosten. Ist also auch der Finanzminister der Meinung, dass die Grundrente
ohne eine Bedürftigkeitsprüfung gezahlt werden sollte?

Schwamberger: Grundsätzlich ist es die Meinung des Bundesfinanzministers
oder er teilt die Einsicht auch des Arbeitsministers, dass die Grundrente
nur dann wirksam ist, wenn sie auch real etwas verändert. Insofern ist das
ganze Konzept sozusagen auch aus diesem Blickwinkel zu bewerten. Das ist,
wie gesagt, eine Sache, die dem Bundesfinanzminister auch in Abstimmung mit
dem Bundesfinanzministeriumskonzept bekannt war, und nun gilt es, dieses
Konzept innerhalb der Bundesregierung weiter abzustimmen und zu
diskutieren. Natürlich wird das jetzt hier nicht vorweggenommen, auch nicht
in diesem Kreise, sondern ist innerhalb der Bundesregierung abzustimmen.

Zusatzfrage: Es gibt ja schon die Rentenrücklage, die vom Finanzminister
eingeplant wurde. Ist die für die Grundrente vorgesehen?

Schwamberger: Dafür gilt auch wieder das, was ich hier jetzt schon mehrfach
gesagt habe: Wir stehen sozusagen am Beginn des Aufstellungsverfahrens für
den Haushalt und für die kommende Finanzplanung.

Frage: Frau Haas, Herr Rehberg von der CDU-Fraktion spricht heute von
jährlichen Kosten für diese Grundrente in Höhe von 4 Milliarden bis 6
Milliarden Euro aus Steuermitteln. Ist das die richtige Größenordnung?

Zur zweiten Frage, Frau Schwamberger: Ich habe die Reihenfolge nicht ganz
verstanden. Sie haben gesagt, zuerst einige man sich auf ein Konzept, und
dann schaue man eventuell, ob es finanzierbar ist. Ist das die richtige
Reihenfolge für einen Finanzminister?

Haas: Dann würde ich einmal anfangen. Wir haben ja gerade noch einmal
dargelegt, dass dieses Modell zunächst zu diskutieren ist. Insofern ist es
etwas schwer, etwas zu etwas zu sagen, was am Ende die Finanzierung angeht.
Der Minister selbst hat ja von einem mittleren einstelligen
Milliardenbetrag gesprochen, sodass die Ableitung von Herrn Rehberg jetzt
nicht ganz überraschend ist.

Aber ich würde mich jetzt im Moment auf gar keinen Fall auf feste Zahlen
einlassen wollen; denn wie, glaube ich, gerade auch zu erkennen ist, gibt
es noch ein bisschen Abstimmungsbedarf zwischen den Koalitionsparteien.

Schwamberger: Ich glaube, die wechselseitige Einflussnahme dieser Fragen
hat sich jetzt auch deutlich in der Stellungnahme des BMAS gezeigt.

Zusatzfrage: Nee! Ich würde grundsätzlich fragen. Sie haben gesagt, zuerst
soll sich über das Konzept geeinigt werden, und dann würden Sie nach einer
Finanzierungszusage schauen. Ist es nicht das Erste, zu schauen, wie viel
Geld da ist, um dann zu schauen, wie man es verteilt?

Schwamberger: Ich habe gesagt, dass man den fünften Schritt nicht vor dem
ersten gehen kann, und dann ist die Frage natürlich, welches Konzept - und
zwar eines, auf das man sich gemeinsam verständigen kann - die Zielsetzung
der Bundesregierung am besten widerspiegelt. Das ist schon ein erster
Schritt. Das ist das, woran man jetzt arbeitet. Darin fließen natürlich
Überlegungen finanzieller Art mit ein, aber sie sind sozusagen Teil der
gesamten, innerhalb der Bundesregierung laufenden Überlegungen.

SRS'in Fietz: Ich glaube, Sie können davon ausgehen, dass, wenn das Projekt
der Grundrente jetzt diskutiert wird, dann geschaut wird, was am
wirksamsten ist, um lebenslanges Arbeiten und Lebensleistungen tatsächlich
anzuerkennen. Gleichzeitig wird man natürlich prüfen, wie sich das Konzept
oder die verschiedenen Konzepte finanzieren lassen. Ich glaube, das ist ein
paralleler Vorgang, den man hier jetzt nicht irgendwie künstlich
auseinanderdividieren muss. Ich habe Frau Schwamberger auch nicht so
verstanden, dass das jetzt auseinandergezogen werden würde, sondern das ist
ein Prozess. In dem prüft man, was das Beste ist, und gleichzeitig prüft
man, wie man es finanzieren kann.

Frage: Frau Haas, ich habe zwei Fragen. Bisher bin ich immer davon
ausgegangen, dass der Bundesarbeitsminister den Koalitionsvertrag aus dem
Effeff kennt. Ich glaube, er hat ihn sogar mit ausverhandelt. Warum lässt
er dann jetzt einen so wichtigen Knackpunkt wie die Bedürftigkeitsprüfung
in seinem Vorschlag außen vor?

Zweite Frage, da bei Ihnen im Haus ja bestimmt gut gerechnet wird und immer
Überschlagswerte in die Diskussion aufgenommen werden: Mit welcher Summe
ist er denn zum Bundesfinanzminister gegangen, was die Kosten für diese
Grundrente betrifft?

Haas: Bezüglich des Koalitionsvertrags habe ich vorhin auch schon einmal
gesagt, dass das Hauptziel des Koalitionsvertrags die Anerkennung der
Lebensleistung ist. Das ist auch die Überschrift. Dass man darunter
verschiedene Modelle subsumieren kann, steht, denke ich, außer Frage. Für
uns ist aber der wesentliche Aspekt, dass die Lebensleistung eines jeden
Einzelnen anerkannt wird.

Nach einem Leben voller Arbeit von jemandem zu erwarten, dass er sich am
Ende vor dem Sozialamt komplett erklärt, was seine Vermögensverhältnisse
angeht, steht für uns eben nicht im Einklang mit der Anerkennung der
Lebensleistung. So viel zum Koalitionsvertrag.

Wie war die zweite Frage in Bezug auf die Rechenbeispiele genau?

Zusatz: Mit welchen Zahlenvorstellungen Sie zum Bundesfinanzminister
gegangen sind.

Haas: Frau Schwamberger hat es ja auch schon erklärt: Es ging uns in erster
Linie darum, dass wir uns mit dem Bundesfinanzminister auf ein Modell
einigen, in dem wir den Koalitionsvertrag umgesetzt sehen. Dass man, wenn
man sich darauf geeinigt hat, dann mit dem Koalitionspartner spricht und
danach die Finanzierungsableitung zieht, ist irgendwie auch klar. Der
Minister hat gestern im Interview auch gesagt, dass es wünschenswert wäre,
das aus Steuermitteln zu stemmen.

Frage: War dieses Konzept in irgendeiner Form mit dem Koalitionspartner
durchgesprochen oder ist da gar nichts passiert?

Haas: Wir haben die Aufforderung des Koalitionspartners wahrgenommen, genau
den Koalitionsvertrag mit seiner Überschrift, also der Anerkennung der
Lebensleistung, umzusetzen und haben uns dann an ein erstes Modell gemacht.

Frage: Frau Schwamberger, noch einmal an Sie: Es gibt in der Koalition hohe
Ausgabenwünsche von verschiedensten Ressorts. Ich nenne den
Kohlekompromiss, die Grundrente oder Forderungen von Herrn Spahn nach mehr
Geld; auch sollen eventuell die doppelten Beiträge bei den Betriebsrenten
entlastet werden, die Bundeswehr soll mehr Gelder bekommen. Wird dem
Bundesfinanzminister nicht schwummerig, ob er die schwarze Null halten kann
oder müssen wir uns überlegen zu sparen?

Schwamberger: Im Grunde haben Sie eigentlich sehr schön beschrieben, wie
solche Überlegungen mit Blick auf nahe Haushaltsaufstellungen ablaufen. Man
betrachtet ganz genau, wie eigentlich die Einnahmesituation aussieht und
dann, welche verschiedenen Ausgabenwünsche und -anmeldungen es seitens der
Ressorts gibt. Das ist das normale Geschäft bei der Aufstellung eines
Haushalts. Dann legt man gemeinsam die Prioritäten und Schwerpunkte im
Ausgabenbereich fest.

Klar ist: Es ist so, dass die Steuereinnahmen durchaus ein gewisses Niveau
haben und auch im gewissen Maß ein wenig anwachsen, aber nicht in der
Dynamik wie noch in den letzten Jahren. Insofern ist vieles zu finanzieren -
 die wichtigen und richtigen Dinge -, aber vielleicht nicht mehr alles.
Genau um diese Prioritätensetzung geht es im Rahmen dieses
Eckwerteverfahrens, wo man gemeinsam die Entscheidung trifft, in welchen
Bereichen man weitere Ausgabensteigerungen vornehmen wird und in welchen
Bereichen das nicht passiert. Das ist das ganz normale Geschäft. Diese
Frage wird dann beantwortet, wenn der Prozess dieser Gespräche und
Planungen beendet ist.

Frage: Eine ganz Kleine Infofrage an Frau Haas: Richtet sich Ihr Konzept
nur an künftige Rentner, an Versicherte, oder auch an Bestandsrentner?

Das sind ja nicht einmal im Jahr vier, fünf oder sechs Milliarden Euro,
sondern das sind jedes Jahr Beträge. Rechnen Sie damit, dass die
aufwachsen? Haben Sie schon einmal geschaut, ab welchem Zeitraum
möglicherweise besonders viele Menschen mit 35 und mehr Jahren
Arbeitsleistung unterhalb dieser 0,8 Punkte bleiben?

Haas: Zur ersten Frage, weil ein Nicken ja nicht für das Protokoll taugt:
Es richtet sich auch an Bestandsrentner.

Zur zweiten Frage: Ganz im Gegenteil. Wir gehen davon aus, dass das Ganze
nicht aufwachsen wird und von unserem derzeitigen Modell vor allen Dingen
75 Prozent Frauen profitieren würden, die in den vergangenen Jahren oft in
einkommensschwachen Berufen tätig waren, sodass sie im Moment am meisten
profitieren würden. Das hat sich aber Gott sei Dank im Laufe der letzten
Jahre drastisch verändert, sodass wir eher davon ausgehen, dass die
Zuschüsse sinken würden.

Um das noch einmal abzuschließen: Auch dabei wird eine genaue Berechnung
erst dann möglich sein, wenn wir uns auf ein Modell geeinigt haben.

SRS'in Fietz: Ich möchte gerne noch etwas zum Thema Venezuela
dazwischenrufen. Die Bundeskanzlerin hat sich in der Zeit, während wir hier
sitzen, in Japan geäußert. Sie hat gesagt:

"Bis gestern ist keine Wahl für eine Präsidentschaft ausgerufen worden,
deshalb ist Juan Guaidó jetzt die Person, mit der wir darüber reden und von
der wir erwarten, dass sie einen Wahlprozess möglichst schnell initiiert.
Für diese Aufgabe ist er aus deutscher Sicht und aus der Sicht vieler
europäischer Partner der legitime Interimspräsident. Wir hoffen, dass sich
dieser Prozess möglichst kurz und natürlich friedlich gestaltet."

Das war es. - Danke.

Frage: Ich habe eine Frage zur Zweckgesellschaft INSTEX gegen die 
US-Sanktionen. Wie sind die Reaktionen aus den anderen EU-Ländern? Wie geht es
auf der EU-Ebene diesbezüglich weiter? Wie sind die Reaktionen aus den USA?

Breul: Ich würde Ihre Frage dahingehend etwas einordnen wollen, dass die
Maßnahme sich nicht gegen die USA richtet, sondern die Maßnahme ist so
einzuordnen, dass wir wollen, dass der legitime Handel mit dem Iran
ermöglicht wird, und zwar so, wie wir es mit unseren europäischen
Sanktionen vorgesehen haben. Insofern möchte ich diesen Eindruck
korrigieren, als wäre das eine Maßnahme, die sich auf die USA richtet.
Nein, das ist eine Maßnahme, die sich auf den Iran richtet. Wir hatten dazu
ja letzte Woche umfangreich vorgetragen und hatten gesagt, dass diese
Details des Instruments jetzt weiter ausbuchstabiert werden müssen. Das
"Special Purpose Vehicle" ist registriert. Jetzt geht es darum, es
möglichst schnell handlungsfähig zu machen. Ich kann Ihnen über keine
Reaktion aus den USA dazu berichten.

Frage: Ich wollte einmal Frau Fietz fragen, ob es jetzt generell die
Haltung Deutschlands ist, bei unliebsamen Regimen den Regimechange quasi
proaktiv mit anzustreben?

SRS'in Fietz: Es geht uns bei Venezuela darum, dass zu demokratischen
Prozessen zurückgefunden wird und es demokratische Wahlen für das
venezolanische Volk gibt. Das ist die Position zu Venezuela. Daraus lassen
sich in keiner Weise Handlungsstränge für zukünftige Fälle ableiten.

Montag, 4. Februar 2019
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AGRAR/067: Tierwohllabel ist nichts Halbes und nichts Ganzes


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Februar 2019

HOCKER: Tierwohllabel ist nichts Halbes und nichts Ganzes



Zum staatlichen Tierwohlkennzeichen erklärt der agrarpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Das Tierwohllabel von Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner ist
nichts Halbes und nichts Ganzes. Ob es sich durchsetzt, wird nicht im
Ministerium, sondern an der Ladenkasse entschieden. Was es dafür
nicht braucht ist eine staatliche PR-Kampagnen mit Millionenkosten
für die Steuerzahler. Vielmehr brauchen wir effektive und
zielgerichtete Kontrollen. Allen Beteiligten muss klar sein: Höhere
Standards in der Tierhaltung sind wünschenswert, kosten aber Geld.
Darüber muss vor allem mit den Tierhaltern gesprochen werden. Aber
auch die Verbraucher müssen wissen: Es ist eine Sache, sich in
Umfragen für mehr Tierwohl auszusprechen, und eine andere, höhere
Preise für Fleisch zu bezahlen."
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ARBEIT/967: Längere Zahlung des Arbeitslosengeldes ist falsch


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Februar 2019

VOGEL: Längere Zahlung des Arbeitslosengeldes ist falsch



Zu den Äußerungen der SPD-Fraktionsvorsitzenden Andrea Nahles zum
Arbeitslosengeld I erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Forderung von Andrea Nahles nach einer längeren Zahlung des
Arbeitslosengeldes ist falsch und spricht gegen alle Erkenntnisse der
Arbeitsmarktforschung. Die Mittel der Arbeitslosenversicherung
sollten stattdessen genutzt werden, um Menschen so schnell wie
möglich aus der Arbeitslosigkeit herauszubringen. Dafür fordert die
FDP-Fraktion mehr Investitionen in die Qualifikation der Menschen und
bessere Weiterbildungsmöglichkeiten, etwa durch die Einführung eines
Midlife-BAföGs. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels und des
digitalen Wandels sind wir darauf angewiesen, dass jeder teilhaben
kann. Stattdessen kommt die SPD nach dem Rentenpaket und der unfairen
und nicht zielgenauen Grundrente nun mit dem nächsten
Gießkannen-Vorschlag um die Ecke. Das wäre ein neues
Frühverrentungsprogramm. Wenn das die Vorschläge der SPD zur
Sozialstaatsreform bleiben, ist das ernüchternd. Mit Konzepten aus
den 1980er Jahren kommen wir nicht weiter."
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BILDUNG/931: Karliczek muss Mobbing-Präventionsmaßnahmen erarbeiten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Februar 2019

SATTELBERGER: Karliczek muss Mobbing-Präventionsmaßnahmen
erarbeiten



Zur Debatte über Mobbing an Schulen erklärt der bildungspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Thomas Sattelberger:

"Wir dürfen bei Mobbing an Schulen und im Internet nicht wegschauen.
Das gilt für Mitschüler, Lehrer, Eltern und auch Schulleiter. Sie
müssen ihre Kollegien für dieses ernste Problem noch mehr
sensibilisieren. Die Bundesregierung hat die dringende Aufgabe,
dieses Thema auf die Tagesordnung zu setzen. Bundesbildungsministerin
Anja Karlizcek muss Vorschläge erarbeiten, wie der Bund
Präventionsmaßnahmen an beruflichen wie allgemeinbildenden Schulen
unterstützen kann. Der Umgang mit Mobbing im Unterricht und auf dem
Pausenhof braucht eine feste Verankerung in der Aus- und Fortbildung
von Lehrern. Bildungseinrichtungen müssen Anti-Mobbing-Kulturen
etablieren, bei Bedarf mit professioneller Hilfe von
Sozialarbeitern."

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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RECHT/913: Fordern die Bundeskanzlerin auf, die Abstimmung freizugeben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Februar 2019

THOMAE-Statement: Fordern die Bundeskanzlerin auf, die Abstimmung
freizugeben



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae gab zum
Kabinettsbeschluss zu Paragraf 219a StGB das folgende Statement ab:

"Das Bundeskabinett hat heute den Kompromissvorschlag zum Paragrafen
219a Strafgesetzbuch verabschiedet. Und schon regt sich in der
SPD-Fraktion Widerstand. Frau Mattheis hat schon angekündigt, dass
sie diesem Kompromiss nicht zustimmen werde. Das ist auch nicht
weiter erstaunlich. Das was hier beschlossen worden ist, bleibt weit
hinter dem zurück, was die SPD immer gefordert hat. Für die SPD und
auch für uns war Maßstab immer, ob eine sachliche Information von der
Art, wie die Gießener Ärztin Frau Hänel sie angeboten hat, straffrei
möglich wäre. Das ist weiterhin nicht möglich und deswegen ist dieser
Kompromiss ein fauler Kompromiss.

Mit diesem Kompromiss drückt die Union insbesondere ein doppeltes
Misstrauen aus: einmal gegenüber den Ärzten, die weiterhin nicht frei
informieren dürfen. Das ist sehr erstaunlich, denn künftig sollen
Informationen angeboten werden auf den Webseiten der
Bundesärztekammer, der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung.
Nur die, die Eingriffe selbst vornehmen und wissen was die Patienten
bewegt, die Ärztinnen und Ärzte, sollen weiterhin nicht informieren
dürfen. Also ein Misstrauensvotum gegenüber den Ärzten und auch
gegenüber den Frauen, die sich weiterhin nicht frei informieren
dürfen.

Was hier rausgekommen ist, ist also nichts, was diejenigen
befriedigen wird, die auf eine substanzielle Verbesserung hindrängen.
Und deshalb gilt für uns: Wenn es die Große Koalition nicht richten
kann, dann muss es wohl der Bundestag tun. Und deswegen fordern wir
die Bundeskanzlerin auf, die Abstimmung freizugeben, damit wir eine
Lösung bekommen, die wirklich trägt. Und das kann nach Lage der Dinge
nur die Abschaffung des 219a Strafgesetzbuch sein."

 * 
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UMWELT/894: Klimaschutzbericht dokumentiert das Versagen der Bundesregierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Februar 2019

KÖHLER: Klimaschutzbericht dokumentiert das Versagen der
Bundesregierung



Zum Klimaschutzbericht der Bundesregierung erklärt der
klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Der Klimaschutzbericht dokumentiert das Versagen der Bundesregierung
eindrucksvoll. Noch viel schlimmer: Die Klimapolitik von
Bundesumweltministerin Schulze wird keine Verbesserung bringen. Denn
sie versucht lediglich ihre eigene Untätigkeit mit teuren
Ablenkungsmanövern zu verschleiern. So drohen etwa beim
planwirtschaftlichen Kohleausstieg unkalkulierbare finanzielle
Risiken für einen allenfalls fragwürdigen Nutzen. Der Ausstieg aus
der Kohleverstromung war dank des europäischen Emissionshandels
ohnehin schon beschlossene Sache. Und bei den verfehlten
EU-Klimazielen läuft die Bundesregierung sehenden Auges in das
nächste finanzielle Desaster. Noch kann der Kurs geändert werden,
damit 2019 kein verlorenes Jahr für den Klimaschutz wird. Dafür
fordert die FDP-Fraktion einen inhaltlichen Neuanfang im
Bundesweltumweltministerium. Frau Schulze muss den Weg frei machen
für eine neu deutsche Klimapolitik, die nicht auf Klimanationalismus,
sondern international abgestimmte Maßnahmen setzt, wie etwa einen
globalen CO2-Zertifikatehandel."
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WIRTSCHAFT/3025: Deutsche Wirtschaftspolitik muss sich wieder am Mittelstand ausrichten


FDP-Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

BEER: Deutsche Wirtschaftspolitik muss sich wieder am Mittelstand
ausrichten



Zum Urteil von EU-Kommissarin Margrethe Vestager im Fall
Siemens/Alstom erklärt Nicola Beer, FDP-Generalsekretärin und
Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl:

"Es ist dringend an der Zeit, die deutsche Wirtschaftspolitik wieder
am Mittelstand auszurichten und nicht nur an den Interessen weltweit
tätiger Konzerne. Rückgrat der deutschen Wirtschaft ist und bleibt
der Mittelstand: bei Arbeitsplätzen, Ausbildung, Steueraufkommen und
auch bei Innovationen. Bundeswirtschaftsminister Altmaier muss seinen
Irrweg verlassen, Politik nur für die Großen gestalten zu wollen, für
die sich ja auch sein Vor-Vorgänger Gabriel engagieren will, nunmehr
gegen Honorar. Kommissarin Vestager und die Europäische Kommission
haben völlig recht: Fairer Wettbewerb und die konsequente
Verhinderung marktbeherrschender Stellungen sind Garant für bessere
und preiswertere Produkte, von denen letztlich alle Verbraucher
profitieren."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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HAMBURG/4653: Die "Methode Tschentscher" - So klappt die Klimawende nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Februar 2019

Die "Methode Tschentscher": So klappt die Klimawende nicht



Im Übersee-Club hat Bürgermeister Tschentscher gestern seine
Vorstellung vom Kurs Hamburgs bei der Klimarettung vorgestellt. Er
setzt dabei auf ein freiwilliges Bündnis mit der Industrie ohne
Sanktionsmöglichkeiten. "Der vom Bürgermeister skizzierte Weg bleibt
vage und erschreckend frei von messbaren Zielen", kritisiert der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Die Aufzählung der vermeintlichen
Erfolge zur Klimarettung macht deutlich: Mit der Methode Tschentscher
funktioniert es nicht. Der Flugverkehr steigt weiter und schädigt das
Klima noch stärker. Die Aussichten auf in Hamburg zu produzierende
klimaneutrale Autos machen die manipulierten Abgaswerte, die schon
heute Menschen und Umwelt schädigen, nicht wett. Dafür schließt der
Bürgermeister Flüssigerdgas (LNG) aus Fracking explizit nicht aus -
eine klimapolitische Katastrophe."

Ohne eine klare Steuerung werde es keine erfolgreiche Klimawende
geben, so Jersch. "Dazu braucht es Mut und auch Maßnahmen, die weniger
Tschentschers Schmusekurs entsprechen. Außerdem müssen die Kosten der
Klimawende umverteilt werden, damit sie nicht wieder bei den Menschen
mit kleinen und mittleren Einkommen hängen bleiben - solche mutigen
Aussagen gibt es aber nicht beim Bürgermeister."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4652: 70 Prozent teure Wohnungen bauen ist der falsche Weg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Februar 2019

70 Prozent teure Wohnungen bauen ist der falsche Weg



Der Senat hat heute sein Wohnraumförderprogramm für 2019 und 2020
sowie den so genannten Acht-Euro-Wohnungsbau vorgestellt. Demnach sind
die Bewilligungen für den geförderten Wohnungsbau rückläufig (3.001
Wohneinheiten 2018 gegenüber 3.165 Einheiten 2017). Senatorin
Stapelfeldt betonte zwar die Notwendigkeit von bezahlbarem Wohnraum in
Hamburg, konnte aber in der Pressekonferenz nicht beantworten, wie
viele Wohnungen im 1. Förderweg 2018 tatsächlich fertiggestellt
wurden.

"Auf der einen Seite sagt der Senat, er will mehr bezahlbaren Wohnraum
schaffen. Auf der anderen Seite fährt er ein Bauprogramm, bei dem zu
über 70 Prozent teure freifinanzierte und Eigentumswohnungen
entstehen. Das passt doch hinten und vorne nicht zusammen", stellt
Heike Sudmann fest, die wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

Derzeit haben rund 368.000 Haushalte in Hamburg so wenig Einkommen,
dass sie Anspruch auf eine Sozialwohnung im 1. Förderweg haben -
aktuell gibt es aber nur noch ca. 80.000 solcher Wohnungen. Die laut
Senat 2018 erteilten 11.243 Baugenehmigungen beinhalten lediglich
3.001 geförderte Wohnungen - eine Lücke, die auch nicht durch SAGA und
Genossenschaften gefüllt werden kann.

"Der neue Acht-Euro-Wohnungsbau ist Augenwischerei", kritisiert
Sudmann daher. "Er enthält keinerlei Vorgaben für die Vergabe, die
Wohnungsunternehmen können selbst aussuchen, wen sie einziehen lassen.
Keine Frage, dass die gut verdienende Lehrerin dem unsteten
Hafenarbeiter vorgezogen wird. Der Senat muss endlich kapieren, dass
sich der Wohnungsmarkt nie von selbst sozial verhalten wird. Wohnungen
sind keine Ware. Wir brauchen gemeinnützige Wohnungsunternehmen, die
keine Rendite mit der Miete machen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3263: SPD will ein nachhaltigeres Engagement der öffentlichen Hand im sozialen Wohnungsbau (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Februar 2019

SPD will ein nachhaltigeres Engagement der öffentlichen Hand im sozialen Wohnungsbau



Zur Unterstellung der Fraktionsvorsitzenden der Linksfraktion im
Landtag M-V Simone Oldenburg, das Land würde die Wohnraumförderung
verzögern, erklärt der Sprecher für Wohnen Rainer Albrecht:

"Mut zur Sachlichkeit, Frau Oldenburg. Das Bündnis heißt nicht
Bündnis, sondern 'Allianz für das Wohnen mit Zukunft in M-V'. Die
SPD-Fraktion will beim Thema gutes und bezahlbares Wohnen zudem neue
Wege gehen, während es die Linke mit den immer gleichen Konzepten von
Vorgestern versucht. Natürlich freut sich die Wohnungswirtschaft über
mögliche Zuschüsse, wie es die Linke fordert. Zuschüsse bringen aber
nur kurzfristige Effekte und verursachen in ein paar Jahren den Bedarf
nach neuen Zuschüssen. Die SPD will diesen Kreislauf durchbrechen und
ein nachhaltigeres Engagement der öffentlichen Hand im sozialen
Wohnungsbau erreichen. Dass die Fraktion der Linken in Person der
Fraktionsvorsitzenden das noch nicht versteht zeigt, wie wichtig die
geplante Dialogtour ist.

Bauen und Wohnen ist auch keine Frage von Schnelligkeit, wie es die
Linke fordert, sondern vor allem von gutem Handwerk und Sorgfalt. Das
weiß jeder, der schon einmal selbst ein Haus gebaut hat. Und das ist
in der Wohnbaupolitik nicht anders als beim tatsächlichen Hausbau.

Die Altschuldenproblematik gehen die Koalitionsfraktionen zudem schon
gezielt an."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3262: Bahnfahren darf für Menschen mit Beeinträchtigung nicht schwieriger werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Februar 2019

Bahnfahren darf für Menschen mit Beeinträchtigung nicht schwieriger werden



Anlässlich der Debatte über den Streit einer Tochtergesellschaft der
DB und zahlreichen Privatbahnen, erklärt der verkehrspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Es kann es nicht sein, dass der Streit zwischen der Deutschen Bahn
und einigen Privatbahnen auf den Rücken von Menschen mit
Beeinträchtigungen geführt wird. Die SPD-Landtagsfraktion wird daher
beantragen, dass sich der Verkehrsausschuss des Landtages mit dem
Thema beschäftigt. Wir werden mit den Verkehrsbetrieben und den
Behindertenverbänden gemeinsam diskutieren, wie eine Übergangsregelung
bis zur Klärung der rechtlichen Fragen aussehen kann."

 * 
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SAARLAND/2634: Vorschlag zur Respekt-Rente schließt Gerechtigkeitslücke und entlastet kommunale Haushalte (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

"Vorschlag zur Respekt-Rente schließt eine Gerechtigkeitslücke und entlastet die kommunalen Haushalte."



Der sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Magnus
Jung, begrüßt den Vorschlag von Arbeitsminister Hubertus Heil für eine
Respekt-Rente. Die Kritik aus Teilen von Union und FDP kann der
Vorsitzende des Sozialausschusses im Landtag nicht nachvollziehen.

Jung: "Die SPD hat einen guten Vorschlag gemacht, wie Ungerechtigkeit
im Rentensystem abgebaut und Altersarmut gelindert werden kann. Von
der Respekt-Rente profitieren Menschen, die mindestens 35 Jahre zu
niedrigen Löhnen etwa im Friseur-Handwerk, im Hotel- und
Gaststättenbereich, im Lager oder als Paketboten hart gearbeitet
haben. Damit liegt ein Vorschlag auf dem Tisch, mit dem eine
Gerechtigkeitslücke geschlossen werden kann."

Die von CDU und FDP geforderten Bedürftigkeitsprüfungen seien
hochbürokratisch und ließen den Respekt vor der Lebensleistung der
Menschen vermissen. Jung: "Aus Sicht der SPD hat die Forderung nach
einem Offenbarungseid von Menschen mit Rentenansprüchen unter 900 Euro
nichts mit Respekt vor ihrer Lebensleistung zu tun. Wir lehnen diese
daher ab."

Jung sieht auch Vorteile für die Kommunen: "Insbesondere die
explodierenden Kosten für die Hilfe zur Pflege belasten immer stärker
die kommunalen Haushalte und schmälern den Finanzspielraum für
Investitionen in Bildung und Infrastruktur. Deshalb wird die
Respekt-Rente auch die kommunalen Haushalte entlasten, der Bund
übernimmt damit indirekt kommunale Soziallasten."

 * 
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MEDIEN/473: Berlinale eröffnet - Film- und Kinostandort Deutschlands stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Berlinale eröffnet: Film- und Kinostandort Deutschlands stärken



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

An diesem Donnerstag beginnen die Internationalen Filmfestspiele
Berlin. Unter dem Motto "Das Private ist politisch" zeigt sich das
bedeutendste Publikumsfestival der Welt erneut als wichtige
gesellschaftliche Bühne. Der Stellenwert der Berlinale verdeutlicht,
welch großes Gewicht Kinos für unsere vielfältige Kulturlandschaft
haben. Der Film- und Kinostandort Deutschland muss weiter gestärkt
werden.

"Die Kinosparte steht heute vor einem der größten Wandlungsprozesse
der letzten Jahrzehnte. Sinkende Publikumszahlen, Landflucht und
digitaler Umbruch stellen diesen Eckpfeiler unserer Kulturlandschaft
vor große Herausforderungen. Dies betrifft vor allem die vielen
kleinen und unabhängigen Kinobetriebe. Abhilfe kann hier das von der
SPD-Bundestagsfraktion in den Koalitionsvertrag eingebrachte
'Zukunftsprogramm Kino' schaffen, für das der Deutsche Bundestag
bereits zwei Millionen Euro im Haushalt 2019 zur Verfügung gestellt
hat. Dafür planen wir bereits eine deutliche Anhebung, verbunden mit
der Forderung an die Bundesregierung, zeitnah ein Konzept für dieses
Programm vorzulegen. Damit sollen Kinobetriebe Finanzmittel für
Investitionen erhalten, um das Kino als Begegnungs- und Kulturort noch
attraktiver gestalten zu können. Gerade auch für ein jüngeres Publikum
und insbesondere für die ländlichen Regionen, wo in Kinostätten
oftmals das öffentliche Kulturangebot zu finden ist, sollen damit
gefördert werden.

Mit der diesjährigen Berlinale endet eine Ära. Nach 18 Jahren
Intendanz verabschiedet sich Dieter Kosslick als Festspielleiter. Die
SPD-Bundestagsfraktion ist ihm zu großem Dank für seine langjährige
wertvolle Arbeit verpflichtet. Seine Innovationen und Ideen trugen
dazu bei, dass die Berlinale heute zu einem der weltweit bedeutendsten
Ereignisse der Filmbranche zählt.

Die Berlinale ist ein jährliches Highlight für die Film, Kultur- und
Medienszene und die SPD-Bundestagsfraktion wird auch weiterhin
Initiativen ergreifen, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des
Film- und Medienstandortes Deutschland zu stärken und in seiner
Vielfalt zu erhalten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2831: Starke deutsche Industrie für gute Arbeitsplätze in Deutschland sichern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Starke deutsche Industrie für gute Arbeitsplätze in Deutschland sichern



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher:

Die gestrige Vorstellung einer "Nationalen Industriestrategie 2030"
durch den Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier kann nur ein
Auftakt zu einer vertieften Befassung mit der Zukunft der Industrie in
Deutschland sein.

"Die Sicherung geschlossener Wertschöpfungsketten von der
Grundstoffindustrie bis hin zur Verarbeitung und ein hoher
Industrieanteil an der Gesamtwertschöpfung, verbunden mit einem
schlagkräftigen Mittelstand, sind wichtige Bestandteile unseres
wirtschaftlichen Erfolgs - und sollten auch in Zukunft gesichert
bleiben.

Um auch künftig in den neuen Technologien wie etwa der künstlichen
Intelligenz und den alternativen Antrieben für eine Mobilität der
Zukunft mithalten zu können, muss der Staat aber aktiv gute
Rahmenbedingungen setzen und, wo nötig, auch durch Finanzhilfen die
Forschung und Entwicklung unterstützen. Gerade der Mittelstand hinkt
hier teilweise hinterher - daher sollte die von uns lange geforderte
steuerliche Forschungsförderung für kleine und mittlere Firmen endlich
eingeführt werden.

Wir unterstützen eine Neujustierung des europäischen
Wettbewerbsrechts. Die Herausbildung europäischer Champions, die auf
dem Weltmarkt bestehen sollen, dürfen nicht durch eine zu enge
europäische Marktbetrachtung verhindert werden.

Auch die Gründung eines staatlichen Beteiligungsfonds, um zeitlich
befristet und in Ausnahmefällen Unternehmensanteile in strategisch
wichtigen Industriezweigen ankaufen zu können, unterstützen wir.

Die Vorschläge zur Senkung der Unternehmenssteuern lehnen wir dagegen
ab, da dies erfahrungsgemäß keine nachhaltigen Investitionsanreize in
zukunftsträchtige Geschäftsfelder, die von den Unternehmen nicht
ohnehin bearbeitet worden wären, schafft.

Schließlich kommen erhebliche Hausaufgaben auf die Regierung und das
Parlament in der Frage zu, wie wir unsere Klimaschutzverpflichtungen,
den Ausstieg aus Kernenergie sowie aus Stein- und
Braunkohleverstromung mit Fragen der gerechten Besteuerung von Energie
zusammenbringen. So wäre neben der Batteriezellentechnologie auch die
Wasserstofftechnik ein Bereich mit erheblichem globalem
Marktpotenzial. Vom Bundeswirtschaftsminister wird hier lediglich die
Höhe der Strompreise als Herausforderung genannt, ohne aber konkrete
Vorschläge zu machen. Die Energiewende braucht Planungssicherheit und
mehr soziale Balance bei der Finanzierung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/642: Bundesministerin stellt Kriterien für das staatliche Tierwohlkennzeichen vor (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 36 vom 06.02.2019

Klöckner: "Mehr Tierwohl von der Geburt bis zur Schlachtung machen wir
sichtbar."

Bundesministerin stellt Kriterien für das staatliche Tierwohlkennzeichen
vor, bessere Orientierung für Verbraucher



Nachdem die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia
Klöckner, den ressortabgestimmten Gesetzentwurf für ein dreistufiges
Tierwohlkennzeichen zur Notifizierung in Brüssel vorgelegt hat, hat sie
heute die Kriterien für das neue staatliche Tierwohlkennzeichen der
Öffentlichkeit vorgestellt. Diese werden Grundlage der zum Gesetz
zugehörigen Verordnung sein. Damit beschreitet Julia Klöckner in Sachen
Steigerung des Tierwohles und Verbesserung der Orientierung für Verbraucher
neue, bisher in Deutschland nicht dagewesene Wege. Das anspruchsvolle
staatliche Siegel hat zur Voraussetzung, dass nur diejenigen damit werben
dürfen, die verpflichtend und überprüfbar höhere Tierschutzanforderungen,
die über dem gesetzlichen Mindeststandard liegen, erfüllen. Die Zeit von
der Geburt bis zur Schlachtung eines Tieres wird dabei in den Blick
genommen. Mindestens 20 Prozent mehr Platz für die Tiere gelten bereits in
der ersten Stufe, aber auch ressourcen- und managementbezogene Kriterien
liegen zu Grunde. Das Kennzeichen wird zunächst für Schweine gelten, dann
ausgeweitet werden zum Beispiel auf Geflügel.

Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner: "Tiere
sind Mitgeschöpfe, keine Wegwerfware. Deshalb ist das Thema Tierschutz
eines, das uns alle angeht. Nicht nur die Tierhalter, sondern auch Handel,
Gastronomie und Verbraucher. Das Tierschutzgesetz definiert gesetzliche
Mindeststandards. Aber wenn von der Geburt bis zur Schlachtung eines Tieres
höhere Tierwohlstandards, die über die gesetzlichen Mindestanforderungen
hinausgehen, eingehalten wurden, dann kann das der Verbraucher in der Regel
nicht erkennen. Der Preis alleine ist nicht aussagekräftig genug. Deshalb
führen wir ein staatliches Tierwohlkennzeichen ein, mit dem nur derjenige
werben darf, der überprüfbare, anspruchsvolle Kriterien erfüllt, die über
dem gesetzlichen Mindeststandard liegen. Es wird Verbesserungen beim
Platzangebot, bei den Beschäftigungsmaterialien, der Strukturierung der
Buchten, beim Transport der Tiere geben, aber auch bei Fortbildung und
Stallmanagement der Tierhalter. Bei der Verleihung des Kennzeichens nehmen
wir die gesamte Lebensspanne eines Tieres in den Blick: von der Geburt bis
zur Schlachtung. Verbraucher sollen schnell erkennen können, wo mehr
Tierwohl drinsteckt, und Tierhalter sollen für ihre Mehrinvestitionen zum
Wohle der Tiere honoriert werden. Denn: Die Mehrkosten für mehr Tierwohl
kann nicht alleine der Tierhalter tragen. Wir Verbraucher sind gefragt,
unseren Wünschen nach mehr Tierwohl beim Einkauf auch Ausdruck zu
verleihen.

Damit nicht nur Verbraucher darüber informiert werden, sondern auch viele
Landwirte mitmachen, planen wir eine mehrjährige Informationskampagne im
Zeitraum der Einführung des Kennzeichens."

Tierwohlkennzeichen ist freiwillig

Dazu erklärt Bundesministerin Klöckner: "Warum ist das Tierwohlkennzeichen
nicht verpflichtend für alle? Weil das Kennzeichen dem Verbraucher ein Mehr
an Tierwohl anzeigen soll, denn die Anforderungen liegen über den
gesetzlichen Mindeststandards.

Das staatliche Tierwohlkennzeichen ist mehr als ein reines
Haltungskennzeichen. Wir zeichnen nicht bereits Produkte aus, die lediglich
den gesetzlichen Mindeststandard erfüllen. Das Tierwohlkennzeichen soll dem
Verbraucher aber auf den ersten Blick vermitteln: Hier handelt es sich um
ein Produkt, in dem ein Mehr an Tierwohl zur Grundlage liegt. Man belobigt
auch keinen Autofahrer, der an einer roten Ampel und sich damit einfach an
die Verkehrsregeln hält.

Verbraucher wollen aber nicht wissen, ob sich jemand an die gesetzlichen
Mindestanforderungen gehalten hat, was selbstverständlich sein sollte und
keines besonderen Labels bedarf. Verbraucher wollen wissen, wo mehr
Tierwohl drinsteckt, sie wollen das beim Einkauf auch erkennen können.
Deshalb dürfen nur diejenigen mit dem staatlichen Tierwohlkennzeichen
werben, die verpflichtend und überprüfbar höhere Kriterien von der Geburt
bis zur Schlachtung des Tieres eingehalten haben. Im Übrigen ist auch das
Bio-Siegel freiwillig und nicht verpflichtend und bis heute ein Erfolg."


Hintergrund

Das staatliche Tierwohlkennzeichen wird drei qualitativ aufeinander
aufbauende Stufen haben, um die Vermarktungschancen zu optimieren. Pro
Stufe werden die Anforderungen höher sein. Die Kriterien des Kennzeichens
sind u.a.:


	mehr Platz für die Tiere,

	mehr Beschäftigung und Raufutter,

	stärkere Buchtenstrukturierung,

	keine betäubungslose Ferkelkastration,

	längere Säugephase,

	Einstieg in den Ausstieg aus dem Schwänzekupieren,

	weitergehende Anforderungen an Eigenkontrollen,

	bessere Transportfahrzeuge ab 4 Stunden Transport,

	Tiergesundheitsbenchmarking,

	mehr Tierschutz bei der Schlachtung,

	regelmäßige Tierschutzfortbildung der Tierhalter,

	Tränken, die ein Saufen aus offener Fläche ermöglichen.



Umfragen zeigen: Die große Mehrheit der Verbraucher ist bereit, mehr für
Lebensmittel zu bezahlen, wenn die Tiere besser gehalten werden. Ein
Großteil der Verbraucher wünscht sich eine staatliche
Tierwohl-Kennzeichnung (81 Prozent). Im Koalitionsvertrag für die 19.
Wahlperiode wurde deshalb eine Tierwohlkennzeichnung bis zur Mitte der
Legislaturperiode vereinbart.


Eine grafische als auch detaillierte Darstellung der Kriterien der
einzelnen Stufen finden Sie unter:

Grafiken zum staatlichen Tierwohlkennzeichen - Kriterien für Schweine (PDF,
298 KB, nicht barrierefrei)

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Tier/Tierwohl/Tierwohlkennzeichen_Schwein_Grafiken.pdf?__blob=publicationFile

Das staatliche Tierwohlkennzeichen für Schweine - Alle Kriterien im
Überblick (PDF, 74 KB, nicht barrierefrei)

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Tier/Tierwohl/Tierwohlkennzeichen_Schwein_Kriterien.pdf?__blob=publicationFile

 * 

Quelle:
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VERBAND/2344: Tierwohlsiegel - "Labelkonzept für Kunden, Tier und Bauern unzureichend" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

BÖLW zum Tierwohlsiegel: 

"Labelkonzept für Kunden, Tier und Bauern unzureichend"

Artgerechte Tierhaltung erkennen die Kunden am Bio-Siegel



Berlin, 06.02.2019. Die Vorstellung der Kriterien für ein staatliches
'Tierwohllabels' kommentiert der Vorsitzende des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Felix Prinz zu Löwenstein:

"Klöckners freiwilliges Label ist unzureichend.

Nur wenn auf jeder Packung verpflichtend gekennzeichnet ist, wie das
Schwein gehalten wurde, haben Verbraucher Klarheit. Und es entsteht mehr
Nachfrage nach Fleisch aus artgerechter Tierhaltung, was den Bauern hilft,
umzustellen. Das zeigt die verpflichtende Eierkennzeichnung deutlich.

Entgegen der Aussage von Ministerin Klöckner, das neue Label würde das
gesamte Leben der Tiere verbessern, bleibt die Sauenhaltung außen vor.
Ansonsten konkretisiert das Label vor allem gesetzliche Mindestvorgaben bei
Transport und Schlachtung, die für alle Tiere gelten. Im Wesentlichen soll
den Tieren in der niedrigen Stufe lediglich 20 % mehr Platz gegeben werden.
Bio-Schweine haben dreimal mehr Platz.

Die Vorgaben für das Label müssen noch im Bundestag beraten werden. Wir
appellieren ans Parlament, für eine verpflichtende Haltungskennzeichnung zu
sorgen - wie beim Ei.

Die Kunden erkennen artgerechte Tierhaltung am Bio-Siegel und an den
Kennzeichen der Öko-Verbände. Das Bio-Siegel erfasst jedes tierische
Produkt und nicht nur Teile des Frischfleischsortiments.

Der Bio-Standard kennzeichnet nicht nur die Haltungssysteme. Bio regelt
auch, wie mit den Öko-Systemen auf dem Acker umgegangen wird. Bio steht
deshalb für artgerechte Haltung von Schwein und Co. ebenso wie es
Lebensraum für Hase, Rebhuhn, Schmetterling und Biene sichert."


Hintergrund

Zwar soll es laut des Labels Regeln geben, nach denen die Tiere je nach
Stufe mehr Platz im Vergleich zum gesetzlichen Mindeststandard bekommen.
Doch fast alles, was über diese Platzvorgaben hinausgeht, beschreibt keine
Verbesserung, sondern ist vor allem lediglich die Konkretisierung der
gesetzlichen Mindestanforderungen - zum Beispiel in den Bereichen
Schlachtung oder Transport. Die Kriterien, die das 'Tierwohllabel' von
einem Haltungslabel unterschieden hätten, hat das Ministerium weitgehend
gestrichen.

Im Wesentlichen soll den Tieren in der niedrigen Stufe 20 % mehr Platz
gegeben werden. Geplant waren ursprünglich knapp 30 %. Eine Einteilung der
Bucht in Bereiche für die Grundbedürfnisse der Tiere wie Ruhen, Koten, oder
Fressen ist bei der Enge nicht möglich. Bei dieser Haltungsform müssen die
Schwänze der Ferkel auch weiterhin abgeschnitten werden, weil die Tiere
sich nicht aus dem Weg gehen können - das Kupieren der Schwänze verstößt
gegen EU-Recht.

Wo Bio besser ist das neue Label

• Bio Schweine haben 50 % mehr Platz als in der oberen konventionellen
Stufe und dreimal mehr, als der gesetzliche Mindeststandard vorgibt.

• Bio sorgt nicht nur für artgerechte Tierhaltung im Stall und auf der
Weide. Bio sorgt auch dafür, dass Feldhase, Wachtel, Rebhuhn Lebensraum
haben. Denn Bio-Tiere werden mit Bio-Futter gefüttert, dass ohne 
chemisch-synthetische Pestizide und Kunst-Dünger angebaut wird und so auch Wildtiere
eine Chance haben. Bio-Bauern dürfen nur so viele Tiere halten, wie die
Böden gut vertragen. So leistet Bio nicht nur einen wichtigen Beitrag zur
artgerechten Tierhaltung sondern stärk Artenvielfalt, schützt Böden und
hält Wasser sauber.

• Bio-Ferkel sind deutlich länger bei der Muttersau als es beim
Tierwohllabel angelegt ist.

• Bei Bio-Tieren und auf dem Bio-Acker ist Gentechnik tabu.

• Artgerechte Haltungsbedingungen sind entscheidend, damit der
Antibiotikaeinsatz massiv begrenzt werden kann.

• Bio umfasst die gesamte Produktionskette vom Futter bis zur Wurst.
So sind bei der Bio-Wurst Farbstoffe und Phosphate verboten.


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer gleichermaßen
alle Geschlechter ein.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)
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KULTUR/1028: USA - zurück ins 18. Jahrhundert ... (SB)




"Build that wall, build that wall!" - die Sprechchöre aus dem Wahlkampf,
angeheizt vom Immobilien-Impresario höchstselbst, noch im Ohr besteht der
US-Präsident darauf, eine Milliarden Dollar verschlingende blutige Mauer an der
Südgrenze nach Mexiko zu errichten. Das war die wichtigste Forderung in seiner
State of the union-Rede vor dem Repräsentantenhaus, denn damit schickte er eine
weitere Kampfansage in Richtung Demokraten, deren Nichteinwilligung in die
Finanzierung der Mauer den längsten Government shutdown der US-Geschichte zur
Folge hatte. Indigene AktivistInnen halten dieser Forderung ohnehin entgegen,
daß die Weißen doch am besten zurück nach Europa gingen. Wären sie nicht an
erster Stelle gekommen, um das Land zu erobern und seine Bevölkerung zu
massakrieren, dann bräuchten sie heute keine Mauer zu errichten, so der tiefere
Sinn der "Back to Europe"-Meme.

Einen Donald Trump, der MexikanerInnen auf klassisch rassistische Weise als
Drogenkuriere, Krankheitsträger und Verbrecher diffamiert, um gerade noch zu
ergänzen, daß es auch einige gute Leute unter ihnen gebe, mit einem
Amtsenthebungsverfahren in die Wüste zu schicken wäre in den Augen vieler
Menschen eine höchst wünschenswerte Lösung des Problems. Doch damit haben sie
die Rechnung ohne dessen Vizepräsidenten Michael Pence gemacht. Wer am Ende von
beiden schlimmer wäre ließe sich wohl nur im direkten Vergleich herausfinden. Es
ist keineswegs auszuschließen, daß der ergebene Anhänger einer besonders
aggressiven Strömung des evangelikalen Fundamentalismus das Rennen machte.

Pence glaubt, wie Michael D'Antonio and Peter Eisner in ihrem Buch The Shadow
President: The Truth About Mike Pence berichten [1], fest daran, Teil eines
göttlichen Plans zu sein, in dem alles, was geschieht, Ergebnis des Willens
Gottes sei, als dessen Werkzeug er sich verstehe. Das ihn insbesondere
betreffende Ziel dieses Planes bestehe darin, eine Regierung in den Vereinigten
Staaten zu bilden, die der spezifischen Auslegung der Bibel zur Anwendung
verhilft, die seine Glaubensrichtung des Dominionismus vertritt. Dessen Doktrin
fußt vor allem auf den Schriften des Theologen R. J. Rushdoony, der unter
anderem behauptet, im Buch Genesis sei dem Menschen aufgetragen worden, die
Erde und Natur zu beherrschen und sich untertan zu machen. Diese
anthropozentrische Ideologie resultiert im Zusammenhang mit extremer
Wissenschaftsfeindlichkeit unter anderem in der Leugnung des Klimawandels und
der Gutheißung aller Formen von Naturausbeutung, die heute aus gutem Grund als
zerstörerisch und potentiell katastrophal kritisiert werden.

Der Dominionismus wird von seinen KritikerInnen als ein geschlossenes
Glaubenssystem beschrieben, das einen hohen Grad an Kontrolle entwickelt hat,
mit dem die Anhängerschaft bei der Stange oder besser dem Kreuz gehalten wird. 
Der gesellschaftspolitische Kern der dominionistischen Doktrin solle darin
liegen, der christlichen Ideologie durch die Eroberung der Zentralen der Macht
hier auf der Erde zur Vorherrschaft zu verhelfen. Wie zielgerichtet Pence diese
Absicht verfolgt, geht unter anderem daraus hervor, daß er auf dem Tiefpunkt der
Wahlkampagne im Oktober 2016, als die Washington Post Trumps frühere Aussage
veröffentlichte, er könne Frauen nach Belieben zwischen die Beine greifen,
versucht habe, sich selbst auf Platz 1 der Bewerbung der Republikaner um die
US-Präsidenschaft zu manövrieren [2]. Obwohl die Parteiführung nahe dran war,
Trumps Nominierung als Präsidentschaftskandidat zurückzuziehen und Pence an
seine Stelle zu setzen, kam es nicht so weit. The Donald vermochte es einmal
mehr, mit rhetorischem Geschick und demagogischer Intelligenz, die
Aufmerksamkeit von sich auf Bill Clintons sexuelle Verfehlungen als US-Präsident
zu lenken.

Laut D'Antonio und Eisner hat Trump Pence vor allem deshalb zu seinem Kandidaten
für die Vizepräsidentschaft gemacht, um seine Beziehungen zur evangelikalen und
extremen Rechten zu festigen. Es dürfte dem Moralisten Pence nicht
leicht gefallen zu sein, die potentiellen WählerInnen angesichts der vielen
beleidigenden und sexistischen Ausfälle Trumps immer wieder zu besänftigen, aber
er tat es. Schließlich wußte er, daß es zur Erfüllung von Gottes Plan auch
unkonventioneller Schachzüge bedurfte, so einen pragmatischen Umgang mit
moralischen Verfehlungen, die den eigenen Sittenkodex in Frage stellen. Das hat
sich im Wahlkampf sehr ausgezahlt, als Pence immer wieder als Trumps Ausputzer
fungierte und so den gemeinsamen Erfolg sicherte.

Der besteht auch darin, daß im Weißen Haus schon jetzt evangelikale Prediger
nicht nur ein und aus gehen, sondern auch Gehör finden. So beschreiben D'Antonio
und Eisner, wie der selbsternannte Prophet Ralph Drollinger für die wöchentliche
Gebetsstunde dort zuständig wurde, bei der Vizepräsident Pence häufig anwesend war. 
Laut den beiden Pence-Biographen vertritt Drollinger dort Ansichten wie die, daß
es die gottgegebene Verantwortung und der wichtigste Auftrag der US-Regierung
sei, die moralisch verderbte Welt auch mit dem Einsatz von Gewalt auf einen
besseren Weg zu bringen. Was das bedeutete, wenn Pence selbst Herr im Weißen
Haus wäre, ist angesichts der Geschichte kriegerischer US-Aggressionen unschwer
vorstellbar.

Bis dahin kämpft Pence an jeder moralischen Front, die sich vor ihm auftut, so
zuletzt in Verteidigung seiner Ehefrau Karen. Diese nahm eine Stelle als
Lehrerin an einer christlich-fundamentalistischen Schule in Virginia an, die
offiziell die Politik vertritt, ihre SchülerInnen und das Lehrpersonal auf eine
der christlichen Sittenlehre adäquate Sexualmoral und Geschlecherordnung
festzulegen. Verboten sind und Anlaß zum Ausschluß geben alle außerehelichen und
gleichgeschlechtlichen Sexualkontakte wie alle Formen nicht heteronormativer
Identität, so daß LGBTIQ-Menschen grundsätzlich vom Besuch der privat
betriebenen Schule ausgeschlossen sind. Zudem wird Frauen laut der offiziellen
Schuldoktrin aufgetragen, sich ihrem Ehegatten zu unterwerfen, wie sich die
Kirche Christus unterwirft. Als Kritik an dem Entschluß der Second Lady laut
wurde, den bereits zuvor an dieser Schule, an der auch ihre Tochter unterrichtet
wurde, ausgeübten Job wiederaufzunehmen, machte Pence in einer öffentlichen Rede
unter Verweis auf einen konservativen Soziologen geltend, daß die Zerstörung von
Ehe und Familie quasi gesetzmäßig den Zerfall der Gesellschaft einleite.

Da mögen junge Menschen entsetzt sein über den zerstörerischen Umgang, der im
fossilen Kapitalismus mit Mensch und Natur betrieben wird, sie mögen sich über
epochale, von den USA angezettelte Kriege mit Millionen Todesopfern wie in
Vietnam und im Irak empören oder die Armut im eigenen Land, das 40 Millionen
Menschen dem Hunger aussetzt, beklagen - wenn sie nur folgsam bleiben, eine
nette EhepartnerIn wählen und eine Familie gründen, in der neue SoldatInnen und
ArbeiterInnen in die Welt gesetzt werden, dann ist alles zum Besten. Schließlich
entsprechen all die Grausamkeiten in der Welt dem Willen und Plan des Herrn. 
Sie haben ihren Sinn, und selbst wenn dieser verborgen bleibt, ist die
Unterwerfung unter den weißen Mann im Himmel ein selbstevidenter Glaubensakt, 
sprich bedarf keiner weiteren Begründung.


Fußnoten:

[1] https://www.counterpunch.org/2019/01/30/a-theology-of-power-mike-pence-and-the-dominionists/

[2] https://www.theatlantic.com/magazine/archive/2018/01/gods-plan-for-mike-pence/546569/
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LAIRE/1339: Ernährung - Zukunft ungewiß ... (SB)




Die Pandemien von Übergewicht, Unterernährung und Klimawandel
sind drei der schwerwiegendsten Bedrohungen der menschlichen
Gesundheit und des Überlebens. Diese Pandemien bilden eine Globale
Syndemie, beruhend auf ihr Zusammentreffen in Zeit und Ort, ihren
Interaktionen auf der biologischen, psychologischen und sozialen
Ebene sowie der Gemeinsamkeit der breit aufgestellten
gesellschaftlichen Kräfte und bestimmenden Faktoren.

Eine internationale Kommission, die vom Medizinjournal "The Lancet"
eingesetzt wurde, empfiehlt eine umfassende Umstrukturierung der
globalen Nahrungsmittelproduktion, um die "Globale Syndemie" aus den
drei Pandemien Unterernährung, Übergewichtigkeit und den
Gesundheitsfolgen des Klimawandels zu bekämpfen. In "The Global
Syndemic of Obesity, Undernutrition, and Climate Change: The Lancet
Commission report" (z. Dt.: Die Globale Syndemie aus Übergewicht,
Unterernährung und Klimawandel: Der Lancet-Kommission-Bericht) [1]
wird unter anderem eine Reduzierung der kommerziellen Interessen der
Konzerne bei der Nahrungsmittelproduktion, eine stärkere Einbindung
der lokalen Ebene und der Zivilgesellschaft sowie des indigenen
Wissens bei politischen Entscheidungen rundum die
Nahrungsmittelproduktion und den landwirtschaftlichen Anbau
empfohlen.

Der Bericht wurde am 27. Januar veröffentlicht. Seitdem hat man
nichts weiter von ihm gehört; Stellungnahmen oder andere Reaktionen
politischer Entscheidungsträger blieben bislang aus. Das Rad der
Geschichte dreht sich weiter. Hat die Lancet-Kommission, wie so viele
andere, die Mahnungen, Überlegungen und Konzepte zur Verhinderung
einer wachsenden globalen Hungerlage formuliert haben, bloß in den
Wind gesprochen?

Der ursprüngliche Auftrag an die Lancet-Kommission sah vor, daß sie
einen Bericht zum weltweiten Phänomen des Übergewichts erarbeitet.
Aus eigenen Stücken hat sie jedoch den Rahmen der Untersuchung auf
jene Globale Syndemie erweitert und ist zu Empfehlungen gelangt, die
weder einzigartig noch revolutionär sind, aber dennoch die Probleme
der Menschheit umfassender in Angriff nehmen als andere
Untersuchungen, die dem Tunnelblick ihrer jeweiligen Fachrichtung
unterworfen geblieben sind.

Um ein aktuelles Beispiel zu nennen, das hier, ungeachtet der
unterschiedlichen Ausgangsbedingungen und Zielsetzungen,
stellvertretend genannt werden soll: Die deutsche Kohlekommission -
offiziell Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung
genannt - besaß nicht den Mut oder das Interesse, ihren Auftrag
dahingehend zu erweitern, daß sie gesagt hätte, wir als Vertretung
des Industriestaats Deutschland müssen auch das Thema
Klimagerechtigkeit (Nord-Süd-Gerechtigkeit) in unseren Empfehlungen
berücksichtigen. Bevorzugt wurde dagegen die nationale Sichtweise.

"Mangelernährung in all ihren Formen, einschließlich Fettleibigkeit,
Unterernährung und anderer Ernährungsrisiken sind die wichtigsten
Faktoren für die schlechte Gesundheit weltweit", beginnt der Bericht
der Lancet-Kommission. "In naher Zukunft werden die gesundheitliche
Auswirkungen des Klimawandels diese gesundheitlichen
Herausforderungen verstärken." Von den drei einander beeinflussenden
Pandemien sind alle Menschen in allen Regionen weltweit betroffen.

Die Lösungsvorschläge der Lancet-Kommission deuten auf ein modernes
Politikverständnis, bei dem auf mehreren Ebenen, der globalen,
nationalen, regionalen und lokalen, angesetzt wird, damit
gesellschaftliche Veränderungen erzielt werden. Diese sollen nicht
mehr von oben herab dirigiert werden, sondern man soll der
Zivilgesellschaft mehr Einfluß einräumen. Dahinter steht die
Vorstellung, daß, wenn eine Veränderung nur von genügend Menschen
mitvollzogen wird, von unten nach oben so viel Druck entsteht, daß
die Politik nicht anders kann, als darauf zu reagieren. Ein
Schlagwort hierzu, das in anderen Kontexten gerne verwendet wird,
lautet, daß die gesellschaftliche Transformation nicht mehr "top
down", sondern "bottom up" eingeleitet werden soll.

Dieses Konzept hatte sich in Folge des von vielen Menschen als
gescheitert angesehenen UN-Klimagipfels 2009 in Kopenhagen
herausgebildet. Damals war deutlich geworden, daß die Regierungen
nicht willens oder nicht in der Lage sind, das globale Klimaproblem
konstruktiv in Angriff zu nehmen und eine enkeltaugliche Welt zu
hinterlassen.

Seitdem setzt sich bei vielen engagierten Menschen in der
Zivilgesellschaft die Vorstellung durch, daß das persönliche
Verhalten etwas bewirken kann. Wenn beispielsweise Eltern an der
Schule ihrer Kinder durchsetzen, daß diesen nicht nur Fast Food oder
Fertiggerichte vorgesetzt wird, sondern daß auch gesündere
Lebensmittel angeboten und diese so attraktiv gemacht werden, daß die
Kinder bereit sind, zuzugreifen, dann verändert sich etwas an dieser
einen Schule. Machen das viele Eltern, verändert sich was an vielen
Schulen, und es wächst eine Generation von Kindern heran, die eine
andere Einstellung zur Ernährung haben. "Agents of change" nennt die
Lancet-Kommission solche "Entscheidungsträger" in der Gesellschaft,
deren kollektives Handeln dieser Vorstellung zufolge eine Veränderung
bewirken kann.

Immer mit Blick auf die drei Pandemien gelangt die Lancet-Kommission
zu dem Befund:

- Unterernährung ist zwar rückläufig, aber das genügt nicht, um die
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDG 2030) zu erreichen. Deren zweites Ziel
sieht vor, den Hunger in der Welt bis zum Jahr 2030 zu beenden.
Andere Ziele sind eng mit der Ernährung der Menschen verknüpft.

- Seit Beginn der 1980er Jahre hat sich eine Pandemie der
Übergewichtigkeit und Fettleibigkeit entwickelt. Im Jahr 2015 galten
weltweit zwei Milliarden Menschen als zu schwer im Verhältnis zu
ihrer Körpergröße, was der Hauptfaktor für nicht-übertragbare
Krankheiten wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Typ 2 Diabetes und
bestimmte Krebsarten ist.

- Die Landwirtschaft ist ein sehr wichtiger Faktor für klimarelevante
Treibhausgasemissionen. Aber auch hochverarbeitete
Lebensmittelprodukte und zuckerhaltige Getränke tragen zur
Emissionssteigerung bei.

Die veranschlagten finanziellen Kosten für die hier nur in wenigen
Sätzen erläuterte dreiteilige Globale Syndemie sind riesig:

- Die direkten Gesundheitskosten und Verluste der ökonomischen
Produktivität durch Übergewicht werden mit zwei Billionen Dollar
jährlich angegeben, was 2,8 % des globalen BIP ausmacht.

- Unterernährung schlägt für Afrika und Asien mit 3,5 Bio. Dollar pro
Jahr zu. Laut der Weltbank wären über zehn Jahre hinweg 70 Mrd.
Dollar erforderlich, um die SDGs hinsichtlich des Punkts der
Unterernährung einzuhalten. Den ökonomischen Rückfluß dieser Ausgaben
beziffert die Weltbank auf 850 Mrd. Dollar.

- Der Klimawandel wird fünf bis zehn Prozent des globalen BIP in
Anspruch nehmen, könnte aber durch den rechtzeitigen Einsatz von nur
einem Prozent des BIP abgemildert werden.

In ihrem 56seitigen Report gibt die Lancet-Kommission neun zentrale
Empfehlungen ab, die sich wiederum auf 20 Unterpunkte aufteilen.
Abgesehen von sehr allgemein gehaltenen Ratschlägen wie, daß der
Blick für das Zusammentreffen der gemeinsamen Faktoren der drei
genannten Pandemien geschärft werden müsse, wird die Kommission an
einigen Stellen konkreter. So stellt sie fest, daß große
Nahrungsmittelkonzerne und Hersteller von Süßgetränken einen zu
großen Einfluß auf die Politik besitzen und in vielen Ländern die
Verhängung allzu strenger Regularien verhindert haben. Zwar habe die
Lebensmittelindustrie in der Vergangenheit dazu beigetragen, daß mehr
Lebensmittel produziert werden, aber ausgerechnet diese Strukturen
seien inzwischen überholt. Die Großindustrie habe sich zu sehr darauf
verlegt, besonders energiereiche Nahrung herzustellen, wohingegen ein
zu geringer Wert auf die Versorgung mit lebenswichtigen Nährstoffen
(Vitamine, Mineralien) gelegt worden sei.

Die Unternehmen müßten von ihrer reinen Profitorientierung zu sozial-
und umweltverträglichen Geschäftsmodellen wechseln. Auch der von
Umweltorganisationen regelmäßig vorgebrachte Punkt, daß die Industrie
die Profite einheimst, aber die Kosten auf die Allgemeinheit abwälzt
(externalisiert), wird von der Kommission aufgegriffen:

"In Wirtschaftssystemen, in denen die Eigeninteressen mächtiger
transnationaler Unternehmen finanzielle Vorteile erbringen, die
maximal privatisiert sind, fallen die sozialen und ökologischen
Kosten oder Externalitäten den Verbrauchern, Steuerzahlern,
Hausbesitzern und zukünftigen Generationen zu. Die größten Risiken
für die Gesellschaft und die wirtschaftliche Entwicklung in der
Zukunft werden stark vernachlässigt." (S. 12)

Die Bandbreite eines Ansatzes, bei dem drei globale Probleme zugleich
in Angriff genommen werden, wird daran deutlich, daß sich der Report
ebenfalls sehr deutlich gegen die Diskriminierung von übergewichtigen
Menschen in der Gesellschaft wendet. Beispielhaft schildert eine
Frau, die Mitglied der Lancet-Kommission ist, daß sie, als sie starke
Hüftschmerzen hatte, von Ärzten mit der Diagnose "Übergewicht"
abgespeist worden war, bis endlich ein Orthopäde herausgefunden habe,
daß die Schmerzen von einer Verformung des Rückgrats ausgingen. Erst
aufgrund dieser Diagnose sei die Behandlung erfolgreich verlaufen,
und das Problem ihres Übergewichts habe sie nun auch im Griff. (S. 6)

Der Begriff "obesogenic environment" (Übergewicht fördernde Umwelt),
von dem in dem Report immer wieder die Rede ist, verdeutlicht den
bevorzugten antidiskriminatorischen Ansatz der Autorinnen und
Autoren. Weg von der Bezichtigung des einzelnen sind mit "obesogenic
environment" die gesellschaftlichen Bedingungen gemeint, die eine
Entwicklung zu Übergewicht, das meist im Kindesalter anfängt,
begünstigen. Gleich an erster Stelle steht, daß gesündere
Lebensmittel in der Regel teurer sind. Zudem bewirbt die
Lebensmittelindustrie ihr "convenient food" und ihre energiereichen
Süßgetränke massiv. Hinzu kommt aber auch, daß Kinder von Eltern, die
beide in Schichtarbeit tätig sind, häufiger vorgefertigte
Lebensmittel, die sie nur noch in den Ofen schieben müssen, essen.

Bestätigt wird der Befund der Lancet-Kommission durch Beobachtungen,
wonach beispielsweise Stadtviertel von London mit überwiegend
einkommensschwachen Haushalten, was die Einkaufsmöglichkeiten von
gesunden Lebensmitteln betrifft, unterversorgt sind und die Menschen
einen vergleichsweise weiten Weg zum Einkaufen zurücklegen müssen,
wollten sie sich gesünder ernähren. Und aus der kürzlich
veröffentlichen Umfrage der National Health and Nutrition Examination
Survey der USA geht hervor, daß dort zwischen 2013 und 2016 36,6
Prozent der Erwachsenen älter als 20 Jahre an einem Stichtag Fast
Food gegessen haben. [2] Seitdem weist der Trend in den USA noch mehr
in Richtung Fast-Food-Verzehr. [3]

Der vorliegende Bericht ist in diesem Jahr schon die zweite
Publikation einer Lancet-Kommission zum übergreifenden Thema der
globalen Transformation der Nahrungsmittelproduktion. Die erste
erschien am 16. Januar unter dem Titel "Food in the Anthropocene: the
EAT-Lancet Commission on healthy diets from sustainable food systems"
(z. Dt.: Lebensmittel im Anthropozän: die EAT-Lancet-Kommission zu
den Themen gesunde Ernährung aus nachhaltigen Ernährungssystemen).
[4]

Die hier beispielhaft wiedergegebenen Empfehlungen wurden gewiß nicht
mit der Absicht eines gesellschaftlichen Umsturzes verfaßt, wohl aber
mit der einer Transformation, bei der einige Grundpfeiler der
Gesellschaft umgestoßen und neu aufgerichtet werden. Vergleichbar
beispielsweise mit den Empfehlungen, wie sie auch der WBGU, der
Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale
Umweltveränderungen, im Jahr 2011 mit seinem Hauptgutachten "Welt im
Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine große Transformation" [5]
formuliert hat.

Die Lancet-Kommission wie auch der WBGU verfolgen einen Ansatz der
Mehrebenenpolitik und beide bemühen sich um eine übergreifende
gesellschaftliche Lösung globaler Probleme, die insbesondere aufgrund
des Klimawandels entstehen. Auch empfehlen beide eine Verringerung
des Fleischkonsums aus Gründen des Gesundheits- und Klimaschutzes.
Dazu schreibt der WBGU, und es hätte auch die Lancet-Kommission sein
können:

"Neben der Verschwendung von Nahrungsmitteln in Haushalten sollten
vor allem sich verändernde Ernährungsgewohnheiten zugunsten
tierischer Produkte verstärkt kritisch betrachtet werden. Die
Viehwirtschaft beansprucht insgesamt bereits etwa drei Viertel der
landwirtschaftlichen Flächen und gilt neben der
Bevölkerungsentwicklung als dynamischster Faktor in der Landnutzung.
Daher hätten Erfolge bei entsprechender Lenkung der Nachfrage eine
erhebliche transformative Wirkung und damit ein hohes
Ambitionsniveau." [WBGU, 2011, S. 15]

So unterstützenswert all die hier genannten und auch unerwähnt
gebliebenen Vorschläge der Lancet-Kommission sind, soll abschließend
auf die Gefahr hingewiesen werden, daß zwar das alte System
abgeschafft wird, aber daß die dahinterstehenden Interessen wie zum
Beispiel der weitere Ausbau der administrativen Verfügungsgewalt
zwecks Sicherung der vorherrschenden Eigentumsordnung nicht in
Angriff genommen, geschweige denn aus der Welt geschafft werden. Das
könnte darauf hinauslaufen, daß sie im neuen Gewand weiter tätig sind
und sogar gestärkt aus solch einer Großen Transformation hervorgehen.

Indes kann von einer Kommission, die von dem etablierten
Medizinjournal The Lancet eingesetzt wurde und deren Mitglieder
meistenteils auf gut dotierten Posten in etablierten Institutionen
sitzen, nicht erwartet werden, daß sie die Eigentumsfrage stellt und
im Zweifelsfall ihre eigene Funktion als mögliche Wegbereiterin einer
Transformation von der gegenwärtigen Diktatur der Marktwirtschaft,
die über 840 Millionen Menschen hungern läßt, hin zur Diktatur einer
globalen Verteilungsordnung, in der die zu knappen Nahrungsressourcen
für alle Menschen unter Titeln wie "ausgewogen" und "gerecht" an die
Bedürftigen ausgegeben und in der Konsequenz den zu Nicht-Bedürftigen
erklärten Menschen vorenthalten werden, in Frage stellt.

Diese Aufgabe bliebe wohl jenen Kräften vorbehalten, die sich
jeglichen Versuchen der Einbindung zum Zwecke ihrer Entmündigung und
Entmachtung entziehen, ohne darauf zu verzichten, den eigenen Einfluß
auszubauen und die alten Strukturen zu schleifen. Wo das Diktat des
Profits durch das Diktat des unmittelbaren administrativen Zugriffs
ersetzt wird, kann man nicht sagen, was am Ende verheerendere Folgen
für die Mehrheit der Menschen zeitigt.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/y9caf9aw

[2] https://www.cdc.gov/nchs/data/databriefs/db322-h.pdf

[3] https://www.statista.com/statistics/561297/us-average-fast-food-consumption-per-week/

[4] https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(18)31788-4/fulltext


[5] https://www.wbgu.de/fileadmin/user_upload/wbgu.de/templates/dateien/veroeffentlichungen/hauptgutachten/jg2011/wbgu_jg2011.pdf
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STANDPUNKT/835: Keine Einmischung in das Selbstbestimmungsrecht Venezuelas (Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba)


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - Erklärung vom 5. Februar
2019

Keine Einmischung in das Selbstbestimmungsrecht der Bolivarischen
Republik Venezuela!



Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba weist die Einmischungen der USA und
ihrer Verbündeten, der Bundesregierung und des EU-Parlaments in Venezuela
entschieden zurück.

Nur wenige Minuten, nachdem sich der Oppositionspolitiker Guaidó selbst zum
Interimspräsidenten Venezuelas erklärt hatte, erfolgte bereits seine
Anerkennung durch US-Präsident Donald Trump, wie auch durch Brasilien unter
Bolsonaro. Ein offensichtlich abgekartetes Spiel. Mit diesem Schritt
zerstörte die Trump-Administration jegliche Grundlage diplomatischer
Beziehungen zur Bolivarischen Republik Venezuela endgültig und stachelt die
traditionell gewaltbereiten Rechtskräfte im Land weiter an. Trump drohte im
selben Atemzug mit einer "militärischen Option" seitens der USA. Guiadó und
seine nationalen und internationalen Unterstützer berufen sich auf Artikel
233 der Verfassung, der sich auf die Situation bezieht, wenn es keinen
amtierenden Präsidenten gibt. Damit stellen sie das Ergebnis einer
Präsidentenwahl in Frage, die Teile der Opposition 2018 angesichts ihrer
eigenen Schwäche weitgehend boykottiert hatten. Es handelt sich um Figuren,
denen es an demokratischer Legitimation mangelt, die den interessierten
imperialistischen Kräften, allen voran den USA, unbedingt hörig sind.

Die USA arbeiten weiter an einem Putsch in Venezuela. Dahinein passt, dass
das EU-Parlament und die Bundesregierung den selbsternannten
Putschpräsidenten Guaidó anerkennen und dem verfassungsgemäß und
verfassungsmäßig wiedergewählten Präsidenten Maduro in völkerrechtswidriger
Anmaßung die Legitimität absprechen.

Tatsächlich kam es in Lateinamerika in einigen Staaten zur Verletzung der
demokratischen Grundrechte der Bevölkerung. So wurden in Honduras und
Brasilien demokratisch legitimierte Präsidenten per stillem Staatsstreich
durch rechtsgerichtete Putschisten ersetzt. In keinem dieser Fälle erwogen
die USA oder die EU, den jeweiligen Staatsoberhäuptern die Anerkennung zu
entziehen, im Gegenteil. Dafür mischen sich diese reaktionären Regierungen
sich jetzt an der Seite der Trump-Regierung offen und aggressiv in die
inneren Angelegenheiten Venezuelas ein und spielen mit der Option eines
militärischen Überfalls.

Dies ist kein Zufall. Venezuela ist das Land mit den größten Erdölreserven,
die USA der größte Erdölverbraucher der Welt. Zudem liegt Venezuela
inmitten des lateinamerikanischen "Hinterhofes", auf den die USA
traditionell einen imperialen Führungsanspruch erheben.

Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba weist diese Position als einen
undemokratischen Akt und einen eklatanten Verstoß gegen das Völkerrecht
zurück.

Als Organisation, die sich der Völkerfreundschaft zwischen der BRD und Kuba
verschrieben hat, haben wir eine lange Erfahrung mit der
anmaßend-kolonialen Haltung, mit der die führenden kapitalistischen Staaten
eine angebliche Besorgnis um Demokratiemängel in Staaten der Dritten Welt
einsetzen, um ihre handfesten politischen und wirtschaftlichen Interessen
durchzusetzen.

Auch das sozialistische Kuba, einer der engsten Verbündeten des
bolivarischen Venezuelas, ist seit sechs Jahrzehnten politischen, medialen
und terroristischen Angriffen dieser Art ausgesetzt. Ähnlich wie im Falle
Venezuelas handelt es sich auch in Kuba bei den Kräften, die von
interessierter Seite als Heilsbringer aufgebaut werden, um reaktionäre,
gewaltbereite und korrupte Figuren.

Die derzeitig zu beobachtende Vorgehensweise unterstreicht die Berechtigung
der jahrelangen Kämpfe in Venezuela, Kuba und anderen Ländern der Region um
Souveränität und Selbstbestimmung. Hier gilt der Satz von Che Guevara: "Dem
Imperialismus kann man nicht das kleinste Bisschen Vertrauen schenken."

Hände weg von Venezuela!

Bundesvorstand der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba

5. Februar 2019

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft

BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de
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STANDPUNKT/834: José Mujica - USA können nicht akzeptieren, dass China über das venezolanische Öl bestimmt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay / Venezuela 

Mujica: USA können nicht akzeptieren, dass China über das 
venezolanische Öl bestimmt






[image: Foto: Roosewelt Pinheiro/ABr [CC BY 3.0 br (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en)], via Wikimedia Commons]

Der Ex-Präsident Uruguays, José Mujica

Foto: Roosewelt Pinheiro/ABr

[CC BY 3.0 br
(https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en)], 

via Wikimedia Commons



(Buenos Aires, 28. Januar 2019, nodal) - In der ersten Ausgabe dieses
Jahres in seiner Sendung [1] auf dem Radiosender M24 [2] sprach der
ehemalige Präsident der Republik Uruguay José "Pepe" Mujica [3] über
die aktuellen Ereignisse in Venezuela. Im folgenden ist die gesamte
Rede des Vorsitzenden des Frente Amplio (linkes Parteienbündnis in
Uruguay) nachzulesen.

"Heute ertönen in der Karibik laute Kriegstrommeln. Grund ist die
Situation in Venezuela. Wir dürfen nicht vergessen, im Krieg sterben
im Allgemeinen jene, welche keine Verantwortung tragen. Und wir dürfen
nicht vergessen, dass mit Wirtschaftssanktionen die Bevölkerung
bestraft wird, eine Regierung wird damit fanatisiert. So geschah es in
Francos Spanien, in Italien ... im Zusammenhang mit
Wirtschaftssanktionen gibt es eine lange Geschichte bitterer Folgen
für die Bevölkerung.

Die Diskussion über die Legitimität der einen oder anderen Regierung
in Venezuela ist, so denken wir, letztendlich kindisch, links wie
rechts. Das Bedrückende, das schmerzhaft Bedrückende ist die Bedrohung
durch einen offenen Krieg. Deshalb war ich von Anfang an dagegen,
genauso wie die uruguayische Regierung. Denn der selbsternannte
Präsident in Venezuela ist entweder noch sehr jung oder er besitzt den
Rückhalt der US-Armee. Wir finden die Behauptung von Herrn Trump, dass
"alle Optionen auf dem Tisch liegen", ziemlich unverschämt.


Die schlechteste Alternative ist der Krieg

Angesichts so vieler absolut zweitrangiger Informationen ist es
notwendig, den zentralen Punkt hervorzuheben: Es scheint, als wollten
sie einander selbst und zugleich auch alle anderen davon überzeugen,
dass die eventuelle Illegitimität der einen durch die Illegitimität
der anderen ersetzt werden könnte. Und all dies unter dem Getrommel
für die vermeintlich heilige Sache, "für die Demokratie", so wie es
stets am Vorabend einer Invasion geschehen ist. Schon zuvor wurde das
Banner des Christentums erhoben; erinnern wir uns an jenes von
Valdivia: "Wir werden den Himmel mit Lanzen- und Messerstichen
einnehmen", oder "für die Zivilisation" - das war die traurige
Geschichte der Tripel-Allianz [4], welche Paraguay vernichtet hat -
oder "für Mohammed" oder was auch immer.

Kaum jemand wird bestreiten, dass man hinter jede Leinwand schauen
sollte, aber hinter einem Krieg befinden sich immer Interessen. Die
Wahrheit, die harte Wahrheit ist: Dieser konservativste Mensch der
Vereinigten Staaten kann nicht akzeptieren, dass China schlussendlich
das Schicksal des venezolanischen Öls bestimmen wird. Das ist der
Grund für die Ungeduld, die die USA gepackt hat. Ich sage das, weil
mir vor einigen Jahren ein ranghohes Mitglied der Obama-Regierung
schrieb: "Wir haben nicht vor, in Venezuela zu intervenieren, sie
zerstören es schon von alleine". Die Intelligenzija war zu jener Zeit
gespalten, es gab Gründe so zu denken. Wir müssen uns im Leben vor
Hass hüten, denn er amputiert den Verstand und lässt uns manchmal
nicht sehen, was wichtig ist.


Man kann Kapitalismus nicht durch Bürokratie ersetzen

In jenem Moment gab es Dinge, die einen dazu verleiteten, so zu
denken, denn in Venezuela gab es eine notorische Verwechslung zwischen
Wunschdenken und möglicher Realität. Man konnte nicht verstehen, dass
die verschiedenen Wirtschaftszweige um zu funktionieren, Wissen und
viel ehrliches Interesse benötigen. Man konnte nicht verstehen, dass
man den Kapitalismus nicht durch Bürokratie ersetzen kann, aber vor
allem wurde die tragische Geschichte Venezuelas nicht verstanden. Das
mündete in einer stillschweigenden Populärkultur, die der Arbeit ihre
Kreativität entzogen hat; denn über fast ein Jahrhundert lief es so,
das fast alles importiert wurde. Vom Import zu leben war einfacher,
schneller und die Qualität war besser. Das alles war nur möglich dank
des Ölreichtums. Und so wurde die Innovationskraft der Arbeit
vernichtet.

Und es war ein schwerer Fehler, nicht die enorme Geduld und Zeit zu
bemessen, die ein kultureller Wandel benötigt. Er ist nicht durch
Freiwilligkeit zu ersetzen, denn man kann nicht auf lange Sicht
verteilen, was nicht kurzfristig erwirtschaftet wird. Zu dieser
Führungskrise kam das Fallen der internationalen Ölpreise, der
Wirtschaftskrieg mit seinen Sanktionen und die fehlende Reinvestition
in die Ölförderung. All das hat sich zugespitzt und so musste sich das
Regime in Venezuela zwangsläufig den Heilsbringern China und Russland
annähern. Und das ist es, was die USA heute nicht ertragen. Die Geduld
ist vorbei, die Zeit ist abgelaufen.


Kein Platz mehr für Souveränität und Selbstbestimmung

Zum einen gab es eine Politik der Umzingelung, die mit ihren Taten zu
diesem historischen Kurs neigte, aber sie kann die Folgen nicht
ertragen, bei allem, was auf dem Spiel steht. Und sie ändert den Text,
denn so ist die Geschichte. Sie hat einen gewaltigen Verbündeten: die
Wirtschaftskrise mit ihren sozialen und politischen Folgen. Und genau
so wie man einen Diskurs über den Freihandel führte, der 50 Jahre lang
um die ganze Welt stürmte und erst vor kurzem zu einem "America First"
gemacht wurde, genau so wurde jetzt begonnen, Grenzen und Hürden zu
bauen. Es war erst gestern, da wurde nicht etwa die Legitimität von
Pinochet, Castelo Branco oder Videla in Frage gestellt - sondern es
wurde davon geredet, die Souveränität, die Selbstbestimmung zu
respektieren. Diese beiden Konzepte scheinen im Uruguay von heute eher
der Nostalgie von verschwundenen alten Schmieden zu entsprechen, denn
diese Konzepte wurden im Prinzip, beziehungsweise als linke
Prinzipienreiterei beerdigt. Aber in der heutigen, globalisierten Welt
scheint dafür kein Platz mehr zu sein, insbesondere nicht für jene,
die Öl besitzen.

Heute ersetzt man diese Art Politik durch ein Gerede über "Demokratie,
Demokratie" - Demokratie, die nach Öl riecht, so wie in Libyen, und
das ist ein noch ganz frisches Beispiel. Wer, mit gesundem
Menschenverstand, kann heute freie Wahlen für alle politischen
Strömungen in Venezuela gewährleisten? Wer kann Straffreiheit für die
Zukunft und für die Vergangenheit garantieren, und zudem versuchen,
aus der Konfrontation eine Opposition zu bilden? Dieses Wunder wäre
nur mit einer Art geschäftsführender Junta möglich, in welcher alle
politischen Strömungen säßen, streng überwacht und gewährleistet durch
die Vereinten Nationen. Ich sehe keinen anderen Weg, der der das
garantieren kann, außer die Vereinten Nationen mit ihrem
Sicherheitsrat, der sehr engagiert und beständig arbeitet.


Es fehlt der politische Wille, eine Alternative
aufzubauen

Nichts davon wird geschehen. Europa ist in dieser Region nicht
vertreten, es erweckt beschämend den Eindruck, sich die Hände in
Unschuld zu waschen. Es fehlt der politische Wille, eine Alternative
über die unmittelbaren Interessen hinaus aufzubauen. Und dieser Mangel
an politischem Willen führt dazu, dass Krieg entsteht. Damit wird dem
Regime in Venezuela letztlich keine andere Wahl gelassen, als im Kampf
zu sterben. Vielleicht hat der Irrweg Venezuelas, sei es aus
Opposition, Hass oder Wut, den Verstand vernebelt, so dass Venezuela
nicht sehen konnte, dass der mächtige Bruder im Norden nicht erträgt,
dass die aufgehende Sonne im Osten das venezolanische Öl kontrolliert.
Heute ertönt der verzweifelte Schrei nach Demokratie. Er wirkt wie
eine emotionale Projektionsfläche in diesen globalisierten Zeiten, in
denen der Finanzkapitalismus mit Algorithmen und ohne Emotionen
anzeigt und entscheidet, wo und wann investiert wird.


Ist der Krieg eine Investition?

Die große Frage ist: Ist in diesem Fall der Krieg eine Geldanlage?
Freunde, das ist die Situation; der Vorschlag Europas, Gesamtwahlen
abzuhalten - wohl wissend, dass damit die Souveränität und die
Selbstbestimmung mit Füßen getreten werden - ist Unsinn. Aber, ich
wiederhole mich, in der heutigen Welt gibt es das nicht für Länder,
die - wenigstens das - viel Öl besitzen. Es gibt mehr schlecht als
recht einen Ausweg, aber er sollte unter Aufsicht der Vereinten
Nationen gewährleistet sein. All dies kann man ganz grundsätzlich
kritisieren; aber die schlechteste Alternative ist der Krieg, denn wir
wissen bereits, wer die Kosten des Krieges trägt.

Deshalb haben wir die Position der Regierung von Uruguay unterstützt,
denn eines ist klar, das einzige Mittel, um Krieg zu verhindern, ist
Politik. Nur die Politik kann Krieg vermeiden, aber sie braucht Willen
und Engagement. Es gibt noch andere, die eine dritte Alternative
hochhalten: einen Militärputsch, der freie Wahlen gewährleisten würde.
Aber wir bleiben bei unserer Meinung. Am Wichtigsten ist in jedem
Fall, einen Krieg zu vermeiden, was momentan sehr schwierig erscheint,
und aus der Konfrontation eine Opposition zu bilden, im Kampf um die
Republik.

Natürlich muss jedwede Entscheidung von Hilfslieferungen begleitet
werden, insbesondere umgehend von Medizin und Nahrungsmitteln. Zwar
haben wir Menschen weitgehend bewiesen, dass wir die wohl
intelligentesten Tiere und zuweilen auch die erhabensten sein können.
Genauso können wir manchmal aber auch die dümmsten, die idiotischsten
und die egoistischsten sein."


Anmerkungen:

[1] http://m24.com.uy/sites/default/files/2019-01/20190128%20MUJICA.mp3 

[2] http://m24.com.uy/mujica-ante-la-peor-alternativa-de-guerra-en-venezuela-una-salida-seria-elecciones-totales-con

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Jos%C3%A9_Mujica

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Tripel-Allianz-Krieg
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HISTORIE/335: Militär - systemische Kriegsverbrechen der Briten ... (SB)


Militär - systemische Kriegsverbrechen der Briten ...



Seit der Unterzeichnung des Karfreitagsabkommens krankt die Versöhnung
in Nordirland zwischen nationalistischen Katholiken und
protestantischen Unionisten an einer mangelhaften Aufarbeitung der
sogenannten Troubles, die zwischen 1968 und 1998 3.500 Menschen das
Leben kosteten und weitere Zehntausende verkrüppelt oder traumatisiert
zurückließen. Viele Mordfälle bleiben bis heute unaufgeklärt. Nicht
wenige Hinterbliebene wissen nicht einmal, wo sich das geliebte
Familienmitglied bzw. dessen Leiche befindet und haben sich niemals
mit einer Trauerfeier von ihm verabschieden können.

Seit Jahren fordern deshalb die Opferfamilien auf beiden Seiten des
konfessionellen Grabens die Einrichtung einer Wahrheitskommission, vor
der ehemalige Loyalisten, IRA-Mitglieder, Polizisten und
Armeeangehörige aussagen und zur Aufklärung beitragen könnten und die
im Gegenzug bei ehrlicher Zusammenarbeit Straffreiheit garantiert
bekämen. Doch dazu kommt es nicht, weil die britische Regierung nicht
nur vereinzelte Armeesoldaten und -offiziere wegen irgendwelcher
Verfehlungen nicht an den Pranger gestellt sehen will, sondern vor
allem, weil sie das Ausmaß der Verwicklung der eigenen Geheimdienste
MI5 und FRU in die Aktivitäten republikanischer und loyalistischer
"Terrorgruppen" vertuschen will.

Eine Folge der Weigerung des britischen Staates, bis auf die Abhaltung
einer großen Kommission zum "Bloody Sunday" 1972 in Derry die
Verantwortung für die Missetaten seiner Bediensteten in Irland zu
übernehmen, ist, daß diese quasi dazu verdammt sind, dieselben
"Fehler" bei anderen Auslandseinsätzen zu wiederholen. Den Beweis für
diese These lieferte der preisgekrönte, aus Liverpool stammende
Kriegskorrespondent und Historiker Ian Cobain in einem erhellenden,
aber letztlich deprimierenden Artikel, der am 4. Februar bei Middle
East Eye unter der Überschrift "Exclusive: British army permitted
shooting of civilians in Iraq and Afghanistan" erschienen ist. Demnach
hatten britische Armeeangehörige im Irak und in Afghanistan von ihren
Vorgesetzten die ausdrückliche Erlaubnis, Zivilisten zu erschießen,
und haben davon reichlich Gebrauch gemacht.

Im Mittelpunkt des Artikels steht der Einsatz britischer Truppen ab
2004 im südirakischen Basra und ab 2007 in der afghanischen Provinz
Helmand. In Basra sahen sich die britischen Besatzungssoldaten nach
dem Blitzsieg im Frühjahr 2003 über die Armee Saddam Husseins recht
schnell mit einem Aufstand der schiitischen Mahdi-Armee des jungen
"Radikalpredigers" Muktada Al Sadr konfrontiert, die großen Rückhalt
bei der Zivilbevölkerung genoß. Tatsächlich sehen die Genfer
Konventionen den Einsatz tödlicher Gewalt gegen Zivilisten als legale
Handlungsoption vor. Bedingungen dafür sind jedoch erstens, daß das
Leben der Soldaten in Gefahr ist und/oder der betreffende
Zivilist "sich direkt an Kampfhandlungen beteiligt" hat.

Was die "direkte Beteiligung" eines Zivilisten am Kriegsgeschehen
betrifft, da streiten sich die Juristen über Bedeutung und Auslegung.
In Basra haben die britischen Soldaten eine Praxis übernommen, die sie
im Kampf gegen die Irisch-Republikanische Armee (IRA) in Nordirland
angewandt haben. Jede Person, die den Anschein erweckte, sie leistete
Späharbeit für den Feind, konnte erschossen werden (Solche Leute
nannten die Soldaten "Dickers"). Dadurch kamen viele junge Iraker ums
Leben, die deshalb von den Soldaten umgebracht wurden, weil sie in
deren Reichweite per Mobiltelefon mit jemandem kommunizierten oder
auch nur ein solches Gerät in der Hand hielten. Cobain berichtet von
einem erschütternden Fall, den ihm ein ehemaliges Mitglied der Royal
Marines bezeugte und bei dem ein irakischen Vater mit der blutigen
Leiche seines erschossenen acht Jahre alten Sohnes vor dem Tor eines
britischen Militärpostens erschienen ist und völlig verzweifelt von
den Soldaten Aufklärung forderte, jedoch keine erhielt.

2007 wurde die Position der Briten bei Basra immer bedrängter. Wegen
der vielen Minen, welche die Aufständischen am Straßenrand vergruben,
durften auch Personen mit Spaten in der Hand erschossen werden,
was auch vielfach geschah. Die Soldaten, besonders bei
Nachtpatrouillen, brauchten nicht die Erlaubnis ihrer Vorgesetzten
einzuholen, sondern konnten nach eigenem Ermessen das Feuer auf jeden
und alles eröffnen. Cobain zitiert einen britischen
Irakkriegsveteranen mit den Worten: "Wir haben auf alte Männer und
junge Männer geschossen. Das kann ich bezeugen. Ich habe noch niemals
eine solche Gesetzeslosigkeit erlebt." Die Eskalation der Brutalität
half den britischen Besatzungstruppen im Südirak nicht. Ende 2007
mußten sie alle Außenposten räumen und sich am Flughafen von Basra
verbarrikadieren, was nicht nur die Einheimischen, sondern auch die
Experten im Pentagon als peinliche Niederlage bewerteten. 2009
verließ die britische Armee den Irak endgültig.

2006 kamen die britischen Streitkräfte in die südafghanische Provinz
Helmand. Dort hatten sie es mit einer wiedererstarkten
Taliban-Bewegung zu tun. Auch hier wurden die selben Einsatzregeln in
bezug auf "Dickers", oder Menschen, die man aufgrund verdächtigen
Verhaltens dafür hielt, angewandt. Ein Ex-Soldat berichtet gegenüber
Cobain von einer Vertuschungsaktion, nachdem zwei afghanische
Jugendliche "fälschlicherweise" erschossen wurden. Vom nächsten
Stützpunkt ließ man schnell sowjetische Gewehre holen und legte sie
neben die Leichen, um die Getöteten im nachhinein als Kombattanten
auszuweisen. Laut den Erkenntnissen von Cobain war es bei den
britischen und amerikanischen Truppen in Afghanistan Usus, nicht
registrierte Waffen von der Sorte, welche häufig von den gegnerischen
Kräften benutzt wurden, heimlich auf Lager zu halten, um bei solchen
traurigen Zwischenfällen die betroffenen Soldaten rechtlich
reinzuwaschen.

Doch auch in Afghanistan halfen die perfiden Tricks wenig. 2009 fielen
dort 100 britischen Soldaten. 2014 zog das Vereinigte Königreich alle
seine Militärangehörigen vom Hindukusch ab. Während der 13 Jahre bis
dahin waren insgesamt 454 Mitglieder der britischen Landstreitkräfte
in Afghanistan gefallen. Die Zahl der Verkrüppelten und
Traumatisierten dürfte in die Tausende gehen. Cobain hat für seinen
Artikel mit vielen britischen Afghanistan- und Irakkriegsveteranen
gesprochen, die heute noch schwer unter den Folgen ihrer
Kriegserlebnisse in Form der Posttraumatischen Belastungsstörung
(PTBS) leiden.

Von alledem wollen die eigentlich Verantwortlichen, die Politiker in
London, wenig bis gar nichts wissen. 2017 wurde das zehn Jahre zuvor
von der sozialdemokratischen Regierung Gordon Browns geschaffene Iraq
Historic Allegations Team (IHAT) im britischen
Verteidigungsministerium abgeschafft. Dem schäbigen Schritt ging
das vollmundige, an die Adresse der Generalität und der
Hurra-Patrioten gerichtete Versprechen von Premierministerin Theresa
May auf dem Parteitag der britischen Konservativen im Herbst 2016
voraus: "Wir werden niemals - bei keinem zukünftigen Konflikt - wieder
zulassen, daß linke Aktivisten und Menschenrechtsanwälte die Mutigsten
der Mutigen beschuldigen oder schikanieren können."

6. Februar 2019
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FAMILIE/317: "Starke-Familien-Gesetz" - Zugang zu kultureller Teilhabe muss verbessert werden (idw)


Rat für Kulturelle Bildung e.V. - 05.02.2019

"Starke-Familien-Gesetz": Zugang zu kultureller Teilhabe muss verbessert
werden

Rat für Kulturelle Bildung begrüßt Gesetzentwurf und appelliert in einer
Stellungnahme an Länder und Kommunen, das Bildungs- und Teilhabepaket
(BuT) praxistauglicher umzusetzen



Die Länder werden in den kommenden Wochen im Bundesrat den Gesetzentwurf
der Bundesregierung für das "Starke-Familien-Gesetz" (StaFamG) beraten.
Dabei eröffnen Verwaltungsvereinfachungen neue Möglichkeiten für die
Inanspruchnahme von Leistungen des "Bildungs- und Teilhabepaketes" (BuT).
Der Rat für Kulturelle Bildung sieht den Gesetzentwurf als wichtigen
Schritt in die richtige Richtung, schlägt jedoch weitere Maßnahmen vor.


Anspruch auf soziokulturelle Teilhabe

Die Beantragung der Leistung ist zu kompliziert, zu bürokratisch und
stigmatisierend - und der Betrag deutlich zu gering, auch im Verhältnis
zum Antragsaufwand. Dass viele Kinder und Jugendliche aus Familien, die
unter schwierigen finanziellen Bedingungen leben, soziokulturelle Angebote
kaum nutzen, ist ein nachhaltiger Schaden nicht nur für die Betroffenen,
sondern für die ganze Gesellschaft.

"Bisher standen das Schulmittagessen, die Schülerbeförderung und die
Hausaufgabenhilfe im Fokus der Diskussion um das BuT. Nun gilt es, endlich
den Auftrag des Bundes-verfassungsgerichtes, leistungsberechtigte Kinder
und Jugendliche am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben
teilhaben zu lassen, stärker zu beachten. Deshalb muss der Staat
nachhelfen, dass sie ihre kulturellen Interessen und Fähigkeiten ausbilden
können - in der Schule, aber auch in der Freizeit in den Bereichen Musik,
Theater, Kunst oder Literatur", so Prof. Eckart Liebau, Vorsitzender des
Rates für Kulturelle Bildung.

Handlungsempfehlungen aus der Stellungnahme:

Monatlichen Beitrag von derzeit 10 Euro erhöhen und dynamisieren:

Die bisherige Beitragshöhe von 10 Euro im Monat hält das Expertengremium
für erheblich zu niedrig. Der Betrag sollte erhöht und auf der Grundlage
regelmäßiger Evaluationen dynamisch angepasst werden.

Antragsverfahren bundesweit vereinheitlichen:

Da der Bund angesichts der kommunalen Selbstverwaltung keine verbindlichen
Verwaltungsverfahren vorgeben kann, ist zu befürchten, dass es einen
"Flickenteppich" an Antragsverfahren und Regelungen in den Kommunen geben
wird. Teilhabemöglichkeiten für Kinder und Jugendliche in Deutschland
würden dann vom Wohnort abhängen. Schon bestehende oder empfehlenswerte
Verfahrensmodelle sollten berücksichtigt werden: So wird in einigen
Kommunen bereits erprobt, Teilhabeleistungen über Globalanträge oder
Chipkarten zu gewährleisten. Erste Erkenntnisse dazu weisen darauf hin,
dass diese Verfahrensvereinfachung deutlich dazu beiträgt, den
Nutzungsgrad zu erhöhen und allen Kindern Bildung und Teilhabe zu
ermöglichen.

Best-Practice-Studie zu erfolgreichen Modellen durchführen:

Der Rat empfiehlt eine Best-Practice-Studie, die derartige Modelle
bundesweit evaluiert, um diese weiterzuentwickeln und auf ihre
Übertragbarkeit hin zu prüfen.

Inanspruchnahme soziokultureller Teilhabe jährlich evaluieren:

Um die Wirkung der geplanten Verwaltungsvereinfachung zu überprüfen,
sollten die Zahlen der Inanspruchnahme soziokultureller Teilhabe in einem
jährlichen Turnus erhoben werden.

Nutzungsraten des BuT seit Jahren zu niedrig

Bereits 2014 und 2017 veröffentlichte der Rat für Kulturelle Bildung
Auswertungen zur geringen Nutzung der Leistungen im Bereich
soziokulturelle Teilhabe. Auch die jüngste Zahl zeigt, dass sich der
Negativtrend fortsetzte: 2018 konnten nur durchschnittlich 9,5 Prozent der
Kinder und Jugendlichen in Armutslagen von diesen Leistungen profitieren.
Damit werden pro Jahr weiterhin Beträge in dreistelliger Millionenhöhe
nicht abgerufen.


Vollständige Stellungnahme:

www.rat-kulturelle-bildung.de

(unter Pressemitteilungen)

Über den Rat für Kulturelle Bildung

Der Rat für Kulturelle Bildung ist ein unabhängiges Beratungsgremium, das
sich umfassend mit der Lage und der Qualität Kultureller Bildung in
Deutschland befasst. Ihm gehören elf Mitglieder an, die verschiedene
Bereiche der Kulturellen Bildung repräsentieren: Tanz- und
Theaterpädagogik, Musik- und Literaturvermittlung,
Erziehungswissenschaften, Medienpädagogik, Pädagogik, Politische Bildung,
Soziologie, Kulturelle Bildung und die Künste.

Der Rat für Kulturelle Bildung ist eine Initiative der Bertelsmann
Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stiftung, PwC-Stiftung,
Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator und der Stiftung Nantesbuch.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2049

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Kulturelle Bildung e.V., 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAUEN/765: Die Hälfte des Parlaments in Mexiko gehört den Frauen (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 145, 3/18

Die Hälfte des Parlaments in Mexiko gehört den Frauen

In den Abgeordnetenhäusern ist Parität weitgehend erreicht, aber
Frauen leiden stark unter politischer Gewalt

Sonja Gerth und Anayeli García Martínez



In Mexiko ist am 1. Juli gewählt worden, neben dem neuen
Präsidenten, dem Linken Andrés Manuel López Obrador, auch beide
Kammern des Kongresses sowie zahlreiche Länderparlamente und
Gemeinderäte. Sie sind erstmals annähernd paritätisch besetzt, denn
nach einer Verfassungsänderung müssen die Parteien gleich viele
Frauen* und Männer* aufstellen. Doch trotz der Fortschritte erleben
Politikerinnen noch viel zu viel geschlechtsspezifische Gewalt.


Auch wenn Andrés Manuel López Obrador (AMLO) sich im Wahlkampf
nicht gerade für Frauenrechte stark gemacht hat, gab es am Abend des
1. Juli für die Feministinnen in Mexiko viel zu feiern. Erstmals hat
sich an der Wahlurne eine linke Alternative für das Land durchgesetzt.
Die Bürger_innen haben AMLOs Partei Morena mit einer breiten Mehrheit
ausgestattet, und Organisationen der Zivilgesellschaft hoffen, dass
sie in den Reihen von Morena auf offene Ohren zur Durchsetzung von
progressiven Gesetzen stoßen. Erste Signale dafür gibt es - etwa die
Arbeitstreffen von designierten Regierungsmitgliedern mit NGOs noch
vor der Amtseinführung am 1. Dezember. Die Repräsentation von Frauen
in der mexikanischen Politik ist mit dieser Wahl nicht nur zahlenmäßig
auf einem historischen Höhepunkt, das zeigt das geplante
Regierungskabinett. Darunter befindet sich die designierte
Innenministerin Olga Sánchez Cordero, die sich in ihrer langen
Karriere als Höchstrichterin immer wieder für die Gleichstellung
eingesetzt hat, z. B. bei den Themen Lohngerechtigkeit und familiäre
Gewalt.

Sánchez definiert sich selbst als Feministin und sagt: "Das Gesetz ist
nicht neutral." Kurz nach dem Wahlsieg kündigte sie an, ein
bundesweites Gesetz zur Entkriminalisierung von Abtreibung anstoßen zu
wollen. Auch bei den anderen Posten im neuen Kabinett fällt auf, dass
die Frauen nicht wie in der Vergangenheit häufig nur die weniger
wichtigen Ressorts erhalten, sondern beispielsweise auch das
Wirtschafts- und Energieministerium.


Quote hat für Parität gesorgt

Beide Kammern des Kongresses sind künftig annähernd paritätisch
besetzt. Im Senat stieg die Zahl der Vertreterinnen laut mexikanischer
Wahlbehörde von 32,8 auf 49% und im Abgeordnetenhaus von 42,6 auf 48%.
Bis es so weit kommen konnte, war allerdings ein langer Kampf der
Frauenbewegung in Mexiko nötig, die von außen viel Druck auf die
Parlamente ausgeübt hat. Vor mehr als 30 Jahren wurde die erste
vorsichtige Quote eingeführt. Im Jahr 2013 verließen Politikerinnen
parteiübergreifend den Senat, um schließlich eine Verfassungsreform zu
erreichen, die die gleiche Beteiligung von Frauen und Männern
vorschreibt, sowohl auf Bundes- als auch auf lokaler Ebene.

So ein Bündnis mag verwundern, jedoch erkennen im Unterschied zu den
meisten europäischen Ländern auch konservative Politikerinnen in
Mexiko die Quote als affirmatives Instrument an. Ein Beispiel ist
Marcela Torres von der konservativen PAN-Partei. Die scheidende
Senatorin blickt heute noch stolz auf den gemeinsamen Frauenstreik
2013 zurück: "Die Männer wollten damals den Absatz über Parität in den
Ausschuss zurückschicken, um ihn später verschwinden zu lassen. Da
haben wir Frauen von den vier Parteien uns verständigt: 'Wie wäre es,
wenn wir die Männer allein über ihr Wahlgesetz entscheiden lassen?'
Erst nach dieser Drohung kam die Parität zustande."

Es gab auch Rückschläge, wie im Jahr 2009, als mehr als ein Dutzend
gewählte Repräsentantinnen von ihren Parteien gezwungen wurden,
zugunsten ihrer männlichen Stellvertreter zurückzutreten. Zudem
entwickelten Parteien die Strategie, Frauen vornehmlich in jenen
Bezirken als Spitzenkandidatinnen aufzustellen, in denen sie ohnehin
wenig Aussicht auf Erfolg hatten. Diese Schlupflöcher, die Quote zu
umgehen, sind mittlerweile gesetzlich verboten worden.

Die Politikwissenschaftlerin Aidé Hernández von der Universität
Guanajuato hat 2017 eine Untersuchung über Frauen in der Politik
durchgeführt. Ihrer Ansicht nach geht es nun darum, auch den Einfluss
der Frauen in den Parlamenten zu erhöhen. Indikatoren dafür könnten
etwa sein, wie viele ihrer Gesetzesvorschläge durchkommen (im
Vergleich zu denen der Männer), oder wie viele Ausschüsse sie leiten.


Oberbürgermeisterin als Hoffnungsträgerin

An der Spitze eines der einflussreichsten Bundesstaaten angekommen ist
die Morena-Politikerin Claudia Sheinbaum: Sie wurde als erste Frau zur
Oberbürgermeisterin (im Rang einer Gouverneurin) von Mexiko-Stadt
gewählt. Zwar hatte schon von 1999 bis 2000 mit Rosario Robles eine
Frau die 9-Millionen-Einwohner_innen-Stadt regiert, sie war aber nur
interimsweise ernannt worden. Sheinbaum ist Umweltingenieurin und war
zuvor Bezirksbürgermeisterin des Stadtteils Tlalpan. Im
Menschenrechtsbereich wird es eine von Sheinbaums Prioritäten sein,
die Gewalt gegen Frauen in der Stadt zu bekämpfen. Von 2012 bis 2016
gab es in der Regierungszeit ihres Vorgängers nach Angaben der
örtlichen Staatsanwaltschaft 260 Feminizide. Doch die Verwaltung
zögerte, stärker dagegen vorzugehen, unter dem Vorwand, die Zahlen in
Mexiko-Stadt lägen immer noch weit unter dem landesweiten
Durchschnitt.

Eine zynische Argumentation, denn die Situation könnte kaum schlimmer
sein: Laut UN Women gibt es in Mexiko pro Tag sieben Frauenmorde.
Diese sind eingebettet in einen allgemeinen Kontext von Gewalt,
verursacht durch Korruption, Straflosigkeit und die immer weiter
reichende Macht der Drogenkartelle. 2017 sind mehr als 29.000 Menschen
ermordet worden - ein neuer Tiefpunkt. Zum Vergleich: In Österreich
waren es laut Bundeskriminalamt 54.


Gewalt im Wahlkampf

Gewalt und Unsicherheit haben sich auch im Wahlkampf niedergeschlagen,
der nach Angaben des Beratungsinstituts Etellekt mit 133 ermordeten
Politikern und 19 ermordeten Politikerinnen einer der blutigsten der
letzten Jahre war. Bei allen Attacken erfahren die Frauen, die sich
zur Wahl stellen, zusätzlich oft geschlechtsspezifische Gewalt. Und
weil diese in der machistischen mexikanischen Gesellschaft schon so
normal geworden ist, hatte die nationale Menschenrechtskommission im
Vorfeld extra eine eigene Definition erstellt, damit Politikerinnen im
konkreten Fall um Hilfe bitten konnten:
Es ist Gewalt, die sie trifft, weil sie Frauen sind oder die extremere
Folgen für sie hat, weil sie Frauen sind. Hasskampagnen im Netz zielen
z. B. häufig auf körperliche Aspekte einer Kandidatin ab, beziehen
ihre Familie mit ein oder stellen ihre Qualifikationen in Frage
- anders als das etwa bei Hasskommentaren gegenüber Männern der Fall
ist.

"Die geschlechtsspezifische politische Gewalt hindert die Frauen
daran, ihre Rechte als Bürgerinnen voll auszuüben", meint dazu Dania
Ravel vom Nationalen Wahlinstitut. Und der Justiziar des Nationalen
Fraueninstituts, Pablo Navarrete, fügt hinzu, dass "leider die
Parteien oft das erste Glied einer Kette von Aggressionen sind. Es
kann nicht sein, dass das Risiko der Frauen, Opfer von Gewalt zu
werden, ausgerechnet dann steigt, wenn sie mehr Rechte für sich
erkämpft haben."

Bleibt zu hoffen, dass die verstärkte Präsenz von Frauen in den
Parlamenten erstens in den Parteistrukturen etwas ändert und sich
zweitens auch in Gesetzesentwürfen mit Genderperspektive
niederschlägt. Die Erwartungen an die kommende Legislaturperiode sind
in Mexiko jedenfalls enorm.


Zu den Autorinnen:

Sonja Gerth und Anayeli García Martínez sind Journalistinnnen und
arbeiten in Mexiko-Stadt für die feministische Nachrichtenagentur
CIMAC (www.cimacnoticias.com.mx/).

 * 
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TAGUNG/1460: Gießen - Polen vor den Wahlen, 13. und 14. Februar 2019 


Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.02.2019

Polen vor den Wahlen

Öffentliche Tagung "Weichenstellungen für Europa und den
deutsch-polnischen Dialog" am 13. und 14. Februar 2019 an der
Justus-Liebig-Universität Gießen



In Polen finden in diesem Jahr drei Wahlen von zentraler Bedeutung statt:
Im Mai die EU-Wahlen und im Herbst die Parlamentswahlen; anschließend wird
der Staatspräsident direkt gewählt. Diese Wahlen werden Antworten darauf
geben, wie sich Polen in Europa verorten wird, und sie werden darüber
hinaus Weichenstellungen für das deutsch-polnische Verhältnis liefern. Der
Historiker Prof. Dr. Hans-Jürgen Bömelburg (Osteuropäische Geschichte) und
der Politikwissenschaftler Prof. Dr. Claus Leggewie, Inhaber der
Ludwig-Börne-Professur (Zentrum für Medien und Interaktivität (ZMI)) an der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU), veranstalten vor diesem
Hintergrund am 13. und 14. Februar 2019 im Margarete-Bieber-Saal (Beginn:
13. Februar, 14.00 Uhr) eine öffentliche Tagung zum Thema "Polen vor den
Wahlen. Weichenstellungen für Europa und den deutsch-polnischen Dialog".

Sind viele polnische Diskurse und Konflikte mit deutschen (oder
italienischen, französischen und belgischen) Problemen vergleichbar? Wie
müsste eine moderne europäische Sozial- und Europapolitik aussehen? Wie
diskutiert man angesichts historischer Belastungen kritisch und
solidarisch auf europäischer Ebene? Und vor allem: Wie kann ein
deutsch-polnischer Dialog gelingen? Die Veranstalter möchten mit dieser
öffentlichen Veranstaltung "einer deutsch-polnischen Sprachlosigkeit
begegnen, die die Verhältnisse bei dem größten östlichen Nachbarn
Deutschlands exotisiert und externalisiert".

Die Initiatoren schaffen eine Plattform, um die neueren Entwicklungen in
Polen, die von deutscher Seite oft oberflächlich als "neuer Nationalismus"
oder als "Nationalpopulismus" verstanden werden, in ihren wenig bekannten
Hintergründen und tieferen Ursachen zu diskutieren. Dazu haben sie eine
Reihe von polnischen und deutschen Expertinnen und Experten eingeladen.
Basil Kerski, Direktor des Europäischen Zentrums der Solidarität
(Europejskie Centrum Solidarności), wird über Erinnerungskonflikte 
und die aktuellen Diskussionen in Danzig nach der Ermordung des dortigen
Stadtpräsidenten Pawel Adamowicz sprechen, der Soziologe Maciej Gdula und
der Politologe Michal Sutowski, beides Analysten der politischen
Entwicklung in Polen, werden über Sozialpolitik und die Wahlerfolge der
nationalkonservativen Regierung diskutieren. Zum Thema "Neue Politiken und
neue Geschlechterordnungen in Polen und Deutschland" interviewt Irene
Hahn-Fuhr, Leiterin der Heinrich-Böll-Stiftung Warschau, Iwona Dadej und
Dietlind Hüchtker; über Geschichtspolitik diskutieren Robert Traba,
Co-Vorsitzender der Gemeinsamen Deutsch-Polnischen Schulbuchkommission, und
Peter Oliver Loew, stellvertretender Direktor des Deutschen
Polen-Instituts Darmstadt. Weitere Akteure werden unterschiedliche
Blickwinkel einbringen.

In Gießen haben solch offene Diskussionen eine lange Tradition. Zwischen
der JLU und der Universität Lodz existiert seit über 40 Jahren eine der
ältesten deutsch-polnischen Universitätspartnerschaften. "Bis heute gilt
die im Jahr 1978 besiegelte Partnerschaft als ein Musterbeispiel
internationaler Hochschulkooperation und gelebter Völkerverständigung",
betont Prof. Bömelburg, Partnerschaftsbeauftragter auf deutscher Seite.
Die Universitätspartnerschaft wird von fast allen Fachbereichen, dem
Gießener Zentrum östliches Europa (GiZo) und der Arbeitsstelle
Holocaustliteratur getragen. Gefördert wird sie im
Ostpartnerschaftsprogramm des Deutschen Akademischen Austauschdienstes
(DAAD).

Der erste Premier eines freien Polen, Tadeusz Mazowiecki, erhielt 1993
eine Ehrendoktorwürde der Universität Gießen. Er verstarb vor fünf Jahren
am 28. Oktober 2013 - auch ihm zu Ehren veranstalten die Gießener
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diese öffentliche Tagung. Sie
diskutieren im deutsch-polnischen Dialog erstmals nach der Ermordung des
Danziger Stadtpräsidenten Pawel Adamowicz, die innerhalb von Polen
intensive Debatten um die Auswirkungen von Hassreden auf politische Gewalt
auslöste.

Termin

Öffentliche Tagung "Polen vor den Wahlen. Weichenstellungen für Europa und
den deutsch-polnischen Dialog" am 13. und 14. Februar 2019 (Beginn: 13.
Februar, 14.00 Uhr)

Veranstaltungsort: Margarete-Bieber-Saal, Ludwigstraße 34, 35390 Gießen.


Weitere Informationen unter:

http://Weitere Informationen

http://www.uni-giessen.de/fbz/fb04/institute/geschichte

http://www.uni-giessen.de/fbz/zentren/gizo

http://www.uni-giessen.de/fbz/zmi

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2905: Kräftige Lohnzuwächse und mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.02.2019

Kräftige Lohnzuwächse und mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit

WSI-Tarifarchiv: Detaillierte Bilanz der Tarifrunde 2018 und Ausblick auf
2019



Mit den Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder hat die
Tarifrunde 2019 Fahrt aufgenommen. Die Forderungen der Gewerkschaften
liegen zumeist zwischen 5,5 und 6 Prozent. "Damit bewegen sie sich auf
einem ähnlichen Niveau wie im Vorjahr", erklärt der Leiter des
WSI-Tarifarchivs, Prof. Dr. Thorsten Schulten, in seiner aktuellen
Tarifbilanz.*

"Außerdem wird auch die Frage der Selbstbestimmung der Beschäftigten bei
ihren Arbeitszeiten in Form individueller Wahlmöglichkeiten in vielen
Branchen wieder auf der Tagesordnung stehen." Das Tarifarchiv dokumentiert
die Tarifrunde tagesaktuell im Webangebot der Stiftung (siehe Link in der
pdf-Version dieser PM; Link unten).

Wie das Tarifarchiv des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung in seinem heute veröffentlichen
tarifpolitischen Jahresbericht 2019* aufzeigt, haben die Tariflöhne und
-gehälter im Jahr 2018 nominal im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt um
3,0 Prozent zugelegt. Gegenüber Steigerungsraten von jeweils 2,4 Prozent
in den beiden Vorjahren hat die Lohnentwicklung damit deutlich an Dynamik
gewonnen. Nach Abzug des Verbraucherpreisanstiegs von 1,9 Prozent ergibt
sich für 2018 ein realer Zuwachs der Tarifvergütungen um 1,1 Prozent
(siehe auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; LInk unten)

"Mit der Tarifrunde 2018 haben die Gewerkschaften nicht nur kräftige
Lohnzuwächse durchgesetzt, sondern sind auch eine Renaissance der
tariflichen Arbeitszeitpolitik eingeleitet", sagt Schulten. In einer Reihe
von Branchen wie z.B. der Metall- und Elektroindustrie, bei der Deutschen
Post AG oder bei Teilen des öffentlichen Nahverkehrs wurde erstmalig die
Möglichkeit geschaffen, dass Beschäftigte auf einen Teil der vereinbarten
Lohnerhöhung verzichten und stattdessen zusätzliche freie Tage wählen
können. Bei der Deutschen Bahn AG wurde bereits zum zweiten Mal
hintereinander ein Wahlmodell vereinbart, bei dem sich alle Beschäftigten
individuell zwischen mehr Geld oder mehr freier Zeit entscheiden können.
"Damit ist den Gewerkschaften ein wichtiger Schritt hin zu mehr
Selbstbestimmung der Beschäftigten bei der Gestaltung ihrer Arbeitszeiten
gelungen", sagt Schulten.

Das WSI-Tarifarchiv berücksichtigt bei der Berechnung der
kalenderjährlichen Tariferhöhungen für das Jahr 2018 sowohl die
Neuabschlüsse aus dem Jahr als auch Abschlüsse aus den Vorjahren, die eine
Laufzeit bis mindestens Ende 2018 haben. Insgesamt schlossen die
DGB-Gewerkschaften in Deutschland im vergangenen Jahr Lohn- und
Gehaltstarifverträge für knapp 11 Millionen Beschäftigte ab. Für weitere
8,7 Millionen Beschäftigte traten im Jahr 2018 Erhöhungen in Kraft, die
bereits 2017 oder früher vereinbart worden waren. Die Laufzeit der 2018
neu angeschlossenen Verträge beträgt durchschnittlich 26,4 Monate. Damit
setzt sich der seit Jahren anhaltende Trend zu immer längeren Laufzeiten
fort. In der Tarifrunde 2019 verhandeln die DGB-Gewerkschaften für rund
7,3 Millionen Beschäftigte.

In der Tarifbilanz für 2018 zeigen sich zwischen den verschiedenen
Branchen deutliche Unterschiede (siehe auch Abbildung 2 in der pdf-Version
dieser PM; Link unten). Am höchsten fällt 2018 die jahresbezogene
Tarifsteigerung mit nominal 5,2 Prozent im Bauhauptgewerbe aus, gefolgt
von den Branchen Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft mit 4,3 Prozent, der
Holz und Kunststoff verarbeitenden Industrie mit 4,3 Prozent, der Metall-
und Elektroindustrie mit 4,0 Prozent und der Systemgastronomie mit 3,9
Prozent. Ebenfalls oberhalb des Durchschnitts liegen die Tariferhöhungen
mit jeweils 3,4 Prozent bei der Deutschen Bahn AG und im Öffentlichen
Dienst bei Bund und Gemeinden. 3,0 Prozent erreichte die chemische
Industrie.

Es folgen mit 2,8 Prozent der Großhandel, mit jeweils 2,7 Prozent der
Einzelhandel und die Deutsche Post AG und mit jeweils 2,5 Prozent die
Deutsche Telekom AG, das Gebäudereinigerhandwerk, das Hotel- und
Gaststättengewerbe, das Nahrungs- und Genussmittelgewerbe sowie der
öffentliche Dienst bei den Ländern. Um 2,2 Prozent sind die Tariflöhne im
privaten Verkehrsgewerbe gewachsen.

Bei den Versicherungen stiegen die Tariflöhne und -gehälter 2018 um 1,8
Prozent, in der Eisen- und Stahlindustrie um 1,7 Prozent, bei den Banken
um 1,3 Prozent sowie in der Textilindustrie um 1,2 Prozent. In den
Branchen mit unterdurchschnittlichen Tarifzuwächsen wurden die Erhöhungen
zumeist bereits in den Vorjahren vereinbart, während 2018 keine
Tarifabschlüsse getätigt wurden.

Insgesamt konnte nach der Analyse des WSI-Tarifarchivs im Jahr 2018 der
gesamtwirtschaftliche Verteilungsspielraum - gemessen als Summe aus Preis-
und Produktivitätsentwicklung - durch die Tariferhöhungen übertroffen und
damit eine Umverteilung zugunsten der Arbeitseinkommen durchgesetzt
werden. "In der Tarifrunde 2018 hat sich damit der seit einigen Jahren zu
beobachtende Trend fortgesetzt, dass der Anteil der Arbeitnehmerentgelte
am Volkseinkommen wieder steigt - nachdem sie zuvor über einen längeren
Zeitraum an Boden verloren hatten", sagt der WSI-Tarifexperte Schulten.
Das reflektiere die verbesserte Lage am Arbeitsmarkt. Die stärkere
Lohnentwicklung stärke aber ihrerseits auch wieder Konjunktur und
Beschäftigungsentwicklung, weil sie der Binnennachfrage wichtige Impulse
verleihe.


Originalpublikation:

(*) Thorsten Schulten und das WSI-Tarifarchiv,

Tarifpolitischer Jahresbericht 2018,

Kräftige Lohnzuwächse und mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit,

Düsseldorf: WSI, 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_ta_jb_2018.pdf

Die PM mit Grafiken (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2019_02_05.pdf

Weitere Informationen unter:

Aktuelle Informationen zu Forderungen, Verhandlungen und Abschlüssen in
der Tarifrunde 2019:

https://www.boeckler.de/wsi-tarifarchiv_117375.htm#

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2904: Höhere Beschäftigungsstabilität in exportierenden Betrieben (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 05.02.2019

Höhere Beschäftigungsstabilität in exportierenden Betrieben



Mitarbeiter exportierender Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe sind im
Durchschnitt ein Jahr länger beschäftigt als ihre Kollegen in nicht
exportierenden Betrieben. Das geht aus einer am Dienstag veröffentlichten
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor.

Während Mitarbeiter in exportierenden Betrieben der IAB-Studie zufolge
eine mittlere betriebliche Beschäftigungsdauer von 7,7 Jahren aufweisen,
sind es bei nicht exportierenden Betrieben 6,7 Jahre. "Exportierende
Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes haben im Vergleich zu Betrieben, die
ausschließlich für den inländischen Markt produzieren, niedrigere
Fluktuationsraten ihrer Belegschaft und damit eine höhere
Beschäftigungsstabilität. Dieser Befund ist besonders ausgeprägt in großen
exportierenden Betrieben", so die Arbeitsmarktforscher.

Die Fluktuationsrate setzt die in einem Jahr neu begonnenen und beendeten
Beschäftigungsverhältnisse ins Verhältnis zur Zahl der Beschäftigten. In
den Jahren 2000 bis 2016, dem Beobachtungszeitraum der Studie, betrug die
Fluktuationsrate im Verarbeitenden Gewerbe im Schnitt knapp 20 Prozent -
mit leicht sinkender Tendenz (2000: 20 Prozent, 2016: 18 Prozent).
Exportierende Betriebe weisen dabei in den meisten Jahren eine um zwei bis
vier Prozentpunkte niedrigere Fluktuationsrate auf als Betriebe, die
ausschließlich für den einheimischen Markt produzieren. Darüber hinaus
sind exportierende Betriebe im Schnitt größer, haben eine höhere
Produktivität und bezahlen höhere Löhne.

Etwa jeder dritte Betrieb im Verarbeitenden Gewerbe erwirtschaftet einen
Teil seines Umsatzes im Ausland. Diese Betriebe beschäftigen fast drei
Viertel der Arbeitnehmer dieser Branche. Das Verarbeitende Gewerbe hat wie
der Industriesektor insgesamt in Deutschland einen größeren Anteil an der
Beschäftigung als in den meisten Industrieländern und zeichnet sich durch
einen hohen Grad der internationalen Verflechtung und einen hohen
Exportanteil aus. Auf die Gesamtwirtschaft bezogen arbeitet fast jeder
dritte Beschäftigte in einem Betrieb, der mindestens einen Teil seines
Umsatzes im Ausland erzielt.

Handelskonflikte, die zu höheren Zöllen und einer Einschränkung des
internationalen Handels führen, können aufgrund von Absatzrückgängen zum
einen unmittelbar Arbeitsplatzverluste verursachen. Die IAB-Studie weist
darauf hin, dass durch solche Konflikte aber auch die Fluktuationsrate des
Verarbeitenden Gewerbes in Deutschland steigen und die
Beschäftigungsstabilität sinken kann.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0419.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 05.02.2019
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BANK/560: Weltbank - Kommentar zur Nominierung von David Malpass für Präsidentenposten (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Weltbank: Kommentar zur Nominierung von David Malpass für
Präsidentenposten 



Zur heute [Dienstag, 5.2.2019] bekanntgewordenen Nominierung des 
US-Finanzstaatssekretärs David Malpass für den Posten des Weltbank-Präsidenten
kommentiert Ute Koczy, Weltbank-Campaignerin bei urgewald:

"Diese Art und Weise der Nachfolgebestimmung bei der Weltbank setzt eine
unselige Tradition fort: rücksichtslos, von oben herab, ausschließlich im
Interesse der US-Regierung. Das vorgesehene Auswahlgremium ist bereits
arbeitslos, bevor es überhaupt mit der Auswahl von Kandidat*innen beginnen
konnte. Mit Malpass will US-Präsident Trump ausgerechnet einen Verfechter
seines 'America First!'-Ansatzes an die Spitze einer der wichtigsten
multilateralen Institutionen hieven. Für die Weltbank wäre das ein
Desaster. Die Versprechen der Weltbank aus der Finanzierung der
klimaschädlichen fossilen Energieträger auszusteigen könnten mit Malpass
komplett Makulatur werden.

Für die Weltbank-Teilhaber außerhalb der USA ist es an der Zeit, den
Aufstand zu wagen. Es ist nicht in Stein gemeißelt, dass die Spitze der
Weltbank von den USA bestimmt wird oder die des IWF in ähnlicher Weise von
den Europäern. Diesen Mut müssen gerade große Teilhaber wie Deutschland im
Verwaltungsrat der Weltbank jetzt beweisen. Sie müssen auf das bereits
beschlossene Auswahlverfahren bestehen. Nur das kann verhindern, dass der
Multilateralismus weiter schweren Schaden nimmt. Die Vertreter*innen
Europas müssen nun Haltung beweisen. Ihre vermeintlichen Ansprüche auf den
Chefposten beim IWF dürfen nicht dazu führen, dass sie das Vorpreschen der
USA akzeptieren. Das Postengeschacher zu Lasten von Entwicklungs- und
Schwellenländern muss aufhören."

Hintergrund:

Am Donnerstag soll die offizielle Nominierungsfrist für den oder die
Nachfolger*in des Anfang des Jahres überraschend zurückgetretenen
Weltbank-Präsidenten Jim Yong Kim beginnen. Wie aus Medienberichten bekannt
wurde, möchte US-Präsident Donald Trump schon einen Tag vorher versuchen
Fakten zu schaffen mit der Nominierung des US-Finanz-Staatssekretärs und
Ökonoms David Malpass. Bis kurz nach Ausbruch der Weltfinanzkrise im Jahr
2008 war Malpass Chefökonom der Investmentbank Bear Stearns, die damals nur
durch eine Übernahme vor dem Bankrott gerettet werden konnte. Kurz vor dem
Ausbruch der Krise auf dem US-Immobilienmarkt hatte er den Wohnungsmarkt
als langfristigen Wachstumsfaktor der US Wirtschaft bezeichnet.[1] In
diversen Artikeln tat sich Malpass als Kritiker multilateraler Verträge und
einer Regulierung der Wirtschaft hervor. Zudem vertritt er einen Kurs, der
auf weitere Nutzung der klimazerstörenden fossilen Energieträger setzt.



[1] Weissmann, Jordan. "Trump Taps Bear Stearns Economist Who Said Not to
Worry About Credit Crisis for Key Treasury Job". Slate. Retrieved February
2, 2017

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INTERNATIONAL/364: Drei Blöcke (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Februar 2019

german-foreign-policy.com

Drei Blöcke



BERLIN - Mit einer neuen Industriestrategie will die Bundesregierung
deutsche Unternehmen gegen Übernahmen durch ausländische Konzerne
abschotten und zugleich Fusionen von Großkonzernen aus Deutschland und der
EU erleichtern. Die Schritte, die in der gestern von
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier vorgestellten "Nationalen
Industriestrategie 2030" vorgesehen sind, sollen es der deutschen Industrie
ermöglichen, sich in der globalen Konkurrenz gegen Konzerne aus China, aber
auch aus den Vereinigten Staaten durchzusetzen. Dazu würden sogenannte
"nationale" oder "europäische Champions" benötigt, auch wenn sie mit
aktuellen Antimonopol-Regelungen nicht vereinbar seien, heißt es schon seit
einiger Zeit in Berlin. Es gehe darum, die "wirtschaftliche und
technologische Führungsposition Deutschlands und der Europäischen Union" zu
"sichern" beziehungsweise sie "wiederzuerlangen". Hintergrund ist nicht
zuletzt ein protektionistischer Wettlauf um die Reindustralisierung der USA
und der EU, der unter Barack Obama begonnen hat und den die
Trump-Administration nun verschärft.

China, USA, EU

Innerhalb der deutschen Funktionseliten wird verstärkt eine
staatsinterventionistische und protektionistische Wirtschaftspolitik
diskutiert - als zentrale künftige Strategie der EU für die zunehmende
Konkurrenz der wichtigsten Wirtschaftsblöcke weltweit.
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier trägt ihr in seiner gestern
vorgestellten "Nationalen Industriestrategie 2030" Rechnung.[1] Die
Industriestrategie Deutschlands werde, hieß es bereits vorab, als "Antwort
auf die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts" begriffen - als Antwort auf
einen rasant ablaufenden technologischen Wandel, der etwa auf dem Gebiet
der Künstlichen Intelligenz (KI) die Wirtschaftsstrukturen der
kapitalistischen Kernländer grundlegend umwälzen werde. Dies gehe mit einer
"neuen Schärfe" der Konkurrenz einher, die "mehr als nur einzelne deutsche
Firmen" bedrohe. Als wichtigste Widersacher der EU sieht Altmaiers
Strategiepapier insbesondere China und die USA. Seit dem Amtsantritt von
Präsident Xi Jinping betreibe China "unverhohlen eine knallharte
Interessenpolitik", während die USA unter Trump auf "internationale
Gepflogenheiten" pfiffen und den Europäern ebenfalls kein "natürlicher
Partner" mehr sein könnten, hieß es zur Erklärung. Die "Nationale
Industriestrategie 2030" sei folglich auch eine "Antwort auf die
wirtschaftspolitische Agenda Chinas und der USA", auf die mit vielen
"Milliarden Dollar" von Beijing geförderte "Neue Seidenstraße" sowie die
"hochfliegenden wirtschaftspolitischen Pläne" Washingtons unter Präsident
Trump.[2]

"Airbus für Batteriezellen"

Es gehe darum, erläuterten Kommentatoren, die deutsche Industrie zu
"stärken" und vor Konkurrenten zu "schützen", indem die Politik konkrete
"Schlüsselindustrien" definiere, die besonders intensiv vom Staat
subventioniert und politisch gefördert werden sollten.[3] Altmaier zufolge
geht es darum, im Rahmen einer "groß angelegten Industriepolitik" in
bestimmten Industriezweigen "nationale und europäische Champions" mit
staatlichen Mitteln fördern, die sich gegen die "großen Player der Welt
durchsetzen" könnten. Insbesondere die KI oder die Gentechnologie würden in
den kommenden Dekaden zu neuen industriellen Leitsektoren aufsteigen, hieß
es weiter. Die Vereinigten Staaten und China investierten bereits ungeheure
Finanzmittel in die Förderung dieser "weltbeherrschenden
Zukunftstechnologien", was für "Europas Wohlstand und Sicherheit" überaus
"schlimme Folgen" haben könne. Als Beispiel für seine Pläne nannte Altmaier
konkret staatlich organisierte und finanzierte Konsortien, etwa bei der -
von der deutschen Autoindustrie verschlafenen - Batteriezellfertigung für
Elektroautos, aus denen besagte "nationale Champions" entstehen sollen.
Altmaier sprach in diesem Zusammenhang von einem "Airbus für
Batteriezellen", den es in der EU aufzubauen gelte. Damit soll die
mittelständisch geprägte Struktur der deutschen Industrie modifiziert und
durch die gezielte Förderung von Großkonzernen der "neuen Schärfe des
Wettbewerbs im globalen Wirtschaftsleben" angepasst werden.

"Die Führung wiedererlangen"

Ziel der staatlich gelenkten Industriepolitik ist es demnach letztlich,
"die wirtschaftliche und technologische Führungsposition Deutschlands und
der Europäischen Union zu sichern beziehungsweise wiederzuerlangen".
Konkret will Altmaier den Anteil der Industrie an der deutschen
Bruttowertschöpfung um 1,5 Prozentpunkte auf 25 Prozent zu steigern. Damit
würde die Bundesrepublik ihre ohnehin dominierende industrielle Stellung
noch weiter ausbauen; in der EU weist bereits jetzt mit Ausnahme Finnlands
und Tschechiens keine Volkswirtschaft einen ähnlich hohen Industrieanteil
auf. Inzwischen hätten - nachdem in vielen westlichen Ländern der Anteil
der Industrieproduktion am Bruttoinlandsprodukt über Jahrzehnte abgesunken
sei - auch Deutschlands Konkurrenten erkannt, dass zu einer "stabilen
Wirtschaft eine stabile Industrie" gehöre, urteilen Kommentatoren.[4] Dies
sei auch der Grund, weshalb sich die US-Regierung schon unter Obama um eine
"Reindustrialisierung" bemüht habe und weshalb die Trump-Administration
dies nun mittels protektionistischer Maßnahmen - insbesondere gegenüber
China - forciere.

Wettlauf um die Reindustralisierung

Damit nimmt ein protektionistischer Wettlauf um die Reindustrialisierung
der kriselnden Volkswirtschaften in den USA und in Europa neue Fahrt auf,
der gerade durch die krisenbedingte Deindustrialisierung in vielen
Kernländern des Westens ausgelöst wurde. Laut US-Einschätzungen deutet die
wirtschaftspolitische Neuausrichtung Berlins darauf hin, die
exportorientierte Bundesrepublik könne dazu übergehen, ihre
Freihandelsrhetorik zugunsten eines zunehmenden Protektionismus aufzugeben,
in den dann auch, angetrieben von der Achse Berlin-Paris, die EU "taumeln"
würde.[5] Demnach sollen die staatlich geförderten und subventionierten
Sektoren neben der Elektromobilität auch die Chemieindustrie, 3D-Drucker,
den Maschinen- und Fahrzeugbau, Medizintechnik, grüne Technologien, den
Flugzeugbau und den Militärisch-Industriellen-Komplex umfassen. Altmaiers
"Nationale Industriestrategie 2030" ist kurz nach einem Strategiepapier des
Unternehmerverbandes BDI publiziert worden, das unter anderem eine stärkere
Abwehrfront insbesondere gegenüber China sowie Erleichterungen bei
Konzernfusionen in der EU fordert.[6]

Elefantenhochzeiten

Hintergrund der Debatte sind nicht zuletzt Bedenken der EU-Kommission, der
Fusion der Bahntechniksparten des deutschen Siemens-Konzerns und des
französischen Herstellers Alstom zuzustimmen, um ein Gegengewicht zur
Konkurrenz aus China zu schaffen. Brüssel äußerte Vorbehalte, da der
deutsch-französische Zusammenschluss eine dominante Stellung in der 
EU-Bahntechnik erringen würde, die letztlich zur Monopolbildung führen könnte.
Ökonomen äußern wiederum die Ansicht, man müsse das EU-Wettbewerbsrecht
dahingehend anpassen, dass nicht die EU-weite "Marktbeherrschung"
ausschlaggebend sei, sondern "die internationalen
Wettbewerbsverhältnisse".[7] In der EU müssten "Konzerne entstehen können,
die im internationalen Wettbewerb mithalten können", heißt es - auch um den
Preis binneneuropäischer Monopole deutscher und - als Juniorpartner -
französischer Unternehmen. Laut Einschätzung von US-Beobachtern gehen
aufgrund des bevorstehenden Brexit die deutschen und französischen
Polit-Eliten dazu über, das Wettbewerbsrecht der EU anzupassen, um ihren
größten Unternehmen eine besonders starke Marktstellung zu verschaffen. Die
Aushöhlung der Antimonopol-Regelungen sei gerade im Zusammenhang mit der
Strategie des Aufbaus "europäischer Champions" eingeschlagen worden. In
Berlin werden in diesem Zusammenhang unter anderem BASF, ThyssenKrupp,
Daimler, Volkswagen, Siemens und die Deutsche Bank als Kandidaten für den
Status eines "europäischen Champions" genannt. US-Beobachter geben sich
skeptisch: Frankreich und Deutschland bauten ohne das Gegengewicht
Großbritanniens "ineffiziente Monopole" auf, heißt es.[8]

Industrielobbyismus mit Tradition

Auf staatliche Unterstützung kann dabei insbesondere die deutsche
Automobilindustrie schon seit Jahrzehnten zählen. So ist Berlin etwa auf
EU-Ebene immer wieder als Gegner strikter CO2-Grenzwerte bei Pkw
aufgetreten - und hat durch die permanente Aufweichung der Klimaschutzziele
eine wirkungsvolle EU-Klimapolitik verhindert. Auch künftig will die
Bundesregierung der deutschen Wirtschaft jeglichen nennenswerten
Innovationsdruck zur Senkung der Emissionen von Treibhausgasen ersparen.[9]
So will sie den Forderungen von Industrieverbänden nach einem "Schutz" vor
steigenden Energiepreisen "entgegenkommen": Vor allem "Großverbraucher" in
der Industrie sollen von ebenjenen Kosten für CO2-Verschmutzungsrechte
ausgenommen werden, die eigentlich zur Senkung der Emissionen zu motivieren
hätten. "Für mich ist klar, dass wir diese Strompreiskompensation
fortführen müssen", erklärte Altmaier - auch zu deutlich höheren Kosten als
bisher geplant.


Anmerkungen: 

[1] Jan Dams, Nikolaus Doll, Anne Kunz: Auf der zwanghaften Suche nach
deutschen Champions. welt.de 04.02.2019.

[2], [3], [4] Nikolaus Doll: Das ist Deutschlands Antwort auf China und die
USA. welt.de 01.02.2019.

[5] Jakob Hanke: Germany's industrial plan signals Europe's protectionist
lurch. politico.eu 03.02.2019.

[6] S. dazu Der neue Systemkonflikt (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7828/

[7] Jan Dams, Nikolaus Doll, Anne Kunz: Auf der zwanghaften Suche nach
deutschen Champions. welt.de 04.02.2019.

[8] Jakob Hanke: Germany's industrial plan signals Europe's protectionist
lurch. politico.eu 03.02.2019.

[9] Altmaier will Industrie auch künftig von Klimaschutzkosten entlasten.
de.reuters.com 22.01.2019.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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MARKT/1587: Umfrage - Langlebige und reparaturfreundliche Produkte bevorzugt (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 05.02.2019

Umfrage: Langlebige und reparaturfreundliche Produkte bevorzugt



Verbraucherinnen und Verbraucher würden sich für hochwertigere technische
Geräte entscheiden, wenn sie einfache und gut verständliche Informationen
zur Qualität, Langlebigkeit und Reparierbarkeit der Produkte erhalten.
Dazu gehören Angaben, wie lange die Geräte halten, wie sie repariert
werden können, inwieweit und wie lange Ersatzteile verfügbar sind sowie
weitere lebensdauerbezogene Hinweise. Dann wären die Konsumentinnen und
Konsumenten bereit, einen höheren Preis für die qualitativ hochwertigeren,
im Sinne von langlebigeren und reparaturfreundlichen Waren in Kauf zu
nehmen.

Zu diesem Ergebnis kommt eine Verbraucherbefragung des Öko-Instituts im
Auftrag des Umweltbundesamtes. Befragt wurden insgesamt 2.000 Personen zu
vier Produktgruppen - Waschmaschinen, TV-Geräte, Notebooks und Handmixer.
Weiteres Ergebnis: Lagen gar keine lebensdauerbezogenen
Produktinformationen vor, entschied sich die Mehrheit der Personen für das
jeweils günstigste Modell der Waschmaschinen, Fernseher, Laptops und
Mixer.

Produktqualität neben Preis wichtiges Kaufkriterium

Der Preis ist in allen vier Produktgruppen eines der wichtigsten
Entscheidungskriterien beim Neukauf - bei Fernsehern, Notebooks und
Handmixer sogar das wichtigste. Dennoch beziehen Verbraucherinnen und
Verbraucher die lebensdauerbezogenen Informationen deutlich mit in ihre
Entscheidung ein.

Dabei bewerten sie jede Information zur Produktqualität - etwa
Herstellergarantien oder Angaben zur Lebensdauer - als positiv und wägen
damit den Kauf im Sinne des Preis-Leistungsverhältnisses ab. In diesem
Rahmen sind sie auch bereit, mehr Geld für höherwertigere Geräte
auszugeben.

Ökologische Bestprodukte bleiben Nischenphänomen

Demgegenüber lässt sich feststellen, dass die Bereitschaft zur Zahlung
eines höheren Preises nicht linear mit der Verbesserung der
Produktqualität ansteigt. Der Anteil der Verbraucherinnen und Verbraucher,
die sich für die Geräte mit anspruchsvollsten lebensdauerbezogenen
Merkmalen entschieden, blieb im einstelligen Prozentbereich - unabhängig
von umfassenden lebensdauerbezogenen Produktinformationen.
"Unsere Ergebnisse zeigen, dass transparente Informationen zur Lebensdauer
und Reparierbarkeit das Kaufverhalten zugunsten umweltschonenderer
Produkte beeinflussen - allerdings nur im begrenzten Maße", fasst
Siddharth Prakash, Experte für nachhaltige Produktpolitik am Öko-Institut
zusammen.

Das Öko-Institut fordert daher, dass die europäische Umweltpolitik die
Informationspflicht mit weiteren rechtlichen Maßnahmen flankieren soll.
Dazu gehören bessere Rahmenbedingungen für die Reparaturen ebenso wie eine
Optimierung von Gewährleistung- und Garantieregelungen.

"Das gerade im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie zwischen den
EU-Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission vereinbarte
Maßnahmenpaket definiert weitergehende Anforderungen an Langlebigkeit und
Reparierbarkeit von Haushaltsgeräten. Es ist damit ein guter Schritt in die
richtige Richtung", sagt Prakash. "Wir begrüßen das Engagement der
Bundesregierung in Brüssel und hoffen, dass dies nur der Anfang ist und
jetzt noch mehr Kriterien und Produktgruppen im Sinne des Ressourcenschutzes
berücksichtigt werden."

Verbraucherbefragung des Öko-Instituts als Anlage zum Abschlussbericht
"Einfluss der Nutzungsdauer von Produkten auf ihre Umweltwirkung:
Schaffung einer Informationsgrundlage und Entwicklung von Strategien gegen
"Obsoleszenz"


Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit der
Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und Strategien,
wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, national und lokal
umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den Standorten Freiburg,
Darmstadt und Berlin vertreten.

Aktuelle Ausgabe des Onlinemagazins eco@work:

http://www.oeko.de/e-paper

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/093: Kurdische Aktivist*innen in Deutschland beginnen unbefristeten Hungerstreik (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Kurdische Aktivist*innen in Deutschland beginnen unbefristeten
Hungerstreik



Dem am 7. November in Diyarbakir begonnene Hungerstreik der kurdischen
Politikerin Leyla Güven haben sich hunderte Aktivist*innen aus der
Türkei und Kurdistan, sowie aus anderen Teilen der Welt angeschlossen.
Die Hungerstreikenden fordern ein Ende der Isolationsbedingungen gegen
den kurdischen Repräsentanten Abdullah Öcalan, der seit 1999 auf der
Gefängnisinsel Imrali festgehalten wird und dessen Anwälte ihn seit
dem 27. Juli 2011 mit willkürlichen Begründungen nicht mehr besuchen
dürfen.

Auch vier Kurden aus Deutschland befinden sich mittlerweile im
unbefristeten Hungerstreik. Der in Duisburg ansässige Mustafa Tuzak
befindet sich mittlerweile seit 25 Tagen im unbefristeten
Hungerstreik. In Nürnberg hat sich der Aktivist Şiyar Xelil am
26. Januar dem unbefristeten Hungerstreik angeschlossen. Şiyar
Xelil kämpfte in Syrien gegen den sogenannten Islamischen Staat (IS),
wurde verwundet und kam dann nach Deutschland. Die beiden Aktivisten
Ömer Bağdur und Cemal Kobanê hingegen waren vergangene Woche
zunächst in einen befristeten Hungerstreik getreten. Doch am 4.
Februar verkündeten sie, ihren Hungerstreik fortan unbefristet
fortzusetzen.

Die HDP-Politikerin Leyla Güven befindet heute mittlerweile am 91. Tag
ihres Hungerstreiks. Sie wurde mittlerweile aus der Haft entlassen,
setzt ihren Hungerstreik aber weiterhin fort. In den türkischen
Gefängnissen sind aktuell zudem 291 Gefangene im unbefristeten
Hungerstreik. Auch im französischen Straßburg befinden sich seit 52
Tagen 14 kurdische Aktivist*innen im unbefristeten Hungerstreik. Sie
rufen mit ihrer Aktion zugleich den Europarat und das an den Europarat
angebundene Komitee zur Verhütung der Folter (CPT) dazu auf, gegen die
Isolationsbedingungen auf der Gefängnisinsel Imrali einzuschreiten.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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SCHACH-SPHINX/06830: Fehler immer wieder neu (SB)


Längst hat die Schachtheorie die Partien der alten Meister, Aljechin,
Capablanca, Lasker, Steinitz, Reti - ach! die Reihe ließe sich um ein
vielfaches fortsetzen -, bis auf die Wurzeln ausanalysiert, hat die
darin verborgenen Strategien und Gedanken ans Licht gebracht und
darauf aufbauend neue Konzepte entworfen. Große Geheimnisse wird man
in ihnen nicht mehr entdecken können. Mit den Fehlern ist es etwas
anderes. Die besitzen ein unausrottbares Leben, und noch in Hunderten
von Jahren werden Schachspieler die Fehler der Alten wiederholen, wie
zum Beispiel im heutigen Rätsel der Sphinx, wo der niederländische
Großmeister Ree ein altes Entlastungskonzept von Emanuel Lasker gegen
das Damengambit anwandte, dann jedoch, obwohl die Ausgleichsvariante
seit langem bekannt war, eine fehlerhafte Fortsetzung wählte und
schließlich in des Teufels sprichwörtliche Küche kam. Für Weiß, der
die alten Schriften besser studiert hatte, war es nun ein leichtes,
die Partie innerhalb weniger Züge zu gewinnen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06830: Fehler immer wieder neu (SB)]



Ftacnik - Ree

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Handwerkswissen, nicht Warten auf Göttliches macht den Meister. Für
Stefan Kindermann ist dies kein Geheimnis, sondern buchstäblicher
Alltag, und so gewann er die Partie mit dem nüchternen 1.Sf3-e5! Nach
Abtausch der einzigen realen Verteidigungsfigur ist der schwarze
Monarch verloren: 1...Dc3-c1+ 2.Kg1-h2 Dc1-c7 3.Dd5-d4 f7-f6 4.Se5xg6
h7xg6 5.Te8-e6 und Schwarz gab auf, weil auf 5...Dc7-f7 6.Dd4-d6 mit
der Drohung 7.Te6-e7 entscheidet.
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MELDUNG/519: Auch psychologische Placebos haben eine Wirkung (idw)


Universität Basel - 05.02.2019

Auch psychologische Placebos haben eine Wirkung



Nicht nur bei medizinischen Behandlungen treten Placeboeffekte auf:
Placebos können auch dann wirken, wenn ihnen psychologische Effekte
zugeschrieben werden. Dies berichten Forschende der Fakultät für
Psychologie der Universität Basel im Fachblatt «Scientific Reports»
aufgrund dreier Studien mit über 400 Teilnehmenden.

Psychotherapie und Placebo sind beides psychologische Interventionen, die
nicht nur vergleichbare Wirkungen haben, sondern auch auf sehr ähnlichen
Mechanismen beruhen: So werden beide Behandlungsformen stark von der
Beziehung zwischen Behandelnden und Patientinnen und Patienten sowie der
Besserungserwartung beeinflusst. Die bisherige Placeboforschung geht von
einem biomedizinischen Modell aus: Einer an sich inhaltsleere Pille wird
eine medizinische Bedeutung zugeschrieben, was einen entsprechenden Effekt
hervorruft. Doch über die Wirkung von psychologischen Placebos war bisher
nur wenig bekannt.

«Grün beruhigt»

Placebos können auch dann eine Wirkung haben, wenn man ihnen bestimmte
psychologische Effekte zuschreibt, fanden die Forschenden der Abteilung
für Klinische Psychologie und Psychotherapie der Universität Basel in drei
unabhängigen Experimenten mit 421 gesunden Teilnehmenden. Eine wichtige
Rolle spielte bei der Abgabe der Placebos die begleitende Erklärung - das
Narrativ -, aber auch die Art der Beziehung zwischen den Forschenden und
den Studienteilnehmenden.

Als Placebo verwendeten die Forschenden in den Experimenten kurze Filme,
die vorwiegend grünfarbig gestaltet wurden. Diese Filme wurden mit oder
ohne einem psychologischen Narrativ («Grün beruhigt, weil es früh geprägte
emotionale Schemata aktiviert») sowie im Kontext einer neutralen oder aber
einer freundlichen Beziehung präsentiert.

Nach der Betrachtung des Placebos bewerteten die Teilnehmenden bis zu
mehreren Tagen ihre persönliche Befindlichkeit. Dabei zeigte sich, dass
das Placebo dann eine positive Wirkung auf die Befindlichkeit hatte, wenn
es zusammen mit einem psychologischen Narrativ sowie im Kontext einer
freundlichen Beziehung verabreicht wurde. Die beobachtete Wirkung war nach
der Verabreichung des Placebos am stärksten, aber auch noch eine Woche
später nachweisbar.

Ethische Implikationen

«Die beobachteten Effekte waren dabei vergleichbar mit jenen von
psychotherapeutischen Interventionen bei gleichen Populationen», sagt
Studienleiter Prof. Dr. Jens Gaab. Dass auch psychologische Placebos
bedeutsame Effekte haben, sei nicht nur für das Verständnis
psychologischer Interventionen wichtig: «Es fordert die Forschung und auch
die klinische Praxis heraus, sich mit diesen Mechanismen und Effekten
sowie deren ethischen Implikationen auseinanderzusetzen.»

Beteiligt an der Studie war auch das Psychologische Institut der
Universität Zürich


Originalpublikation:

Jens Gaab, Joe Kossowsky, Ulrike Ehlert, Cosima Locher

Effects and Components of Placebos with a Psychological Treatment
Rationale - Three Randomized-Controlled Studies

Scientific Reports (2019),

doi: 10.1038/s41598-018-37945-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1182: Bielefeld - Yoga-Workshop in der Volkshochschule am 15.02.19


Stadt Bielefeld

Yoga-Workshop in der VHS



Bielefeld (bi). Wie Rückenschmerzen durch gezielte Yogaübungen
vermieden werden können, zeigt Yogalehrerin Sabine Schüren in einem
Workshop am Freitag, 15. Februar, von 18 bis 21 Uhr in der
Volkshochschule, Ravensberger Park 1.

Vermittelt werden Übungen speziell für den Schulter- und Nackenbereich
und den unteren Rücken, die gut in den (Arbeits-)Alltag zu integrieren
sind. Yogaerfahrungen sind nicht erforderlich.

Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5. Februar 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TANZ - PERFORMANCE/214: Hannover - Hikikomori. Neues Tanztheater von Landerer&Company, 4.+6.4., 9.+17.+19.5.19


SCHAUSPIEL HANNOVER

Hikikomori: Neues Tanztheater von Landerer&Company im Schauspielhaus

Nach der Tanzproduktion Lucky kooperieren das Schauspiel Hannover und
Landerer&Company zum zweiten Mal



Nach dem Tanztheater Lucky, das Landerer&Company und das Schauspiel
Hannover in der vergangenen Spielzeit im Schauspielhaus
herausbrachten, steht ab April 2019 mit Hikikomori eine erneute
Koproduktion mit der gefragten Kompagnie von Choreograf Felix Landerer
auf dem Spielplan des Schauspiel Hannover. Der Vorverkauf für alle
fünf Vorstellungen hat bereits begonnen.

Hikikomori bezeichnet ein seit einiger Zeit zu beobachtendes
sonderbares Phänomen, das aus Japan stammt. Es meint Menschen, die das
Haus nicht mehr verlassen und in digitale Parallelwelten abtauchen.
Hikikomori ist ein Krankheitsbild, aber die Welt, die uns umgibt,
macht uns alle zunehmend zu Hikikomoris. Wir sitzen in Räumen, die
optimal auf uns zugeschnitten sind, wie bereits auch unser Blick auf
die Wirklichkeit durch Google und Facebook optimal zugeschnitten ist.
Unsere Wahrnehmung wird auf unsere individuellen Wünsche reduziert,
der Ausschluss des Unerwarteten, Überraschenden, Wildwuchernden
gelingt immer besser. Eine Verkümmerung.

Landerer&Company untersucht die Folgen dieser Lebensoptimierung, die
alles Störende ausschließt und entwirft einen Gegenentwurf voller
Körperlichkeit und der Schönheit und Komplexität menschlicher
Begegnung und sinnlicher Wahrnehmung.

Hikikomori wird gefördert vom Kulturbüro der Landeshauptstadt
Hannover, der Kulturregion Hannover und dem Niedersächsischen
Ministerium für Wissenschaft und Kultur.

Premiere: 4. April 2019, 19:30 Uhr, Schauspielhaus

Karten 21-41 € unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter
www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

Weitere Vorstellungen am 06.04., 09.05., 17.05. und 19.05.19

 * 

Quelle:

Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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POLITIK/857: Tierschutzrecht - 4-Punkte-Plan politisch durchsetzen (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Menschen für Tierrechte fordert: 4-Punkte-Plan politisch durchsetzen!

von Dr. Christiane Baumgartl-Simons



Damit Tiere effektiv geschützt werden, muss die Politik, also
Bundes- und Landesregierungen, optimale Arbeitsvoraussetzungen für
Amtstierärzte, Staatsanwälte und Richter schaffen. Dazu gehört auch
die Überarbeitung des Tierschutzrechts. Statt schwammigen
Formulierungen und unbestimmten Rechtbegriffen, muss es konkret und
gerichtsfest sein.


Wie wichtig optimale Rahmenbedingungen sind, zeigt die
Presseerklärung der Tierschutzbeauftragten der Bundesländer(*) zum
diesjährigen Welttierschutztag am 4. Oktober. Quälerische
Langzeittiertransporte - schon seit 1990 ein Tierschutz-Skandalthema
ersten Ranges - haben an Brisanz nichts verloren. Tatort Deutschland!
Unfassbar! Knapp 7.500 Rinder wurden in den Monaten Juli und August
2017 sowie Juli 2018 in genehmigten und von Tierärzten abgefertigten
Langzeittransporten über die bulgarisch-türkische Grenze in Länder
außerhalb der EU geschickt. Zweck der Reise: Schlachtung unter
tierquälerischen Bedingungen! Die Transporte fanden statt, obwohl die
zulässige Transporthöchsttemperatur von 30 Grad Celsius vorhersehbar
überschritten wurde. Bei 186 von insgesamt 210 Transporten wurden bis
zu 49 Grad Celsius gemessen und damit den Tieren länger anhaltende
erhebliche Leiden zugefügt. Hierzu haben die abfertigenden Tierärzte
Beihilfe geleistet! Nach deutschem Strafrecht ist eine im Inland
begangene Beihilfe an einer im Ausland stattfindenden Tierquälerei
strafbar.


Zwingende Folgen

Die Länder-Ministerien haben sofort und zuverlässig Transporte per
Erlass zu untersagen, sobald Temperaturen über 30 Grad Celsius zu
erwarten sind. Die Staatsanwaltschaften müssen ermitteln und Anklage
erheben und es muss zur Verurteilung der verantwortlichen Personen
kommen. So klar dies erscheint, es könnte dennoch passieren, dass
diese Tierquälerei für die Verursacher komplett folgenlos bleibt. Um
das zukünftig zu verhindern, müssen die Schwachstellen im
Vollzugs- und Rechtssystem geschlossen werden. Dafür haben wir einen
4-Punkte-Plan erstellt, dessen Umsetzung wir politisch einfordern.


4-Punkte-Plan

1. OPTIMALE PERSONELLE AUSSTATTUNG DER VETERINÄRÄMTER

1.1 Die Personalstärke für einen ordnungsgemäßen Vollzug ist
durch einen noch zu erstellenden Personalschlüssel zu ermitteln. Für
diesen muss erst eine belastbare Grundlage geschaffen werden.

1.2 Für die Ermittlung des Personalbedarfs für den Bereich
Tierschutz sind die Daten der letzten fünf Jahre zu erheben zu:
Anlassbezogenen Tierschutzfällen und Tierschutzkontrollen,
Tierhaltungen, die der Aufsicht nach Paragraph 16 Tierschutzgesetz
unterliegen und Genehmigungserteilungen nach Paragraph 11
Tierschutzgesetz.

1.3 Die finanziellen Mittel der Länder zur
Tierschutzüberwachung an die Kreise müssen angemessen sein und
zweckgebunden ausgewiesen werden.

2. AUS- UND FORTBILDUNGSPROGRAMME INSTALLIEREN

2.1 Verwaltungsmitarbeiter der Kreise (insbesondere
Amtstierärzte), Staatsanwälte, Richter und Polizei müssen sich
regelmäßig und qualifiziert im Tierschutzrecht weiterbilden und die
Fortbildung nachweisen.

2.2 Aus- und Fortbildungsprogramme sind zu entwickeln und
anzubieten.

2.3 Förderung der Aus- und Fortbildung für alle Tierhalter ist
unterstützend angezeigt.

3. STAATSANWALTSCHAFTEN UND GERICHTE BRAUCHEN
TIERSCHUTZ-EXPERTISE

3.1 Modell 1: Staatsanwaltschaften und Gerichte verfügen über
mindestens je einen Staatsanwalt und je einen Richter mit
tierschutzrechtlicher Kompetenz.

3.2 Modell 2: Einrichtung von
Tierschutz-Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften und -Gerichten für
Tierschutzfälle in den Bundesländern.

3.3 Zusätzlich: Länderübergreifendes Tierschutzkompetenzzentrum
für komplexe Tierschutzfälle, entsprechend dem Task-Force-Modell für
Lebensmittelhygiene und Tierseuchenbekämpfung.

4. TIERSCHUTZRECHT STÄRKEN

4.1 Umfassende und gerichtsfeste Tierschutzrechtsvorschriften
verabschieden.

4.2 Erhöhung des Strafrahmens für Tierschutzdelikte und
Übernahme in das Strafgesetzbuch, um die Bedeutung des
Tierschutzrechts anzuheben. Tierschutz-Straffälle gelten bisher als
Bagatelldelikte.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018, S. 13

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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TIERHALTUNG/737: Staatliches Tierwohlkennzeichen - Frau Klöckner, das reicht noch lange nicht! (TSB)


Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Februar 2019

Staatliches Tierwohlkennzeichen

Frau Klöckner, das reicht noch lange nicht!



Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner präsentiert heute die
Kriterien des von ihr geplanten freiwilligen staatlichen
Tierwohlkennzeichens. Dazu kommentiert Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes:

"Wer glaubt, mit einem staatlichen Tierwohlkennzeichen nun genug getan zu
haben, der irrt gewaltig. Der Grundfehler bleibt, dass die Ministerin
weiter auf Freiwilligkeit setzt, die große Mehrheit der Schweine bleibt
damit auf der Strecke. Nach einer mittlerweile dreijährigen, intensiven
Diskussion über die Ausgestaltung eines Kennzeichens enttäuscht das heute
vorgelegte Ergebnis auf ganzer Linie. Die 1. Stufe, so wie sie heute
vorgestellt wurde, ist eine Verbrauchertäuschung; den Beinamen "Tierwohl"
hat sie nicht verdient. Wer ehrgeizig mehr Tierwohl schaffen will, muss
sichtbar mehr tun als das, was heute auf dem Tisch liegt."

Schröder weiter: "Die Kriterien in der 1. Stufe liegen, wenn überhaupt, nur
knapp über dem gesetzlichen Standard. Die Aussage, man habe "20 Prozent
mehr Platz schon in der 1. Stufe geschaffen" hat PR-Charakter, aber für den
Tierschutz keinen Effekt. Schweine mit unversehrten Schwänzen zum Beispiel
benötigen nach aller wissenschaftlichen und praktischen Erfahrung deutlich
mehr als 20 Prozent Platz. Auch um Buchten sinnvoll zu strukturieren
braucht es mehr Platz."

Rahmenbedingungen bleiben unklar

"Weiter muss klar sein, dass ein Kennzeichen nicht nur von aufgehübscht
formulierten Kriterien lebt, sondern dass es sich klar gegenüber dem
gesetzlichen Standard abgrenzen muss. Es muss sich auch daran bemessen
lassen, ob es Bewegung in die Systeme bringt. Dazu ist eine progressive
Förderung mit massiv mehr Mitteln als bisher essentiell. Bis heute hat Frau
Klöckner nichts dazu vorgelegt, wie hoch die Fördermittel sein sollen, aus
welchen Töpfen diese kommen und wie sie angewendet werden sollen. Auch
fehlen die Antworten auf weitere Fragen, etwa wie Kontrollen gestaltet
werden und wer Lizenzen vergibt. Nicht zuletzt fehlt eine grundsätzliche
Marschrichtung im Rahmen einer laut Koalitionsvertrag geplanten
Nutztierstrategie. Was heute vorgelegt wurde, ist Stückwerk. Von einem
schlüssigen politischen Gesamtkonzept keine Spur. Die vorrangige Aufgabe
des Gesetzgebers Bundestag und der Bundesregierung ist es, das
Ordnungsrecht auf das von der Gesellschaft erwartete Niveau zu bringen."

Gesetzliche Vorgaben sind ungenügend

"Zudem ist die gesetzliche Basis derzeit ungenügend und unklar und bedarf
dringender Nachbesserung - das gilt im Besonderen für die Schweinehaltung.
Die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung ist in einem zentralen Bereich,
bei der Kastenstandhaltung von Sauen, von einem Gericht bemängelt worden.
Das Land Berlin hat eine Normenkontrollklage zur Schweinehaltung
eingereicht. Damit ist völlig unklar, wie das Ordnungsrecht in Zukunft
aussehen wird. Damit ist es auch unverantwortlich, jetzt ein
Tierwohlkennzeichen zu etablieren, das sich über den Abstand zum Gesetz
rechtfertigen will. Da verwundert es auch nicht, dass immer mehr Landwirte
verunsichert sind, weil sie immer noch nicht verlässlich wissen, wo sie
investieren sollen."

 * 

Quelle:

Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 6. Februar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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MELDUNG/480: Neues Rote-Liste-Zentrum etabliert (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 6. Februar 2019

Neues Rote-Liste-Zentrum etabliert

- Mehr Unterstützung für ehrenamtliche Artenkennerinnen und -kenner


- BfN-Präsidentin: "Einrichtung ist ein wichtiger Meilenstein, um
Erstellung der Roten Listen dauerhaft zu sichern."



Bonn, 06. Februar 2019: Ein neu gegründetes Rote-Liste-Zentrum wird
künftig die Erstellung der bundesweiten Roten Listen im Auftrag des
BfN koordinieren. Das Bundesumweltministerium fördert das Zentrum mit
jährlich 3,1 Millionen Euro. Es wurde im Dezember 2018 am
Projektträger im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in
Bonn etabliert und wird fachlich vom Bundesamt für Naturschutz (BfN)
betreut. In den Roten Listen ist der Gefährdungsgrad von über 30.000
Arten von Tieren, Pflanzen und Pilzen in Deutschland erfasst.

"Für den Schutz der Artenvielfalt sind die Roten Listen ein
unverzichtbarer Datenschatz und ein wertvolles Instrument. Denn sie
helfen uns, Prioritäten zu setzen und Maßnahmen zu begründen. Mit dem
neuen Rote-Liste-Zentrum stehen für deren Erstellung jetzt deutlich
mehr finanzielle und personelle Ressourcen zur Verfügung", sagt Prof.
Beate Jessel, Präsidentin des BfN. Die Roten Listen werden von mehr
als 500 Fachleuten in Zusammenarbeit mit Tausenden ehrenamtlichen
Artenkennerinnen und -kennern erstellt. "Das Rote-Liste-Zentrum wird
künftig die Beteiligten unterstützen und zwar nicht allein in
finanzieller Form, indem etwa Kosten für die Koordination, die
Arbeitstreffen der Fachleute und andere unabdingbare vorbereitende
Arbeiten übernommen werden. Auch eine beständige Kommunikation mit den
Artenkennerinnen und -kennern soll das Zentrum gewährleisten", kündigt
Beate Jessel an. "Die Einrichtung des Zentrums ist ein wichtiger
Schritt in unserem Bestreben, die Roten Listen für die Zukunft zu
sichern und alle Beteiligten langfristig bestmöglich zu unterstützen.
Entscheidend ist, dass das Zentrum nach seiner Etablierung auch
dauerhaft angelegt ist", so die BfN-Präsidentin.

Das Rote-Liste-Zentrum (RLZ) wird die Rote-Liste-Koordinatoren sowie
beteiligte Fachleute betreuen und den inhaltlichen Austausch unter
ihnen fördern. Weiterhin wird das RLZ die Qualitätssicherung, die
Entwicklung und Pflege der Methodik und Werkzeuge sowie der
Artenlisten zur Erstellung der Roten Listen übernehmen. Das BfN, das
die Erstellung der Listen bislang koordiniert hat, bleibt Herausgeber
der Publikationen und betreut das RLZ fachlich. Aufgrund des hohen
Qualitätsanspruches an die Roten Listen, die stets umfangreicher
werdenden Listen und die Tatsache, dass sich die Arbeit zum Teil auf
immer weniger verfügbare Experten verteilt, steigt der Aufwand für
diese Artenkennerinnen und -kenner. "Mit dem Rote-Liste-Zentrum setzen
wir ein klares Signal, dass ehrenamtliche Expertise benötigt und auch
unterstützt wird. Wir wollen Expertinnen und Experten damit besser in
die Lage versetzen, ihr Wissen und ihre Kenntnisse auch an jüngere
Menschen weiterzugeben Bundesamt für Naturschutz - Pressemitteilung
vom 06.02.2019 - Seite 2 in der Hoffnung, dass wir auch künftig den
Erhaltungszustand möglichst vieler unserer Tiere, Pflanzen und Pilze
weiterhin fundiert ermitteln können. Vielleicht trägt auch dies mit
dazu bei, dem Trend, dass sich immer weniger Menschen mit bestimmten
Organismengruppen auskennen, entgegenzuwirken", so Jessel weiter.

Die Roten Listen gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands In
den Roten Listen wird der Gefährdungsstatus von Tier-, Pflanzen- und
Pilzarten für einen bestimmten Bezugsraum dargestellt. Von den etwa
72.000 in Deutschland einheimischen Tier-, Pflanzen- und Pilzarten
werden in den Roten Listen mehr als 30.000 auf ihre Gefährdung hin
untersucht. Die Roten Listen sind zugleich Inventarlisten und bieten
Informationen nicht nur zu den gefährdeten, sondern zu allen in
Deutschland vorkommenden Arten der untersuchten Organismengruppen. Für
den Schutz der Artenvielfalt in Deutschland stellen Rote Listen eine
entscheidende Grundlage dar. Sie dokumentieren den Zustand von Arten
und mittelbar die Auswirkungen menschlichen Handelns auf die Natur.
Damit sind sie Frühwarnsysteme für die Entwicklung der biologischen
Vielfalt und zeigen auf, wo Handlungsbedarf besteht. Sie ermöglichen
es, Naturschutzmaßnahmen zu gewichten, bei der Umsetzung Prioritäten
zu setzen und zeigen zugleich Forschungsbedarfe auf. Die Roten Listen
enthalten außerdem Gesamtartenlisten für die darin aufgeführten
Artengruppen. Sie stellen damit auch ein vollständiges Inventar dar,
das Aufschluss darüber gibt, welche Artenvielfalt wir in Deutschland
heute noch haben.

Die Roten Listen sind erhältlich unter:

https://bfn.buchweltshop.de/rote-listen.

Das Rote-Liste-Zentrum

Die Aufgaben des Rote-Liste-Zentrums wurden europaweit ausgeschrieben
und mit Wirkung zum 1. Dezember 2018 beim DLR-Projektträger in Bonn
eingerichtet. Der DLR-Projektträger besitzt mehrjährige Erfahrung mit
Förderprogrammen zum Artenschutz. So bearbeitet er beispielsweise im
Auftrag des BfN das Bundesprogramm Biologische Vielfalt fachlich und
administrativ. Auch im Rote-Liste-Zentrum sind Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter tätig, die bereits Erfahrungen mit Roten Listen gesammelt
haben und bei den ehrenamtlichen Fachleuten gut bekannt sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.02.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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ATOM/090: Schmelzende Gletscher in Novaya Zemlya enthalten Radionuklide von Atombombentests (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 764-765 / 32. Jahrgang, 1. November 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll / Umweltradioaktivität

Schmelzende Gletscher in Novaya Zemlya enthalten Radionuklide von
Atombombentests

von Thomas Dersee



Die Radionuklide aus den Atombombenexplosionen, die lange Zeit in den
Gletschern des Archipels eingeschlossen waren, sind dabei, in die
Kara- und Barentsmeere zu gelangen.


Eine russische wissenschaftliche Expedition nach Novaya Zemlya
hat "große Radioaktivitätskonzentrationen" im Eis der Gletscher
gefunden, die mit Rekordgeschwindigkeit ins Meer schmelzen. Das
berichtete Thomas Nilsen im Independent Barents Observer vom 10.
Oktober 2018.

Eigentliches Hauptziel der russischen Forscher war zu untersuchen, ob
Hunderte von Containern mit radioaktivem Abfall in der Karasee undicht
sind oder nicht.

Die Forscher an Bord des Schiffes Akademik Keldysh haben die Karasee
und die Buchten entlang der Ostküste von Nowaja Semlja vom 17. August
bis 20. September 2018 bereist und festgestellt, dass die Container
zwar weiter überwacht werden müssten, es aber vorläufig keine Hinweise
auf Leckagen gebe. Vor allem ein Binnenschiff, das in 400 Metern
Wassertiefe liegt und mit radioaktiven Abfallbehältern beladen ist,
erfordere besondere Aufmerksamkeit in der Zukunft.
Unterwasseraufnahmen zeigen demnach, dass die Barkasse zerstört ist,
einige Container herausgefallen sind und auf dem Meeresboden verteilt
sind, berichtete die russische Nachrichtenagentur TASS Thomas Nilsen
zufolge.

Besorgniserregender, so die Wissenschaftler, sei die Radioaktivität,
die in den Gletschern dort gefunden wurde. Von 1957 bis 1962 wurden in
der Atmosphäre von Nowaja Semlja insgesamt 86 Atombombentests
durchgeführt, mit den größten jemals explodierten Atomwaffen, wie die
sogenannte 58-Megatonnen-Zar-Bombe am 30. Oktober 1961.

Die meisten Bomben wurden am nördlichen Polygon in der Nähe des
Matotschin Shar über dem Erdboden gezündet und teilten die nördliche
und die südliche Insel des Archipels. Der Wind blies zu Zeiten der
Tests überwiegend Richtung Norden.

Es sind die Auswirkungen dieser Tests, die jetzt auf dem Weg ins Meer
sind.

Die Forscher an Bord der Akademik Keldysh entnahmen Proben aus dem
Nally-Gletscher in der Blagopoluchiya-Bucht, nur 60 Kilometer entfernt
von der Nordgrenze des Testgeländes für Atombomben. Der
stellvertretende Direktor des Instituts für Ozeanologie, Michail
Flint, erklärt der Nachrichtenagentur TASS zufolge, dass hohe
Radioaktivität gefunden wurde.

"Auf Novaya Zemlya ist die Windrichtung so, dass der größte Teil der
Verschmutzung auf der nördlichen Insel und dem nördlichen Eisschild
angesammelt wird. Wir haben einen der Gletscher untersucht, die solche
Verschmutzungen in sich tragen können - den Nally-Gletscher in der
Blagopoluchiye-Bucht, und in diesem Gletscher fanden wir Teile, die
große Konzentrationen an Radioaktivität enthalten", erklärte Mikhail
Flint.

Der nördliche Teil von Nowaja Semlja ist überwiegend von Eis bedeckt
und die Gletscher haben ihren Endpunkt sowohl an der Ost- als auch an
der Westküste. Das betrifft deshalb sowohl die Barents- als auch die
Karasee.

Während es in der Karasee fast keine kommerzielle Fischerei gibt, hat
die Barentssee eine hohe biologische Produktion, und die Fischerei,
insbesondere die Kabeljaufischerei, ist für Norwegen und Russland von
großer Bedeutung, berichtet Nilsen.



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


http://www.strahlentelex.de/Stx_18_764-765_S11-12.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, November 2018, Seite 11 - 12

Herausgeber und Verlag:
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KATASTROPHEN/165: Brasilien - Bisher 134 Tote bei Dammbruch in Minas Gerais (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Bisher 134 Tote bei Dammbruch in Minas Gerais






[image: Luftaufnahme des dicht bewaldeten Gebiets, das von einer breiten Schlammschneise durchzogen wird - Foto: Brasil de Fato]

Dammbruch in Brumadinho

Foto: Brasil de Fato



(São Paulo, 25. Januar 2019, brasil de fato/poonal) - Im
südbrasilianischen Bundesstaat Minas Gerais brach am 25. Januar der
Staudamm eines Rückhaltebeckens in Brumadinho [1], im Ballungsgebiet
von Belo Horizonte. Der Damm gehörte zur Eisenerzmine "Córrego do
Feijão" des Bergbaukonzerns Vale. Mittlerweile geht man von 134 Toten
und 199 Verschwundenen [2] aus. 192 Menschen konnten gerettet werden;
108 waren gezwungen, ihre Häuser zu verlassen. Die Regierung des
Bundesstaates hält die Bevölkerung aufgrund der Verschmutzung an,
nicht in Kontakt mit dem Flusswasser zu kommen oder es zu trinken. Es
wird empfohlen, 100 Meter Abstand zum Flussbett zu wahren.

Der Dammbruch in Brumadinho ereignete sich knapp drei Jahre nach der
Umweltkatastrophe in Mariana [3], ebenfalls im Bundesstaat Minas
Gerais. Bei dem Unfall im November 2015 wurde die Gegend mit 62
Millionen Kubiklitern Abraumschlamm verseucht. Bei dem Bruch des Damms
"Fundao" des Konzerns Samarco (der ebenfalls zu Vale gehört) wurden
damals 19 Menschen getötet.


Lizenzen im Schnellverfahren

Die Koordinatorin Maria Júlia Gomes de Andrade der Bewegung für
Bürgersouveränität im Bergbau MAM (Movimento pela Soberania Popular na
Mineração) kritisierte, dass die Lizenz für eine Vergrößerung
des Rückhaltebeckens in einem Schnellverfahren im Dezember ausgestellt
wurde. Verantwortlich dafür war die Regierung des Staates Minas
Gerais. "Sie haben für eine Erweiterung drei Lizenzen gleichzeitig
bearbeitet - eine für die Vorarbeiten, eine für den Bau und eine für
den Betrieb - und so den Vorgang beschleunigt. Die Bevölkerung im
Umkreis dieses neuen Bauprojekts hatte große Bedenken bezüglich der
Auswirkungen dieses Ausbaus. Jetzt sehen wir, dass die Angst der
Menschen gerechtfertigt war."

Die Bewegung der Betroffenen von Staudämmen MAB (Movimento dos
Antigidos por Barragens) hat bereits ihre Solidarität mit den
Betroffenen des Unglücks geäußert. "Wir stellen uns gegen das aktuelle
Modell von Bergbau mit privatisierten und multinationalen Konzernen,
die um jeden Preis auf einen größtmöglichen Gewinn aus sind, was
Auswirkungen auf die Leben von Tausenden von Menschen hat", verkündete
die Organisation in einer schriftlichen Stellungnahme. "Das
Rückhaltebecken umfasst eine Million Kubikmeter Minenschlamm, der sich
nun über den Fluss Paraopeba ergießt und eine Spur von Zerstörung und
Tod zurücklässt. Das gefährdet die Versorgung von tausenden Familien
in mehr als 48 Gemeinden des Paraopeba-Flussbeckens."


Verantwortungsloser Umgang mit Menschenleben und Umwelt

Ein archivierter Gesetzesvorschlag von 2015 [4] sollte Rückhaltebecken
mit nassem Abraum verbieten und den Ausbau von Trockenbecken fördern.
Autor des Gesetzes war der Bundesabgeordnete der Arbeiterpartei PT
(Partido dos Trabalhadores) Reginaldo Lopes, der ebenfalls Stellung zu
dem Umweltunglück bezog: "Das ist verantwortungslos und kriminell,
weil es sich um die gleiche [Unternehmens]Gruppe handelt. Nun
passierte nach drei Jahren das gleiche in derselben Region. Es ist
nicht akzeptabel, einen so verantwortungslosen Umgang mit
Menschenleben und der Umwelt weiter geschehen zu lassen".

Die MAB traf sich am 1. Februar [5] mit der brasilianischen
Generalstaatsanwaltschaft und forderte Garantien dafür, dass dieser
Fall nicht straflos enden würde, wie das beim Verbrechen des
Unternehmens Samarco 2015 der Fall war. Nach dem Treffen richteten die
Staatsanwältin Raquel Dodge und der Präsident des Obersten
Gerichtshofs Dias Toffoli eine Beobachtungsstelle für die Überwachung
großer Tragödien ein. Das Ministerium für Soziales kündigte
Schadensersatzzahlungen für die Bewohner*innen von Brumadinho an.


Warnungen ignoriert

Ende 2018 hatte Brasil de Fato einen Bericht veröffentlicht, der vor
dem Ausbau des Bergwerks in der Stadt warnte. Am 11. Dezember hatte
das Gremium von Minas Gerais für Umweltpolitik Copam (Conselho
Estadual de Política Ambiental) die Erweiterung der Mine in Brumadinho
genehmigt, sowie einer weiteren in Sarzedo, das ebenfalls im
Ballungsraum von Belo Horizonte liegt. Die Bergwerke befinden sich in
der Pufferzone des Nationalparks Rola Moca. Gegen deren Ausbau gab es
immer wieder starken Widerstand der Anwohner*innen. Bei der Abstimmung
über den weiteren Betrieb der beiden Minen gab es lediglich eine
Gegenstimme und zwei Enthaltungen, kritisierte Maria Teresa Viana,
Mitglied des Copam.

Die Regierung von Minas Gerais teilte kurz nach dem Dammbruch mit,
dass eine Spezialeinheit vor Ort sei. Auch der Bergbaukonzern Vale
äußerte sich: "Höchste Priorität des Unternehmens ist nun, die Leben
der Angestellten und Angehörigen der Gemeinde zu erhalten und zu
schützen".

Der rechtsextreme Präsident Jair Bolsonaro bedauerte den Unfall über
Twitter und schrieb, dass es nun vor allem darum ginge, "mögliche
Opfer dieser schlimmen Tragödie zu versorgen". Noch einige Tage vor
dem Unglück hatte Bolsonaro auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos
erklärt: "Wir sind das Land, was am meisten für den Umweltschutz tut.
Kein anderes Land der Welt besitzt so viele Wälder wie wir".


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Dammbruch_von_Brumadinho

[2] https://g1.globo.com/mg/minas-gerais/noticia/2019/02/05/brumadinho-buscas-por-vitimas-entram-no-12o-dia.ghtml

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Dammbruch_von_Bento_Rodrigues

[4] https://www.camara.leg.br/proposicoesWeb/fichadetramitacao?idProposicao=2055555

[5] https://www.brasildefato.com.br/2019/02/01/brasil-7-dias-despues-del-crimen-110-muertos-afectados-protestan-contra-mineras/
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Unsere Flüsse und Seen sind in Gefahr

Finger weg von der Wasserrahmenrichtlinie!

von Beatrice Claus



Flüsse und Seen sind so etwas wie die Herzen unseres Wasserkreislaufs
und zudem tief in unserem kulturellen Erbe verankert. So begründen
Ritter, Drachen und Jungfrauen den Mythos Rhein. Wahrhaft göttlicher
Natur ist die Donau - ihr Name leitet sich von einem antiken Flussgott
ab. Doch unseren Flüssen und Seen geht es alles andere als "göttlich".
Im Gegenteil. Knapp 94 Prozent der deutschen Flüsse und 79 Prozent der
natürlichen Seen sind derzeit in keinem guten ökologischen, gar 100
Prozent in keinem guten chemischen Zustand. Dabei schreibt die
Europäische Wasserrahmenrichtlinie vor, dass alle Gewässer in der
Europäischen Union (EU) diesen bis spätestens 2027 erreichen müssen.
Ein Ziel, das Deutschland nach heutigem Stand der Dinge meilenweit
verfehlen wird.


Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) wurde im Jahr 2000 von den
EU-Mitgliedstaaten verabschiedet. Die europäische Wasserpolitik wurde
damit grundlegend reformiert. Erstmals werden Gewässer (Flüsse, Seen,
Übergangsgewässer, Grundwasser, Küstengewässer) als Ökosysteme
verstanden und erstmals werden Ziele für einen besseren Zustand dieser
mit konkreten Fristen beschrieben.

Zentrale Teile der Richtlinie sind ein Verschlechterungsverbot und
eine Verbesserungspflicht. So müssen für die wirtschaftliche
Entwicklung in Europa Lösungen gefunden werden, die nicht zu einer
weiteren Verschlechterung des ökologischen Zustands der Wasserkörper
führen. Zudem wird eine systematische Verbesserung des Zustands aller
Gewässer gefordert. In 3 6-jährigen "Bewirtschaftungszyklen" sollen
diese bis spätestens 2027 in einem "guten" ökologischen und chemischen
Zustand sein. Für Grundwasser ist ein guter mengenmäßiger und
chemischer Zustand zu erreichen.

Die WRRL ist damit weltweit ein positives Beispiel für eine moderne
Wasserpolitik. Gewässer werden als länderübergreifende Einheiten
verstanden, für welche die internationale und nationale Politik Hand
in Hand zuständig ist.

Mangelnder Gewässerschutz in den Bundesländern

Ein Vergleich der Umsetzung der WRRL in den Bundesländern in
Deutschland hat gezeigt, dass in allen Ländern ein großer
Handlungsbedarf zur Verbesserung der Gewässer besteht.[1] Dabei wird
gegenübergestellt, in welchem Umfang die ökologischen und chemischen
Ziele der Oberflächengewässer erreicht wurden, sowie die Ziele für den
mengenmäßigen und chemischen Zustand des Grundwassers.

Zu den 3 besten Bundesländern bei der Erreichung der Ziele der WRRL in
Deutschland gehören Bayern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Am
schlechtesten wurde die WRRL in Berlin, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen-Anhalt und Sachsen umgesetzt.

Gründe für die weitreichende Verfehlung der Ziele der WRRL sind die
hohen Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft, die flächendeckende
Überschreitung der Umweltqualitätsnormen für Schadstoffe wie
Quecksilber und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, die
fehlende Durchgängigkeit in Fließgewässern und die
hydromorphologischen Veränderungen. Schuld sind vielfältige
Nutzungsansprüche und eine Verschleppungstaktik der Politik. Zu lange
wurde weggesehen, wenn Industrie und Landwirtschaft auf Kosten unseres
Wassers und der Artenvielfalt wirtschafteten.

Heute werden bereits 36 Prozent der Grundwasserkörper (GWK) vor allem
aufgrund ihrer zu hohen Nährstoffbelastung als "schlecht" eingestuft.
Bei 74 Prozent dieser GWK ist die Nitratbelastung aus der
Landwirtschaft die Ursache für die Zielverfehlung. Nach aktueller
Einschätzung wird davon ausgegangen, dass sich aufgrund des steigenden
Tierbestandes und des Anbaus nachwachsender Rohstoffe auf ehemals
brachliegenden Flächen in einigen Regionen Deutschlands der
Nitratgehalt im Grundwasser erhöhen wird.

Eine der Hauptursachen für die Belastung der Gewässer mit Quecksilber
ist die Verbrennung von Kohle, bei der Quecksilber in die Atmosphäre
freigesetzt wird. Durch Niederschläge gelangt dieses dann in die
Gewässer.

Seen und Küsten

Inwieweit die ökologischen Ziele für Seen, Küsten- und
Übergangsgewässer erreicht wurden, ist aus verschiedenen Gründen nicht
in der Bewertung des Gesamtrankings berücksichtigt: In einigen
Bundesländern gibt es keine Seen, die nach der WRRL bewertet werden
müssen, in anderen liegen keine Bewertungen für den ökologischen
Zustand vor und wieder in anderen keine Einstufungen als "erheblich
veränderte" oder "künstliche Wasserkörper". 26,3 Prozent von 732
Seewasserkörpern erreichen den "guten" oder "sehr guten ökologischen
Zustand" bzw. das "gute ökologische Potenzial".

Nur 5 von 16 Bundesländer sind verantwortlich für Küsten- und
Übergangsgewässer. In keinem der betroffenen Bundesländer befindet
sich ein solcher Wasserkörper in einem "guten" oder "sehr guten"
ökologischen Zustand oder Potenzial. Mit Blick auf die unterstützenden
Qualitätskomponenten wird deutlich, dass vor allem der
Stickstoffgehalt dazu beiträgt, dass die Gewässerbiologie keinen
"guten Zustand" erreichen kann. Bei den Übergangsgewässern ist die
Bewertung der Wirbellosen (Makrozoobenthos) für die Zielverfehlung
ausschlaggebend. Eine wesentliche Ursache ist hier der Ausbau der
Flussunterläufe zu Schifffahrtstraßen.

Die jahrzehntelange Nutzung der Gewässer unter ingenieurstechnischen
Gesichtspunkten hat dazu geführt, dass sich die meisten Gewässer weit
von ihrem natürlichen Zustand entfernt haben. Dies ist ein
wesentlicher Grund dafür, weshalb trotz zum Teil erheblicher
Anstrengungen vieler Bundesländer die Ziele der WRRL flächendeckend
verfehlt werden. Um den Schaden aus der Vergangenheit wieder zu
beheben sind daher sehr viele und auch große Maßnahmen notwendig.
Allein die Durchgängigkeit der Fließgewässer in der Bundesrepublik ist
derzeit durch etwa 200.000 Querbauwerke unterbrochen. In den deutschen
Bundeswasserstraßen gibt es mehr als 340 Stauanlagen. Nur in
Einzelfällen besteht hier eine ausreichende Fischdurchgängigkeit.
Insgesamt ist bei mehr als der Hälfte der Fließgewässer in Deutschland
eine Durchgängigkeit erst wiederherzustellen. Anhand dieser Zahlen
wird die Größenordnung der Anzahl an notwendigen Maßnahmen allein für
die Wiederherstellung der Fischwanderwege deutlich. Weitere Maßnahmen
zur Wiederherstellung natürlicher Laichhabitate und Lebensräume sind
zusätzlich notwendig.

Gefahr: Verwässerung durch 'Fitness Check'

Für die Erreichung der Ziele der WRRL ist zunächst der politische
Wille von Bund und den Ländern die Voraussetzung, damit ausreichende
finanzielle und personelle Ressourcen bereitgestellt und die Ziele der
WRRL in die Agrar-, Energie- und Verkehrspolitik aufgenommen werden.
Nur mit mehr Anstrengungen - vor allem durch eine Wende in der
Landwirtschaft und einen Ausstieg aus der Kohlestromerzeugung - lässt
sich der Wasserzustand in Deutschland konkret verbessern.

Doch nicht nur die Zielerreichung und damit die praktische Umsetzung
der Richtlinie sollten uns Sorge bereiten. 19 Jahre nach Inkrafttreten
steht das EU-Wasserschutzgesetz insgesamt auf dem Prüfstand. Aktuell
findet der sogenannte 'Fitness Check' statt, bei dem die
Mitgliedstaaten, Industrie- und Umweltverbände, aber auch die
Öffentlichkeit eingebunden werden. Dabei droht die Gefahr, dass eine
Reform zu einer deutlichen Schwächung des Wasserschutzes führt. So
fordert zum Beispiel der Bund der deutschen Industrie (BDI), dass
weniger strenge Regeln gelten sollen und Ausnahmeregelungen auch aus
wirtschaftlichen Gründen möglich sein sollen.

Und der WWF und andere Umweltverbände? "Finger weg von der
Wasserrahmenrichtlinie!" - Das ist unsere klare Forderung. Wenn es
einem Patient schlecht geht, bringt es schließlich auch nichts, wenn
Ärzte die Definition von Krankheit einfach verändern. Daher muss die
Richtlinie in ihrer bestehenden Form erhalten bleiben und besser und
ambitionierter umgesetzt werden. Umweltverbände und NaturschützerInnen
sind sich einig: Die WRRL ist ein gutes Gesetz, dass in der Lage ist,
die deutschen und europäischen Seen, Flüsse und unser Grundwasser zu
bewahren. Wir brauchen dafür endlich den politischen Willen, die Ziele
der Richtlinie zu erfüllen und die dringend notwendigen
Schutzmaßnahmen anzugehen. Wer stattdessen über die Aufweichung der
WRRL verhandelt, spielt mit der Qualität unserer Gewässer.

Eine breite Allianz verschiedener Organisationen will die Bevölkerung
für den Wert naturnaher Flüsse sensibilisieren und in ganz Europa für
die Teilnahme an der öffentlichen Befragung zur WRRL mobilisieren. Die
EU-Gesetzgebung ist entscheidender Motor für den Schutz unserer
Flüsse. Daher ist entscheidend, dass sich möglichst viele
EU-BürgerInnen daran beteiligen.


Autorin Beatrice Claus ist Referentin für Ästuare und
Flusspolitik beim WWF Deutschland.


Den Flüssen und Seen eine Stimme geben:

Sauberes Wasser und lebendige Gewässer sind nicht verhandelbar,
sondern ererbte Güter, die geschützt, verteidigt und entsprechend
behandelt werden müssen. Dafür braucht es einen breiten Rückhalt in
der Bevölkerung. Auch Sie können uns dabei unterstützen. Machen Sie
mit bei der Aktion 'Protect Water' und appellieren Sie an die
EU-Kommission, unser Grundwasser, unsere Seen und Flüsse zu schützen!
Ihre Stimme für unser Wasser auf wwf.de/protect-water.


Anmerkung:

1. https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Report-Zustand-der-Gewaesser-Deutschland-Langfassung.pdf


Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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Blaues Band Deutschland

Auf dem Weg zu einem Biotopverbund?

von Laura von Vittorelli



Mit dem Blauen Band Deutschland hat die Bundesregierung beschlossen,
einen national bedeutenden Biotopverbund an Flüssen und Auen
schaffen.[1] Damit wird eine langjährige Forderung des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND) und anderen Umwelt- und
Naturschutzverbänden anerkannt: Flüsse sind keine Wasserstraßen,
sondern vielfältige Lebensräume, Lebensadern unserer Landschaften,
Zentren der Biodiversität, Orte der Ruhe und Erholung. Vorgesehen sind
im Bundesprogramm umfangreiche Renaturierungen an den
Nebenwasserstraßen sowie die Schaffung von ökologischen Trittsteinen
in Kernnetzen, um einen Biotopverbund zu schaffen. Bis intakte Flüsse
und ihre Auen durchgängig einen solchen Biotopverbund bilden, ist es
noch ein weiter Weg.


Vorbild für dieses Netz an Lebensräumen ist das Grüne Band
entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze. 1989 vom BUND initiiert,
ist das 1.400 Kilometer lange Grüne Band bis dato der einzige
länderübergreifend realisierte Biotopverbund Deutschlands.

Der besorgniserregende Zustand der Bundeswasserstraßen

Alle größeren Flüsse Deutschlands sind - zumindest in Teilbereichen -
Bundeswasserstraßen. Über die letzten Jahrhunderte wurden die Flüsse
begradigt, Ufer befestigt, Fahrrinnen vertieft, Teilstrecken
aufgestaut. Flüsse wurden nicht mehr als wertvoller Lebensraum
betrachtet, sondern als Transportweg. Möglichst viele Gütertonnen
ganzjährig verschiffen zu können war das Ziel. So wurden aus Flüssen
Wasserstraßen, und der Begriffswandel prägte auch den Umgang mit
diesem einzigartigen Ökosystem.

Die Bundeswasserstraßen bilden im Inland heute ein Verkehrsnetz von
rund 7.300 Kilometern. Rund 5.300 Kilometer Flussstrecke sind dabei
für das Blaue Band relevant. Künstliche Wasserstraßen wie Kanäle
werden überwiegend nicht erfasst, da sie für Renaturierungen nicht
geeignet sind. Der Bundesverkehrswegeplan 2030 unterteilt die
Bundeswasserstraßen abhängig vom jährlichen Güterverkehrsaufkommen in
Haupt- und Nebenwasserstraßen. Bei Letzteren ist das Transportvolumen
unter 600.000 Tonnen pro Jahr - aber oftmals findet bei den
Nebenwasserstraßen schon seit Jahrzehnten gar kein Gütertransport mehr
statt.

Zielerreichung Wasserrahmenrichtlinie?

Alle europäischen Mitgliedstaaten haben sich verpflichtet, bis 2015
alle Flüsse und Gewässer in einen guten ökologischen Zustand zu
bringen. Deutschland verfehlte dieses Ziel, insbesondere an den
Flüssen: Lediglich 7 Prozent erfüllen die Vorgaben, im Bereich der
Bundeswasserstraßen sind es noch weniger. Spätestens bis 2027 müssen
die Maßnahmen zur Zielerreichung umgesetzt sein. Davon ist man an den
Bundeswasserstraßen noch weit entfernt. 18 Jahre nach Verabschiedung
der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind an den Bundeswasserstraßen die
Zuständigkeiten zur Umsetzung dieses wichtigsten europäischen
Gewässerschutzgesetzes zwischen Bund und Ländern immer noch nicht
vollständig geklärt. Es besteht ein massiver Umsetzungsstau. Der BUND
und NABU haben wegen diesem und anderen Rechtsverstößen im Sommer 2017
eine Beschwerde bei der Kommission der Europäischen Union (EU)
eingelegt.[2] Ein Gesetz zur Klärung der Zuständigkeiten ist diese
Legislaturperiode geplant. Zwar wird die WRRL als "wichtige Säule des
Bundesprogramms Blaues Band"[3] bezeichnet, jedoch ist dies nicht
Kernziel des Programms. Es muss aber sichergestellt werden, dass die
Ziele der WRRL rechtzeitig erreicht werden - nur so können auch die
Ziele des Bundesprogramms erreicht werden, denn gesunde Gewässer sind
essentiell für erfolgreiche Renaturierungen und einen funktionierenden
Biotopverbund.

Die Bedeutung der Auen

Der naturbelassene Fluss bildet mit den bei Hochwasser überschwemmten
Auen eine ökologische Einheit. Die damit einhergehende Vielfalt der
Lebensräume begünstigt das Vorkommen hochspezialisierter Pflanzen- und
Tiergesellschaften. Doch sind unsere großen Flüsse heute durch den
Deichbau weitgehend von ihren Auen abgeschnitten. Nach dem 2009
veröffentlichten Auenzustandsbericht des Bundesamtes für Naturschutz
(BfN) sind an vielen Abschnitten des Rheins, der Elbe, der Donau und
Oder nur noch 10 bis 20 Prozent der ursprünglichen Auen vorhanden und
auch meist stark verändert.4 Dies hat nicht nur dramatische Verluste
der biologischen Vielfalt zur Folge, es gehen auch für die
Gesellschaft relevante Ökosystemfunktionen verloren: Naturnahe Auen
bieten einen natürlichen Hochwasserschutz, halten Nähr- und
Schadstoffe sowie Treibhausgase zurück, liefern Nahrungsmittel und
Holz und dienen uns als Raum für Naturbeobachtung, Sport und Erholung.

Durch ihre hohe Dynamik, Standort- und Lebensraumvielfalt und die
natürliche Verbundfunktion sind intakte Auen und Flusssysteme Kernraum
und Verbundachse zugleich - grünblaue Lebensadern der Biodiversität.
Daher spielen Flusslandschaften eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung
des länderübergreifenden Biotopverbunds, welcher im
Bundesnaturschutzgesetz gefordert und im Bundeskonzept Grüne
Infrastruktur beschrieben wird. Voraussetzung dafür ist, dass wir in
Zukunft Gewässerlauf, Ufer und Auen als Einheit begreifen und unsere
Flusslandschaften als ein gesamtes, miteinander verbundenes System
betrachten.

Chance Blaues Band Deutschland

Der Grundstein für das Bundesprogramm Blaues Band wurde bereits in der
18. Legislaturperiode (2013-2017) gelegt: Die Regierungsparteien
hatten sich im Koalitionsvertrag verpflichtet, ein Bundesprogramm
'Blaues Band Deutschland' zu schaffen, um die Renaturierung von
Fließgewässern und Auen zu fördern. Das Bundesprogramm sieht vor,
Fließgewässer, die als Nebenwasserstraßen eingestuft sind, und ihre
Auen umfangreich zu renaturieren. An den Nebenwasserstraßen sollen
dazu unter Einbeziehung der Öffentlichkeit Entwicklungskonzepte
erstellt werden. Aus Umweltverbandssicht wären solche
Entwicklungskonzepte auch an Hauptwasserstraßen sinnvoll, auch wenn an
diesen nur ökologische Trittsteine entstehen sollen. Zu begrüßen ist,
dass nun endlich ökologische Leitbilder in Ausbau und Unterhaltung der
Bundeswasserstraßen integriert werden sollen. Dazu ist Deutschland
aufgrund der WRRL auch verpflichtet. Zudem wurde im '8-Punkteprogramm
zur Umsetzung des Blauen Bands' festgehalten, dass eine eindeutige
Klärung der Zuständigkeiten und Kompetenzen an den Bundeswasserstraßen
gesetzlich erfolgt. Wie oben erläutert ist dies, nicht nur für die
Umsetzung des Bundesprogramms, sondern auch in Hinblick auf den
Umsetzungsstau der WRRL, sehr zu begrüßen. Das 8-Punkte-Programm sieht
zudem die Einbeziehung der Flächen der öffentlichen Hand und
regelmäßige Erfolgskontrollen vor.

Zudem soll ein Fachkonzept Nationaler Biotopverbund Gewässer und Auen
erstellt werden und ein nationales Förderprogramm Auen. Was bisher zum
Förderprogramm bekannt geworden ist, ist sehr zu begrüßen. So können
verschiedene Träger, darunter auch Naturschutzverbände, Förderungen
beantragen. Dadurch können Vorstudien bis zu 100 Prozent gefördert
werden, das Projekt bis 75 Prozent. Auch ist zu begrüßen, dass
Moderation und Öffentlichkeitsarbeit förderfähig sind. Die Stärkung
des gesellschaftlichen Bewusstseins zur Bedeutung intakter
Flusslandschaften sollte essentieller Bestandteil jedes Projekts sein.
Auch wäre wünschenswert, wenn bei der Projektauswahl darauf geachtet
werden würde, dass (zumindest in der Summe der Projekte) klar
quantifizierbare Verbesserung der Auen nachweisbar sind. Dafür ist
wichtig, dass eine Ex ante- und eine Ex post-Evaluation des Zustands
erfolgt. Förderfähig sollten auch die anschließenden Pflegemaßnahmen
nach Beendigung des Projekts sein.

Ausblick

Nächstes Jahr werden 30 Jahre Grünes Band gefeiert. Was erhoffen wir
uns von einer 30 Jahre-Blaues Band-Feier?

Das Bundesprogramm wird dann kurz vor seinem prognostizierten
Abschluss 2050 stehen, aber wegen seines großen Erfolgs fortgeführt
werden. Die Gewässerqualität hat sich in der Zeit stark verbessert, da
der Bund, aber auch die Länder und die EU eingesehen haben, dass nur
mit umfangreichen Sofortmaßnahmen die Ziele der WRRL erreicht werden
können. Dies war essentiell für die Umsetzung des Bundesprogramms,
denn Renaturierungsmaßnahmen zeigen nur Erfolg, wo auch das Umfeld -
bspw. Nährstoffbelastung, Schadstoffbelastung, Verbauungen flussauf
und -abwärts, stimmen. Aber nicht nur Flora und Fauna profitieren,
sondern auch die Menschen, z. B. durch unbesorgtes Badevergnügen und
naturverträgliche Naherholung. Der Widerstand gegen Deichrückverlegung
ist verschwunden, wie auch die Erfolge bei Hochwasser allgemein
sichtbar werden. Diskussionen über einen unnötigen Flussausbau, wie
wir sie bspw. heute noch an der Elbe erleben, wurden rasch ad acta
gelegt. Die Bundeswasserstraßen entwickelten sich wieder zu Flüssen
und sind als solche wieder in das Zentrum des Lebens der Menschen
gerückt.

Damit es so weit kommen kann, braucht das Bundesprogramm ausreichende
und konstante Unterstützung - politisch wie finanziell. Es geht jetzt
darum, die ersten Projekte anzustoßen und die Menschen mitzunehmen.


Autorin Laura von Vittorelli arbeitet beim Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) als Leiterin der
Gewässerpolitik.


Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.


Anmerkungen

1. https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/WS/blaues-band-broschuere-bundesprogramm.pdf?__blob=publicationFile

2. https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/umweltverbaende-bund-und-nabu-reichen-beschwerde-bei-der-eu-kommission-ein-deutsche-planungen-zum-ge/

3. https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Binnengewaesser/bundesprogramm_blaues_band_bf.pdf

4. https://www.bfn.de/themen/gewaesser-und-auenschutz/bundesweiter-auenschutz/auenzustand.html
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STANDPUNKT/1069: Rechtsextreme Ideologien - Umweltschutz ist auch Heimatschutz? (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2018

Umweltschutz ist auch Heimatschutz?

Was rechtsextreme Ideologien mit Natur- und Umweltschutz zu tun haben

von Yannick Passeick



In Deutschland werden Umweltpolitik und ökologisches Denken oft mit
alternativen Lebensweisen und einem emanzipatorischen
Demokratieverständnis verbunden. Doch diese Annahme trifft nur bedingt
zu. Denn seit seiner Entstehung ist der Natur- und Umweltschutz oft
mit völkisch-nationalistischem und faschistischem Gedankengut
verbunden. Die Vereinnahmung dieser Themen von extrem Rechten muss
rechtzeitig erkannt und deutlich abgelehnt werden.


In der Hochphase der Proteste rund um den Hambacher Wald war auf
der Webseite der neonazistischen Kleinpartei 'Der III. Weg' eine
Solidarisierungserklärung mit den AktivistInnen zu lesen: "Wir vom
'III. Weg' stehen ebenfalls auf der Seite der Umweltaktivisten und
sagen ganz klar 'Nein' zur Rodung eines solch denkwürdigen Abbilds der
Natur mit ihrer Vollkommenheit. Umweltschutz ist Heimatschutz. Wir
stehen für den Schutz unserer Heimat!"[1]

Liest man den gesamten Artikel und denkt sich allzu pathetische
Begriffe und Bezüge auf die schützenswerte "deutsche Heimat" weg,
könnte dieser auch von einer demokratischen Organisation geschrieben
worden sein. Die Forderungen in Bezug auf Alternativen zum
Braunkohleabbau und dem Erhalt des Waldes sind nahezu deckungsgleich.
Dass sich die extreme Rechte mit dem Natur- und Umweltschutz
auseinandersetzt, sollte eigentlich niemanden überraschen, denn die
Parole "Umweltschutz ist Heimatschutz" hat eine lange Tradition und
wird als ihr ureigenes Thema angesehen.

Die Heimatschutzbewegung

Als es im Deutschen Reich gegen Ende des 19. Jahrhunderts im Zuge von
Industrialisierung, Urbanisierung und Landflucht zu sichtbaren
Auswirkungen auf die Natur und Umwelt kam, entstand als erste
Naturschutzbewegung die sogenannte Heimatschutzbewegung. Die zentralen
AkteurInnen um den Komponisten Ernst Rudorff hingen einem romantischen
Verständnis von Landschaft, Natur und Landwirtschaft nach. Sie sahen
den Verlust der kleinbäuerlichen Idylle im massiven Wachstum der
Städte als großes Problem an und setzten sich für eine Rückbesinnung
auf frühere Zeiten ein. Die konservativen HeimatschützerInnen sorgten
sich aber nicht nur um die Natur, sondern in einem größeren Kontext um
die Heimat, welche eine Verbindung von "Volk" und "Raum" bedeutete.
Sie gingen davon aus, dass die Umgebung (Raum) das in ihr lebende
"Volk" prägte und andersherum. Das heißt, die "Volksseele" ist
untrennbar mit der Landschaft und Natur verbunden und das "deutsche
Volk" würde bei einer Zerstörung der Natur auch erheblichen Schaden
nehmen oder sogar untergehen. Im Sinne der "Arterhaltung" wurde sich
zu der Zeit stark an sozialdarwinistischen Theorien, die besonders
prominent durch den Biologen Ernst Haeckel verbreitet wurden, bedient.
Da sich Menschen und auch "Völker" in einem ewigen "Kampf ums Dasein"
befinden würden, müssen die Umwelteinflüsse auf eine Schädigung des
eigenen "Volkes" reduziert werden.

Diese Vorstellung vom Schutz der Heimat wendete sich auch gegen ein
entstehendes Proletariat in den Städten und emanzipatorische
Bestrebungen, die als widernatürlich kleingehalten werden sollten.
Ebenso spielten antisemitische Motive in die Vorstellung hinein:
Jüdische Menschen wurden nicht als Teil des "deutschen Volkes"
betrachtet und ihnen daher auch der Bezug zum respektvollen Umgang mit
der Natur abgesprochen. Bei der Gründung des 'Bund Heimatschutz' im
Jahre 1904 wurden dementsprechend dann auch keine Frauen oder Juden
zugelassen.

Im weiteren Verlauf bis 1933 gab es verschiedene emanzipatorische
Bewegungen, die sich mit Fragen des Natur- und Umweltschutzes
auseinandersetzten, wie zum Beispiel die Naturfreunde, vereinzelte
Jugendbünde oder Teile der Lebensreformbewegung. Doch den stärksten
Einfluss auf politische EntscheidungsträgerInnen hatten stets völkisch
orientierte AkteurInnen, die Naturschutz als Heimatschutz verstanden.

Die Nazis und das Reichsnaturschutzgesetz

Die Übergänge von der Heimatschutzbewegung in das NS-Regime waren
sowohl personell als auch konzeptionell fließend. Die Grundvorstellung
von einer organisch gewachsenen Verbindung von Mensch und Umgebung
ließen sich problemlos in die "Blut-und-Boden"-Ideologie der
NationalsozialistInnen einfügen. Die Parteispitze um Hermann Göring
erkannte früh die ideologischen Überschneidungen und band führende
Naturschützer um Hans Klose in den Staatsapparat ein, und beauftragte
den Entwurf eines Reichsnaturschutzgesetzes, welches dann auch 1935 in
Kraft trat.[2]

Im Zuge des "Generalplan Ost", also der systematischen Vertreibung und
Ermordung der Bevölkerung in den eroberten Gebieten im Osten, sollte
"Lebensraum" für das "deutsche Volk" geschaffen werden. Da es sich
dabei allerdings nicht um den an das "Blut" gebundenen Boden handelte,
setzten die NationalsozialistInnen sogenannte
"Reichslandschaftsanwälte" wie Alwin Seifert, Reinhold Tüxen und
Heinrich Wiepking-Jürgensmann für die Umgestaltung der Landschaft nach
deutschem Vorbild ein. Der Gedanke dahinter war, dass für die
Schaffung eines neuen deutschen Menschen auch die entsprechenden
Bedingungen wie Heckenlandschaften und Wälder gegeben sein müssten.
Genannte Männer bekleideten nach 1945 Lehrstühle und prägten die
Inhalte ihrer Disziplinen federführend mit.

Grüne Protestbewegungen in der Bundesrepublik

Die Umweltbewegung der 1970er und 1980er Jahre wird gemeinhin als
politisch links verortet und spätestens mit der Parteigründung der
Grünen wird Umweltschutz als irgendwie "linkes" Thema wahrgenommen.
Aber auch hier waren und sind stets extrem rechte Gruppierungen und
Personen involviert. Das lässt sich exemplarisch am 'Weltbund zum
Schutz des Lebens' (WSL) und dessen enger Verknüpfung zur
Schulungsstätte 'Collegium Humanum' zeigen. Der WSL wurde 1958
gegründet, sammelte ehemalige NS-Kader in seinen Reihen und setzte
sich früh gegen Atomkraft und Pflanzengifte ein. Eng mit dem WSL
verbunden war der Gründer des Collegium Humanum, Werner Georg
Haverbeck, ein Vertrauter von SS-Führer Heinrich Himmler. Im Collegium
Humanum fanden zahlreiche Kongresse zu umweltpolitischen Themen mit
völkischer Ausrichtung statt und auch Treffen zur Formierung erster
grüner Listen wurden dort abgehalten. So kam es auch, dass bei der
grünen Parteigründung zunächst Rechtsextreme wie Haverbeck und Herbert
Gruhl gemeinsam mit kommunistischen Gruppen zusammenarbeiteten. Diese
Formierung bleib jedoch nicht lange bestehen und die völkisch
orientierten UmweltschützerInnen gründeten die Ökologisch
Demokratische Partei (ÖDP). Ab dem Zeitpunkt richteten sich die Grünen
radikal nach links und ökologische Themen gelten seitdem als "linke"
Themen. Es hätte aber theoretisch auch anders kommen können.

Wiederaneignung des Natur- und Umweltschutzes von rechts

Die Besetzung ökologischer Themen von links stößt sowohl bei Neonazis
in der NPD oder dem III. Weg, aber auch bei der sogenannten "Neuen
Rechten" um das Institut für Staatspolitik, den Antaios-Verlag und die
Identitäre Bewegung auf großes Missfallen. Ein wenig lässt sich damit
auch das primäre Feindbild der Rechten erklären. Ob in Publikationen,
Sozialen Medien oder Redebeiträgen: Die Grünen werden meistens am
heftigsten attackiert. Das liegt einerseits an der Besetzung des als
rechts verstandenen Themas und andererseits an dem emanzipatorischen
Gesellschaftsverständnis, was Rechtsextreme als "widernatürlich"
bezeichnen. In Konzepten wie des "Ethnopluralismus", einer
modernisierten Form der "Blut und Boden"-Ideologie finden sich die
gleichen Elemente der Verbindung von Menschen und ihrer Umgebung in
traditionellen Gesellschaftsformen wieder. Dort wird Migration als
umweltschädigend abgelehnt und Rassismus als naturgegeben
gerechtfertigt. Wichtig ist uns darauf hinzuweisen, dass die extreme
Rechte heute Naturund Umweltschutzthemen nicht nur benutzt, um ihre
menschenrechtsverachtende Ideologie in die Mitte der Gesellschaft zu
bringen, sondern dass sie sich wirklich um die Natur und teilweise
auch um die Umwelt sorgen. Nur ist dieses Verständnis eben eines, was
dem historischen Heimatschutz entspricht und damit antidemokratisch
und rassistisch ist.

Interessant ist in diesem Kontext die Leugnung des menschengemachten
Klimawandels, die sich durch sämtliche rechtspopulistische oder
rechtsextreme Spektren zieht. Die globale Ausrichtung von Fragen der
Klimagerechtigkeit wird als universalistische Ideologie, mit dessen
Hilfe dem Globalen Norden Schaden zugefügt wird, abgelehnt.

Wenn sich nun also der III. Weg mit den Protesten im Hambacher Wald
solidarisiert, ist das auf eine gewisse Weise ernst gemeint, aber
sollte als Versuch einer Besetzung des Umwelt- und Naturschutzes
verstanden und jegliche Zusammenarbeit abgelehnt werden. Globale und
demokratische Bestrebungen für Naturschutz und Klimagerechtigkeit
lassen sich nicht mit Heimatschutzgedanken vereinbaren.


Autor Yannick Passeick ist Bildungsreferent bei FARN,
einer Fachstelle der Naturfreunde und Naturfreundejugend Deutschlands,
die die historischen und aktuellen Verknüpfungen des deutschen
Naturund Umweltschutzes mit extrem rechten und völkischen Strömungen
untersucht und Information, Beratung und Qualifikation anbietet.


Anmerkungen

1. https://der-dritte-weg.info/2018/09/kampf-um-den-hambacher-forst/

2. Joachim Radkau/Frank Uekötter (Hg., 2003): Naturschutz und
Nationalsozialismus (Geschichte des Natur- und Umweltschutzes, 1).
Frankfurt a. M./New York.
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BILDUNG/3311: Humboldt und die Bergwelt im Klimawandel - Halle (Saale), 12.2., anmelden bis 12.2.


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 30.01.2019

Humboldt und die Bergwelt im Klimawandel



Das Wirken des Universalgelehrten und Leopoldina-Mitglieds Alexander
von Humboldt hinterließ in der Wissenschaft und Philosophie weltweit
zahlreiche Spuren. Anlässlich des 250. Geburtstags von Humboldt lädt
die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina zur
Festveranstaltung "Humboldt und die Berge - Die Auswirkungen des
Klimawandels auf ein bedrohtes Ökosystem" nach Halle (Saale) ein.


	"Humboldt und die Berge - Die Auswirkungen des Klimawandels auf ein bedrohtes Ökosystem"

	Öffentliche Veranstaltung zum 250. Geburtstag von Alexander von Humboldt

	Dienstag, 12. Februar 2019, 16.30 bis 19.00 Uhr

	Festsaal der Leopoldina

	Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)



Während seiner Expedition nach Südamerika trug Alexander von Humboldt
unzählige wissenschaftliche Daten über die Gebirgszüge der nördlichen
Anden zusammen. Als er im Jahr 1802 den damals als höchsten Berg der
Welt geltenden Chimborazo im heutigen Ecuador bestieg, vermerkte er
detailliert, welche Pflanzen auf welcher Höhe und unter welchen
Bedingungen wuchsen.

Seit der Expedition Humboldts vor über 200 Jahren hat sich die
Pflanzenwelt am Chimborazo dramatisch verändert: Die Vegetationsstufen
haben sich inzwischen um rund 500 Meter bergauf verschoben. Der
Gletscherrand des Vulkans liegt ebenfalls fast 500 Meter höher als zu
Humboldts Zeiten. Diese bereits heute sichtbaren Auswirkungen des
Klimawandels verdeutlichen eindringlich, welchen Bedrohungen die
Ökosysteme vieler Bergregionen ausgesetzt sind.

Ausgehend von Humboldts Naturverständnis, in dem vom Kleinsten bis zum
Größten alles miteinander verbunden ist, befasst sich die
Veranstaltung der Leopoldina mit der Bedeutung von Humboldts
Erkenntnissen für die heutige Forschung. Sie fragt, was die
Wissenschaft zum Schutz und Erhalt des Natur- und Lebensraums Gebirge
beitragen kann und unter welchen Bedingungen eine nachhaltige
Entwicklung der Bergwelt angesichts des Klimawandels noch möglich ist.

Alexander von Humboldt war ein deutscher Naturforscher und Entdecker.
Er gilt als einer der letzten großen Universalgelehrten und stand im
weltweiten Austausch mit den größten Wissenschaftlern seiner Zeit.
Sein Werk hatte großen Einfluss auf Wissenschaft und Philosophie,
seine Forschungsreisen eröffneten Einsichten in zum Teil noch
unbekannte Welten. Nach Humboldt sind zahlreiche Tiere und Pflanzen,
aber auch Berge und Städte benannt. Die Leopoldina wählte Alexander
von Humboldt 1793 zu ihrem Mitglied.

Die Veranstaltung ist öffentlich und findet in deutscher und
englischer Sprache mit Simultanübersetzung statt. Der Eintritt ist
frei. Um eine Anmeldung bis zum 12. Februar 2019 wird gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/de/veranstaltungen/veranstaltung/event/2624/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news709730

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 30.01.2019
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TOUR/7400: Mönchengladbach - Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel", 17.02.19


Stadt Mönchengladbach

17. Februar: Mittelalter-Tour - Von Spießbürgern, Bauern und
Diebesgesindel



Eine spannende Zeitreise in die Stadtgeschichte bietet die
Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am
Sonntag, dem 17. Februar. Die zweistündige Tour startet um 15 Uhr an
der Busspur des Parkplatzes Geroweiher am Treffpunktschild "Stadt-
Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich (8 Euro für Erwachsene, 4
Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro
Buchung). Buchungen sind beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5. Februar 2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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EUROPA/191: Wasserrecht (Italien) - Kommission verabschiedet Text zur erneuten Veröffentlichung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 5. Januar 2019

Wasserrecht (Italien): Kommission verabschiedet Text zur 
erneuten Veröffentlichung

Vom Forum Italiano dei Movimenti per l'Acqua, Italien, 4. Februar 2019



Heute hat der Umweltausschuss der Abgeordnetenkammer beschlossen, dass
die Diskussion über die Wasserwirtschaft nur noch über den
Gesetzentwurf "Bestimmungen über die öffentliche und partizipative
Bewirtschaftung des integralen Wasserkreislaufs" fortgesetzt wird,
indem der andere Gesetzentwurf, der zuerst von Chiara Braga,
Abgeordnete des PD - Partito Democratico (Demokratische Partei)
unterzeichnet wurde, endgültig aufgehoben wird.

Wir sind sehr zufrieden mit diesem Schritt, der die richtige Richtung
aufzeigt, in welche das Parlament gehen sollte. Wir möchten daran
erinnern, dass dieses Gesetz auf einem Bürgerinitiativgesetz aus dem
Jahr 2007 beruht, welches vom Italienischen Forum der Bewegungen für
Wasser [1] mit über 400.000 Unterschriften vorgelegt wurde, und dann
in der letzten Legislaturperiode mit Unterstützung der
parlamentarischen Gruppe für das Gemeinwohl im Wasserbereich
hinterlegt wurde. Anschließend wurde es weiter aktualisiert und in
dieser Legislaturperiode hinterlegt, unterzeichnet von mehreren
Mitgliedern der M5S [2] (Fünf-Sterne-Bewegung).

Dies scheint uns ein gutes Zeichen zu sein, denn der Ausschluss des
anderen Textes bedeutet in der Tat, den Versuch der Demokratischen
Partei und anderer politischer Kräfte abzulehnen, die Diskussion über
dieses Gesetz zu nutzen, um das Privatisierungsprojekt durch die
Vorlage eines Gesetzes fortzusetzen, das im Wesentlichen die
Aufrechterhaltung des Status quo verfolgt und daher eine weitere
unverhohlene und schamlose Missachtung des Ergebnisses des Referendums
ist.

Generell hoffen wir, dass die heutige Abstimmung eine Übernahme von
Verantwortung darstellt, beginnend mit der Mehrheit der Regierung, im
Hinblick auf die dringende Notwendigkeit, unserem Land einen
einheitlichen Rechtsrahmen für das Gemeingut Wasser zur Verfügung zu
stellen. Dazu gehören die Einführung von Modellen der öffentlichen und
partizipativen Verwaltung der Wasserversorgung, die sofortige
Wiederveröffentlichung sowie der Abzug der entsprechenden Befugnisse
von der ARERA, der Regulierungsbehörde, die in den letzten Jahren
gezeigt hat, dass sie die Interessen der Unternehmen und nicht der
Nutzer schützt.

Deshalb fordern wir das Parlament auf, die Diskussion über unseren
Gesetzentwurf zügig fortzusetzen, bis er ohne Verdrehungen angenommen
wird, ganz im Sinne des Willens des Volkes, der von der absoluten
Mehrheit des italienischen Volkes in den Referenden im Jahr 2011
deutlich zum Ausdruck gebracht wurde. Denn wieder einmal schreibt man
Wasser, aber man liest Demokratie.


Übersetzt von Lorenzo Molinari, Pressenza Budapest


Anmerkungen:

[1] http://www.acquabenecomune.org/

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/MoVimento_5_Stelle


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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TRANSMITTER/307: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 05.02.2019 (Pabel-Moewig)




Liebe Leserinnen und Leser,

noch zehn Tage bis PERRY RHODAN 3000! In der Redaktion liegt der
gedruckte Roman bereits vor, auch das E-Book und das Hörbuch sind
fertig. Wir stehen quasi in den Startlöchern und sind schon sehr
gespannt, wie der Jubiläumsband bei euch ankommen wird.

Lese- und Hörprobe sind online

Für alle, denen die Zeit bis zum 15. Februar zu lang ist, haben wir
die Lese- und die Hörprobe vom Jubiläumsband hochgeladen. Zu finden
sind diese unter www.band3000.de

Pressearbeit rund um PERRY RHODAN 3000

Momentan geben sich die Pressevertreter in der PERRY RHODAN-Redaktion
die Klinke in die Hand. In der vergangengenen Woche war Patrick
Neumann vom SWR zu Besuch und machte einen Beitrag für das Radio.
Hier kann man sich den Beitrag anhören. Auch das SWR-Fernsehen
berichtete am 30. Januar 2019 in SWR Aktuell über die größte
Science-Fiction-Serie der Welt. Diese Sendung kann man sich hier
herunterladen und anschauen. Gestern war Christian Wehrschütz vom ORF
in Rastatt. Er interviewte unseren Chefredakteur Klaus N. Frick sowie
den Exposéautor Christian Montillon. Außerdem wurde in der Druckerei
gedreht. Dort fand gestern die Endverarbeitung von PERRY RHODAN 3000
statt. Den Ausstrahlungstermin geben wir noch bekannt.

Und hier zwei TV-Tipps für die kommenden Tage: Arndt Drechsler ist
heute ab 16:15 Uhr zu Gast bei "Wir in Bayern" im Bayerischen
Rundfunk. Ein Beitrag über Michelle Stern ist am 7.
Februar 2019 ab 22:45 Uhr in der Sendung "Kunscht!" im SWR-Fernsehen
zu sehen. 

Signierstunden am 15. Februar 2019

Am Erscheinungstermin von PERRY RHODAN 3000 gibt es zahlreiche
Signierstunden mit PERRY RHODAN-Teamautoren und dem Titelbildzeichner
von Band 3000, Arndt Drechsler.

Hier eine kleine Übersicht:

Hamburg: Kai Hirdt, ab 16:00 Uhr bei Presse & Buch im Hamburger
Hauptbahnhof (in der Wandelhalle). 

Leipzig: Arndt Drechsler, ab 16:00 Uhr in der Buchhandlung Ludwig im
Leipziger Promenaden Hauptbahnhof (gegenüber von Gleis 11).

Mainz: Michelle Stern, ab 16:00 Uhr im "Virgin" im Mainzer
Hauptbahnhof (1. Obergeschoss). 

Mannheim: Verena Themsen, ab 11:00 Uhr in der Schmitt & Hahn
Bahnhofsbuchhandlung im Mannheimer Hauptbahnhof (Erdgeschoss).

München: Susan Schwartz, ab 16:00 Uhr in der Press & Books
Bahnhofsbuchhandlung im Münchner Hauptbahnhof (Einkaufsbahnhof,
nördlicher Quergang).

Nürnberg: Hubert Haensel, ab 16:00 Uhr in der Schmitt & Hahn
Bahnhofsbuchhandlung im Nürnberger Hauptbahnhof (Mittelhalle).

Veranstaltungstipps

9. Februar 2019: "PERRY RHODAN 3000" in München - ausverkauft

15. Februar 2019: zahlreiche Signierstunden

21. bis 24. März 2019: Leipziger Buchmesse

25. bis 26. Mai 2019: PERRY RHODAN-Tage Osnabrück

14. September 2019: 3. BrühlCon

28. bis 29. September 2019: 12. Science-Fiction-Treffen im Technik Museum Speyer

19. Oktober 2019: BuchmesseCon in Dreieich-Sprendlingen

Nun wünsche ich euch allen eine galaktische Zeit.

Ad Astra! 

Eure Katrin Weil 

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2019 
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